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0. Vorbericht 

0.1 Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt 

Dortmund 

0.1.1 Managementübersicht 

Als Ergebnis der überörtlichen Prüfung der Stadt Dortmund stellt die gpaNRW nachfolgend die 

Haushaltssituation sowie die wesentlichen Handlungsmöglichkeiten der einzelnen Handlungs-

felder dar. 

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage 1 aufgeführt. Die 

Reihenfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Verschiedene Krisen belasten seit einigen Jahren die städtischen Haushalte und beeinflussen 

gegebenenfalls auch die in dieser überörtlichen Prüfung betrachteten Handlungsfelder. Soweit 

möglich, haben wir die Auswirkungen in den Teilberichten thematisiert. 

Die Haushaltssituation der Stadt Dortmund hat sich im Betrachtungszeitraum 2019 bis 2023 

positiv entwickelt. Die Stadt konnte in allen Jahren Jahresüberschüsse ausweisen und so ihre 

interkommunal vergleichsweise gute Eigenkapitalausstattung erhöhen. Dennoch sieht die 

gpaNRW einen steigenden Konsolidierungsbedarf. Begründet ist dieser durch durchgängige 

Fehlbeträge in der Ergebnisplanung der Stadt sowie überdurchschnittliche Gesamtverbindlich-

keiten, die voraussichtlich weiter ansteigen werden.  

Positive Aspekte ergibt die Betrachtung der Haushaltssteuerung. Die Haushaltstransparenz 

profitiert davon, dass die Stadt restriktiv mit Ermächtigungsübertragungen umgeht und den 

Großteil ihrer investiven Ermächtigungen tatsächlich realisiert. Positiv sieht die gpaNRW auch, 

dass die Stadt Dortmund Regelungen für ihr Kredit- und Anlagemanagement getroffen hat und 

Maßnahmen ergriffen hat, um ihr Fördermittelmanagement zu optimieren. Um sich nachhaltig 

auszurichten, hat die Stadt verschiedene Masterpläne entwickelt. Mit einem Wirkungsmonitor 

überprüft die Stadt Dortmund anhand von Kennzahlen, ob sie ihre politischen Ziele erreicht. Zu-

dem führt sie bei Investitions- und Beschaffungsentscheidungen regelmäßig Wirtschaftlichkeits-

untersuchungen durch.  

Mit ihrem Handlungsprogramm Klima-Luft 2030 strebt die Stadt Dortmund das Ziel an, bis 2035 

die Treibhausgasneutralität zu erreichen. Mit der nachhaltigen Mobilität und dem nachhaltigen 

Bauen hat sie darin für sich u.a. zwei Handlungsfelder definiert, die die gpaNRW im Rahmen 

dieser Prüfung näher betrachtet hat. Beim Mobilitätsmanagement legt die gpaNRW den Fokus 

auf die betriebliche Mobilität. Dort hat die Stadt Dortmund durch das Angebot von flexiblem und 

mobilem Arbeiten sowie rabattierten Jobtickets und Fahrradleasing gute Voraussetzungen dafür 

geschaffen, den Schadstoffausstoß durch Fahrten zur und während der Arbeit zu verringern. 

Ein hoher Anteil von Fahrzeugen mit alternativen Antrieben trägt ebenfalls dazu bei. 
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In der Gebäudewirtschaft wird deutlich, dass die Stadt Dortmund die Absicht verfolgt, ihrer ge-

setzlich vorgegebenen Vorbildfunktion in Bezug auf den Klimaschutz gerecht zu werden. Hier-

für hat sie umfangreiche Maßnahmen insbesondere im eigenen Gebäudebestand geplant und 

teilweise auch bereits umgesetzt. Konkret beziffert hat sie den hierfür erforderlichen Finanzbe-

darf allerdings noch nicht. Eine von der gpaNRW durchgeführte überschlägige Modellrechnung 

kommt zu dem Ergebnis, dass die Stadt Dortmund ihren bisherigen jährlichen Finanzmittelein-

satz fast verachtfachen müsste, um die Treibhausgasneutralität im eigenen Gebäudebestand 

bis 2035 erreichen zu können. Der bisherige Verlauf der gesamtstädtischen Treibhausgasbilanz 

zeigt, dass die Treibhausgas-Emissionen auf dem Dortmunder Stadtgebiet im Zeitraum 2012 

bis 2020 um rund 21 Prozent reduziert werden konnten. Die Stadt sollte regelmäßig anhand des 

weiteren Verlaufs realistisch bewerten, ob sie ihr ambitioniertes Ziel der Treibhausneutralität 

2035 erreichen kann und gegebenenfalls Anpassungen vornehmen.  

Eine immens wichtige Voraussetzung für eine effiziente Verwaltung ist eine gut aufgestellte In-

formationstechnik. In diesem Handlungsfeld erreicht die Stadt Dortmund mit durchschnittli-

chen IT-Kosten je Arbeitsplatz mit IT-Ausstattung durchweg sehr gute Ergebnisse. Bei allen be-

trachteten Teilaspekten erzielt sie bessere Ergebnisse als die meisten Vergleichsstädte oder 

sogar Bestwerte. Nennenswertes Potenzial zur Weiterentwicklung erkennt die gpaNRW noch 

beim Digitalisierungsniveau sowie beim Prozessmanagement. In beiden Bereichen ist die Stadt 

Dortmund bereits auf dem Weg, weitere Optimierungen umzusetzen. Dabei kann insbesondere 

die voranschreitende Digitalisierung auch in anderen Handlungsfeldern dazu beitragen, dass 

Aufgaben schneller und wirtschaftlicher erledigt werden können.  

Besonders deutlich wird dies in der Bauaufsicht. Die digitale Abwicklung der Baugenehmigun-

gen kann hier dazu beitragen, die Dauer der Genehmigungsverfahren zu verkürzen. Die Lauf-

zeiten von Bauanträgen sind in Dortmund bisher überdurchschnittlich lang. Eine hohe Personal-

fluktuation und eine überdurchschnittliche Fallbelastung der Sachbearbeitenden tragen dazu 

bei. Nachdem die Stadt Dortmund 2024 die ersten Baugenehmigungsverfahren vollständig digi-

tal abwickeln konnte, sollte sie zeitnah eine ausschließliche digitale Bearbeitung anstreben. Um 

die Laufzeiten zu verkürzen sollte sie außerdem die gesetzliche Rücknahmefiktion konsequent 

anwenden, sich auf notwendige Beteiligungen beschränken und auf die Beteiligung der Bezirks-

vertretungen verzichten. 

Bei der Bearbeitung von ordnungsbehördlichen Bestattungen ist die Stadt Dortmund sehr 

gut aufgestellt. Mit einem überdurchschnittlichen Personaleinsatz ermöglicht die Stadt eine 

rechtssichere Aufgabenerledigung und umfangreiche Ermittlungstätigkeiten. Durch vergleichs-

weise geringe Aufwendungen und eine hohe Kostendeckung durch Erträge erzielt sie einen in-

terkommunal niedrigen Fehlbetrag. Verbindliche Verfahrensstandards und der Einsatz eines ei-

genen Fachverfahrens, das auch dem Controlling dient, wirken sich hier positiv aus.  

Beim Kommunalen Krisenmanagement weist die Stadt Dortmund einen besseren Entwick-

lungsstand auf als die meisten Vergleichsstädte. Sie verfügt über einen gut ausgestatteten und 

qualifizierten Krisenstab. Die Stadt betreibt eine kontinuierliche Risikoermittlung, über deren Er-

gebnisse sie den Stadtrat regelmäßig informieren sollte. Sie hat gut geeignete Bewältigungs-

strategien entwickelt, die sie in einem Maßnahmenkatalog zusammenfassen sollte. Optimie-

rungspotenzial sieht die gpaNRW noch durch die Absicherung der Kraftstoffversorgung für  

Netzersatzanlagen sowie ein Konzept zur Einbindung von Spontanhelfenden.  



  Stadt Dortmund    Vorbericht    050.010.050_03371 

Seite 9 von 316 

Die Hilfen zur Erziehung belasten den Haushalt der Stadt Dortmund in steigendem Ausmaß. 

Die Falldichte und die Aufwendungen sind in Dortmund zwar geringer als in den meisten Ver-

gleichsstädten. Dennoch steigt der Fehlbetrag 2023 aufgrund verhältnismäßig niedriger Kosten-

erstattungen auf ein überdurchschnittliches Niveau. Dies ist auf die deutlich nachgelagerten 

Kostenerstattungen durch das Landesjugendamt im Bereich der unbegleiteten minderjährigen 

Flüchtlinge (UMA) zurückzuführen. Belastend wirken sich in Dortmund der sinkende Anteil der 

Vollzeitpflegefälle sowie die hohe Falldichte bei der Heimerziehung aus. Positiv bewertet die 

gpaNRW die vorliegenden Personalbemessungen für den Allgemeinen Sozialen Dienst (ASD) 

und die Wirtschaftliche Jugendhilfe (WiJu), die frühzeitige Zuständigkeitsprüfung durch die WiJu 

sowie die Schnittstelle zwischen den ASD- und WiJu-Modulen in der Fachsoftware. Eine voll-

ständig medienbruchfreie Bearbeitung ist allerdings noch nicht möglich. Die Einrichtung der E-

Akte im Jugendamt sollte daher forciert werden. Positiv anzumerken ist außerdem, dass die 

Stadt Dortmund viele Vorgaben der SGB VIII-Reform bereits frühzeitig umgesetzt hat.  

Mithilfe der Fördermittel aus dem Pakt für den Öffentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) konnte 

die Stadt Dortmund die Personalressourcen ihres Gesundheitsamtes in den letzten Jahren 

deutlich aufstocken. Durch ein überdurchschnittliches Gehaltsgefüge, flexible Arbeitsmodelle 

sowie eine moderne Arbeitsplatzausstattung bietet sie ihren Beschäftigten attraktive Arbeitsbe-

dingungen. Definierte Prozesse und Verfahrensstandards unterstützen bereits weitgehend eine 

einheitliche und rechtmäßige Aufgabenerledigung. Die fortschreitende Digitalisierung ermöglicht 

auch in diesem Handlungsfeld effizientere Arbeitsabläufe und mehr digitale Angebote für Bürge-

rinnen und Bürger. Optimierungspotenzial sieht die gpaNRW durch eine Fachstrategie für den 

ÖGD mit konkreten, messbaren Zielen, eine fachspezifische Digitalisierungsstrategie sowie ei-

nen örtlichen Infektionsschutzplan.  

0.2 Nachhaltigkeit als Teil der Prüfung  

Die Vereinten Nationen haben am 25. September 2015 auf dem UN-Nachhaltigkeitsgipfel in 

New York das Zielsystem Agenda 2030 mit 17 Nachhaltigkeitszielen (Sustainable Development 

Goals - kurz SDGs) und 169 Unterzielen beschlossen. Diese Ziele sollen weltweit eine nachhal-

tige Entwicklung in ökonomischer, ökologischer und sozialer Hinsicht unterstützen. Die Ziele der 

Agenda 2030 können nur erreicht werden, wenn die Kommunen in die Umsetzung einbezogen 

werden. Viele Städte in NRW sind sich ihrer Verantwortung bewusst und haben sich bereits, in 

unterschiedlicher Ausprägung, mit dem Thema Nachhaltigkeit auseinandergesetzt. Sie haben 

dabei zum Teil ein wirkungsorientiertes kommunales Nachhaltigkeitsmanagement implemen-

tiert. Ein kommunales Nachhaltigkeitsmanagement ist ein Bündel an Prozessen, Maßnahmen 

und Instrumenten, welches die Entwicklung der Nachhaltigkeit in der Stadt fördert. Nachhaltig-

keitsprozesse werden dabei zunehmend nicht als Zusatzaufgabe zum kommunalen Kernge-

schäft verstanden, sondern als integraler Bestandteil jeder kommunalen Tätigkeit. Aus diesem 

Grund greift die gpaNRW das Thema Nachhaltigkeit in dieser Prüfung erstmalig auf.  

Nachhaltigkeit ist ein Querschnittsthema, welches sich über nahezu alle Aufgabenbereiche ei-

ner kreisfreien Stadt erstreckt. 

Im Prüfgebiet Finanzen widmen wir uns dem Ziel der nachhaltigen Haushaltswirtschaft. Zudem 

machen wir eine Bestandsaufnahme zur konkreten Situation und insbesondere zur Einbindung 

von nachhaltigen Zielen und Kennzahlen in den Haushalt der Stadt.  
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Im Prüfgebiet Informationstechnik stehen die ökologische Nachhaltigkeit in der IT sowie durch 

den Einsatz von IT im Fokus. Hinter dem großen Potenzial von Digitalisierung und der damit 

verbundenen Technik verbirgt sich ein wachsender Energieverbrauch und ein zunehmendes 

Aufkommen von Elektronikschrott. Die Städte stehen vor der Herausforderung, die Vorteile der 

IT zu nutzen, ohne dabei die natürlichen Ressourcen zu erschöpfen oder negative soziale Aus-

wirkungen zu verstärken.  

In den Prüfgebieten Gebäudewirtschaft – Klimaschutz und Mobilitätsmanagement stellen 

wir dar, welche Maßnahmen die Stadt ergreift, um ihre Ziele zur Nachhaltigkeit und zum Klima-

schutz zu erreichen. 

Dabei sind eine sparsame Mittelverwendung und die Effizienz der Verwaltungsabläufe entschei-

dend für die wirtschaftliche Aufgabenerledigung. 

Es ist der gpaNRW bewusst, dass der Haushaltsplan noch nicht alle konkreten Maßnahmen 

enthalten kann. Das gilt vor allem für finanzwirtschaftliche Auswirkungen, die sich noch nicht 

hinreichend konkretisieren lassen oder über den Planungszeitraum des Haushaltsplans hinaus-

gehen. Aufgrund der voraussichtlich erheblichen Größenordnung sollte die Kommune diese 

Maßnahmen jedoch auch in ihren finanzwirtschaftlichen Planungen außerhalb des Haushalts-

plans im Blick haben. Dadurch kann sie frühzeitig Auswirkungen auf spätere Haushalte zumin-

dest grob schätzen und gegebenenfalls notwendige Prioritätensetzungen einleiten. 

In Anlage 2 haben wir die von den Städten eingesetzten Nachhaltigkeitsinstrumente und im in-

terkommunalen Vergleich die Nachhaltigkeitsindikatoren dargestellt. 

0.3 Umgang mit Feststellungen und Handlungsempfeh-

lungen aus vergangenen Prüfungen 

Nach der letzten überörtlichen Prüfung haben die kreisfreien Städte aufgrund der geänderten 

Rechtslage erstmals die Stellungnahme zu den im Prüfungsbericht enthaltenen Feststellungen 

und Empfehlungen nach § 105 Abs. 6 und 7 GO NRW abgegeben. 

Die in den Prüfungen der gpaNRW getroffenen Feststellungen und die ausgesprochenen Hand-

lungsempfehlungen sind in den Städten regelmäßig auch Gegenstand der kommunalpolitischen 

Beratungen.  

Die Stadt Dortmund hat zunächst die Ergebnisse der überörtlichen Prüfung sowie die Stellung-

nahme nach § 105 GO NRW dem Rechnungsprüfungsausschuss zur Beratung vorgelegt. Der 

Rechnungsprüfungsausschuss hat darüber in der Sitzung am 03. Dezember 2020 beraten. Der 

Rat der Stadt Dortmund hat in der Ratssitzung am 11. Februar 2021 die Stellungnahme nach  

§ 105 GO NRW beschlossen. 

Ein zentrales Controlling oder eine Berichterstattung hinsichtlich der weiteren Umsetzung der 

Empfehlungen hat es bei der Stadt Dortmund nicht gegeben. Die Ergebnisse und Hinweise aus 

der Prüfung sind in die Arbeit der zuständigen Organisationseinheiten eingeflossen. Dort ist 

auch die Umsetzung der Empfehlungen geprüft und weiterverfolgt worden. Als Beispiele für um-

gesetzte Maßnahmen hat die Stadt u.a. folgende angeführt: 
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 Die Stadtkämmerei konnte die Übertragung von investiven Auszahlungsermächtigungen 

deutlich verringern, indem sie bei zeitlichen Verzögerungen von Investitionen konse-

quente Neuveranschlagungen vorgenommen hat.  

 Im Bereich der Zahlungsabwicklung wurden nicht mehr genutzte Konten aufgelöst und 

aus dem Tagesabschluss entfernt. Zudem werden inzwischen bei öffentlich-rechtlichen 

Forderungen SEPA-Mandatsvordrucke zusammen mit den Bescheiden verschickt, um 

die Lastschriftquoten zu erhöhen. Bei der Vollstreckung konnten Arbeitsrückstände zwi-

schenzeitlich abgearbeitet werden.  

 Im Friedhofswesen hat die Stadt ihr Angebot an Bestattungsarten anhand der Nachfra-

gesituation weiterentwickelt (z.B. durch neue Waldgräber). Ihr Ziel ist es, dadurch die At-

traktivität des Bestattungsangebotes zu steigern und den Kostendeckungsgrad durch hö-

here Fallzahlen zu erhöhen. Zusätzlich hat sie verschiedene Projekte zur Verbesserung 

der Öffentlichkeitsarbeit eingeleitet.  

 Bei der Hilfe zur Pflege ist die empfohlene Fusion der Sozialbüros in der Innenstadt um-

gesetzt worden. Zudem hat die Stadt den Aufgabenbereich der stationären Hilfe zur 

Pflege aus den dezentralen Sozialbüros ausgegliedert und an einem Standort zentrali-

siert. Außerdem ist im FB 50 eine Stabsstelle Kompetenzzentrum Digitalisierung geschaf-

fen worden. Diese soll die Themen Digitalisierung, Wissensmanagement sowie die Ein-

führung der E-Akte vorantreiben und beschleunigen.  

 Für die Steuerung der Verkehrsflächenerhaltung wurde eine neue Straßendatenbank auf-

gebaut. Die Ergebnisse einer durchgeführten Straßenzustandserfassung sind dort einge-

flossen und mit den verbundenen Softwaresystemen analysiert worden. Diese bilden die 

Grundlage für das Aufstellen von Bauprogrammen. Auch ihr Aufbruchmanagement hat 

die Stadt optimiert. Um den Straßenzustand zu verbessern, wurden sowohl der Finanz-

mittel- als auch der Personaleinsatz erhöht. Außerdem wurden für dieses Handlungsfeld 

Zielvorgaben definiert und Kennzahlen entwickelt.  

0.4 Überörtliche Prüfung 

0.4.1 Grundlagen 

Zu den Aufgaben der gpaNRW gehört es zu prüfen, ob die Kommunen des Landes NRW recht-

mäßig, sachgerecht und wirtschaftlich handeln. Die Prüfung stützt sich auf § 105 der Gemein-

deordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW). Die finanzwirtschaftliche Analyse steht dabei im 

Vordergrund. Grund dafür ist die äußerst schwierige Finanzlage vieler Städte und die gesetzli-

che Vorgabe, den kommunalen Haushalt stets auszugleichen1. Ein Schwerpunkt unserer Prü-

fung sind Vergleiche auf Basis von Kennzahlen.  

Wir wollen mit unserer Prüfung eine wirtschaftliche, krisenfeste, klimaresiliente, nachhaltige und 

digitalisierte Stadtverwaltung sowie die Sicherstellung der Aufgabenerfüllung unterstützen. 

 

1 § 75 Abs. 2 Satz 1 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
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Bei der Auswahl der Prüfungsschwerpunkte lässt sich die gpaNRW von ihren Zielen leiten, ei-

nen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung zu leisten, die strategische und operative Steuerung 

zu unterstützen sowie auf Risiken hinzuweisen. Dabei sind wir bestrebt, einerseits die ganze 

Bandbreite der kommunalen Aufgaben und andererseits deren finanzielle Bedeutung zu berück-

sichtigen. Die Auswahl der Prüfungsschwerpunkte stimmt die gpaNRW vor der Prüfung mit 

kommunalen Praktikerinnen und Praktikern ab. 

Der Prüfungsbericht richtet sich an die Verantwortlichen der kreisfreien Städte in Rat und Ver-

waltung. Er zielt darauf ab, diesen Personenkreis - insbesondere in Haushaltskonsolidierungs-

prozessen - zu unterstützen und so einen Beitrag zur Sicherung der Zukunftsfähigkeit der 

Städte zu leisten. 

0.4.2 Prüfungsbericht 

Der Prüfungsbericht besteht aus dem Vorbericht, den Teilberichten und dem gpa-Kennzahlen-

set: 

 Der Vorbericht informiert in der Managementübersicht über die wesentlichen Ergebnisse 

der Prüfung. Zudem enthält er Informationen zum Prüfungsablauf und zur Prüfungsme-

thodik, eine Übersicht über die in der überörtlichen Prüfung getroffenen Feststellungen 

und Empfehlungen sowie eine Übersicht der Nachhaltigkeitsindikatoren im interkommu-

nalen Vergleich der 23 kreisfreien Städte. 

 Die Teilberichte beinhalten die ausführlichen Ergebnisse der einzelnen Prüfgebiete. 

 Das gpa-Kennzahlenset enthält eine Zusammenstellung aller wesentlichen Kennzahlen 

und eine Erläuterung, wie das Kennzahlenset aufgebaut ist.  

Die in dem Bericht genannten Rechtsgrundlagen haben wir in der Fassung angewendet, die 

zum Zeitpunkt des geprüften Sachverhaltes galten. 

In den verschiedenen Handlungsfeldern berechnet die gpaNRW Personalaufwendungen auf 

Basis von KGSt-Durchschnittswerten2. Soweit die gpaNRW in einzelnen Handlungsfeldern da-

von abweicht, weisen wir im Teilbericht darauf hin. Bei der Ist-Erhebung von Vollzeitstellen nut-

zen wir eine einheitliche Definition, die in den Anleitungen zur Datenerhebung enthalten ist. Der 

gpaNRW ist bewusst, dass durch vermehrte Fluktuation je nach Sachgebiet oftmals ein erhöh-

ter Einarbeitungsbedarf besteht. Dies trifft viele Städte gleichermaßen und wird in den Teilbe-

richten individuell durch die Prüfenden erläutert. 

0.4.2.1 Struktur der Berichte 

Der Aufbau unserer Teilberichte folgt grundsätzlich einer festen Struktur: 

Wertung: Einleitend treffen wir eine wertende Aussage zu unserem Prüfungsergebnis innerhalb 

eines Abschnitts. Wertungen, die eine Stellungnahme der Stadt nach § 105 Abs. 6 und 7 GO 

NRW notwendig machen, bezeichnen wir als Feststellung.  

 

2 KGSt-Bericht „Kosten eines Arbeitsplatzes“ in der jeweils aktuellen Fassung. 
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Sollvorstellung: Die Sollvorstellung stellt die Inhalte und das Prüfungsziel im folgenden Ab-

schnitt dar. Sie ist allgemein formuliert und grundsätzlich für alle Städte gültig, z. B. auf Basis 

der aktuell geltenden Gesetzeslage. Die Sollvorstellung ist kursiv gedruckt. 

Analyse: Im Anschluss an die Sollvorstellung analysiert die gpaNRW die individuelle Situation 

in der geprüften Stadt. 

Empfehlung: Letztlich weisen wir dann die bei der Prüfung erkannten Verbesserungspotenziale 

als Empfehlung aus. 

Feststellungen, die eine Stellungnahme der Stadt während des Prüfungsverfahrens erfordern 

(z. B. ein festgestellter Rechtsverstoß) kennzeichnen wir im Prüfungsbericht mit einem Zusatz.  

0.4.2.2 Verfahren nach Prüfungsabschluss 

Die Stadt nimmt zu allen Feststellungen und Empfehlungen des Prüfungsberichts nach  

§ 105 Abs. 6 und 7 GO NRW Stellung. 

Die Berichte der überörtlichen Prüfungen sowie die Stellungnahmen der Städte werden auf der 

Internetseite der gpaNRW veröffentlicht. 

0.5 Prüfungsmethodik 

0.5.1 Kennzahlenvergleich 

Der Kennzahlenvergleich ist eine prägende Prüfungsmethodik der gpaNRW. Dazu errechnen 

wir Kennzahlen in den Städten und vergleichen diese landesweit. Für den Vergleich ist eine ein-

heitliche Ausgangsbasis erforderlich. Es gibt jedoch keine landeseinheitliche Festlegung unter-

halb der Produktbereichsebene, so dass die Produktgruppen häufig unterschiedliche Produkte 

und die Produkte unterschiedliche Leistungen enthalten. Daher ist der Vergleich nicht in allen 

Fällen unmittelbar aus den Daten der Jahresrechnungen heraus möglich. Wir haben deshalb 

Grunddaten einheitlich definiert und erheben diese vor Ort. 

Die Stadt soll ihren Kennzahlenwert gut einordnen können. Deshalb stellen wir folgende Werte 

dar:  

 die Extremwerte, also das Minimum und das Maximum, und 

 drei Viertelwerte.  

Viertelwerte teilen eine nach Größe geordnete statistische Reihe in vier Viertel. Der erste Vier-

telwert teilt die vorgefundenen Werte so, dass 25 Prozent darunter und 75 Prozent darüber lie-

gen. Der zweite Viertelwert entspricht dem Median und liegt in der Mitte der statistischen Reihe, 

d.h. 50 Prozent der Werte liegen unterhalb und 50 Prozent oberhalb dieses Wertes. Der dritte 

Viertelwert teilt die vorgefundenen Werte so, dass 75 Prozent darunter und 25 Prozent darüber 

liegen. 
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Ebenfalls nennen wir die Anzahl der Werte, die in den Vergleich eingeflossen sind. In den inter-

kommunalen Vergleich hat die gpaNRW die Werte aller 23 kreisfreien Städte einbezogen.  

Im Prüfgebiet Finanzen erfassen und analysieren wir die wichtigsten materiellen und formellen 

Rahmenbedingungen der Haushaltswirtschaft. Der Schwerpunkt unserer Analyse liegt darin, ob 

die Haushaltswirtschaft nachhaltig ausgerichtet ist. Die Prüfung setzt dabei auf den Ergebnis-

sen der örtlichen Prüfung auf. 

Nicht immer kann eine Stadt alle Grundzahlen erheben. Ebenso sind aus unterschiedlichsten 

Gründen einzelne Kennzahlen nicht mit den Kennzahlen anderer Städte vergleichbar. In beiden 

Fällen kennzeichnet die gpaNRW in Grafiken und Tabellen den Wert der Stadt mit „k.A.“. Sollte 

die Kennzahl der Stadt nicht mit den Kennzahlen der Vergleichsstädte vergleichbar sein, erläu-

tert die gpaNRW textlich den Grund hierfür. Die Angabe „k.A.“ deutet somit nicht automatisch 

auf eine mangelnde Datenlieferung der Stadt hin. 

0.5.2 Geschäftsprozesse 

In den Prüfgebieten Kommunales Krisenmanagement, Hilfe zur Erziehung und Bauaufsicht 

analysieren wir jeweils einen Geschäftsprozess. Wir bilden die Abläufe in der Modellierungs-

sprache PICTURE.BPMN grafisch ab und verzichten auf textliche Beschreibungen. Wir überge-

ben der geprüften Stadt ihr jeweiliges Prozessmodell in digitaler Form, damit sie den Prozess 

selbst weiterentwickeln und fortschreiben kann. 

0.5.3 Erfüllungsgrad 

Um bei steuerungsrelevanten Themen messen zu können, inwieweit eine Stadt die Anforderun-

gen unserer Sollvorstellung umsetzt, ermittelt die gpaNRW Erfüllungsgrade. Dafür führen wir 

standardisierte Interviews und analysieren Unterlagen. Wir drücken den Erfüllungsgrad in einem 

Prozentwert aus und stellen ihn zur Standortbestimmung auch im interkommunalen Vergleich 

dar. 

0.5.4 Konsolidierungsmöglichkeiten 

Die gpaNRW zeigt den formellen Handlungsrahmen einer Stadt auf, macht den unterschiedli-

chen Ressourceneinsatz durch den Vergleich der Städte transparent und weist dabei auf An-

sätze für Veränderungen hin. 

Der in den Städten festgestellte Ressourceneinsatz ist im interkommunalen Vergleich sehr un-

terschiedlich. Orientierung bietet der Überblick über die Streuung der Werte, insbesondere im 

Vergleich zu den Viertelwerten. In einzelnen Teilberichten zeigen wir Möglichkeiten für einen 

sparsamen Ressourceneinsatz oder zur Verbesserung der Ertragssituation. 

Oftmals ist für eine langfristige Einsparung zunächst ein erhöhter Ressourceneinsatz notwen-

dig. Dies gilt insbesondere bei Maßnahmen des Klimaschutzes. 
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Der Prüfung liegt keine vollständige Betrachtung von Kernverwaltung, Sondervermögen und 

Beteiligungen zugrunde. Es ist daher möglich, dass in anderen Bereichen weitere Verbesse-

rungsmöglichkeiten bestehen, die über in diesem Prüfungsbericht beschriebene Handlungs-

möglichkeiten hinausgehen. 

0.5.5 gpa-Kennzahlenset  

Steuerungsrelevante Kennzahlen der von der gpaNRW betrachteten kommunalen Handlungs-

felder stellen wir im gpa-Kennzahlenset dar. Die Übersicht enthält Kennzahlen aus Handlungs-

feldern, die die gpaNRW in vorangegangenen Prüfungen betrachtet hat. Ergänzt wird das gpa-

Kennzahlenset durch Kennzahlen, die wir erstmalig in der aktuellen Prüfung der kreisfreien 

Städte erhoben haben. 

Die Fortschreibung der örtlichen Kennzahlen sowie der interkommunalen Vergleichswerte er-

möglicht den Städten eine aktuelle Standortbestimmung. Zusammen mit den aus früheren Prü-

fungen bekannten Analysen, Handlungsempfehlungen sowie Hinweisen auf mögliche Konsoli-

dierungsmöglichkeiten können die Städte diese für ihre interne Steuerung nutzen. 

0.6 Prüfungsablauf 

Die Prüfung in Dortmund hat die gpaNRW von November 2023 bis März 2025 durchgeführt.  

Zunächst hat die gpaNRW die erforderlichen Daten und Informationen zusammengestellt und 

mit der Stadt Dortmund hinsichtlich ihrer Vollständigkeit und Richtigkeit abgestimmt. Auf dieser 

Grundlage haben wir die Daten und Sachverhalte analysiert. 

Für den interkommunalen Vergleich verwenden wir in der Stadt Dortmund überwiegend das 

Vergleichsjahr 2023. Ergänzend haben wir die interkommunalen Vergleiche für 2022 darge-

stellt.  

Basis in der Finanzprüfung sind die festgestellten Jahresabschlüsse 2019 bis 2022, der aufge-

stellte Jahresabschluss 2023, die Gesamtabschlüsse der Jahre 2019 bis 2022 sowie die Haus-

haltsplanung 2024 einschließlich der bis 2027 reichenden mittelfristigen Planung.   

Neben den Daten früherer Jahre haben wir ebenfalls aktuelle Entwicklungen und Besonderhei-

ten der Stadt Dortmund berücksichtigt, um Aussagen für die Zukunft machen zu können. 

Geprüft haben:  

Leitung der Prüfung   Dirk Hungermann 

Finanzen    Benjamin Traut 

Mobilitätsmanagement   Andreas Pickhard 

Informationstechnik   Rita Schroer 

Gebäudewirtschaft - Klimaschutz Robert Pawelczyk 
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Ordnungsbehördliche Bestattungen Maike Wendt 

Kommunales Krisenmanagement Maike Wendt 

Hilfe zur Erziehung    Lars Cramer 

Öffentlicher Gesundheitsdienst  Lena Steinkamp 

Bauaufsicht    Andreas Pickhard 

Das Prüfungsergebnis haben die Prüfenden mit den beteiligten Beschäftigten in den betroffe-

nen Organisationseinheiten erörtert. 

 

Herne, den 16. Mai 2025 

 

Im Auftrag 

 

Im Auftrag 

gez. gez. 

Dagmar Klossow Dirk Hungermann 

Abteilungsleitung 

 

Projektleitung 
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0.7 Anlage 1: Ergänzende Tabelle  

Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2024/2025 – Handlungsfelder  

Feststellung Empfehlung 

Haushaltssteuerung 

F1 

Die Stadt Dortmund führt regelmäßig Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen in den de-

zentralen Organisationseinheiten durch und legt diese den Entscheidungsträgern 

vor. Vereinheitlichte Vorgaben, Standards oder Wertgrenzen gibt es dafür aller-

dings nicht. Verträge werden hingegen zentral erfasst und regelmäßig auf ihre Wirt-

schaftlichkeit überprüft. 

E1.1 

Die Stadt Dortmund sollte Mindeststandards für die Durchführung von Wirtschaftlich-

keitsuntersuchungen in einer Dienstanweisung regeln und den Fachbereichen Ar-

beitshilfen bereitstellen. Sie kann dafür auf die Erfahrung der dezentralen Organisati-

onseinheiten zurückgreifen. 

  E1.2 
Die Stadt Dortmund sollte gesamtstädtisch Wertgrenzen nach § 13 Abs. 1 KomHVO 

NRW festlegen, um den Verwaltungsaufwand möglichst gering zu halten. 

F2 

Über strategische Vorgaben und Ziele sowie festgeschriebene interne Richtlinien 

für die Fördermittelakquise verfügt die Stadt Dortmund bisher noch nicht. Zur Un-

terstützung der dezentralen Organisationseinheiten, der Entwicklung von strategi-

schen Vorgaben sowie Zielen wurde bereits vor Jahren ein zentrales Fördermittel-

management etabliert. Im Rahmen einer Softwareeinführung wird derzeit an der 

Optimierung des Prozesses und der Aufstellung von Rahmenbedingungen gearbei-

tet. 

E2 

Die Stadt Dortmund sollte ihre Vorhaben weiterverfolgen, grundlegende Vorgaben 

und Ziele zum Umgang mit Fördermitteln sowie deren Akquise aufzustellen. Die Prü-

fung von möglichen Förderfähigkeiten sollte generell festgeschriebener und standar-

disierter Bestandteil in jeder Planung sein. 

F3 

Ein ganzheitliches und zentrales Fördermittelcontrolling sowie Berichtswesen gibt 

es in Dortmund bisher nicht. Die Stadt verfolgt derzeit das Ziel, ein einheitliches 

und strukturiertes Vorgehen bei der Fördermittelbewirtschaftung mittels Softwarelö-

sung zu etablieren. 

E3 

Die Stadt sollte an der Digitalisierung und Standardisierung des Prozesses in der 

Fördermittelbewirtschaftung festhalten. Darauf aufbauend wird sie in die Lage ver-

setzt, ein Controlling und Berichtswesen aufzubauen, einen personenunabhängigen 

Wissensstand zu fördern und auch künftig Rückforderungen zu vermeiden. 
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Feststellung Empfehlung 

Mobilitätsmanagement 

F1 

Die Stadt Dortmund strebt an, 2035 klimaneutral zu sein. Sie hat dazu auch umfas-

sende Maßnahmen definiert. Diese entfalten neben positiven Auswirkungen für die 

Allgemeinheit auch Effekte für die betriebliche Mobilität, für welche es noch kein ei-

genes Konzept gibt. Noch fehlt eine zentrale Koordination des betrieblichen Mobili-

tätsmanagements. 

E1.1 

Die Stadt Dortmund sollte zur Förderung einer klimafreundlichen Mobilität ein betrieb-

liches Mobilitätskonzept erarbeiten. Darin sollte sie konkrete Maßnahmen benennen 

und in einem Umsetzungsfahrplan festlegen. 

  E1.2 

Die Stadt Dortmund sollte eine zentrale verantwortliche koordinierende Stelle für ein 

Betriebliches Mobilitätsmanagement festlegen, um Verantwortlichkeiten klarer be-

stimmen und Abstimmungsprozesse beschleunigen und vereinheitlichen zu können. 

  E1.3 

Die Stadt Dortmund sollte für den Bereich des Betrieblichen Mobilitätsmanagement 

weitere Grundzahlen erheben und daraus Kennzahlen bilden. Sie sollte die Ergeb-

nisse als Indikatoren für den Umsetzungsstand und zur Überprüfung von Zielvorga-

ben für regelmäßige Berichte nutzen. 

  E1.4 

Die Stadt Dortmund sollte eine Mitarbeitendenbefragung durchführen, wie diese ihre 

Dienststelle erreichen. Die erzielten Ergebnisse sollte sie für Maßnahmen nutzten, 

um klimabelastende Mobilität zu reduzieren. 

F2 

Die Stadt Dortmund hat Regelungen getroffen, um durch flexible Arbeit Mobilität zu 

reduzieren. Dortmund hält die tägliche Nutzerzahl von externen Datenverbindun-

gen fest. Eine Erfassung der Zeitanteile findet statt, wird aber noch nicht ausgewer-

tet. 

E2 

Die Stadt Dortmund sollte die Anteile des mobilen Arbeitens auswerten. Die Ergeb-

nisse sollte sie bei ihren Planungen zu Arbeitsplätzen, beispielsweise bei ihrem Pro-

jekt „Arbeitsplatz der Zukunft“ berücksichtigen. 

F3 

Die Zunahme des Fahrradverkehrs erfordert zusätzliche Rahmenbedingungen, die 

Dortmund im öffentlichen Verkehrsraum verbessert. Spezielle Vorgaben für die 

Dienststellen der Stadt gibt es noch nicht. Dortmund bietet den Berechtigten das 

Fahrradleasing an. 

E3 
Die Stadt Dortmund sollte ihre Dienststellen bei der Betrachtung von verbesserten 

Rahmenbedingungen für Radfahrende einbeziehen. 

F4 

Die Stadt Dortmund berücksichtigt bei der Schaffung von Einrichtungen eine gute 

Erreichbarkeit. Häufig nutzt sie Angebote in der Innenstadt. Informationen, wie man 

die Einrichtung klimafreundlich erreicht, fehlen teilweise. 

E4 
Die Stadt Dortmund sollte in geeigneter Form darüber informieren, wie die städti-

schen Einrichtungen klimafreundlich erreichbar sind. 
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Feststellung Empfehlung 

Informationstechnik 

F1 

Die Voraussetzungen für das ersetzende Scannen in der Stadt Dortmund sind be-

reits gut. Gleichwohl hat sie noch nicht alle Empfehlungen der TR Resiscan formal 

umgesetzt, sodass eine revisionssichere Digitalisierung noch nicht bestmöglich ge-

währleistet ist. 

E1 
Die Stadt Dortmund sollte die Vorgehensweise für die Administration und Wartung 

der IT-Systeme in ihrer bereits bestehenden Verfahrensdokumentation ergänzen. 

F2 

Die Stadt Dortmund hat mit elektronischen Signaturen in einzelnen Bereichen be-

reits einen wesentlichen Beitrag für medienbruchfreies Arbeiten geschaffen. Punk-

tuell fehlen ihr noch Instrumente, um weitere Potenziale zu identifizieren und den 

effizienten Einsatz zu unterstützen. 

E2 

Die Stadt Dortmund sollte sich einen zentralen Überblick darüber verschaffen, in wel-

chen Prozessen und Fachverfahren eine qualifizierte elektronische Signatur bereits 

eingesetzt wird und zukünftig erforderlich ist. Darüber hinaus sollte sie die qualifi-

zierte elektronische Signatur perspektivisch in ihr DMS integrieren, um deren Einsatz-

möglichkeiten weiter ausschöpfen zu können. 

F3 

Die Stadt Dortmund hat bereits eine gute aber ausbaufähige Grundlage geschaf-

fen, um den Einsatz von KI zu fördern und unter Risikoaspekten zu regeln. Die 

Stadt befindet sich zudem in einem Prozess, potenzielle Einsatzfelder der KI in ih-

rer Verwaltung zu identifizieren und den normativen Rahmen weiterzuentwickeln. 

E3 

Die Stadt Dortmund sollte auf ihrer guten Grundlage aufbauen und ihr Vorhaben wei-

ter vorantreiben, in einer Geschäftsanweisung und einem Handbuch flankierende Re-

gelungen festzulegen. In diesem Zusammenhang sollte sie insbesondere Einsatz-

grenzen und -nutzen weiter ausdefinieren sowie explizite Risikoabwägungen in Be-

zug auf Datenschutzaspekte vornehmen. Darüber hinaus sollte sie die fachliche Qua-

lifizierung und den geplanten Umgang mit KI-Projekten in die übergeordnete Digitali-

sierungsstrategie aufnehmen. 

F4 

Bei der Einführung der E-Akte und dem gesamtstädtischen Dokumentenmanage-

mentsystem zeigt die Stadt Dortmund noch einen schwachen Umsetzungsstand. 

Sie erreicht aber bei den von der gpaNRW ausgewählten Verwaltungsleistungen 

ein insgesamt relativ hohes Digitalisierungsniveau. Bei der medienbruchfreien Be-

arbeitung der betrachteten Prozesse bestehen dennoch noch Optimierungsmög-

lichkeiten. 

E4 

Die Stadt Dortmund sollte ihre Aufmerksamkeit und Ressourcen noch stärker auf die 

medienbruchfreie Bearbeitung von Verwaltungsleistungen lenken und die flächende-

ckende Einführung der digitalen Akte mit Priorität vorantreiben. 

F5 

Die Stadt Dortmund nimmt in der Gesamtbetrachtung eine gute Position im Pro-

zessmanagement ein. Gleichwohl bestehen in strategischer Hinsicht und bei der 

operativen Ausgestaltung noch Optimierungsansätze. 

E5.1 

Die Stadt Dortmund sollte ihr Vorhaben, ihrem Prozessmanagement einen strategi-

schen Rahmen zu geben, weiter vorantreiben und hierin Kernthemen grundsätzlich 

regeln. 

  E5.2 

Die Stadt Dortmund sollte ihre operativen Vorgaben in Teilen nachschärfen. Insbe-

sondere sollte sie festlegen, dass grundsätzlich nach jeder Prozesserhebung auch 

eine Prozessanalyse und -optimierung durchgeführt wird und standardmäßig prüfen, 

ob der Einsatz von Künstlicher Intelligenz zukünftig Prozesse unterstützen können. 
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F6 

Die technischen und organisatorischen IT-Sicherheitsstrukturen der Stadt Dort-

mund sind sehr gut. Es bestehen lediglich wenige Ansätze, die vorhandenen Kon-

zeptionen zu ergänzen, um in Notfallsituationen noch besser reagieren zu können. 

E6 

Die Stadt Dortmund sollte einen auch die dezentralen Komponenten umfassenden 

Wiederanlaufplan sowie eine Übersicht über die Verfügbarkeitsanforderungen erstel-

len und den eingeschränkten IT-Betrieb definieren. 

F7 

Die Stadt Dortmund hat sehr gute Rahmenbedingungen geschaffen, um die Digita-

lisierung ihrer Schulen zielgerichtet und effizient zu steuern. Einzig hinsichtlich der 

IT-Sicherheitsvorgaben gibt es noch einen Optimierungsansatz 

E7 

Die Stadt Dortmund sollte gemeinsam mit ihren Schulen und ihrem IT-Dienstleister 

IT-Sicherheitsgrundsätze vereinbaren. Sie sollte das Vorhaben, den Schulen die di-

rekte technische Möglichkeit zur Anbindung an das Auftragsmanagement zu geben, 

weiterverfolgen. 

Gebäudewirtschaft - Klimaschutz 

F1 

Die Stadt Dortmund hat ein umfangreiches Maßnahmenpaket ausgearbeitet. Ein 

weiterer wichtiger Schritt sollte sein, die notwendigen Maßnahmen monetär zu be-

ziffern und in den kommenden Haushalten zu berücksichtigen. 

E1 
Die Stadt Dortmund sollte den Finanzmittelbedarf beziffern und die entsprechenden 

Mittel in ihrer Planung berücksichtigen. 

F2 

Die Stadt Dortmund schaffte durch eigene Klimaschutzbemühungen in den letzten 

Jahren eine Reduzierung der THG-Emissionen. Es stellt sich als sehr ambitioniert 

dar, die beschlossene THG-Neutralität bis zum Jahr 2035 zu erreichen. 

E2 

Die Stadt Dortmund sollte regelmäßig bewerten, ob das eigene ambitionierte Ziel der 

THG-Neutralität 2035 erreichbar ist. Ist dies nicht der Fall, sollte sie weitere Maßnah-

men initiieren oder ggf. das Ziel anpassen. 

Ordnungsbehördliche Bestattungen 

F1 
Die Stadt Dortmund setzt mehr Personal für die Aufgaben der ordnungsbehördli-

chen Bestattungen ein als die meisten Vergleichsstädte. 
E1 

Die Stadt Dortmund sollte ihren Personaleinsatz unter Berücksichtigung der Fallzah-

lenentwicklung und der Bestattungsquote durch die Ordnungsbehörde regelmäßig 

analysieren und bedarfsorientiert ausrichten. 

Kommunales Krisenmanagement 

F1 

Die Stadt Dortmund betreibt eine kontinuierliche Risikoermittlung. Die gpaNRW 

sieht aber bei der Prävention und dem Erkennen von Risiken noch weiteren Hand-

lungsbedarf. 

E1.1 
Die Stadt Dortmund sollte einen Abschlussbericht über die erkannten Risiken im 

Stadtgebiet erstellen und diesen dem Stadtrat zur Kenntnisnahme vorlegen. 

  E1.2 
Die Stadt Dortmund sollte ihren Katastrophenschutzplan alle fünf Jahre vom Stadtrat 

beschließen lassen. 

F2 

Die Bewältigungsstrategie der Stadt Dortmund ist gut geeignet, um plötzlich auftre-

tende und herausfordernde Krisensituationen zu meistern und die Verwaltungsab-

läufe möglichst zügig zu einem Normalzustand zurückzuführen. Die Stadt hat die 

Vorkehrungen für ihre individuellen Risiken jedoch noch nicht in einem Maßnah-

menkatalog schriftlich zusammengefasst. 

E2 
Die Stadt Dortmund sollte ihre getroffenen Vorkehrungen zu ihren individuellen Risi-

ken in einem Maßnahmenkatalog schriftlich zusammenfassen. 
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F3 
Die Stadt Dortmund hat bislang kein Konzept zur strukturierten Einbindung von 

Spontanhelfenden erstellt. 
E3 

Die Stadt Dortmund sollte sich wie geplant mit der Thematik zur Einbindung von 

Spontanhelfenden befassen und ein umsetzungsreifes Konzept zur Einbindung von 

Spontanhelfenden für akute Krisensituationen erstellen. 

F4 

Die Stadt Dortmund hat ihre Kraftstoffversorgung für Netzersatzanlagen nicht ver-

traglich geregelt. Dadurch besteht im Falle eines länger andauernden Blackouts 

das Risiko, dass nicht ausreichend Kraftstoff zum Betrieb der Notstromaggre-

gate/Netzersatzanlagen zur Verfügung steht. 

E4 

Um eine umfassende Notstromversorgung auch bei vollständigem Wegfall der Elekt-

rizitätsversorgung sicherzustellen, sollte die Stadt Dortmund wie geplant einen ver-

bindlichen Vertrag über die Versorgung mit „Heizöl leicht“ abschließen. 

Hilfe zur Erziehung 

F1 

Im Jugendamt der Stadt Dortmund ermöglichen die Module der Jugendamtssoft-

ware grundsätzlich eine schnittstellenarme Fallbearbeitung und einen schnellen In-

formationsfluss. Eine vollständig medienbruchfreie Bearbeitung ist aber noch nicht 

möglich. 

E1 

Die Stadt Dortmund sollte die Einrichtung einer E-Akte im Jugendamt forcieren. Sie 

ist Voraussetzung für eine medienbruchfreie Fallbearbeitung, die auch vollständig im 

Rahmen von mobiler Arbeit erfolgen kann. 

F2 

Die Stadt Dortmund wertet im Rahmen des Controllings regelmäßig Fall- und Fi-

nanzdaten aus. Sie berücksichtigt auch die Kostenerstattungen und Kostenbei-

träge. Die Nutzung weiterer Kennzahlen kann aus Sicht der gpaNRW tieferge-

hende Analysen erleichtern. 

E2.1 

Die Stadt Dortmund sollte weitere steuerungsrelevante Kennzahlen dieses Prüfbe-

richts fortschreiben und in ihren regelmäßigen Controllingberichten transparent auf-

bereiten. 

  E2.2 

Die Stadt Dortmund sollte im Rahmen ihrer Darstellung zur Vollzeitpflege auch das 

Verhältnis der Hilfefälle mit Kostenerstattungspflicht zu den Hilfefällen mit Kostener-

stattungsanspruch analysieren, um die Maßnahmen zur Akquise von Pflegefamilien 

zu evaluieren. 

F3 

Die Verfahrensabläufe und Prozessabläufe der Wirtschaftlichen Jugendhilfe erge-

ben sich vorwiegend aus einer Dienstanweisung. Insbesondere die ausführliche 

Textform kann allerdings schnell unübersichtlich wirken. 

E3 

Die Stadt Dortmund sollte sämtliche Verfahrens- und Prozessstandards für die Wirt-

schaftliche Jugendhilfe, analog zum Handbuch für die Jugendhilfedienste, in tabellari-

scher und grafischer Form aufarbeiten. Dies unterstützt auch die weitere Digitalisie-

rung. 

F4 

Die Stadt Dortmund erstellt derzeit noch ein Schutzkonzept für die Vollzeitpflege. 

Die vorgesehenen Beratungsleitungen bietet das Jugendamt aber bereits an. Für 

die Akquise weiterer Pflegefamilien erarbeitet die Stadt ein finanzielles Anreizsys-

tem. 

E4 
Die Stadt Dortmund sollte das Schutzkonzept für die Vollzeitpflege zeitnah erarbeiten 

und umsetzen. 
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F5 

Obwohl die Stadt Dortmund Rückführungsoptionen im Rahmen des Hilfeplanver-

fahrens regelmäßig betrachtet, haben vergleichsweise viele Hilfefälle eine sehr 

lange Laufzeit. Auch die Falldichte ist vergleichsweise hoch. Auslandsmaßnahmen 

finden nur in Ausnahmefällen statt. Hierfür hat die Stadt Dortmund einen eigenen 

Kernprozess erarbeitet. Dies bewerten wir positiv. 

E5 

Vor dem Hintergrund vergleichsweise hoher Fallzahlen sollte die Stadt Dortmund die 

Heimerziehung im Rahmen des fachlichen Controllings regelmäßig betrachten. Sie 

sollte insbesondere die Fälle mit langen Laufzeiten besonders analysieren. Anhand 

der sich so ergebenden Erkenntnisse sollte sie die Rückführungs- und Verselbständi-

gungsarbeit evaluieren. 

F6 

Die Stadt Dortmund verzeichnet durch den 2022 vollzogenen Paradigmenwechsel 

steigende Aufwendungen und Fallzahlen. Erste Verfahrenslotsen sind in Dortmund 

seit Herbst 2023 im Einsatz. Weitere Einstellungen sollen erfolgen. Für die Umset-

zung der „Großen Lösung“ ab 2028 stellte die Stadt einen Projektplan auf. 

E6 

Die Stadt Dortmund sollte vor dem Hintergrund der SGB VIII –Reform und aufgrund 

des vollzogenen Paradigmenwechsel die Eingliederungshilfen im Rahmen ihres Con-

trollings regelmäßig analysieren. Nur so kann sie bei Fehlentwicklungen frühzeitig ge-

gensteuern. 

F7 

Die Stadt Dortmund arbeitete die Änderungen aufgrund der SGB VIII-Reform in ihr 

qualifiziertes Verselbständigungsmanagement ein. Trotz hoher Aufwendungen be-

trachtet die Stadt die Hilfen nach § 41 SGB VIII im Rahmen ihres Controllings nicht 

differenziert. 

E7 

Vor dem Hintergrund der steigenden Aufwendungen und der im Rahmen der SGB 

VIII-Reform geänderten Standards sollte die Stadt Dortmund die Hilfen für junge Voll-

jährige regelmäßig im Rahmen ihres Fachcontrollings betrachten. Nur so kann sie bei 

Fehlentwicklungen frühzeitig gegensteuern. 

Öffentlicher Gesundheitsdienst 

F1 

Die Stadt Dortmund hat keine Fachstrategie für den ÖGD beschlossen. Sie hat da-

her auch keine konkreten, messbaren Ziele definiert, deren Zielerreichung sie mit 

Kennzahlen überprüfen könnte. Eine allgemeine Gesundheitsberichterstattung wird 

aktuell noch neu aufgestellt und konzipiert. Bei der Steuerung besteht somit Opti-

mierungsbedarf. 

E1.1 

Die Stadt Dortmund sollte eine Fachstrategie für den ÖGD entwickeln. Die Strategie 

sollte konkrete und messbare Ziele enthalten. Der Fortschritt bei der Zielerreichung 

sollte mit Kennzahlen gemessen werden. 

  E1.2 

Die Stadt Dortmund sollte regelmäßig Gesundheitsberichte erstellen. In diesen soll-

ten grundlegende Themen zu Gesundheit und Prävention betrachtet werden. Soziale 

Gegebenheiten sollte sie dabei mit einbeziehen. 

F2 

Die Stadt Dortmund hat einen Großteil der Prozesse im Gesundheitsamt definiert 

und teilweise bereits visualisiert. Optimierungspotenzial besteht bei noch fehlenden 

einheitlichen Regelungen zu den dezentral erstellten Prozess- und Qualitätsstan-

dards. Zudem werden aktuell noch nicht alle Arbeitsabläufe optimal durch eine 

Fachsoftware unterstützt, um Schnittstellen und Medienbrüche zu vermeiden. 

E2.1 

Das Gesundheitsamt Dortmund sollte die Prozessübersicht vervollständigen und die 

Prozesse visualisieren. Für die Verfahrensstandards sollte das Gesundheitsamt ein-

heitliche Vorgaben entwickeln, welche Mindeststandards zu erfüllen sind. Die defi-

nierten Prozesse können dabei als Grundlage genutzt werden. 

  E2.2 
Die Stadt Dortmund sollte ihre Bemühungen fortsetzen, soweit möglich eine opti-

mierte Fachsoftware für das Gesundheitsamt flächendeckend einzuführen. 
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F3 

Die Stadt Dortmund erhebt umfangreiche Grunddaten für ein Fachcontrolling. Auch 

die Haushaltsausführung wird regelmäßig über ein Finanzcontrolling überwacht. 

Das Gesundheitsamt könnte die Analyse und Kontrolle durch eine Verknüpfung 

dieser Daten noch weiter ausbauen. 

E3.1 
Durch eine Verknüpfung von Fach- und Finanzdaten sollte das Gesundheitsamt Dort-

mund die Aussagekraft ihrer Controllingberichte verbessern. 

  E3.2 
Das Gesundheitsamt der Stadt Dortmund sollte Ziele und Entscheidungsparameter 

für ein Trägercontrolling definieren. 

F4 

Die Stadt Dortmund hat bereits einige Maßnahmen ergriffen, um gute Arbeitsbedin-

gungen zu schaffen und die Mitarbeitendenzufriedenheit zu steigern. Hier sind vor 

allem die flexiblen Arbeitsmodelle sowie die moderne Arbeitsplatzausstattung zu 

nennen. Sowohl beim Fortbildungs- und Wissensmanagement als auch bei der Mit-

arbeiterpartizipation gibt es jedoch noch weitere Verbesserungsmöglichkeiten. 

E4.1 

Das Gesundheitsamt Dortmund sollte prüfen, ob zusätzliche Feedback-Mechanismen 

eingeführt werden. Hierdurch könnte eine noch bessere Einbindung der Mitarbeiten-

den erreicht werden. 

  E4.2 

Die Stadt Dortmund sollte für ihr Gesundheitsamt ein Fortbildungskonzept entwi-

ckeln, um eine hohe Fachlichkeit sicherzustellen. Eine Grundlage sollte auch die sys-

tematische Erhebung von bereits bestehendem Vorwissen der Mitarbeitenden sein. 

Zudem sollte ein zentrales Wissensmanagement aufgebaut werden, um das Wissen 

ausscheidender Mitarbeitender zu bewahren. 

F5 

Die Arbeit im Gesundheitsamt der Stadt Dortmund hat sich durch die Möglichkeiten 

der Digitalisierung deutlich verändert. Das Gesundheitsamt orientiert sich bei den 

Entscheidungen zur Digitalisierung an der Maßgabe des Pakt ÖGD. Bisher hat es 

aber keine digitale Fachstrategie entwickelt, die die zukünftige Entwicklung ins 

Auge fasst. 

E5 

Das Gesundheitsamt der Stadt Dortmund sollte ihren Plan, die amtsspezifischen Be-

sonderheiten bei der Digitalisierung in einer Digitalisierungsstrategie festzuhalten, 

weiterverfolgen. Die Digitalisierungsstrategie sollte frühzeitig beschlossen werden, 

um Entscheidungen nach dieser ausrichten zu können. 

F6 

Die Digitalisierung der Arbeitsabläufe hat sich durch die Grundzüge eines Doku-

mentenmanagementsystems deutlich verbessert. Die Stadt hat jedoch weiterge-

hende Möglichkeiten, um die Digitalisierung noch nahtloser zu machen und Pro-

zesse zu optimieren. 

E6 

Das Gesundheitsamt Dortmund sollte die Möglichkeiten der Fachsoftware bezüglich 

eines Dokumentenmanagementsystems vollumfänglich nutzen. Gleichzeitig sollte sie 

auch die zentrale Einführung der E-Akte möglichst schnell umsetzen. 

F7 

Die Stadt Dortmund hat alle relevanten Informationen zu den Dienstleistungen des 

Gesundheitsamts online verfügbar. Eine Feedbackmöglichkeit für Bürgerinnen und 

Bürger könnte Optimierungspotenziale aufzeigen und den Bürgerservice so weiter 

verbessern. 

E7 

Das Gesundheitsamt Dortmund sollte die Einführung von niedrigschwelligen Bewer-

tungsmöglichkeiten für die Bürgerinnen und Bürger prüfen. Die so ermittelte Kunden-

zufriedenheit sollte in festen Intervallen vom Gesundheitsamt ausgewertet werden. 

F8 

Die Stadt Dortmund hat keinen örtlichen Infektionsschutzplan beschlossen. Die Be-

arbeitung von Meldungen nach dem Infektionsschutzgesetz erfolgen nach Vorgabe 

des Gesetzes sowie Checklisten. Ein definierter Prozess besteht nicht. 

E8.1 
Die Stadt Dortmund sollte einen örtlichen Infektionsschutzplan aufstellen und diesen 

regelmäßig auf Aktualität prüfen. 
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  E8.2 
Die Stadt Dortmund sollte den Prozess für Meldungen nach dem Infektionsschutzge-

setz definieren. 

Bauaufsicht 

F1 

Die Stadt Dortmund hält häufig die gesetzlich geforderten Fristen ein. Teils weicht 

sie von Prüfvorgaben ab. Die gesetzliche Rücknahmefiktion wendet sie im Einzel-

fall nicht an. Es besteht noch ein Optimierungspotenzial bei den Beteiligungsver-

fahren. 

E1.1 
Die Stadt Dortmund hat aus Rechtssicherheitsgründen die Vollständigkeitsprüfung in-

nerhalb der gesetzlich vorgeschriebenen Frist in jedem Fall durchzuführen. 

  E1.2 

Die Stadt Dortmund hat die gesetzliche Rücknahmefiktion konsequent anzuwenden. 

Sie tritt mit Fristablauf auf Grund der gesetzlichen Fiktion ein. Eine weitere Antrags-

prüfung läuft konträr zu den gesetzlichen Vorgaben. 

  E1.3 
Die Stadt Dortmund sollte sich auf notwendige Beteiligungen beschränken, um die 

Genehmigungsverfahren nicht unnötig zu verlängern. 

  E1.4 
Die Stadt Dortmund sollte den Stellen, die digitale Beteiligungsverfahren ablehnen, 

die Vorteile eines solchen Verfahrens aufzeigen. 

  E1.5 
Die Stadt Dortmund sollte genehmigungspflichtige Bauantragsverfahren nicht durch 

die Beteiligung der Bezirksvertretungen verzögern. 

F2 

Der Prozess des vereinfachten Baugenehmigungsverfahren ist gut strukturiert. Er 

bietet Optimierungspotenzial für eine verbesserte Korruptionsprävention. Parallel 

abgewickelte Bearbeitungsschritte helfen die Dauer der Verfahren zu verkürzen. 

E2.1 
Die Bauaufsicht sollte die planungsrechtliche Prüfung parallel zur Vollständigkeitsprü-

fung durch die Sachbearbeitung vornehmen. 

  E2.2 Die Stadt Dortmund sollte verbindliche Vertretungsregelungen treffen. 

  E2.3 
Die Stadt Dortmund sollte die Vorgaben des Korruptionsbekämpfungsgesetzes be-

achten und generell das Vieraugenprinzip anwenden. 

F3 

Die Stadt Dortmund wickelt zwischenzeitlich die ersten Baugenehmigungsverfah-

ren vollständig digital ab. Die Möglichkeit der digitalen Bearbeitung von Genehmi-

gungsverfahren sollen bald alle Bediensteten nutzen. 

E3 
Die Stadt Dortmund sollte zeitnah eine ausschließliche digitale Bearbeitung des Bau-

genehmigungsverfahrens einführen. 

F4 

Der Stadt Dortmund stand im Vergleichsjahr 2023 weniger Personal zur Bearbei-

tung je Fall zur Verfügung als in den meisten anderen kreisfreien Städten. Der Be-

stand unerledigter Fälle hat deutlich zugenommen, was auch auf eine hohe Perso-

nalfluktuation zurückzuführen ist. 

E4 

Die Stadt Dortmund sollte die Entwicklung der unerledigten Fälle jeweils zum 01. Ja-

nuar fortschreiben. Bei weiterhin zunehmender Anzahl unerledigter Fälle sollte sie 

gegensteuernde Maßnahmen ergreifen. 
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F5 

In der Stadt Dortmund wird rund jeder siebte Baugenehmigungsantrag zurückge-

nommen. Hauptgrund ist die nicht fristgerechte Nachbesserung der Anträge, 

wodurch die gesetzliche Rücknahmefiktion eintritt. Mit Vorabinformationen versucht 

die Stadt Dortmund, den Anteil unvollständiger Anträge gering zu halten. 

E5 

Die Stadt Dortmund sollte die Ursache für die hohe Anzahl der abgelehnten und zu-

rückgenommenen Anträge ermitteln. Gegebenenfalls kann die Stadt durch eine ver-

stärkte Beratung und zielgerichtete Informationen diesen Anteil reduzieren. 

F6 

Die Stadt Dortmund benötigt bis zum Abschluss der Baugenehmigungsverfahren 

mehr Zeit als die Mehrzahl der anderen kreisfreien Städte. Sie überschreitet den 

Orientierungswert der gpaNRW wesentlich. 

E6 

Die Stadt Dortmund sollte die Potenziale für eine beschleunigte Genehmigungsprü-

fung nutzen, wie beispielsweise die vollständige Digitalisierung. Sie sollte Fristen für 

Nachbesserungen und Stellungnahmen soweit möglich kürzen. Sie sollte die Ent-

wicklung der Gesamtlaufzeiten und Laufzeiten weiter analysieren. 
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Ziel der gpaNRW in dieser Prüfung ist unter anderem aufzuzeigen, wie weit sich die kreisfreien 

Städte in NRW bereits mit dem Thema Nachhaltigkeit auseinandergesetzt haben. Dazu haben 

wir abgefragt, welche Nachhaltigkeitsinstrumente von der Stadt eingesetzt werden oder geplant 

sind.  

Zudem haben wir Nachhaltigkeitsindikatoren im interkommunalen Vergleich der 23 kreisfreien 

Städte dargestellt. 

0.8.1 Nachhaltigkeitsinstrumente 

Instrumente für eine wirkungsorientierte Nachhaltigkeitssteuerung sind eine Nachhaltigkeitsstra-

tegie, Nachhaltigkeitscheck/Nachhaltigkeitsprüfung, Nachhaltigkeitsberichte und ein Nachhaltig-

keitshaushalt3. Auf den Nachhaltigkeitshaushalt gehen wir in der Finanzprüfung detaillierter ein. 

Die Städte befinden sich in einer frühen Phase der Implementierung einer wirkungsorientierten 

Nachhaltigkeitssteuerung. Prozesse zur Nachhaltigkeitssteuerung müssen noch etabliert wer-

den und sich bewähren. Für die gpaNRW steht im Vordergrund, durch die Darstellung unter-

schiedlicher Lösungsansätze und Umsetzungsstände zu einem Ideen- und Erfahrungsaus-

tausch unter den Städten beizutragen. Die Nachhaltigkeitsinstrumente werden in den Städten in 

ihrer Art und Ausprägung unterschiedlich definiert und gelebt. 

0.8.1.1 Nachhaltigkeitsstrategie 

Die kommunale Nachhaltigkeitsstrategie stellt den Ausgangspunkt und den Leitfaden für nach-

haltiges Handeln dar. Sie dient dazu, wesentliche Eckpunkte und Inhalte für eine nachhaltige 

Entwicklung vor Ort zu dokumentieren. Die Strategie wird dabei in Zusammenarbeit zwischen 

Verwaltung und Politik sowie weiteren Beteiligten (Unternehmen, Bürgerschaft) entwickelt und 

von der Politik beschlossen. Inhaltlich werden strategische und operative Ziele, Maßnahmen so-

wie notwendige Ressourcen erarbeitet und Indikatoren bestimmt, um die Ziele messen zu kön-

nen. Einen interkommunalen Vergleich der Nachhaltigkeitsindikatoren stellen wir im Kapitel 

0.8.3 dar. 

Seit 1999 beschäftigt sich die Stadt Dortmund verstärkt mit dem Thema der Nachhaltigkeit. Im 

Rahmen der Umsetzung des Prozesses der Lokalen Agenda wurde bereits im Jahr 1999 ein 

Agenda-Büro eingerichtet mit der Zielsetzung, die Nachhaltigkeit mit Leben zu füllen. In den 

Jahren darauf erhielt die Stadt einige Auszeichnungen u. a. erreichte Dortmund den 1. Platz 

beim Bundeswettbewerb „Hauptstadt des fairen Handelns“. 

In der Sitzung des Rates am 18. Juni 2020 hat sich die Stadt Dortmund mit Beschluss zur Mus-

terresolution des Deutschen Städtetages „Agenda 2030 – Nachhaltigkeit auf kommunaler 

 

3 vgl. KGSt B 02/2024 – Kommunales Nachhaltigkeitsmanagement und Bertelsmann Stiftung 27.11.2018 - Wirkungsorientiertes Nachhal-
tigkeitsmanagement in Kommunen, LAG21 
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Ebene gestalten“ bekannt. Zuvor nahm die Stadt bereits von 2015 bis 2018 am Modellprojekt 

„Global Nachhaltige Kommune in NRW“ teil. 

Die Stadt Dortmund verfügt nicht über eine gesamtstädtische Nachhaltigkeitsstrategie. Sie setzt 

vielmehr auf zahlreiche sektorale Schwerpunkte wie z.B. das oben erwähnte Handlungspro-

gramm Klima-Luft 2030. 2021 hat die Stadt einen umfangreichen Prozess zur Erarbeitung und 

Umsetzung einer Stadtverwaltungsstrategie initiiert. Mit dieser übergreifenden Dachstrategie 

wird u. a. beabsichtigt, die Weichen für ein nachhaltiges Dortmund zu stellen. In dezentral erar-

beiteten Strategien werden Nachhaltigkeitsaspekte in unterschiedlichen Themenbereichen be-

leuchtet. Die Inhalte werden in sogenannten Masterplänen definiert und vom Rat beschlossen. 

0.8.1.2 Nachhaltigkeitscheck/Nachhaltigkeitsprüfung 

Der Nachhaltigkeitscheck/eine Nachhaltigkeitsprüfung soll die voraussichtlichen Wirkungen ei-

nes Vorhabens auf die nachhaltige Entwicklung abschätzen. Dazu beurteilt die Verwaltung die 

Ratsvorlagen auf ihre wahrscheinlichen Auswirkungen für eine nachhaltige Entwicklung. So 

können die Vorlagenerstellenden zum Beispiel durch die Beantwortung von Leitfragen kenntlich 

machen, ob das geplante Vorhaben nachhaltigkeitsfördernd, -hemmend oder -neutral ist. Der 

Nachhaltigkeitscheck dient als zusätzliche Entscheidungsgrundlage. Er hat grundsätzlich einen 

themenübergreifenden Charakter und umfasst alle relevanten Handlungsfelder der nachhaltigen 

Entwicklung. 

Einen standardisierten Nachhaltigkeitscheck in dieser Form hat die Stadt Dortmund nicht etab-

liert. In den Ausschuss- bzw. Ratsvorlagen wird in Dortmund allerdings die Klimarelevanz dar-

gestellt. Dieser Punkt soll bei der Entscheidungsfindung die Auswirkungen der jeweiligen Maß-

nahme auf das Klima deutlich machen. Neben der Begründung für die Notwendigkeit des Be-

schlusses und der Darstellung der finanziellen Auswirkungen soll so dieser ergänzende Aspekt 

Berücksichtigung finden. Die dezentralen Organisationseinheiten entscheiden in eigener Zu-

ständigkeit über die Ausgestaltung und die Inhalte des Vorlagenpunktes. Je nach Relevanz so-

wie möglichen Auswirkungen unterscheidet sich die Darstellung und der Umfang.  

Die Stadt Dortmund nimmt darüber hinaus teilweise eine Nachbetrachtung einzelner Maßnah-

men über einen Wirkungsmonitor vor. Nähere Ausführungen zum Nachhaltigkeitshaushalt und 

Wirkungsmonitor werden im Teilbericht Finanzen gemacht. Über den Sachstand zum Thema 

der Nachhaltigkeit hat die Stadt einen Nachhaltigkeitsbericht erstellt. 

0.8.1.3 Nachhaltigkeitsberichtswesen 

Der Nachhaltigkeitsbericht informiert in der Regel über den aktuellen Stand und die bisherige 

Entwicklung der Nachhaltigkeit. Der Nachhaltigkeitsbericht kann folgende Aspekte beinhalten:  

 Stand der Instrumente und Prozesse, 

 Umsetzungsstand der im Handlungsprogramm definierten Maßnahmen, 

 quantitative und qualitative Analysen zur operativen und strategischen Zielerreichung, 

 Zielbezug zu Indikatoren, 
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 finanzielle und personelle Ressourcen, 

 Empfehlungen zur Strategieanpassung. 

Die Adressaten können Verwaltungsführung, Rat und Bürgerschaft sein. Der Berichtsrhythmus 

wird im Vorfeld festgelegt.  

Im Anschluss an das Modellprojekt „Global Nachhaltige Kommune in NRW“ hat die Stadt Dort-

mund von 2020 bis 2022 einen Nachhaltigkeitsbericht erarbeitet. Mit diesem Bericht führte die 

Stadt den bis dahin erstellten Agenda-Zwischenbericht fort, über welchen die politischen Gre-

mien zuvor informiert wurden. Der Nachhaltigkeitsbericht ist ein mehr als 100-seitiges Werk. 

Dieses stellt den aktuellen Status quo der nachhaltigen Entwicklung in der Stadt Dortmund dar. 

Der Nachhaltigkeitsbericht hat die Funktion, die Umsetzungsfortschritte der nachhaltigen Ent-

wicklung zu reflektieren und Bericht zu erstatten. Als Steuerungsinstrument soll er im stetigen 

Zyklus dazu dienen, die Ziele zu überprüfen, die Prozesse zu verbessern sowie die Prioritäten 

anzupassen. Bereits die erstmalige Erstellung des Berichtes soll innerhalb der Stadtverwaltung 

dazu beigetragen haben, dass der ämterübergreifende Austausch verstärkt und die Vernetzung 

mit den Eigenbetrieben sowie Beteiligungsunternehmen unterstützt werden konnte. Mit einer u. 

a. darauf aufbauenden Stadtverwaltungsstrategie sollen übergreifende strategische Weichen 

des Verwaltungshandelns für eine nachhaltige Stadt Dortmund gestellt werden. 

0.8.2 Nachhaltigkeitsindikatoren 

Nachhaltigkeitsindikatoren dienen dazu, die Wirksamkeit der Maßnahmen und Instrumente zu 

Nachhaltigkeitsaspekten fortlaufend zu messen und zu bewerten. Für eine erste allgemeine 

Einschätzung kann auf bestehende Kennzahlenkonzepte zur nachhaltigen Entwicklung zurück-

gegriffen werden. 

Für die kommunale Ebene in NRW ist insbesondere das Indikatorenset der Landesarbeitsge-

meinschaft Agenda 21 NRW e.V. (LAG 21) von Bedeutung. In ihrem Nachhaltigkeitsbericht 

nrwkommunal4 stellt die LAG 21 neben Befragungsergebnissen regelmäßig Indikatoren zu ver-

schiedenen Themenbereichen für alle nordrhein-westfälischen Kommunen im Zeitverlauf dar.  

Wir haben in unserer Prüfung der kreisfreien Städte dieses Indikatorenset erstmals aufgegriffen 

und die aus vorherigen Prüfungen bekannten Strukturmerkmale ersetzt, weil eine nachhaltige 

Entwicklung und ein nachhaltiges Handeln von zentraler, strategischer Bedeutung sind. Wir 

möchten der Politik und der Verwaltung mit dem Indikatorenset der LAG 21 einen Gesamtüber-

blick zur Nachhaltigkeit geben und einen Vergleich innerhalb der kreisfreien Städte ermögli-

chen. Dazu haben wir die Nachhaltigkeitsindikatoren aus allgemein zugänglichen Datenquellen5 

ermittelt und einen interkommunalen Vergleich erstellt.  

Im Folgenden stellen wir zwei Balkendiagramme mit ergänzenden Tabellen dar, die eine Aus-

wahl von Nachhaltigkeitsindikatoren für die Stadt Dortmund zeigen. Bei der Auswahl der Indika-

 

4 vgl. LAG 21, Nachhaltigkeitsbericht nrwkommunal 2022, https://www.lag21.de/files/default/pdf/Themen/nn-transfer-n/lag21-nrwkommu-
nal-2022.pdf.  

5 IT.NRW, Energieatlas NRW vom LANUV NRW u.a. 

https://www.lag21.de/files/default/pdf/Themen/nn-transfer-n/lag21-nrwkommunal-2022.pdf
https://www.lag21.de/files/default/pdf/Themen/nn-transfer-n/lag21-nrwkommunal-2022.pdf
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toren haben wir u. a. berücksichtigt, dass die Indikatoren alle zehn Themenbereiche sowie mög-

lichst viele verschiedene SDGs abbilden. Indikatoren mit einer hohen Aussagekraft und strategi-

schen Relevanz erhalten den Vorrang. Die in den vorangegangenen überörtlichen Prüfungen 

dargestellten Strukturkennzahlen wurden, soweit möglich, in die Nachhaltigkeitsindikatoren 

überführt. 

Interkommunaler Vergleich 

Nachhaltigkeitsindikatoren Stadt Dortmund 2023 in Prozent 

 

Nachhaltigkeitsindikatoren Stadt Dortmund – Datengrundlagen 

Indikator 2012 2023 
Veränderung 

in Prozent  
Median 2023 

Abhängigenquotient (Abhängige Personen je 100 

Personen im erwerbsfähigen Alter) in Prozent 
50,35 53,77 6,79 56,07 

Schulabgehende allgemeinbildende Schulen 

ohne Abschluss in Prozent 
7,36 9,56 29,89 6,91 

Mindestsicherungsquote in Prozent 16,00 17,60 10,00 13,60 

Anteil erneuerbare Energien am Stromverbrauch 

in Prozent 
k. A. 4,76 k. A. 4,80 

In den interkommunalen Vergleich (Median) sind die Daten der 23 kreisfreien Städte eingeflos-

sen.  

Der Abhängigenquotient ist ein Kontextindikator mit Bezug zur Demografie. Er zeigt das Ver-

hältnis der wirtschaftlich abhängigen Bevölkerung zur Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter. Als 

wirtschaftlich abhängig gelten dabei altersmäßig nicht erwerbsfähige Personen über 65 Jahre 

und unter 15 Jahre. In Dortmund ist dieser Quotient gegenüber 2012 aufgrund der demografi-

schen Entwicklung angestiegen. Interkommunal positioniert sich die Stadt aber unterhalb des 
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Medians. Der Anteil der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter ist in Dortmund demnach höher 

als in den meisten Vergleichsstädten.  

Der Indikator der Schulabgehenden ohne Abschluss bezieht sich auf das SDG 4 „Hochwer-

tige Bildung“. Da ein fehlender Schulabschluss häufig mit schlechteren Zukunftsaussichten für 

die Betroffenen einhergeht, ist ein möglichst geringer Wert anzustreben. Der Kennzahlwert ist in 

Dortmund seit 2012 um fast 30 Prozent angestiegen. Mit dem zweithöchsten Wert unter den 

Vergleichsstädten positioniert sich die Stadt Dortmund hier sehr ungünstig.  

Die Mindestsicherungsquote ist ein Indikator für das SDG 1 „Keine Armut“. Sie beschreibt den 

Anteil der Personen an der Gesamtbevölkerung, die selbst nicht in der Lage sind, in ausrei-

chendem Maße für ihren Lebensunterhalt zu sorgen und daher Mindestsicherungsleistungen 

beziehen. Auch hier weist nur eine Vergleichsstadt einen höheren Wert aus als Dortmund.  

Der Anteil erneuerbarer Energien am Stromverbrauch gibt eine Einordnung zum SDG 7 „Be-

zahlbare und saubere Energie“ sowie zum Unterziel, den Anteil erneuerbarer Energien am glo-

balen Energiemix deutlich zu erhöhen. In Dortmund wurden im Jahr 2023 4,76 Prozent des 

Stromverbrauchs durch Anlagen zur Stromerzeugung aus regenerativen Energien abgedeckt. 

Dieser Anteil liegt unter den Vergleichsstädten im Mittelfeld. Weitere Ausführungen zu den Kli-

mazielen sowie geplanten und bereits umgesetzten Maßnahmen der Stadt Dortmund finden 

sich im Teilbericht Gebäudewirtschaft - Klimaschutz. 

 

Intrakommunaler Vergleich 

Im intrakommunalen Vergleich stellt die Y-Achse im Diagramm den Wert 0 dar. D.h. es gibt 

keine Veränderungen gegenüber dem Jahr 2012. Die Werte auf der linken Seite des Dia-

gramms zeigen einen Rückgang und die Werte auf der rechten Seite Zunahmen an.  
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Nachhaltigkeitsindikatoren Stadt Dortmund Entwicklung von 2012 bis 2023 in Prozent 

 

Nachhaltigkeitsindikatoren Stadt Dortmund – Datengrundlagen 

Indikator 2012 2023 
Veränderung 

in Prozent  
Median 2023 

Siedlungs- und Verkehrsfläche je EW* in qm 291  285  -2,19 283  

PKW-Dichte (Zugelassene PKW je 1.000 EW) 452  502  11,15 526  

Steuereinnahmekraft je EW* in Euro 903  1.487  64,73 1.487  

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte am 

Wohnort zum 30.06. 
182.943  228.036  24,65 98.400  

* Einwohnerin bzw. Einwohner 

In den interkommunalen Vergleich (Median) sind die Daten der 23 kreisfreien Städte eingeflos-

sen.  

Der Indikator zur Siedlungs- und Verkehrsfläche bezieht sich auf das SDG 11 „Nachhaltige 

Städte und Gemeinden“. Ein nachhaltiger Umgang mit den Flächenressourcen ist eine zentrale 

Herausforderung für die Kommunen. Die Siedlungs- und Verkehrsfläche je Einwohner ist in 

Dortmund 2023 gegenüber dem Jahr 2012 um gut zwei Prozent gesunken. Mit 285 qm je Ein-

wohner positioniert sich die Stadt interkommunal knapp oberhalb des Medians. Die rückläufige 

Tendenz ist bei den meisten kreisfreien Städten zu beobachten. Ursächlich ist dabei allerdings 

meistens nicht die Verringerung bebauter Flächen, sondern die Einwohnerentwicklung. Die 

Dortmunder Bevölkerung ist im gleichen Zeitraum um 3,84 Prozent gewachsen. 
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Ein weiterer Indikator für das SDG „Nachhaltige Städte und Gemeinden“ ist die PKW-Dichte. 

Diese hat sich in Dortmund im Zeitraum von 2012 bis 2023 um rund elf Prozent erhöht. Inter-

kommunal liegt die PKW-Dichte dennoch unter dem Median der Vergleichsstädte. Eine nach-

haltige Mobilität verfolgt das Ziel, den umweltschädlichen Individualverkehr zu reduzieren. Wel-

che Maßnahmen die Stadt Dortmund ergriffen hat, um die eigene betriebliche Mobilität zu ver-

ringern bzw. klimafreundlicher zu gestalten, betrachtet die gpaNRW im Teilbericht Mobilitätsma-

nagement.  

Die Steuereinnahmekraft je Einwohner ist ein Indikator für die wirtschaftliche und finanzielle 

Lage einer Stadt. Diese ist in Dortmund seit 2012 um fast 65 Prozent gestiegen. Der prozentu-

ale Zuwachs ist damit höher als bei den meisten Vergleichsstädten. Mit Steuereinnahmen von 

1.487 Euro je Einwohner bildet Dortmund 2023 den Median der kreisfreien Städte ab.  

Die sozialversicherungspflichtig Beschäftigten sind ein Indikator mit Bezug zum SDG 8 

„Menschenwürdige Arbeit und Wirtschaftswachstum“. Deren Anzahl ist in Dortmund im Zeit-

raum von 2012 bis 2023 um fast 25 Prozent angestiegen. In nur drei Vergleichsstädten ist der 

prozentuale Anstieg höher. Die Beschäftigungsquote beschreibt den Anteil der erwerbsfähi-

gen Bevölkerung, der einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung nachgeht. Diese ist in 

Dortmund im gleichen Zeitraum von 48,1 auf 59,1 Prozent gestiegen. Mit dieser Beschäfti-

gungsquote bildet die Stadt Dortmund 2023 den Median unter den kreisfreien Städten ab.  

0.8.3 Nachhaltigkeitsindikatoren der Stadt Dortmund im interkommu-

nalen Vergleich 

Auf den nachfolgenden Seiten bilden wir das Indikatorenset der LAG 21 als interkommunalen 

Vergleich der kreisfreien Städte ab. Detaillierte Informationen zur Aussagekraft und Differenzie-

rung der einzelnen Indikatoren enthält der Nachhaltigkeitsbericht der LAG 216. Wenn wir für 

Kennzahlen keinen Wert ermitteln können, geben wir in der entsprechenden Spalte den Hin-

weis „keine Angabe (k. A.)“. 

 

 

6 vgl. LAG 21, Nachhaltigkeitsbericht nrwkommunal 2022, https://www.lag21.de/files/default/pdf/Themen/nn-transfer-n/lag21-nrwkommu-
nal-2022.pdf. 

https://www.lag21.de/files/default/pdf/Themen/nn-transfer-n/lag21-nrwkommunal-2022.pdf
https://www.lag21.de/files/default/pdf/Themen/nn-transfer-n/lag21-nrwkommunal-2022.pdf
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Nachhaltigkeitsindikatoren7 der Stadt Dortmund 

Themenbereich / Indikator 
Dortmund 

2012 

Dortmund  

aktuell 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Vergleichs-

jahr 

Kontextindikatoren Demografie8 

Abhängigenquotient in Prozent  

(Abhängige Personen je 100 Personen im erwerbsfähi-

gen Alter) 

50,35 53,94 42,98 53,41 56,25 57,84 62,08 23 2024 

Entwicklung des Abhängigenquotienten seit 2012 in 

Prozent 
k. A. 7,13 0,12 2,74 6,59 8,14 17,26 23 2024 

Bevölkerungsentwicklung seit 2012 in Prozent k. A. 4,21 0,40 2,51 3,66 5,16 10,06 23 2024 

Anteil der EW* 0 bis unter 21 Jahre an der Gesamtbe-

völkerung in Prozent9 
19,16 20,35 18,21 19,47 20,35 20,75 22,29 23 2024 

Anteil der EW* ab 80 Jahre an der Gesamtbevölkerung 

in Prozent10 
5,49 6,64 5,80 6,55 6,95 7,36 8,30 23 2024 

Bevölkerungsentwicklung bis 2050 in Prozent k.A. -1,90 -7,26 -4,02 -1,47 0,51 7,08 23 2024 

Bildung und Betreuung 

Schulabgehende allgemeinbildende Schulen ohne Ab-

schluss in Prozent 
7,36 9,56 3,46 5,84 6,91 8,42 13,01 23 2023 

 

7 vgl. LAG 21, Nachhaltigkeitsbericht nrwkommunal 2022, https://www.lag21.de/files/default/pdf/Themen/nn-transfer-n/lag21-nrwkommunal-2022.pdf 

8 Als Vergleichsjahr ist hier das Jahr 2024 ausgewiesen. Die gpaNRW verwendet für das Vergleichsjahr 2024 durchgängig die Einwohnerzahlen am Stichtag 31.12.2023. 

9 Die gpaNRW berücksichtigt beim Jugendanteil die Bevölkerung unter 21 Jahre. Die LAG 21 stellt stattdessen die Bevölkerung unter 15 Jahren dar. 

10 Die gpaNRW berücksichtigt beim Altenanteil die Bevölkerung über 80 Jahre. Die LAG 21 stellt stattdessen die Bevölkerung über 65 Jahren dar. 

https://www.lag21.de/files/default/pdf/Themen/nn-transfer-n/lag21-nrwkommunal-2022.pdf
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Themenbereich / Indikator 
Dortmund 

2012 

Dortmund  

aktuell 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Vergleichs-

jahr 

Entwicklung der Schulabgehenden allgemeinbildende 

Schulen ohne Abschluss seit 2012 in Prozent 
k. A. 30,02 -32,62 7,83 29,31 45,05 81,39 23 2023 

Schulabgehende allgemeinbildende Schulen mit höhe-

rem Schulabschluss11 in Prozent 
39,74 39,97 28,64 39,91 41,46 45,41 55,91 23 2023 

Betreuungsquote der unter 3-Jährigen in Prozent  11,59 18,90 11,28 16,70 18,40 23,71 29,46 23 2024 

Betreuungsquote der 3 bis unter 6-Jährigen in Prozent 93,35 89,36 74,94 83,00 85,77 90,90 94,67 23 2024 

Wahlen 

Wahlbeteiligung Bundestagswahl in Prozent  k. A. 73,80 66,66 71,88 73,80 76,65 83,90 23 2021 

Wahlbeteiligung Europawahl in Prozent k. A. 61,40 52,29 56,65 59,81 63,83 74,34 23 2024 

Wahlbeteiligung Kreistagswahl/Wahl Vertretung kfS in 

Prozent 
k. A. 47,05 39,15 43,53 47,59 51,13 62,96 22 2020 

Fläche 

Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche je EW* 

seit 2012 in Prozent 
k. A. -2,19 -9,27 -5,36 -3,15 -1,81 3,43 23 2023 

Siedlungs- und Verkehrsfläche je EW* in qm12 291 285 213 249 283 311 421 23 2023 

 

11 Als höherer Schulabschluss wird die Allgemeine Hochschulreife sowie die Fachhochschulreife berücksichtigt. 

12 Die Erhebung für die Flächenerhebung nach Art der tatsächlichen Nutzung erfolgt seit dem Jahr 2016 durch das Amtliche Liegenschaftskataster-Informationssystem (ALKIS). Zuvor lagen der Erhebung die Automati-
sierten Liegenschaftsbücher (ALB) zugrunde. Mit dieser Umstellung gingen auch Änderungen und Erweiterungen des Nutzungsartenkatalogs einher, sodass die verwendeten Definitionen und Abgrenzungen nicht in 
vollem Umfang übereinstimmen. Die Vergleichbarkeit der Werte ist daher nicht in vollem Umfang gegeben. 
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Themenbereich / Indikator 
Dortmund 

2012 

Dortmund  

aktuell 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Vergleichs-

jahr 

Flächeninanspruchnahme (Zuwachs der Siedlungs- 

und Verkehrsfläche) seit dem Vorjahr in ha 
25,04 4,00 -39 -7,50 0,00 4,00 38 23 2023 

Neu erstellte Wohngebäude je 10.000 EW* 6,93 5,39 1,37 2,59 3,74 5,70 9,32 23 2023 

Klima und Energie 

Anteil erneuerbare Energien am Stromverbrauch in 

Prozent  
k. A. 4,76 1,99 3,56 4,80 10,66 20,32 23 2023 

Mobilität 

Entwicklung der PKW-Dichte seit 2012 in Prozent k. A. 11,52 -3,39 6,94 9,91 11,25 15,56 23 2024 

PKW-Dichte 

(Zugelassene PKW je 1.000 EW*) 
452 504 458 503 527 553 592 23 2024 

Pendelndensaldo je 100 EW* 4,15 5,78 -9,25 -2,24 1,05 9,09 30,27 23 2024 

Veränderung der polizeilich erfassten Straßenverkehrs-

unfälle seit dem Vorjahr in Prozent 
-4,83 2,18 -9,19 1,70 2,91 5,89 12,34 23 2023 

Kommunale Finanzen13 

Entwicklung der Steuereinnahmekraft je EW* seit 2012 

in Prozent 
k. A. 64,73 24,40 44,08 53,65 69,92 195 23 2023 

 

13 Die gpaNRW analysiert im Teilbericht Finanzen die Schuldenlage der Kommunen. Die Indikatoren der LAG 21 zur Verschuldung nutzen Daten von IT.NRW. Diese Daten beinhalten teilweise andere Beurteilungen / 
Zuordnungen von kommunalen Beteiligungen und Eigenbetrieben als es in unserer Prüfungsdefinition und –darstellung vorgesehen ist. Daher kann es zu erheblichen Abweichungen kommen, sodass wir an dieser 
Stelle auf die Darstellung von Verschuldungsindikatoren verzichten und auf den Teilbericht Finanzen verweisen. 
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Themenbereich / Indikator 
Dortmund 

2012 

Dortmund  

aktuell 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Vergleichs-

jahr 

Steuereinnahmekraft je EW* in Euro 903 1.487 965 1.333 1.487 1.688 3.581 23 2023 

Gesellschaftliche Teilhabe / Armut 

Mindestsicherungsquote14 in Prozent 16,00 17,60 8,40 11,70 13,60 16,40 22,10 23 2023 

Entwicklung der Mindestsicherungsquote seit 2012 in 

Prozent 
k. A. 10,00 -11,54 1,54 5,65 10,56 22,30 23 2023 

Arbeit und Wirtschaft 

Entwicklung der sozialversicherungspflichtig Beschäf-

tigten am Wohnort seit 2012 in Prozent 
k. A. 25,63 13,78 16,95 20,63 24,14 32,30 23 2024 

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte am Wohnort 

am 30.06. 
182.943 229.834 44.028 68.232 99.770 138.290 447.146 23 2024 

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte am Arbeitsort 

je 1.000 Erwerbsfähige 
544 683 447 546 631 738 1.078 23 2024 

Beschäftigungsquote am Wohnort in Prozent 48,14 59,42 54,47 58,14 59,50 60,73 63,60 23 2024 

Gewerbeanmeldungen für Neugründungen je 1.000 

EW* 
8,77 7,57 5,05 6,75 7,50 8,00 13,53 23 2024 

 

14 Als Mindestsicherungsleistungen werden die Grundsicherung für Arbeitssuchende nach dem SGB II, laufende Hilfen zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen nach dem SGB XII, Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung nach dem SGB XII und Regelleistungen nach dem AsylbLG verstanden. 
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Themenbereich / Indikator 
Dortmund 

2012 

Dortmund  

aktuell 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Vergleichs-

jahr 

Arbeitslosenanteil in Prozent 

(Verhältnis der nicht erwerbstätigen Personen im er-

werbstätigen Alter zu den sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigten) 

17,00 14,29 6,63 9,98 10,96 13,31 17,87 23 2024 

Gesundheit 

Sterbefälle von Personen unter 65 Jahren je 100.000 

EW* 
211 202 122 161 182 203 231 23 2023 
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1. Finanzen 

1.1 Managementübersicht 

Die wesentlichen Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt Dortmund im Prüfgebiet Fi-

nanzen stellt die gpaNRW nachfolgend zusammenfassend dar.  

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage aufgeführt. Die Rei-

henfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Haushaltssituation 

Im Betrachtungszeitraum 2019 bis 2023 hat sich die Haushaltssituation der Stadt Dortmund 

positiv entwickelt. Entgegen der ursprünglichen Planung konnte die Stadt durchgehend  

Jahresüberschüsse ausweisen. Die Jahresergebnisse sind im interkommunalen Vergleich über-

durchschnittlich. Neben einer grundsätzlich vorsichtigen Planung sind die Gründe für die Ent-

wicklung vielfältig. In den Jahresergebnissen sind hohe außerordentliche Erträge nach dem 

NKF-CUIG15 enthalten. Ohne diese wären die Ergebnisse zwar geringer, aber dennoch positiv 

ausgefallen. 

Im Ergebnis ist das Eigenkapital aufgrund der hohen Jahresüberschüsse deutlich angestie-

gen. Insbesondere die Ausgleichsrücklage hat sich positiv entwickelt. Insgesamt ist die Eigen-

kapitalausstattung vergleichsweise gut. 

Nach der Planung erwartet Dortmund ab 2024 jedoch wieder erhebliche Jahresfehlbeträge. 

Die Aufwendungen steigen deutlich an. Vor allem steigende Sozialleistungen tragen nach der 

Planung zu dieser Verschlechterung bei. Für den Planungszeitraum reicht die Ausgleichsrück-

lage noch, um einen fiktiven Haushaltsausgleich über den Zeitraum der mittelfristigen Finanz-

planung darstellen zu können. 

Handlungsbedarf besteht weiterhin beim Vermögen sowie den Verbindlichkeiten. Durch ei-

nen starken Anstieg der Investitionen in das Anlagevermögen konnte die Stadt dem Wertever-

zehr entgegenwirken und den bestehenden Sanierungs- und Investitionsstau reduzieren. 

Weitere notwendige Reinvestitionen und steigende Investitionsauszahlungen führen zu einem 

hohen Finanzbedarf. Die ohnehin bereits überdurchschnittlichen Gesamtverbindlichkeiten 

werden in den kommenden Jahren weiter stark ansteigen. 

 

15 Nunmehr Gesetz zur Isolierung der aus der COVID-19-Pandemie und dem Krieg gegen die Ukraine folgenden Belastungen der kom-
munalen Haushalte im Land Nordrhein-Westfalen (NKF-COVID-19-Ukraine-Isolierungsgesetz – NKF-CUIG) vom 29. September 2020 
in der ab dem 15.12.2022 geltenden Fassung. 
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In Hinblick auf die erwartete Entwicklung der Jahresergebnisse, die vergleichsweise ho-

hen Gesamtverbindlichkeiten, die weiterhin notwendigen Reinvestitionen sowie den dar-

aus resultierenden Finanzbedarf sieht die gpaNRW einen steigenden Konsolidierungsbe-

darf. 

Haushaltssteuerung 

Die Stadt Dortmund beschäftigt sich seit Jahren mit einer nachhaltigen Haushaltssteuerung. 

2014 hat sie einen wirkungsorientierten Haushalt eingeführt, der mittlerweile in einen Wirkungs-

monitor übergegangen ist. Der Wirkungsmonitor liefert den Entscheidungsträgern als Steue-

rungsinstrument zusätzliche Informationen. Mit Hilfe von Zielen und Kennzahlen wird gesteuert. 

Der Wirkungsmonitor zielt auf alle Themenfelder gleichermaßen ab. Die Nachhaltigkeit ist nicht 

explizit integriert, dennoch fließen Nachhaltigkeitsaspekte ein. Eine gesamtstädtische Nachhal-

tigkeitsstrategie gibt es in Dortmund nicht. Für die Nachhaltigkeit setzt die Stadt auf dezentrale 

Masterpläne.  

Eine Dimension von Nachhaltigkeit stellt die finanzielle Nachhaltigkeit der Haushaltswirtschaft 

dar. Jeder Entscheidung sollte grundsätzlich eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zu 

Grunde liegen. Die Stadt Dortmund führt regelmäßig Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durch. 

Mit einheitlichen Regelungen, einem standardisierten Prozess und Hilfstools könnte die Stadt 

Dortmund die dezentralen Organisationseinheiten ergänzend unterstützen. Sie steigern zudem 

die objektive Vergleichbarkeit sowie Transparenz und schaffen Verbindlichkeiten sowie Sicher-

heit für die handelnden Personen. Die Stadt kann dabei auf bestehende Erfahrungen einzelner 

dezentraler Organisationseinheiten zurückgreifen. 

Die Stadt Dortmund verfolgt das Ziel, Ermächtigungsübertragungen möglichst gering zu hal-

ten. Mit Ratsbeschluss wurde die Aufgabe der Organisation der Entscheidungen auf den Käm-

merer übertragen. Art, Umfang und Dauer sind nicht festgeschrieben. Der Kämmerer entschei-

det über die Übertragungen im Einzelfall und informiert den Rat im Jahresabschluss über die 

vorgenommenen Übertragungen. Im Vergleich sind die Übertragungen in Dortmund gering. Zu-

dem gelingt es der Stadt, die zur Verfügung stehenden Mittel zunehmend in Anspruch zu neh-

men.  

Für das Kredit- und Anlagemanagement hat die Stadt Dortmund strategische Zielsetzungen 

in Dienstanweisungen festgeschrieben. Neben der generellen Ausrichtung hat sie die Zustän-

digkeiten, die Prozesse sowie den Handlungsrahmen für die handelnden Personen klar festge-

halten. Die Regelungen werden vor allem den hohen und weiter steigenden Steuerungsanfor-

derungen des Kreditportfolios gerecht. Risiken hat die Stadt im Blick und wirkt diesen voraus-

schauend entgegen. Ein mehrstufiges Berichtswesen liefert den jeweiligen Entscheidungsträ-

gern die wesentlichen Informationen. 

Für das Fördermittelmanagement sieht die gpaNRW sowohl für die Prozesse als auch das 

Controlling noch Optimierungsmöglichkeiten. Die Stadt Dortmund hat begonnen, das Fördermit-

telmanagement zunehmend zu zentralisieren und Standards zu erarbeiten. 2016 wurde eigens 

dafür eine zentrale Stelle eingerichtet und seither ausgebaut. Das Aufgabenspektrum ist von 

der Unterstützung der dezentralen Organisationseinheiten bei der Fördermittelakquise bereits 

teils bis zur vollständigen Abwicklung von Fördermitteln erweitert worden. Strategische Vorga-

ben und Ziele sowie festgeschriebene interne Richtlinien und Standards existieren bisher nicht. 

Aktuell arbeitet die zentrale Stelle an der Einführung einer Softwarelösung. Mit dieser sollen 
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künftig Standards etabliert werden. Darauf aufbauend sollen ein einheitliches Controlling und 

Berichtswesen erarbeitet werden.  

1.2 Aufbau des Teilberichtes 

Die Kapitel dieses Teilberichtes beginnen mit einer wertenden Aussage zu unserem Prüfungs-

ergebnis. Wertungen, die eine Stellungnahme der Stadt nach § 105 Abs. 6 und 7 der Gemein-

deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) notwendig machen, bezeichnen wir 

als Feststellung. 

Anschließend folgt kursiv gedruckt die Sollvorstellung. Die Sollvorstellung stellt die Inhalte und 

das Prüfungsziel im Kapitel dar. Sie ist allgemein formuliert und grundsätzlich für alle Städte 

gültig, z. B. auf Basis der aktuell geltenden Gesetzeslage. 

Ausgehend von diesem Soll analysieren wir die individuelle Situation in der geprüften Stadt und 

weisen dabei erkannte Verbesserungspotenziale als Empfehlung aus. 

Weitere allgemeine Ausführungen zur Struktur der Teilberichte stehen im Vorbericht. 

1.3 Inhalte, Ziele und Methodik 

Im Prüfgebiet Finanzen beantwortet die gpaNRW folgende Fragen: 

 Haushaltssituation: Besteht eine nachhaltig ausgerichtete Haushaltswirtschaft? 

 Haushaltswirtschaftliche Steuerung:  

 Wie geht die Stadt mit Nachhaltigkeitszielen und -kennzahlen im Haushalt um? 

 Führt die Stadt bei Investitions- und Beschaffungsentscheidungen Wirtschaftlich-

keitsuntersuchungen durch? 

 Beschäftigt sich die Stadt mit den relevanten Aspekten und Fragen, die ihr Kredit- 

und Anlageportfolio erfordern? 

 Wie hat die Stadt als Zuwendungsnehmerin ihr Fördermittelmanagement organi-

siert?  

 Wie geht die Stadt mit dem Instrument der Ermächtigungsübertragungen um?  

Methodisch analysiert die gpaNRW die Haushaltspläne, Jahresabschlüsse und Gesamtab-

schlüsse. Zusätzlich beziehen wir die Berichte der örtlichen Prüfung der Jahresabschlüsse und 

Gesamtabschlüsse sowie verwaltungsinterne Dokumente ein. Die gpaNRW hat zudem Daten, 

die für eine Bewertung erforderlich sind, über Interviews, Fragebögen und strukturierte Daten-

abfragen erhoben. 

In der Anlage dieses Teilberichts liefern ergänzende Tabellen zusätzliche Informationen. Diese 

zeigen neben der Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen aus der aktuellen 
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Prüfung das NKF-Kennzahlenset NRW, die Zusammensetzung und Entwicklung einzelner (Bi-

lanz-) Posten sowie ergänzende Berechnungen. 

1.4 Haushaltssituation 

 Die Haushaltssituation der Stadt Dortmund hat sich im Betrachtungszeitraum 2019 bis 2023 

unerwartet positiv entwickelt. Für künftige Jahre geht die Stadt jedoch von einer schlechter 

werdenden Haushaltslage aus und plant durchgängig Defizite. Aufgrund der erzielten  

Jahresüberschüsse und des damit verbundenen deutlichen Anstieges des Eigenkapitals 

kann die Stadt bis zum Ende der mittelfristigen Planung 2027 einen fiktiven Haushaltsaus-

gleich darstellen. 

 Mit gesteigerten Investitionen konnte die Stadt dem Werteverzehr entgegenwirken sowie 

den entstandenen Sanierungs- und Investitionsstau reduzieren. Das notwendige und nach 

der Planung weiter steigende Investitionsvolumen löst einen hohen Finanzbedarf aus, der zu 

einem Anstieg der ohnehin bereits hohen Gesamtverbindlichkeiten führen wird. 

Die Haushaltssituation bestimmt den Handlungsspielraum einer Stadt zur Gestaltung ihres Leis-

tungsangebots. Eine nachhaltig ausgerichtete Haushaltswirtschaft erfüllt folgende Kriterien: 

 Die Handlungsfähigkeit einer Stadt sollte nicht durch die Genehmigung eines Haushalts-

sicherungskonzeptes sowie einer Verringerung der allgemeinen Rücklage eingeschränkt 

sein. Dazu muss der Haushalt gemäß § 75 Abs. 2 GO NRW jetzt und zukünftig ausgegli-

chen sein.  

 Das Eigenkapital sollte positiv sein. Eine Stadt darf gemäß § 75 Abs. 7 GO NRW nicht 

überschuldet sein. Je mehr Eigenkapital sie hat, desto weiter ist sie von der gesetzlich 

verbotenen Überschuldung entfernt. Daneben ist eine gute Eigenkapitalausstattung die 

Basis für eine nachhaltig ausgerichtete Haushaltswirtschaft. 

 Um zukünftig Gestaltungsmöglichkeiten zu haben und dem Grundsatz der Generationen-

gerechtigkeit zu entsprechen, sollte eine Stadt hohe Schulden und Reinvestitionsbedarfe 

vermeiden. Je niedriger sie ausfallen, desto größer sind die Handlungsspielräume der 

Haushaltswirtschaft einer Stadt. 

Um den unterschiedlichen Ausgliederungsgraden Rechnung zu tragen, beziehen wir in den in-

terkommunalen Vergleich die Schulden-, Finanz- und Ertragslage der verbundenen Unterneh-

men, Sondervermögen und Mehrheitsbeteiligungen ein. In den jeweiligen Kapiteln zur Haus-

haltssituation vergleicht die gpaNRW daher die Kennzahlen aus den Gesamtabschlüssen, so-

fern diese vorliegen. 

Die gpaNRW hat die Haushaltssituation auf folgenden Grundlagen analysiert: 
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Haushaltspläne, Jahresabschlüsse und Gesamtabschlüsse Dortmund 2019 bis 2024 

Haushaltsjahr Haushaltsplan (HPl) 
Jahresabschluss 

(JA) 

Gesamtabschluss 

(GA) 

In dieser Prüfung 

berücksichtigt 

2019  bekannt gemacht festgestellt bestätigt HPl / JA / GA 

2020  bekannt gemacht festgestellt bestätigt HPl / JA / GA 

2021  bekannt gemacht festgestellt bestätigt HPl / JA / GA 

2022  bekannt gemacht festgestellt aufgestellt HPl / JA / GA 

2023  bekannt gemacht aufgestellt noch offen HPl / JA  

2024  bekannt gemacht   HPl 

Das Vergleichsjahr der letzten überörtlichen Prüfung war 2018. Daher beginnt die Zeitreihe die-

ser Prüfung mit dem Jahr 2019. Die im Haushaltsplan 2024 enthaltene mittelfristige Ergebnis-

planung bis 2027 hat die gpaNRW ebenfalls berücksichtigt. 

1.4.1 Haushaltsstatus 

 Die Haushaltswirtschaft der Stadt Dortmund unterliegt keinen aufsichtsrechtlichen Maßnah-

men oder Genehmigungspflichten. Aufgrund der erzielten Jahresüberschüsse und des damit 

verbundenen Anstieges des Eigenkapitals kann die Stadt in den Planjahren einen fiktiven 

Haushaltsausgleich darstellen. 

Haushaltsstatus Dortmund 2019 bis 2024 

Haushaltsstatus* 2019 2020 2021 2022 2023 2024 

Ausgeglichener Haushalt X X X X X  

Fiktiv ausgeglichener Haushalt      X 

*Der Haushaltsstatus in den Ist-Jahren bis 2023 bemisst sich am Jahresergebnis, der Haushaltsstatus in den Planjah-

ren ab 2024 am Haushaltsplan. 

Die Höhe der Ausgleichsrücklage und der allgemeinen Rücklage zeigt, inwieweit die Stadt ne-

gative Jahresergebnisse ausgleichen kann.  
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Jahresergebnisse und Rücklagen Dortmund 2023 bis 2027 

Kennzahlen 2023 2024 2025 2026 2027 

Jahresergebnis nach Abzug globaler Minder-

aufwand in Mio. Euro 
135 -186 -88,94 -54,83 -65,99 

darin enthaltener globaler Minderaufwand in 

Mio. Euro 
./. 0,00 14,50 15,04 14,43 

Ausgleichsrücklage in Mio. Euro16 498 313 224 169 103 

Allgemeine Rücklage in Mio. Euro 1.562 1.562 1.562 1.562 1.562 

Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag 

in Mio. Euro 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Fehlbetragsquote in Prozent 
positives 

Ergebnis 
9,00 4,74 3,07 3,81 

bis 2023: IST, ab 2024: PLAN  

Die Stadt Dortmund erwartet nach der Haushaltsplanung 2024 künftig defizitäre Haushalts-

jahre. Aufgrund der unerwartet positiven Jahresergebnisse in den vorangegangenen Jahren, ist 

es der Stadt jedoch gelungen, eine vergleichsweise hohe Ausgleichsrücklage aufzubauen. 

Diese kann sie jetzt zur Erreichung eines fiktiven Haushaltsausgleiches über den gesamten Pla-

nungszeitraum einsetzen. Die Haushaltswirtschaft unterliegt damit keinen aufsichtsrechtlichen 

Maßnahmen oder Genehmigungspflichten nach den §§ 75 oder 76 der GO NRW. 

Wie die weit überwiegende Zahl der kreisfreien Städte in NRW, hat die Stadt Dortmund Haus-

haltsbelastungen infolge der Corona-Pandemie und des Ukraine-Krieges nach dem NKF-CUIG 

isoliert. Die isolierten außerordentlichen Erträge in den Jahresabschlüssen 2020 bis 2023 be-

laufen sich auf insgesamt 200 Mio. Euro. Ohne diese Isolierung könnte die Stadt in der mittel-

fristigen Finanzplanung nicht durchgehend einen fiktiven Haushaltsausgleich darstellen. Nähere 

Ausführungen zu den künftigen Auswirkungen können dem nachstehenden Kapitel entnommen 

werden. 

 

16 Die Verwendungsbeschlüsse zu den Jahresergebnissen werden vorweggenommen und die Ergebnisse direkt der Ausgleichsrücklage 
zugeordnet. 
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1.4.2 Jahresergebnisse 

 Die Haushaltssituation der Stadt Dortmund hat sich im Betrachtungszeitraum 2019 bis 2023 

unerwartet positiv entwickelt. Die Jahresergebnisse sind im interkommunalen Vergleich 

überdurchschnittlich. Für künftige Jahre geht die Stadt jedoch von einer schlechter werden-

den Haushaltslage aus und plant durchgängig mit hohen Defiziten.  

Jahresergebnisse sowie Jahresergebnisse ohne außerordentlichen Ertrag nach dem NKF-CUIG 
Dortmund in Mio. Euro 2019 bis 2027 

 

bis 2023: IST, ab 2024: PLAN 

Die Stadt Dortmund weist in den abgeschlossenen Haushaltsjahren durchgehend Über-

schüsse aus. Summiert ergibt sich ein Jahresüberschuss von 491 Mio. Euro. In den Jahren 

2020 bis 2023 sind darin außerordentliche Erträge von 200 Mio. Euro nach dem NKF-CUIG auf-

grund angefallener Haushaltsbelastungen infolge der Corona-Pandemie und des Ukraine-Krie-

ges enthalten. Das Jahresergebnis ohne den außerordentlichen Ertrag zeigt die tatsächliche 

Belastung der Stadt. Selbst nach Abzug der außerordentlichen Erträge ist es der Stadt Dort-

mund in diesen Jahren gelungen, positive Ergebnisse auszuweisen. Grundsätzlich ist ein gene-

reller Anstieg der ordentlichen Aufwendungen zu verzeichnen, den Dortmund jedoch durch 

ebenfalls steigende ordentliche Erträge kompensieren kann. 

In den Jahren ab 2024 geht die Stadt hingegen von Fehlbeträgen von summiert 395 Mio. Euro 

bis 2027 aus. Darin enthalten sind globale Minderaufwendungen von 44,0 Mio. Euro. In der Pla-

nung wird mit deutlich geringeren sonstigen ordentlichen Erträgen und vor allem einem deutlich 

stärkeren Anstieg der ordentlichen Aufwendungen insgesamt gerechnet. Im Ergebnis werden 

nach der Planung die Steigerungen auf der Seite der Aufwendungen nicht mehr von steigenden 

Erträgen kompensiert.  
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Vergleich Haushaltsansätze und Jahresergebnisse in Mio. Euro 2019 bis 2023 

Grund- und Kennzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 

Planansatz -35,21 -54,26 -57,29 -37,07 -45,88 

Jahresergebnis 12,60 98,00 161 84,62 135 

Abweichung 47,80 152 218 122 181 

Bereits in den abgeschlossenen Jahren 2019 bis 2023 hat die Stadt Dortmund Defizite erwartet. 

Trotz der negativen Erwartungen kann die Stadt sehr positive Jahresergebnisse ausweisen. 

Dies lässt auf eine generell vorsichtige und zurückhaltende Planung schließen. Die tatsächliche 

Entwicklung der Planergebnisse bleibt abzuwarten.  

Die Gründe für die Ergebnisverbesserungen sind vielfältig. Unter anderem haben folgende Ent-

wicklungen dazu beigetragen, dass die Stadt Dortmund ihre Jahresergebnisse gegenüber 

Haushaltsansätzen verbessern konnte: 

 Die ordentlichen Erträge stiegen 2019 trotz deutlich geminderter Steuererträge sowie Zu-

wendungen und allgemeiner Umlagen um 32,5 Mio. Euro im Vergleich zur Planung an. 

Neben Wertberichtigungen, den Auflösungen von Rückstellungen und unerwarteter Er-

träge beim Jugendamt, sind die Gründe vielfältig. Die üblicherweise einhergehenden or-

dentlichen Aufwendungen sind hingegen rückläufig. Dies ist vor allem auf Minderaufwen-

dungen im Bereich des Sozialamtes, des Jobcenters und des Jugendamtes zurückzufüh-

ren. Zusammen mit deutlich geringeren Finanzaufwendungen kommt die Ergebnisver-

besserung zu Stande. 

 2020 sind es ebenfalls gestiegene Erträge, die im Wesentlichen für die Ergebnisverbes-

serung im Vergleich zur Planung verantwortlich sind. Zum einen steigen die ordentlichen 

Erträge bei nahezu jeder Position der Ergebnisrechnung. Lediglich die Steuern und or-

dentlichen Erträge sowie die öffentlich-rechtlichen Leistungsentgelte sind merklich gerin-

ger ausgefallen. Insgesamt sind ordentliche Mehrerträge von 106,8 Mio. Euro verbucht 

worden. Zum anderen kommen gestiegene Finanzerträge und die ungeplanten außeror-

dentlichen Erträge von 20,9 Mio. Euro für die angefallenen Haushaltsbelastungen infolge 

der Corona-Pandemie hinzu. Die größte Einzelposition stellt der Ausgleich nach dem Ge-

werbesteuerausgleichsgesetz NRW mit 45,8 Mio. Euro dar. Darüber hinaus bleiben die 

Personalaufwendungen deutlich hinter der Planung zurück. 

 Die größte Abweichung des Ergebnisses von der Planung hat 2021 stattgefunden. Wie-

der übersteigen die tatsächlichen Ergebnisse bei nahezu jeder Position der ordentlichen 

Erträge die ursprünglichen Ansätze. Es wurden Mehrerträge von 190,1 Mio. Euro ausge-

wiesen. Trotz eines bereits in der Planung deutlich erhöhten Ansatzes übersteigen erst-

malig die tatsächlichen Erträge aus den Steuern die Planung deutlich. Dies ist auf einen 

Anstieg der Gewerbesteuer zurückzuführen. Die Mehrerträge belaufen sich auf 74,8 Mio. 

Euro. Hinzu kommen ungeplante außerordentliche Erträge nach dem NKF-CUIG von 

70,3 Mio. Euro. 2021 übersteigen allerdings auch die Aufwendungen die geplanten An-

sätze. 

 Das Jahresergebnis 2022 übertrifft die Planung erneut aufgrund von hohen Mehrerträgen 

in verschiedenen Bereichen. Insgesamt sind ordentliche Mehrerträge von 199,0 Mio. 
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Euro zu verzeichnen. 2022 kommen ergänzend Mehrerträge zum Ausgleich der Haus-

haltsbelastungen nach dem NKF-CUIG von 17,1 Mio. Euro hinzu. Allerdings kommt es 

teilweise zu einhergehenden Mehraufwendungen. Unter anderem daraus resultieren or-

dentliche Mehraufwendungen von 44,3 Mio. Euro. 

 Im letzten Betrachtungsjahr 2023 steigt die positive Entwicklung noch einmal an. Vor al-

lem Mehrerträge von 67,6 Mio. Euro bei der Gewerbesteuer und im Bereich der sonsti-

gen ordentlichen Erträge von 66,0 Mio. Euro, u. a. aus der Auflösung von Rückstellun-

gen, haben zu dieser Ergebnisverbesserung geführt. Zudem sind die Personal- und 

Transferaufwendungen viel geringer ausgefallen als erwartet.  

Im interkommunalen Vergleich mit den anderen kreisfreien Städten konnte die Stadt Dortmund 

aufgrund der positiven Entwicklungen hohe Jahresüberschüsse erzielen. Sie gehört damit so-

wohl bei der Kennzahl „Jahresergebnis je EW17 in Euro“ als auch bei der Kennzahl „Jahreser-

gebnis ohne außerordentlichen Ertrag nach dem NKF-CUIG je EW in Euro“ zu den Städten mit 

überdurchschnittlichen Jahresüberschüssen. Selbst 2019, in dem Jahr mit dem geringsten Jah-

resüberschuss, liegt das Ergebnis je EW der Stadt Dortmund noch über dem Median.  

Jahresergebnis je EW in Euro 2019 bis 2023 

 

Der Vergleichskorridor erfasst den Wertebereich der Städte zwischen dem ersten und dritten Viertelwert. Oberhalb und 

unterhalb des Vergleichskorridors liegen die jeweils 25 Prozent der Städte mit den höchsten bzw. niedrigsten Werten.  

Die Tabelle 3 in der Anlage enthält die Werte zur Abbildung. 

Einen Einfluss auf die Höhe der Steuererträge und der Jahresergebnisse haben die festgeleg-

ten Steuerhebesätze. Im Vergleich positioniert sich die Stadt Dortmund mit ihren gewählten He-

besätzen wie folgt: 

 

17 17 Einwohnerin bzw. Einwohner 
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Hebesätze Dortmund in Hundert 2024  

Steuerart Dortmund 
Durchschnittswert 

der kreisfreie Städte* 
fiktiver Hebesatz 

Grundsteuer A 325 260 243 

Grundsteuer B 610 670 530 

Gewerbesteuer 485 485 436 

* arithmetisches Mittel 

Die Realsteuerhebesätze behält die Stadt Dortmund in der Planung 2024 bei. Die Hebesätze 

der Grundsteuer A und B wurden zuletzt 2015 und der Hebesatz der Gewerbesteuer zuletzt 

2013 angehoben. Die fiktiven Hebesätze liegen unter den von der Stadt Dortmund festgelegten 

Hebesätzen. Die Ertragsanteile, die aus der Überschreitung der fiktiven Hebesätze resultieren, 

werden daher nicht bei den Schlüsselzuweisungen angerechnet. Sie verbleiben damit vollstän-

dig bei der Stadt zur Deckung ihrer Aufwendungen.  

In seiner Sitzung am 12. Dezember 2024 hat der Rat die aufkommensneutrale Umsetzung der 

Grundsteuerreform zum 1. Januar 2025 mit differenzierten Hebesätzen beschlossen. Der Hebe-

satz der Grundsteuer A wird auf 450 Prozent, der Grundsteuerhebesatz B für Wohngrundstücke 

auf 625 Prozent und der Grundsteuerhebesatz B für Nichtwohngrundstücke auf 1.245 Prozent 

festgelegt. Diese Hebesätze entsprechen nahezu den vom Land ermittelten aufkommensneu-

tralen Hebesätzen.  

Die Teilergebnisse der Produktbereiche Soziale Leistungen sowie Kinder-, Jugend- und Famili-

enhilfe und die Landschaftsumlage haben einen maßgeblichen Einfluss auf die Jahresergeb-

nisse. Diese Positionen stehen im Zusammenhang mit der Finanzierung sozialer Leistungen 

und können von der Stadt nur eingeschränkt beeinflusst werden. Die folgende Grafik zeigt, wie 

die Sozialleistungen die Jahresergebnisse ausgehend vom Basisjahr 2019 beeinflussen.  

Jahresergebnisse und Jahresergebnisse ohne Sozialleistungen Dortmund in Mio. Euro 2019 bis 
2027 
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Die Tabelle 4 in der Anlage enthält die Berechnungen hierzu. 

Zu den Sozialleistungen zählt die gpaNRW die Teilergebnisse der Produktbereiche „Soziale 

Leistungen“ und „Kinder-, Jugend- und Familienhilfe“ sowie die Landschaftsumlage. Das Basis-

jahr 2019 wird in der Grafik als Ausgangspunkt mit Null Euro dargestellt. Die weiteren Jahreser-

gebnisse sind als Differenz zum Basisjahr dargestellt. 

Der Trend der bereinigten Ergebnisse ohne „Sozialleistungen“ verläuft in den abgeschlossenen 

Jahren zunächst ähnlich der Jahresergebnisse. Die Grafik zeigt, dass die Belastungen aus den 

Sozialleistungen jedoch insbesondere ab den Planjahren 2024 deutlich zunehmen. Ohne Sozi-

alleistungen stellt sich die Entwicklung der Jahresergebnisse besser dar. Bereits 2023 steigt 

das Defizit aus den Soziallasten um 103 Mio. Euro auf 912 Mio. Euro an. Bis 2027 geht die 

Stadt Dortmund von einem weiteren Anstieg auf 1.110 Mio. Euro aus. Die fehlende Kompensa-

tion spiegelt sich in den geplanten Jahresergebnissen wider. 

Die Auswirkungen der Jahresergebnisse auf das Eigenkapital beschreibt das folgende Kapitel.  

1.4.3 Eigenkapital 

 Die Jahresüberschüsse haben zu einem deutlichen Anstieg des Eigenkapitals und insbeson-

dere der Ausgleichsrücklage geführt. Aktuell verfügt die Stadt Dortmund damit über eine ver-

gleichsweise gute Eigenkapitalausstattung. Die geplanten Fehlbeträge würden jedoch wie-

der zu einem starken Rückgang des Eigenkapitals führen. 

Eigenkapital Stadt Dortmund in Mio. Euro 2019 bis 2023 

 

 

Die einzelnen Positionen des Eigenkapitals stehen in der Tabelle 6 in der Anlage dieses Teilbe-

richts. 

Nachdem die Stadt Dortmund in den Jahren nach der Eröffnungsbilanz einen deutlichen Rück-

gang des Eigenkapitals verzeichnen musste, hat sich das Eigenkapital im Betrachtungszeitraum 

sehr positiv entwickelt. Die Ergebnisse und die Entwicklungen haben bis 2018 dazu geführt, 
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dass mehr als ein Drittel des in der Eröffnungsbilanz ausgewiesenen Eigenkapitals verzehrt 

wurde. Diese Entwicklung konnte die Stadt 2018 umkehren und entsprechend der zuvor be-

schriebenen positiven Entwicklung der Jahresergebnisse, die Eigenkapitalausstattung wieder 

deutlich verbessern. Von 2019 bis 2023 hat ein Anstieg von 478 Mio. Euro stattgefunden. Damit 

ist es der Stadt Dortmund gelungen, nach einigen Jahren ohne Ausgleichsrücklage wieder eine 

vergleichsweise hohe Ausgleichsrücklage aufzubauen.  

Zu berücksichtigen sind allerdings die außerordentlichen Erträge nach dem NKF-CUIG. Diese 

haben zu Ergebnisverbesserungen und damit zu einem Anstieg des Eigenkapitals geführt. Nä-

here Ausführungen dazu werden im Kapitel „1.4.2 Jahresergebnisse“ gemacht. Die Bestimmun-

gen des NKF-CUIG verpflichten die Stadt, die isolierten Haushaltsbelastungen von rund 200 

Mio. Euro beginnend ab dem Jahr 2026 abzuschreiben. Die vorangegangene Grafik zeigt daher 

ergänzend die Entwicklung des Eigenkapitals 1 ohne die Bilanzierungshilfe nach dem NKF-

CUIG. 

Ab 2024 führen die geplanten Defizite hingegen erneut zu einem deutlichen Rückgang der Aus-

gleichsrücklage und damit des Eigenkapitals. Auf die geplanten Ergebnisse wird bereits im Ka-

pitel „1.4.2 Jahresergebnisse“ näher eingegangen. Soweit die tatsächlichen Ergebnisse der Pla-

nung entsprechen, wird sich das Eigenkapital wieder um 395 Mio. Euro reduzieren. Damit wäre 

die positive Entwicklung im Betrachtungszeitraum nahezu aufgehoben.  

Eigenkapitalquote 1 in Prozent 2023 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 15 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 
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Im interkommunalen Vergleich positioniert sich Dortmund 2023 knapp oberhalb des dritten Vier-

telwertes. Bereits in den vorangegangenen Jahren zeigte sich ein ähnliches Bild. Die Stadt ge-

hört im Betrachtungszeitraum 2019 bis 2023 immer zu den Städten mit einer weit überdurch-

schnittlichen Eigenkapitalquote 1. Bei den übrigen Eigenkapitalquoten positioniert sich die Stadt 

Dortmund ebenfalls gut.  

Weitere Eigenkapitalkennzahlen 2023 

Kennzahlen 
Dort-

mund 

Mini-

mum 

1. Vier-

telwert 

2. Vier-

telwert 

(Median) 

3. Vier-

telwert 

Maxi-

mum 

Anzahl 

Werte 

Eigenkapitalquote 1 ohne  

Bilanzierungshilfe nach dem 

NKF-CUIG 

24,73 -39,75 1,87 8,13 22,95 63,27 22 

Eigenkapitalquote 2 39,09 -20,35 19,84 33,46 42,05 76,80 22 

Eigenkapitalquote 2 ohne  

Bilanzierungshilfe nach dem 

NKF-CUIG 

37,47 -24,27 16,90 30,21 40,13 76,03 22 

Ausgleichsrücklage je EW in 

Euro 
840 0,00 87,81 367 569 1.673 22 
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1.4.4 Verbindlichkeiten und Vermögen 

1.4.4.1 Verbindlichkeiten 

 Die Gesamtverbindlichkeiten der Stadt Dortmund sind insgesamt angestiegen. Das notwen-

dige und nach der Planung weiter steigende Investitionsvolumen löst einen hohen Finanzbe-

darf aus. Dieser wird zu einem weiteren Anstieg der ohnehin bereits überdurchschnittlichen 

Gesamtverbindlichkeiten führen. 

Gesamtverbindlichkeiten Konzern Dortmund in Mio. Euro 2019 bis 2022 

 

Bei den Gesamtverbindlichkeiten 2018 bis 2022 hat die gpaNRW die Daten aus den Gesamtab-

schlüssen der Stadt Dortmund verwendet. Die Gesamtverbindlichkeiten hat die gpaNRW mit 

den Gesamtverbindlichkeiten anderer Städte verglichen. Soweit von anderen Städten keine Ge-

samtabschlüsse vorliegen, hat die gpaNRW die dortigen Verbindlichkeiten des Kernhaushaltes 

mit denen der Mehrheitsbeteiligungen und Sondervermögen unter Berücksichtigung wesentli-

cher Verflechtungen saldiert und in den folgenden Vergleich einbezogen. 

Im Betrachtungszeitraum 2019 bis 2022 sind die Gesamtverbindlichkeiten des Konzernver-

bunds Stadt Dortmund um 341 Mio. Euro auf 4.518 Mio. Euro gestiegen. Größtenteils sind es 

kurzfristige Verbindlichkeiten, die hinzugekommen sind. Die Verbindlichkeiten für Kredite aus 

Investitionen steigen an, die zur Liquiditätssicherung sind hingegen rückläufig. Die Verbindlich-

keiten des Kernhaushaltes der Stadt unterlagen nur geringen Schwankungen. Der Anstieg ist 

im Wesentlichen auf die Beteiligungen zurückzuführen. Im Ergebnis sind die Gesamtverbind-

lichkeiten Konzern 2022 im Vergleich zu den übrigen kreisfreien Städten überdurchschnittlich.  



  Stadt Dortmund    Finanzen    050.010.050._03371 

Seite 52 von 316 

Gesamtverbindlichkeiten Konzern je EW in Euro 2022 

  

In den interkommunalen Vergleich sind 18 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Einen maßgeblichen Anteil an den Gesamtverbindlichkeiten haben die Verbindlichkeiten des 

Kernhaushalts der Stadt Dortmund. Die Gesamtverbindlichkeiten können mit einem Anteil von 

über 60 Prozent zum Großteil dem Kernhaushalt der Stadt zugeordnet werden. Die nachste-

hende Grafik zeigt daher die Entwicklung der Verbindlichkeiten im Kernhaushalt der Stadt. 
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Investitionskredite, Liquiditätskredite und Liquide Mittel Dortmund in Mio. Euro 2018 bis 2027 

 

bis 2023: IST, ab 2024: PLAN 

Bei der Betrachtung der Verbindlichkeiten des Kernhaushaltes der Stadt Dortmund zeigt sich, 

dass es der Stadt in den abgeschlossenen Jahren gelungen ist, die Verbindlichkeiten zur Liqui-

ditätssicherung deutlich zu reduzieren. Trotz hinzugekommener Verbindlichkeiten aus dem För-

derprogramm Gute Schule 2020 von 8,2 Mio. Euro ist ein Rückgang von 386 Mio. Euro zu ver-

zeichnen. Die Verbindlichkeiten für Investitionen sind hingegen um 399 Mio. Euro angestiegen. 

Darin sind allerdings 72,1 Mio. Euro Verbindlichkeiten aus dem Förderprogramm Gute Schule 

2020 enthalten. Für dieses trägt das Land die Zins- und Tilgungsleistungen. 

Entsprechend der Ergebnisse in den abgeschlossenen Jahren konnte die Stadt bisher sehr po-

sitive Salden aus laufender Verwaltungstätigkeit ausweisen. Nach der Haushaltsplanung erwar-

tet die Stadt künftig hohe Jahresfehlbeträge. Diese sind das Ergebnis aus dem Verlust der 

Selbstfinanzierungskraft und deutlich steigenden Defiziten bei der Investitionstätigkeit. Die Fehl-

beträge in der Planung belaufen sich auf 1.860 Mio. Euro. Dies hat zur Folge, dass neue Kre-

dite erforderlich werden und ein starker Anstieg sowohl der Investitions- als auch Liquiditätskre-

dite bis 2027 geplant wird. Über ausgewiesene nennenswerte liquide Mittel verfügt die Stadt 

Dortmund im Betrachtungszeitraum nicht.  

1.4.4.2 Vermögen 

 Mit gesteigerten Investitionen im Betrachtungszeitraum konnte die Stadt Dortmund dem 

Werteverzehr beim Anlagevermögen entgegenwirken sowie den entstandenen Sanierungs- 

und Investitionsstau reduzieren. Weitere Investitionen in das Anlagevermögen sind notwen-

dig. Die Stadt Dortmund plant einen weiteren Anstieg der Investitionsausgaben. 

Ein schlechter Zustand des Anlagevermögens deutet auf einen Sanierungsbedarf und damit auf 

anstehende Investitionsmaßnahmen hin. Absehbare Reinvestitionen müssen finanziert werden. 

Je schlechter der Zustand des Anlagevermögens ist, umso höher ist das Risiko zukünftiger 

Haushaltsbelastungen. 
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Als Indikator für den Zustand des Anlagevermögens zieht die gpaNRW aktuelle Daten zur Al-

tersstruktur für die Straßen bzw. Daten aus der letzten überörtlichen Prüfung für die Gebäude 

heran. Darüber hinaus führt die gpaNRW Interviews zum aktuellen Zustand des kommunalen 

Vermögens mit den entsprechend zuständigen Facheinheiten. 

Im Rahmen der letzten überörtlichen Prüfungen der Stadt Dortmund wurden Anlagenabnut-

zungsgrade ermittelt. Auf dieser Basis und der vorausgegangenen Entwicklung der Bilanzpositi-

onen ist auf den Werteverzehr des Anlagevermögens und insbesondere auf die Überalterung 

der Verkehrsflächen hingewiesen worden. Lediglich aufgrund von Neubaumaßnahmen kam es 

teils zu steigenden Vermögenswerten. Der Erhalt des Bestandes hingegen konnte mit den getä-

tigten Investitionen nicht erreicht werden. Trotz verstärkter Bemühungen in einzelnen Bereichen 

des Anlagevermögens konnte dem Sanierungs- und Investitionsstau noch nicht ausreichend 

entgegengewirkt werden. Die Bilanzpositionen der bebauten Grundstücke hat ausgehend von 

der Eröffnungsbilanz 2006 bis 2018 einen Werteverzehr von 401 Mio. Euro erfahren. 

Des Handlungsbedarfes ist sich die Stadt Dortmund bewusst. Dem Werteverzehr durch Ab-

schreibungen wird grundsätzlich mit Investitionen begegnet. Im aktuellen Betrachtungszeitraum 

2019 bis 2023 hat die Stadt daher deutlich gestiegene Investitionen vorgenommen. Die Investi-

tionsquote stellt dabei das Verhältnis von bilanziellen Abschreibungen und Vermögensabgän-

gen einerseits und Investitionen andererseits dar. Den Abschreibungen sollten über die ge-

samte Nutzungsdauer der Anlagegüter hinweg, soweit sie auch zukünftig benötigt werden, In-

vestitionen in gleicher Höhe gegenüberstehen. Von 2019 bis 2023 erreicht Dortmund Investiti-

onsquoten zwischen 108 und 225 Prozent. Durchschnittlich liegt die Investitionsquote bei 161 

Prozent. Damit gelingt es der Stadt nicht nur den Werteverzehr aufzuhalten, sondern auch den 

entstandenen Sanierungs- und Investitionsstau wieder etwas abzubauen. Dies spiegelt sich 

auch in den Bilanzwerten wider. Entgegen der vorangegangenen Jahre ist das Sachanlagever-

mögen deutlich angestiegen. Die Bilanzpositionen der bebauten Grundstücke steigt um 205 

Mio. Euro an. Die Bilanzposition des Straßennetzes ist um 69 Mio. Euro angestiegen. Im Ergeb-

nis ist die Stadt damit noch weit von den in der Eröffnungsbilanz erfassten Werten entfernt, aber 

konnte dem Werteverzehr bereits gut entgegenwirken. Die Finanzrechnung in der Haushaltspla-

nung sieht in den Planjahren noch einmal deutlich steigende Kreditaufnahmen für Investitionen 

und Auszahlungen für die Investitionstätigkeit vor. Die Stadt Dortmund sieht auch künftig die 

Notwendigkeit von Reinvestitionen. Es besteht weiterhin ein Sanierungs- und Investitionsstau. 

Hinzu kommen zwingende Investitionen aufgrund von Entwicklungen im Bereich der Schulen 

und Kindertageseinrichtungen. 

1.5 Haushaltssteuerung 

Im folgenden Abschnitt betrachtet die gpaNRW die nachhaltige Haushaltssteuerung der Stadt 

Dortmund anhand der Themen „Nachhaltigkeitshaushalt“ und „Wirtschaftlichkeitsuntersuchun-

gen bei Investitionsentscheidungen“. Des Weiteren prüfen wir, wie die Stadt mit Ermächtigungs-

übertragungen und mit Fördermitteln umgeht und ob sie Regelungen zum Kredit- und Anlage-

management getroffen hat. 
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1.5.1 Nachhaltige Haushaltssteuerung 

Ziel der gpaNRW in dieser Prüfung ist unter anderem aufzuzeigen, wie weit sich die kreisfreien 

Städte in NRW bereits mit einer nachhaltigen Haushaltssteuerung auseinandergesetzt haben. 

Nachfolgend stellt die gpaNRW daher fest, ob die Stadt Dortmund aktiv Instrumente nutzt, die 

eine nachhaltige Steuerung ihrer Haushaltswirtschaft unterstützen. Dazu gehört exemplarisch, 

dass Nachhaltigkeitsziele und -kennzahlen im Haushalt verankert werden. Zudem unterstützen 

beispielsweise Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen eine Stadt dabei, effiziente Investitions- und 

Beschaffungsentscheidungen zu treffen.  

Die Städte befinden sich in einer frühen Phase der Implementierung einer wirkungsorientierten 

Nachhaltigkeitssteuerung. Prozesse zur Nachhaltigkeitssteuerung müssen noch etabliert wer-

den und sich bewähren. Entsprechend treffen wir in dieser Prüfung keine Feststellungen und 

geben keine Empfehlungen zum Thema Nachhaltigkeitshaushalt. Für die gpaNRW steht im 

Vordergrund, durch die Darstellung unterschiedlicher Lösungsansätze und Umsetzungsstände 

zu einem Ideen- und Erfahrungsaustausch unter den Städten beizutragen.  

1.5.1.1 Nachhaltigkeitshaushalt 

Die Grundlage für einen Nachhaltigkeitshaushalt ist die Entwicklung einer Nachhaltigkeitsstrate-

gie durch die Stadt, in der spezifische Ziele festgelegt werden. Detaillierte Informationen zur 

Strategie und den Zielen sind im Vorbericht zu finden. 

Der Nachhaltigkeitshaushalt baut auf dem produktorientierten bzw. wirkungsorientierten Haus-

halt auf, den die Städte bereits im Rahmen der NKF-Einführung implementiert haben. Zudem 

stellt der Nachhaltigkeitshaushalt dar, welche finanziellen Ressourcen auf Produktebene aufge-

wendet werden müssen, um die Ziele zu erreichen. Da der Nachhaltigkeitshaushalt eine Form 

der wirkungsorientierten Steuerung sein kann, sollte er in bereits vorhandene Strukturen eines 

wirkungsorientierten Haushaltes integriert werden. Dadurch werden Parallelstrukturen vermie-

den. 

Um die Nachhaltigkeitsziele zu erreichen und einen Nachhaltigkeitshaushalt zu implementieren, 

können unterschiedliche Instrumente der Nachhaltigkeitssteuerung eingesetzt werden. Bei der 

Definition der nachstehend genannten Instrumente orientieren wir uns an den von der KGSt 

konkretisierten Begriffen.18 Die Verwendung dieser Begriffsdefinitionen schließt nicht aus, dass 

eine andere Verwendung der Nachhaltigkeitsinstrumente nicht ebenso sinnvoll und zielführend 

sein kann. 

 

18 Vgl. KGSt 2024: Kommunales Nachhaltigkeitsmanagement, Bericht Nr. 02/2024, S. 52ff. abrufbar unter www.KGSt.de. 

http://www.kgst.de/
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 Die Stadt Dortmund setzt beim Thema Nachhaltigkeit auf eine Vielzahl von dezentralen Mas-

terplänen. Ein seit Jahren etablierter Wirkungsmonitor unterstützt die Stadt mit einem Ziel-

system und Kennzahlen bei der Steuerung. Nachhaltigkeitsziele und -kennzahlen sind nicht 

gezielt implementiert, könnten jedoch grundsätzlich einfließen.  

Überblick über Einführung von Elementen eines Nachhaltigkeitshaushalts zum 31. Dezember 2024 

Elemente eines Nachhaltigkeitshaushaltes Dortmund Kreisfreie Städte 

Allgemein: Ziele und Kennzahlen im Haushalt verankert ja 15 

Nachhaltigkeitsstrategie mit Zielen und Maßnahmen vorhanden nein 22 

Nachhaltigkeitsziele und -kennzahlen in Pilotbereichen implementiert 

und mit finanziellen Mitteln verknüpft 
nein 4 

Gesamtstädtischer Nachhaltigkeitshaushalt durch Verknüpfung finan-

zieller Mittel mit Nachhaltigkeitszielen und -kennzahlen vorhanden 
nein 1 

Die Stadt Dortmund hat 2014 zunächst neben dem kommunalen Haushalt einen Wirkungsori-

entierter Haushalt (WOH) eingeführt. Der WOH in Dortmund war eine Ergänzung zum Haus-

haltsplan und lieferte als Steuerungsinstrument zusätzliche Informationen für die Kommunalpoli-

tik. 2018 sind der WOH und der Jahresbericht zum WOH zu dem aktuell jährlich erscheinenden 

Wirkungsmonitor zusammengefasst worden. Der Wirkungsmonitor ist kein Abbild des Haushal-

tes, sondern beschränkt sich bewusst auf den Teil, welcher mit einer Zielerreichung verbunden 

ist. Der Wirkungsmonitor wird jährlich für das abgelaufene Jahr erstellt. Damit findet eine Nach-

betrachtung statt. Er enthält ein Zielsystem und Kennzahlen, die der Steuerung dienen. Damit 

ist der Wirkungsmonitor im Wesentlichen auf die Erreichung politischer Zielsetzungen ausge-

richtet und hängt von der Ausgestaltung der Zielsetzung ab. Der benötigte Ressourceneinsatz 

der Zielfelder und strategischen Ziele wird dargestellt. Weiter enthält der Wirkungsmonitor eine 

Maßnahmenübersicht und die Auswertung einer Bürger- und Bürgerinnenbefragung sowie de-

ren Entwicklung.  

Eine gezielte Steuerung der Nachhaltigkeit erfolgt mit dem Wirkungsmonitor aktuell nicht. Dies 

ist u. a. der Tatsache geschuldet, dass die Stadt auf viele einzelne dezentrale Masterpläne im 

Zusammenhang mit dem Thema Nachhaltigkeit setzt. Nähere Ausführungen können dem Vor-

bericht entnommen werden. Der ursprüngliche WOH und der Wirkungsmonitor zielen auf alle 

Themenfelder gleichermaßen ab. Der Wirkungsmonitor eröffnet allerdings grundsätzlich auch 

die Möglichkeit, eine Steuerung aller Nachhaltigkeitsziele zu implementieren. Der Wirkungsmo-

nitor beinhaltet bereits aufgrund der gesteckten Ziele viele Indikatoren und Kennzahlen, die 

Nachhaltigkeitsaspekte betrachten. Beispielhaft fließen im Zielfeld Umwelt klimarelevante 

Punkte in die Betrachtung ein. Der Wirkungsmonitor befindet sich in einem kontinuierlichen Ent-

wicklungs- und Veränderungsprozess.  

1.5.1.2 Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 

Eine Stadt kann durch routinemäßige Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen ein effizientes Verwal-

tungshandeln und eine nachhaltig ausgerichtete Haushaltswirtschaft im Sinne des § 75 Abs. 1 

GO NRW unterstützen. Insbesondere bei Investitionen, die die Haushaltslage über einen lan-

gen Zeitraum belasten können, sind Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen im Vorfeld der Investiti-

onsentscheidung sinnvoll.  
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 Feststellung 

Die Stadt Dortmund führt regelmäßig Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen in den dezentralen 

Organisationseinheiten durch und legt diese den Entscheidungsträgern vor. Vereinheitlichte 

Vorgaben, Standards oder Wertgrenzen gibt es dafür allerdings nicht. Verträge werden hin-

gegen zentral erfasst und regelmäßig auf ihre Wirtschaftlichkeit überprüft.  

Eine Stadt sollte routinemäßig Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchführen. Dazu sollte sie 

den gesamten Prozess einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung systematisch, transparent, ver-

gleichbar, objektiv, vollständig und nachvollziehbar ausgestalten. Vereinheitlichte Vorgaben in 

einer Dienstanweisung, Richtlinie oder Arbeitshilfe können dabei helfen, Wirtschaftlichkeitsun-

tersuchungen verwaltungsweit nach einheitlichem Standard zu gestalten. Die Ergebnisse der 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sollten den politischen Entscheidungstragenden adressaten-

gerecht kommuniziert werden. Nach § 13 Abs. 1 KomHVO NRW sollte der Rat einer Stadt Wert-

grenzen festlegen, ab welcher Investitionshöhe ein Wirtschaftlichkeitsvergleich gefordert wird. 

Unterhalb der Wertgrenze sollten mindestens Kostenberechnungen vorliegen und Folgekosten 

bewertet werden.  

Wirtschaftlichkeit ist das günstigste Verhältnis zwischen dem verfolgten Zweck einer Maßnahme 

und den einzusetzenden Mitteln. Die Stadt sollte sich systematisch und sorgfältig mit den wirt-

schaftlichen Auswirkungen aller Maßnahmen auseinandersetzen. In dieser Prüfung konzentriert 

sich die gpaNRW auf Investitionen, da Investitionsentscheidungen in der Regel nur schwer wie-

der rückgängig gemacht werden können. Dabei sollte nicht außer Acht gelassen werden, dass 

auch alle Alternativen berücksichtigt werden, die anstelle einer Investition getroffen werden 

könnten, zum Beispiel Mieten und Leasing. Aufwand und die Methodik der Wirtschaftlichkeits-

untersuchung sollten in einem angemessenen Verhältnis zur Maßnahme stehen. Der nordrhein-

westfälische Verordnungsgeber sieht daher in § 13 Abs. 1 KomHVO NRW eine Festlegung von 

Wertgrenzen durch den Rat vor. Vor der Veranschlagung von Investitionen oberhalb der Wert-

grenze soll ein Wirtschaftlichkeitsvergleich mehrerer in Frage kommender Möglichkeiten vorlie-

gen.  

Üblicherweise beginnt eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung mit einer Analyse der Ausgangs-

lage und des Handlungsbedarfes. Daraus können konkrete Ziele, Prioritäten und etwaige Ziel-

konflikte erarbeitet und die relevanten Handlungsalternativen abgeleitet werden. Die Hand-

lungsalternativen werden im Rahmen der Wirtschaftlichkeitsberechnung mithilfe geeigneter Me-

thoden miteinander verglichen. Nach Abschluss der Maßnahme können in einer abschließen-

den Erfolgskontrolle Erfahrungen für die Durchführung zukünftiger Wirtschaftlichkeitsuntersu-

chung gewonnen werden. 

Die Stadt Dortmund hat keine zentralen Vorgaben für Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen ge-

troffen. Über Dienstanweisungen, Richtlinien oder sonstige einheitliche Standards verfügt die 

Stadt nicht. Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen finden in den dezentralen Organisationseinheiten 

statt. Sie gehören in einigen Bereichen zu den regelmäßig wiederkehrenden Aufgaben und bil-

den die Grundlage von zu treffenden Entscheidungen.  

Die gpaNRW hat sich Beispiele von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen der Stadt Dortmund vor-

legen lassen. Ergänzend wurden u. a. Gespräche mit dem Fachbereich Liegenschaften, dem 

Mobilitätszentrum und dem Dortmunder Systemhaus geführt.  
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Der Fachbereich Liegenschaften ist für nahezu alle städtischen Immobilien zuständig. Ver- und 

Ankäufe von Grundstücken sowie sämtliche Investitionsentscheidungen im Zusammenhang mit 

den Gebäuden werden dort zentral gesteuert. Die Bedarfsermittlung erfolgt dezentral und wird 

teils mit Hilfe externer Unterstützung vorgenommen. Zu den Aufgaben des Fachbereiches Lie-

genschaften gehört die anschließende Ermittlung der wirtschaftlichsten Lösung zur Bedarfsde-

ckung. Der Fachbereich hat keine eigenen internen Vorgaben für die Betrachtung festgeschrie-

ben, orientiert sich allerdings im Wesentlichen am Leitfaden für Wirtschaftlichkeitsuntersuchun-

gen im kommunalen Hochbau des Landes NRW. Durch diese Vorgaben und genutzten Tools 

haben sich Standards etabliert. Bei Investitionen werden grundsätzlich Kapitalkosten sowie 

künftige Bewirtschaftungskosten verschiedener Alternativen in die Betrachtung einbezogen.  

Zinsindikatoren werden im Finanzbereich erfragt und von dort bereitgestellt. Den Investitionen 

werden zudem Alternativen, wie beispielsweise die Anmietungen, gegenübergestellt. Der Fach-

bereich nutzt bei der Betrachtung dynamische Verfahren zur Berechnung der Wirtschaftlichkeit, 

in die u. a. Preisstatistiken einbezogen werden. Die Ausgangslage, die Berechnungen und die 

Handlungsempfehlungen werden in einem Vermerk festgeschrieben. Insbesondere aufgrund 

der genutzten Tools und der Vergabeverfahren sind Dokumentationen weitgehend standardi-

siert.  

Die Beschaffung von Fahrzeugen ist in Dortmund grundsätzlich zentralisiert. Das Mobilitäts-

zentrum im Vergabe- und Beschaffungszentrum hat diese Aufgabe übernommen. Daraus resul-

tiert aktuell u. a. die Überlegung, eine zentrale Fahrzeugflotte zu etablieren. Vorausgehend er-

folgte zunächst eine Wirtschaftlichkeitsberechnung. Es wurden mögliche Standorte festgelegt 

und die Umsetzungsmöglichkeiten werden geprüft. Für die generelle Beschaffung von Fahrzeu-

gen wird der Bedarf von den dezentralen Organisationseinheiten gemeldet. Die Auslastung und 

der Bedarf werden hinterfragt. Im Rahmen einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung werden Alter-

nativen wie Kauf, Leasing und Mieten in Betracht gezogen. Eine Excel-Kalkulation stellt die 

Grundlage dar. Die Ergebnisse und Entscheidungsgründe werden in einem Vermerk zusam-

mengetragen. Ein Team aus Verwaltungsmitarbeitenden und KFZ-Meistern erstellt darauf auf-

bauend ein Leistungsverzeichnis für die notwenige Vergabe. Die Vergabe und Entscheidung 

wird dokumentiert. 

Das Dortmunder Systemhaus ist der zentrale IT-Dienstleister der Stadt. Als Fachbereich bewirt-

schaftet das Systemhaus das gesamtstädtische IT-Budget. Damit gehen neben der strategi-

schen Ausrichtung regelmäßige Beschaffungen und Investitionen einher. Im Zusammenhang 

mit wiederkehrenden Beschaffungen und Investitionen hat das Systemhaus aus Synergieeffek-

ten sowie um den Betrieb zu gewährleisten, eine standardisierte Produktpalette festgelegt. Da-

mit wird ein Großteil der Beschaffungen abgedeckt. Die Bedarfe werden mit Unterstützung der 

dezentralen Organisationeinheiten ermittelt. Zur Deckung der Bedarfe gibt es Ausschreibungen 

für Rahmenverträge. Anschließende Bestellungen sind zu begründen und die Notwendigkeit 

wird hinterfragt. Bei kleineren Anschaffungen erfolgt ein Kostenvergleich inklusive der Einbezie-

hung von Folgekosten. Ab Beschaffungen über 5.000 Euro wird die zentrale Vergabestelle ein-

gebunden. Bei größeren Beschaffungen und Projekten wird zunächst eine Machbarkeitsstudie 

durchgeführt. Die Bedarfe und mögliche Lösungen werden eruiert. Nach Überprüfung der Um-

setzbarkeit werden die Alternativen miteinander verglichen. Für jede Alternative wird eine Wirt-

schaftlichkeitsberechnung durchgeführt. Die Folgekosten spielen dabei eine wesentliche Rolle. 

Ein zuständiger Dezernatsbetreuer betrachtet bei solchen Beschaffungen nicht nur das Produkt, 

sondern nimmt den gesamten Prozess im Zusammenhang einer möglichen Digitalisierung in 

den Blick. Der Prozess und mögliche Optimierungspotenziale haben erheblichen Einfluss auf 
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die Folgekosten. Die Machbarkeitsstudien werden dokumentiert und die Ergebnisse festgehal-

ten. Die Entscheidungsvorschläge sowie Berechnungen bilden die Grundlage für die zu treffen-

den Entscheidungen.  

In den Gesprächen gaben alle Bereiche an, im Rahmen der Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 

weitere Aspekte bei der Entscheidung zu berücksichtigen. Neben der bereits erwähnten Ge-

währleistung des Betriebes fließt vor allem die Nachhaltigkeit in die Betrachtung mit ein. Dies 

erfolgt jedoch häufig im Zusammenhang mit der Betrachtung der Folgekosten und damit nur in-

direkt.  

Mit einheitlichen Regelungen, einem standardisierten Prozess und Hilfstools würde die Stadt 

Dortmund insbesondere die dezentralen Organisationseinheiten unterstützen, bei denen Wirt-

schaftlichkeitsuntersuchungen nicht zu den regelmäßigen Aufgaben gehören. Sie könnte damit 

Verbindlichkeiten und Sicherheit für die handelnden Personen schaffen sowie weitere Aspekte, 

wie die Nachhaltigkeit gezielt in den Entscheidungsprozess einbeziehen. Zudem würde die 

Stadt Dortmund damit die objektive Vergleichbarkeit und Transparenz steigern.  

Sowohl Rahmenverträge als auch alle sonstigen Verträge werden in Dortmund zentral erfasst. 

Eine Datenbank enthält wesentliche Vertragsunterlagen. Eine Dienstanweisung regelt, dass die 

Verträge jährlich auf ihre Wirtschaftlichkeit zu überprüfen sind. Dies ist eine gute Herangehens-

weise, um für laufende Verträge die Wirtschaftlichkeit dauerhaft sicherzustellen. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte Mindeststandards für die Durchführung von Wirtschaftlichkeitsun-

tersuchungen in einer Dienstanweisung regeln und den Fachbereichen Arbeitshilfen bereit-

stellen. Sie kann dafür auf die Erfahrung der dezentralen Organisationseinheiten zurückgrei-

fen. 

Zu den Inhalten einer Dienstanweisung über Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen könnten insbe-

sondere die nachstehenden Punkte gehören: 

 Pflicht zur Durchführung von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei der Planung von fi-

nanzwirksamen Maßnahmen, 

 Anlässe von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, 

 Regelungen zum Prozess und zu standardisierten Verfahrensschritten der Wirtschaftlich-

keitsuntersuchungen, 

 Zuständigkeiten und notwendige Interaktion der Fachbereiche, 

 Methoden der Wirtschaftlichkeitsberechnung und Anwendungsfälle, 

 Wertgrenzen, 

 Vorgaben zu Dokumentationspflichten. 

Wertgrenzen hat die Stadt Dortmund bisher lediglich für Investitionsmaßnahmen im Bereich 

Hochbau festgelegt. Die Haushaltssatzung sieht eine Wertgrenze im Sinne des § 13 KomHVO 

NRW für diese Maßnahmen vor. Oberhalb der Wertgrenze von 300.000 Euro soll unter mehre-

ren in Betracht kommenden Möglichkeiten durch einen Wirtschaftlichkeitsvergleich die für die 
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Stadt wirtschaftlichste Lösung ermittelt werden. Unterhalb der festgelegten Wertgrenzen muss 

vor Beginn einer Investition mindestens eine Kostenberechnung vorliegen. Für die übrigen Be-

reiche hat die Stadt Dortmund keine Regelungen getroffen. Für die Bereiche, in denen das Ver-

tretungsorgan keine Wertgrenze beschlossen hat, muss vor jeder Investitionsmaßnahme ein 

Wirtschaftlichkeitsvergleich, mindestens durch den Vergleich der Anschaffungs- oder Herstel-

lungskosten und der Folgekosten, durchgeführt werden. Um den Verwaltungsaufwand mög-

lichst gering zu halten, empfiehlt es sich daher, Wertgrenzen vom Vertretungsorgan für alle Be-

reiche beschließen zu lassen. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte gesamtstädtisch Wertgrenzen nach § 13 Abs. 1 KomHVO NRW 

festlegen, um den Verwaltungsaufwand möglichst gering zu halten.  

Der Rat kann auch differenzierte Wertgrenzen u. a. für Baumaßnahmen oder die Anschaffung 

beweglicher Vermögensgegenstände, durch einfachen Beschluss in der Hauptsatzung oder in 

der Haushaltssatzung festsetzen. 

1.5.2 Ermächtigungsübertragungen 

Eine Stadt kann Aufwendungen im Ergebnisplan und Auszahlungen im Finanzplan unter be-

stimmten Voraussetzungen auf das nachfolgende Haushaltsjahr übertragen (Ermächtigungs-

übertragung). Hierdurch können sich die Haushaltsansätze erhöhen. 

 Der Rat der Stadt Dortmund hat die Aufgabe der Regelung der Ermächtigungsübertragun-

gen auf den Kämmerer übertragen. Art, Umfang und Dauer der Übertragungen sind nicht 

festgeschrieben. Der Rat sowie der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegen-

schaften werden regelmäßig über vorgenommene Übertragungen informiert. 

 Die Ermächtigungsübertragungen in der Stadt Dortmund sind vergleichsweise gering. Zu-

dem ist es der Stadt zuletzt gelungen, einen vergleichsweise großen Anteil der geplanten 

Mittel tatsächlich zu verausgaben.  

Eine Stadt sollte ihre Haushaltsansätze sorgfältig planen und Investitionsauszahlungen so rea-

listisch wie möglich veranschlagen. Zudem sollte die Stadt nach § 22 Abs. 1 KomHVO NRW die 

Grundsätze über Art, Umfang und Dauer der Ermächtigungsübertragungen geregelt haben. 

Von dieser Regelungsmöglichkeit hat die Stadt Dortmund grundsätzlich Gebrauch gemacht. 

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 12. Dezember 2013 die Organisation der Entschei-

dung über die Ermächtigungsübertragung dem Stadtkämmerer übertragen. In der letzten Prü-

fung wurde darauf hingewiesen, dass weitergehende Regelungen zu den Grundsätzen über Art, 

Umfang und Dauer der Ermächtigungsübertragungen jedoch nicht getroffen wurden. Ergän-

zende Regelungen gab es seither nicht. Nach Auskunft der Stadt liegt die Aufgabe ausschließ-

lich beim Kämmerer und dieser entscheidet nach Notwendigkeit der Übertragungen. Es wird 

das Ziel verfolgt, diese möglichst zu reduzieren.  

Der Rat wird über die Ermächtigungsübertragungen informiert. Der jeweilige Jahresabschluss 

enthält eine Übersicht der genehmigten Ermächtigungsübertragungen. Der Ausschuss für Fi-

nanzen, Beteiligungen und Liegenschaften (AFBL) hat ergänzend am 16.09.2021 beschlossen, 
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dass die Stadtkämmerei regelmäßig zur jeweils ersten Sitzung nach der Sommerpause einen 

Sachstandsbericht zur Umsetzung der Haushaltsbegleitbeschlüsse erstellt.  

Ordentliche Aufwendungen Dortmund 2019 bis 2023 

Kennzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 

Haushaltsansatz in Mio. Euro 2.524 2.649 2.731 2.929 3.295 

Ermächtigungsübertragungen in Mio. Euro 10,67 12,65 22,63 16,45 13,55 

Ansatzerhöhungsgrad in Prozent 0,42 0,48 0,83 0,56 0,41 

Fortgeschriebener Ansatz in Mio. Euro 2535 2662 2753 2945 3309 

Anteil der Ermächtigungsübertragungen am fortge-

schriebenen Ansatz in Prozent 
0,42 0,48 0,82 0,56 0,41 

Ist-Ergebnis in Mio. Euro 2527 2633 2787 2989 3213 

Grad der Inanspruchnahme fortgeschriebener Ansatz 

in Prozent 
99,67 98,92 101 102 97,10 

Im Betrachtungszeitraum 2019 bis 2023 schwanken die Ermächtigungsübertragungen für or-

dentliche Aufwendungen. Im Durchschnitt überträgt die Stadt 15,2 Mio. Euro. Damit sind die 

Übertragungen seit der letzten überörtlichen Prüfung angestiegen. Im Vergleich zum fortge-

schriebenen Ansatz ist der Anteil der Ermächtigungsübertragungen für ordentliche Aufwendun-

gen in Dortmund dennoch gering. Im gesamten Betrachtungszeitraum überträgt die Stadt Dort-

mund vergleichsweise wenige ordentliche Aufwendungen je EW.  

Ermächtigungsübertragungen ordentliche Aufwendungen je EW in Euro 2023 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 22 Werte eingeflossen. 

Bereits bei der letzten überörtlichen Prüfung hat die gpaNRW festgestellt, dass die übertrage-

nen konsumtiven Ermächtigungen vergleichsweise gering sind und auf die Haushaltswirtschaft 

der Stadt Dortmund nur wenig Einfluss haben. Dies hat sich nicht geändert. 
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Investive Auszahlungen Dortmund 2019 bis 2023 

Kennzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 

Haushaltsansatz in Mio. Euro 268 285 289 547 411 

Ermächtigungsübertragungen in Mio. Euro 138 136 133 90,40 78,72 

Ansatzerhöhungsgrad in Prozent 51,43 47,76 45,83 16,53 19,15 

Fortgeschriebener Ansatz in Mio. Euro 406 421 422 637 490 

Anteil der Ermächtigungsübertragungen am fortge-

schriebenen Ansatz in Prozent 
33,96 32,32 31,43 14,18 16,07 

Ist-Ergebnis in Mio. Euro 146 164 196 285 314 

Grad der Inanspruchnahme fortgeschriebener Ansatz 

in Prozent 
35,90 38,89 46,49 44,78 64,10 

Von größerer Relevanz sind und waren die Ermächtigungsübertragungen für investive Auszah-

lungen. Seit der letzten Prüfung sind diese, aber vor allem auch die tatsächlich verausgabten 

Mittel angestiegen. Die Stadt überträgt im Betrachtungszeitraum durchschnittlich 115 Mio. Euro 

in das neue Haushaltsjahr. Daraus ergibt sich eine durchschnittliche Ansatzerhöhung von 36,1 

Prozent. Die Ermächtigungsübertragungen sind trotz deutlich angestiegener Haushaltsansätze 

wieder rückläufig. Dies zeigt sich auch im interkommunalen Vergleich. Die Ermächtigungsüber-

tragungen für investive Auszahlungen je EW sind ebenfalls vergleichsweise gering. 

Ermächtigungsübertragungen investive Auszahlungen je EW in Euro 2019 bis 2023 

 

Der Vergleichskorridor erfasst den Wertebereich der Städte zwischen dem ersten und dritten Vier telwert. Oberhalb und 

unterhalb des Vergleichskorridors liegen jeweils die 25 Prozent der Städte mit den höchsten bzw. niedrigsten Werten.  

Die Tabelle 10 in der Anlage enthält die Werte zur Abbildung. 

Hohe Übertragungen sowie geringe Inanspruchnahmen führen dazu, dass der Haushaltsplan 

nur bedingt Auskunft über das Investitionsverhalten der Städte vermittelt. Zudem ist zu beach-
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ten, dass verspätete Umsetzungen aufgrund von Preissteigerungen oder einer voranschreiten-

den Investitionsnotwendigkeit zu Mehrbedarfen führen können. Wie viel von dem zur Verfügung 

stehenden Haushaltsansatz tatsächlich verausgabt werden konnte, wird durch den Grad der In-

anspruchnahme angezeigt. Diesen Wert konnte Dortmund zuletzt verbessern, obwohl die zur 

Verfügung stehenden Haushaltsmittel deutlich ansteigen. Während die Stadt Dortmund in der 

letzten Prüfung nur durchschnittlich 41 Prozent der fortgeschriebenen Ansätze verausgabt hat, 

werden im aktuellen Betrachtungszeitraum durchschnittlich 46 Prozent der zur Verfügung ste-

henden Mittel tatsächlich verausgabt. Dies ist jedoch hauptsächlich auf den hohen Wert 2023 

zurückzuführen. 2023 weist die Stadt Dortmund den besten Wert im Betrachtungszeitraum aus. 

Der hohe Wert resultiert vor allem aus den stark und kontinuierlich gestiegenen Auszahlungen 

für Baumaßnahmen bis 2023. Alleine von 2021 bis 2023 haben sich die Auszahlungen mehr als 

verdoppelt. Der Großteil der Auszahlungen erfolgte im Bereich der Schulträgeraufgaben. Im Er-

gebnis konnte die Stadt einen größeren Anteil der geplanten Mittel verausgaben als der über-

wiegende Teil der Vergleichsstädte.  

Grad der Inanspruchnahme fortgeschriebener Ansatz investive Auszahlungen in Prozent 2023 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 22 eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 
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1.5.3 Kredit- und Anlagemanagement 

In den nachfolgenden Kapiteln betrachtet die gpaNRW die Ausrichtung und Steuerung im Be-

reich des Kredit- und Anlagemanagements durch die Stadt Dortmund. Wir nehmen in der Prü-

fung keine vollständige Risikoanalyse der in der Stadt Dortmund getroffenen Regelungen vor. 

Die konkreten Vorgaben, Maßnahmen und internen Kontrollmechanismen, die für ein adäqua-

tes Kredit-und Anlagemanagement erforderlich sind, muss die Stadt Dortmund selbst eruieren 

und festlegen. 

1.5.3.1 Kreditmanagement 

Die Finanzspielräume der Städte und Gemeinden werden zunehmend kleiner. Um den Haus-

halt zu entlasten, steigt gleichermaßen der Handlungsbedarf einer strategischen Auseinander-

setzung mit dem Kreditmanagement. Die Optimierung der Portfoliostruktur ist dabei zu einer be-

sonderen Aufgabe kommunaler Finanzpolitik geworden. Grundlage für ein ausgewogenes Kre-

ditmanagement ist eine breitgefächerte Gläubigerstruktur, um strategiekonforme Kreditange-

bote aus dem gesamten Kapitalmarktbereich zu günstigen Konditionen zu erhalten. Ein zielori-

entiertes Kreditmanagement basiert dabei auf folgenden Grundsätzen: 

 Entwicklung einer strategischen Ausrichtung im Spannungsfeld von Zinssicherheit und 

Zinsoptimierung, 

 ständiges Beobachten des Kapitalmarktes, 

 Analyse der möglichen Einflussfaktoren auf die Zinssätze, 

 zielorientierte Steuerung des Kreditportfolios, 

 Auswahl und Anwendung geeigneter Finanzierungsinstrumente, 

 Analyse des derzeitigen Schuldenbestandes und Risikomonitoring, 

 Analyse zukünftiger Kreditbedarfe sowie 

 regelmäßige Schulung der Mitarbeitenden mit dem Umgang der Kapitalmarktinstrumente. 

Nach dem Runderlass „Kredite und kreditähnliche Rechtsgeschäfte der Gemeinden und Ge-

meindeverbände“19 sind die Städte verpflichtet, eine örtliche Dienstanweisung, die den Ab-

schluss und die Abwicklung von Krediten und kreditähnlichen Rechtsgeschäften regelt, zu er-

lassen. Daneben ist eine abgestimmte strategische Grundausrichtung notwendig, um den Ent-

scheidungsträgern einen Handlungsrahmen vorzugeben.  

 

19 Runderlass des Ministeriums für Inneres und Kommunales „Kredite und kreditähnliche Rechtsgeschäfte der Gemeinden und Gemein-
deverbände“ vom 16. Dezember 2014 
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1.5.3.1.1 Organisationsstrukturen und strategische Ausrichtung des Kreditma-

nagements 

 Die Stadt Dortmund verfolgt mit ihrem Kredit- und Anlagemanagement strategische Zielset-

zungen. Die Rahmenbedingen für die Mitarbeitenden hat sie ausführlich niedergeschrieben. 

Der Umfang und die Regelungstiefe der Dienstanweisung wird den hohen Steuerungsanfor-

derungen des Portfolios gerecht. Die Regelungen sind unter politischer Beteiligung ergan-

gen. 

Eine Stadt sollte den Handlungsrahmen und die strategische Ausrichtung für ihr Kreditportfolio 

festlegen, zum Beispiel in einer Dienstanweisung oder Richtlinie. Insbesondere Zinsänderungs-

risiken und Klumpenrisiken sollte sie dabei im Blick behalten. Die Regelungen sollten unter Be-

teiligung der politischen Gremien getroffen werden. Das erhöht die Rechtssicherheit für die Be-

teiligten und führt zu mehr Transparenz und Verbindlichkeit.  

Das Zins- und Schuldenmanagement ist in der Stadt Dortmund zentralisiert und in der Käm-

merei angesiedelt. Neben den Aufgaben aus dem Kernhaushalt nimmt die Kämmerei das Zins- 

und Liquiditätsmanagement im Rahmen einer Servicevereinbarung für die städtischen Eigenbe-

triebe sowie das Sondervermögen war. Qualifikationen, Informationen und Handlungsmöglich-

keiten werden aus Effizienzgründen gebündelt. Die Aufgaben sind nach Funktionsbereichen ge-

gliedert. Die Stadt Dortmund hat grundsätzliche Prioritäten und Ziele für die Arbeit im Kredit- 

und Anlagemanagement festgelegt. Die oberste Priorität ist die dauerhafte Sicherung der Liqui-

dität. Die Dienstanweisungen und das Vorgehen der Mitarbeitenden im Finanzbereich ist stark 

darauf ausrichtet, die Liquidität dauerhaft und vor allem auch in schwierigeren Zeiten des Kre-

ditmarktes sicherzustellen. Dazu wird viel Wert auf breit aufgestellte und gute Geschäftsbezie-

hungen gelegt. In der weiteren Ausrichtung verfolgt die Stadt neben der Bewirtschaftung der 

Schulden, das vorhandene Kreditportfolio zu optimieren. Dafür hat sie den Mitarbeitenden ent-

sprechende Rahmen vorgegeben. Für die Kreditportfoliooptimierung weisen die schriftlichen 

Regelungen der Stadt Dortmund auf den Hauptzielkonflikt zwischen der Wirtschaftlichkeit sowie 

Sicherheit hin und messen der Sicherheit eine besondere Bedeutung bei. 

Die Stadt Dortmund verfügt über eine Vielzahl von festgelegten Vorgaben im Zusammenhang 

mit dem Kredit- und Anlagemanagement. Zudem werden ergänzende Ratsbeschlüsse gefasst. 

In den letzten Jahren gab es immer wieder Anpassungen von Inhalten. Daraus resultierte eine 

Reihe neuer Festlegungen durch den Rat der Stadt. Für das Kreditmanagement sind die Rege-

lungen im Wesentlichen in der 

 Dienstanweisung für die Aufnahme und Rückflüsse von Krediten zur Liquiditätssicherung 

(Stand: 31.07.2020), 

 Dienstanweisung für den Einsatz von derivaten Finanzinstrumenten im Zins- und  

Schuldenmanagement (Stand: 25.03.2013), 

 Dienstanweisung für Neuaufnahme und Umschuldung von Krediten sowie Kapitalmarktfi-

nanzierungen und Förderkrediten (Stand: 08.06.2020) und 

 Richtlinie zum Zins- und Schuldenmanagement bei der Stadt Dortmund - Strategie, Risi-

kotragfähigkeit und Limite (Stand: 10.07.2023) 

zu finden. 
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Insbesondere in der Richtlinie zum Zins- und Schuldenmanagement setzt sich die Stadt mit den 

Risiken des Kreditmanagements auseinander und legt fest, in welchem Handlungsrahmen sich 

die Mitarbeitenden bewegen sollen. Als Risiken werden explizit das Adressenrisiko bzw. Kontra-

hentenrisiko, das Liquiditätsrisiko als Refinanzierungsrisiko, die Liquiditätsrisiken im engeren 

Sinne, die Marktpreisrisiken und die operationellen Risiken benannt. Aus diesen Risiken und 

den ergänzend geführten Gesprächen wird deutlich, dass die Stadt ihr Handeln gezielt auf die 

dauerhafte Liquiditätssicherung ausrichtet.  

Ergänzend sind allgemeine Rahmenbedingungen festgelegt. Dortmund schließt Fremdwäh-

rungsgeschäfte strikt aus, legt Obergrenzen für die variable Verschuldung fest und regelt den 

Umgang mit derivaten Finanzinstrumenten. Ergänzend werden Regelungen zur Konzernfinan-

zierung gemacht. Die Dienstanweisungen gelten sowohl für den Kernhaushalt als auch für die 

städtischen Eigenbetriebe und Sondervermögen. Neben den strategischen Festlegungen und 

Rahmenbedingungen regeln die internen Vorgaben die Prozesse, Zuständigkeiten und Bericht-

erstattung.  

1.5.3.1.2 Prozess der Kreditaufnahme und Zuständigkeiten 

 Die Stadt Dortmund hat klare Regelungen und Zuständigkeiten für den Prozess der Kredit-

aufnahme festgeschrieben. Die Ausführungen enthalten detailliert die wesentlichen Punkte 

und zulässigen Instrumente. Die Beweggründe, die zu Entscheidungen geführt haben, sind 

schriftlich zu dokumentieren. 

Eine Stadt sollte für Kreditaufnahmen verbindliche Verfahrensvorgaben haben.  

 Für die Angebotseinholung und -auswertung sollte geregelt werden, dass nach Möglich-

keit mehrere Angebote einzuholen sind.  

 Zudem sollte geregelt sein, welche Informationen die Angebote mindestens enthalten 

müssen. Die Dokumentation der Angebotseinholung und der Entscheidungsfindung sollte 

schriftlich erfolgen.  

 Die wesentlichen entscheidungserheblichen Umstände sollten dokumentiert werden. 

Die schriftlichen Regelungen der Stadt Dortmund beinhalten detaillierte Vorgaben zu den Zu-

ständigkeiten und zum Prozess der Kreditaufnahme. Die Richtlinie listet zudem die Instrumente 

zur Steuerung des Kreditportfolios auf. Die Instrumente und Vorgaben werden näher erläutert.  

Die Zuständigkeiten lassen sich aus einer strikten Funktionstrennung in Leitung, Handel, Ab-

wicklung und Controlling ableiten. Die grundsätzliche Trennung von Aufgaben und die darin ge-

regelten Kontrollfunktionen geben u. a. ein Vier-Augen-Prinzip vor. Den Funktionen sind detail-

lierte Aufgaben und Zuständigkeiten zugewiesen. Zudem sind einzelne Aufgaben näher erläu-

tert und deren Zielsetzung beschrieben.  

Das Verfahren zur Angebotseinholung, der Angebotsauswertung und der Zuschlagserteilung 

werden ebenfalls erläutert. Es ist ergänzend festgelegt, dass dem Verfahren eine Markterkun-

dung vorausgeht. In diesem Zusammenhang wird beispielhaft in Erfahrung gebracht, welche 

Banken aktuell welche Laufzeiten überhaupt bedienen können und welche Zinssätze möglich 

sind. Der Funktionsbereich „Handeln“ legt aufgrund der Marktinformationen die wesentlichen 

Grundlagen für die Angebotseinholung u. a. die Laufzeitstruktur fest. So sollen Lücken in der 
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Finanzierung sowie andere Risiken vermieden werden. Die Anzahl der einzuholenden Ange-

bote, die Inhalte der Angebotseinholung sowie die Form werden dargelegt. Der Bieterkreis und 

die Fristen werden ergänzend festgelegt. Grundsätzlich geht Dortmund nach dem Bestbieter-

prinzip vor. Auf dieser Grundlage wird der Zuschlag grundsätzlich dem wirtschaftlichsten Anbie-

ter erteilt. Zudem sind Regelungen zur Dokumentation der Entscheidung aufgenommen. Da-

nach sind alle wesentlichen entscheidungsrelevanten Informationen zu dokumentieren. Alle 

zum Geschäftsabschluss führenden Überlegungen sind in die Akte aufzunehmen. Gründe, die 

zur Abweichung vom Bestbieterprinzip geführt haben, sind darzulegen. 

Die örtliche Rechnungsprüfung der Stadt Dortmund hat 2023 eine Prüfung des internen Kon-

trollsystems der Kämmerei durchgeführt. Der Schwerpunkt der Prüfung lag auf dem Prozess 

„Zentrales Liquiditätsmanagement durchführen“. In diesem Zusammenhang sind u. a. die Ein-

haltung der Vorgaben zur Aufnahme, Abwicklung und Bewirtschaftung von Liquiditätskrediten 

betrachtet worden. Eine tiefergehende Betrachtung der Prozesse erfolgt daher an dieser Stelle 

nicht erneut. Die Rechnungsprüfung hat festgestellt, dass die getroffenen Regelungen ausrei-

chend sind, um größeren Schäden möglichst vorzubeugen.  

1.5.3.1.3 Kreditportfolio 

 Der Kapitalbedarf der Stadt Dortmund ist sehr groß und wird in den kommenden Jahren 

noch deutlich ansteigen. Im Zins- und Schuldenmanagement wirkt die Stadt Risiken entge-

gen. Sie unterhält breit gefächerte Kundenbeziehungen, die die Möglichkeiten der Kapitalbe-

schaffung verbessern. 

Eine Stadt sollte ihr Kreditportfolio zielorientiert steuern. Bei der Aufnahme von Krediten müs-

sen neben der Höhe des Zinssatzes weitere Aspekte berücksichtigt werden. Hierzu gehören 

Laufzeiten von Festzinsvereinbarungen, Darlehensarten sowie Tilgungsmodalitäten. Zinsände-

rungs- oder Klumpenrisiken sollte die Stadt dabei im Blick behalten 

Kreditportfolio Dortmund zum 31. Dezember 2023* 

Kennzahlen 2023 

Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen in Mio. Euro** 804 

Anleihen für Investitionen in Mio. Euro 180 

Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liquiditätssicherung in Mio. Euro*** 1.199 

Anleihen zur Liquiditätssicherung in Mio. Euro 200 

Anteil der Kreditverbindlichkeiten in fremder Währung an Kreditverbindlichkeiten in Prozent 0 

Anzahl Derivate 0 

Anzahl Kreditverträge 176 

Anzahl Kreditgeber 58 

* Aufgrund einer Änderung des § 89 Abs. 2 GO NRW kommt es zu Abweichungen zwischen dem Kreditportfolio und 

dem Verbindlichkeitenspiegel. Im Jahresabschluss war nach neuer Rechtlage eine Umbuchung von 195 Mio. Euro zwi-

schen den Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen und den Krediten zur Liquiditätssicherung vorzunehmen. 

** davon Investitionskredite aus dem Landesprogramm Gute Schule 2020: 72,1 Mio. Euro 

*** davon Liquiditätskredite aus dem Landesprogramm Gute Schule 2020: 8,2 Mio. Euro 
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Die Verbindlichkeiten aus Krediten zur Investitionsfinanzierung und zur Liquiditätssicherung so-

wie der Anleihen summieren sich 2023 auf 2.383 Mio. Euro. Die Stadt Dortmund setzt bei der 

Kapitalbeschaffung neben klassischen Darlehen bei Kreditinstituten auch auf unmittelbare 

Schuldscheindarlehen und Anleihen am Kapitalmarkt.  

Je EW sind die Kreditverbindlichkeiten des Kernhaushaltes durchschnittlich. Das Volumen des 

Kreditportfolios ist in Dortmund insgesamt jedoch aufgrund der Größe vergleichsweise sehr 

hoch. Im Verbindung mit den breitgefächerten Kapitalgebern besitzt das Portfolio daher eine ge-

steigerte Steuerungsrelevanz. Im Planungszeitraum geht die Stadt Dortmund zudem davon 

aus, dass sich die Verbindlichkeiten deutlich erhöhen werden. Derivate oder Fremdwährungs-

geschäfte hat die Stadt hingegen nicht im Portfolio. Bezüglich des Vergleiches und der Entwick-

lung der Kreditverbindlichkeiten wird auf das Kapitel „1.4.4.1 Verbindlichkeiten“ verwiesen.  

Wegen der hohen Kreditverbindlichkeiten ist die Stadt Dortmund stark von der Entwicklung des 

allgemeinen Zinsniveaus betroffen. Soweit das Portfolio überwiegend langfristige zinsgebun-

dene Darlehen enthält, wirkt sich das gestiegene Zinsniveau erst bei neuen Kreditaufnahmen 

oder einer Prolongation (Verlängerung von Laufzeiten) auslaufender Kredite aus. Weisen hinge-

gen viele Kredite einen variablen Zinssatz auf oder laufen die Zinsbindungsfristen kürzer als die 

Dauer der Kapitalbereitstellung, können sich Zinsänderungen kurzfristig auswirken. In diesen 

Fällen verlagert sich das Zinsänderungsrisiko in zeitlicher Hinsicht nach vorne. 

Einen Überblick über die Sensitivität für Zinsveränderungen des städtischen Portfolios bietet die 

nachfolgende Darstellung. Stehen große Teile des Portfolios zum selben Zeitpunkt zur Um-

schuldung an oder laufen Zinsbindungen aus, erhöht das die Anfälligkeit für steigende Zinsen. 

Hinzu kommen unter Umständen weitere Kreditaufnahmen für nicht aufzuschiebende Investitio-

nen oder zur Finanzierung des laufenden Verwaltungsgeschäftes. Abhängig von der gewählten 

Strategie der Stadt kann es daher sinnvoll sein, Fälligkeiten und Zinsbindungen gleichmäßig zu 

verteilen und auf absehbar erforderliche Finanzierungsbedarfe abzustimmen. 
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Laufzeiten und Zinsbindungsfristen der Verbindlichkeiten aus Krediten und Anleihen Dortmund 
nach Jahren in Prozent 2023 
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Kredite und Anleihen nach Restlaufzeiten und Zinsbindungsfristen Dortmund in Mio. Euro 2023 

Grund- und Kennzahlen 
Gesamtbe-

trag 

bis zu einem 

Jahr 

ein bis fünf 

Jahre 

mehr als fünf 

Jahre 

Verbindlichkeiten aus Krediten und Anleihen zur Liquiditätssicherung 

Verbindlichkeiten aus Krediten und Anleihen zur 

Liquiditätssicherung 
1.206 444 517 245 

Wegen kürzerer Zinsbindung neu zugeordnete 

Verbindlichkeiten 
./. 0,00 0,00 0,00 

Verbindlichkeiten aus Krediten und Anleihen 

zur Liquiditätssicherung - modifiziert 
1.206 444 517 245 

Verbindlichkeiten aus Krediten und Anleihen für Investitionen 

Verbindlichkeiten aus Krediten und Anleihen für 

Investitionen 
1.180 251 286 643 

Wegen kürzerer Zinsbindung neu zugeordnete 

Verbindlichkeiten  
./. 14,00 79,40 -93,41 

Verbindlichkeiten aus Krediten und Anleihen 

für Investitionen - modifiziert 
1.180 265 365 550 

Verbindlichkeiten aus Krediten und Anleihen - Gesamt 

Verbindlichkeiten aus Krediten und Anleihen - 

modifiziert 
2.386 709 882 794 

Zur Vereinfachung der Darstellung hat die gpaNRW auf eine exakte Zuordnung der Tilgungen von Annuitätendarlehen 

verzichtet. Durch den sich ändernden Tilgungs- und Zinsanteil der Annuitäten können sich daher kleinere Ungenauig-

keiten ergeben.  

Bei den Liquiditätskrediten und -anleihen endet die Zinsbindung grundsätzlich mit der Laufzeit. 

Zinsbindungsfristen, die von den Laufzeiten abweichen, hat die Stadt Dortmund nicht verein-

bart. 2024 steht mit 444 Mio. Euro mehr als ein Drittel der Verbindlichkeiten zur Liquiditätssiche-

rung zur Refinanzierung an. Nach der aktuellen Planung wird mit 517 Mio. Euro ein weiterer 

großer Teil der Liquiditätskredite in den Jahren bis 2028 refinanziert werden müssen. Die Ver-

teilung der Zinsbindung der Investitionskredite in Dortmund ist über einen längeren Zeitraum 

verteilt. Dennoch müssen 2024 voraussichtlich rund ein Viertel der Kredite refinanziert werden. 

Gut ein weiteres Viertel der Kredite muss in den nächsten fünf Jahren refinanziert werden. Ins-

gesamt haben rund ein Drittel eine Restlaufzeit von bis einem Jahr und ein gutes weiteres Drit-

tel eine Restlaufzeit von einem bis fünf Jahren.  

Der Refinanzierungsbedarf sowohl aus den Liquiditätskrediten als auch den Investitionskrediten 

der Stadt Dortmund ist damit in den Jahren 2024 bis 2028 mit 1.521 Mio. Euro sehr hoch. Hinzu 

kommen geplante Defizite aus den Salden der laufenden Verwaltungstätigkeit und vor allem der 

Investitionstätigkeit. Der Finanzmittelfehlbetrag von 1.854 Mio. Euro von 2024 bis 2027 soll 

ebenfalls durch Kredite gedeckt werden. Ergänzende Ausführungen zur Entwicklung der Salden 

der Finanzrechnung werden im Kapitel „1.4.4.1 Verbindlichkeiten“ gemacht.  

Die vergleichsweise hohen Kreditverbindlichkeiten, der hohe Refinanzierungsbedarf in den 

kommenden Jahren und der erwartete Finanzbedarf im Planungszeitraum stellen die Stadt 

Dortmund vor Herausforderungen. Mit dem steigenden Kapitalbedarf steigt das Steuerungser-

fordernis des Kreditportfolios weiter an. 
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Nach der Richtlinie zum Zins- und Schuldenmanagement bei der Stadt Dortmund sollen über-

durchschnittliche Liquiditätsabflüsse sogenannte Klumpenrisiken in einzelnen Jahren vermieden 

werden. Zudem muss insbesondere die Liquidität generell sichergestellt werden. Die Anforde-

rungen an die Deckung des Kapitalbedarfes und die Steuerung des Kreditportfolios nehmen in 

Dortmund weiter zu. Das wieder deutlich gestiegene Zinsniveau und der große Kapitalbedarf 

werden den Haushalt zunehmend belasten. Vor allem die erwartete veränderte Haushaltssitua-

tion wird auf das Zins- und Schuldenmanagement Auswirkungen haben. 

Eine Stadt ist zwar hinsichtlich ihrer Gläubigerstruktur im Regelfall zunächst keinen diversifikati-

onsbedürftigen Bonitäts- oder Kontrahenten-Risiken ausgesetzt. Aufgrund bankinterner Rege-

lungen kann die Kreditvergabe je Geschäftspartner und insgesamt jedoch begrenzt sein (Kredit-

rahmen bzw. Kreditlinie). Um eine ausreichende Deckung des städtischen Kapitalbedarfes auch 

bei höherer Gesamtverschuldung zu sichern, kann es daher vorteilhaft sein, Geschäftsbezie-

hungen zu verschiedenen Kreditinstituten zu unterhalten und das Kreditportfolio hinsichtlich der 

Gläubigerstruktur zu diversifizieren. 

Die nachstehende Grafik zeigt die Anteile der größten Kreditgeber am Portfolio der Stadt Dort-

mund im Verhältnis zu den Gesamtkreditverbindlichkeiten. 

Kapitalgeber Dortmund in Prozent 2023 

 

Anders als viele der Vergleichskommunen ist der jeweilige Anteil der einzelnen Kapitalgeber 

sehr gering. Dies spiegelt noch einmal die große Anzahl der Kapitalgeber wider. Die Stadt Dort-

mund setzt bewusst auf eine große Anzahl von Kreditgebern. Mit ihrer Strategie weitet die Stadt 

ihre Geschäftsbeziehungen aus bzw. hält diese aufrecht. Entsprechende Regelungen dazu hat 
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die Stadt festgeschrieben. Diese sehen für das Zins- und Schuldenmanagement daher aus-

drücklich vor, dass vom Grundsatz des Bestbieters zur Wahrung einer ausreichenden Diversifi-

kation im Kreditportfolio abgewichen werden darf. Dies verbessert u. a. die Möglichkeit der Ka-

pitalbeschaffung der Stadt Dortmund bei einem steigenden Finanzbedarf sowie in schwierige-

ren Zeiten auf dem Finanzmarkt und reduziert Risiken. Damit hat die Stadt gute Voraussetzun-

gen geschaffen, um den gestiegenen Anforderungen begegnen zu können. 

1.5.3.1.4 Berichtswesen Kreditmanagement 

 Dortmund verfügt über ein umfassendes Berichtswesen für das Kredit- und Schuldenma-

nagement. Ein mehrstufiges Berichtswesen liefert die wesentlichen Informationen für die je-

weiligen Entscheidungsträger. 

Das Berichtswesen hat die Aufgabe, die kommunalen Entscheidungstragenden rechtzeitig und 

ausreichend über die Entwicklung des Portfolios zu informieren und bei der Entscheidungsfin-

dung zu unterstützen. Eine Stadt sollte hierfür einen zeitnahen und ausreichenden Informations-

fluss zwischen den Verantwortlichen des Kreditmanagements und dem Verwaltungsvorstand 

sicherstellen. Daneben sollte der Informationsfluss von der Verwaltung zur Politik gewährleistet 

werden. 

Die Stadt Dortmund hat die Rahmenbedingungen ihres Berichtswesens in ihren Regelungen 

zum Zins- und Schuldenmanagement festgeschrieben. Die Regelungen umfassen zum einen 

regelmäßige Berichte über den Einsatz von Finanzinstrumenten in der Dienstanweisung für den 

Einsatz von derivaten Finanzinstrumenten. Zu den Inhalten gehören mindestens die generelle 

Entwicklung des Portfolios, der Marktsituation und der Derivate.  

Zum anderen ist einmal jährlich über die Ergebnisse des abgelaufenen Jahres im ersten Quar-

tal an den Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften zu berichten. Dazu ist ein 

umfassender Bericht insbesondere zu den nachstehenden Punkten zu erstellen: 

 Zinsentwicklung am Geld- und Kapitalmarkt  

 Entwicklung des Schuldenstandes aus Investitionskrediten 

 Entwicklung des Bestandes der Liquiditätskredite 

 Bestand der Derivate und deren Marktwerte 

 Durchschnittliche Zinsbelastung aus Investitionskrediten 

 Durchschnittliche Zinsbelastung aus Liquiditätskrediten 

 Limiteinhaltung 

 Verschiedene Standardkennzahlen wie Zinsschuldenquote, Refinanzierungsstruktur u. ä. 

Bei außerordentlichen Abweichungen, die das veranschlagte Risikotragfähigkeitsbudget über-

schreiten und bei denen keine geeigneten Gegensteuerungsmaßnahmen ergriffen werden kön-

nen, ist darüber hinaus dem Ausschuss ergänzend zu berichten.  
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Explizit festgeschriebene Vorgaben zu einer unterjährigen Berichterstattung zum Zins- und 

Schuldenmanagement liegen nicht vor. Dies sind festgelegte interne Standards. Die Hauptsat-

zung schreibt zudem vor, dass der Rat halbjährlich über den Stand der Darlehensaufnahmen zu 

informieren ist. Dies erfolgt in Form einer Beschlussvorlage, die die wesentlichen Neuaufnah-

men von Krediten beinhaltet. Unter anderem wird über die Neuaufnahmen im Zusammenhang 

mit Förderprojekten, über Neuaufnahmen für die Sondervermögen sowie über Neuaufnahmen 

im Kernhaushalt generell berichtet.  

Ergänzend erstellt die Stadtkämmerei einen internen monatlichen Report zum Zins- und Risiko-

management. Zu den Inhalten zählen insbesondere die aktuelle Marktsituation, Investitionskre-

dite, Liquiditätskredite, Positionslimite und Geldanlagen. Dieser Bericht vermittelt einen guten 

Überblick über die aktuelle Situation und die aktuellen Entwicklungen. Er dient der internen 

Steuerung. Unter anderem durch die Überprüfung der gesteckten Limite, der Kreditermächti-

gungen und Ansätze sowie der Darstellung der Prognosen und Risiken ist der Bericht geeignet 

wesentliche Informationen für die Steuerung zu entnehmen. 

1.5.3.2 Anlagemanagement 

Sofern eine Stadt über einen längeren Zeitraum oder temporär über erhebliche liquide Mittel 

verfügt, kann sie diese Mittel anlegen. Bei der Anlage der verfügbaren Mittel ist auf den Drei-

klang  

 einer ausreichenden Sicherheit, 

  der Verpflichtung zur Sicherstellung der Liquidität, 

 eines angemessenen Ertrags  

zu achten. Die individuelle Ausrichtung und Gewichtung dieser Ziele ist abhängig von der stra-

tegischen Ausrichtung einer Stadt. Daneben spielt für viele Städte die Nachhaltigkeit eine zu-

nehmend stärkere Rolle bei der Entscheidung zum Abschluss von Finanzanlagen.  

Neben kurz- und mittelfristigen Anlagezeiträumen verfolgen Städte auch langfristige Anlage-

ziele. So steigt der Anteil der Pensionsrückstellungen in allen Städten und Gemeinden spürbar 

an. Hierfür ist nach Möglichkeit Vorsorge zur langfristigen Sicherung der Ansprüche zu treffen. 

Dies kann beispielsweise durch Einzahlungen in die entsprechenden Versorgungsfonds gelin-

gen. 

 Die Stadt Dortmund hat grundsätzliche Regelungen für das Anlagemanagement festge-

schrieben. Über bestehende Anlagen wird regelmäßig berichtet. Aufgrund des Anlageportfo-

lios und des Vorranges von Sicherheit vor Ertrag ist das Steuerungserfordernis gering.  

Eine Stadt sollte einen Handlungsrahmen für ihr Anlageportfolio schriftlich festlegen, zum Bei-

spiel in einer Dienstanweisung oder Richtlinie. Die Stadt sollte insbesondere regeln, welche An-

lageinstrumente die Verwaltung nutzen und welche Risiken sie gegebenenfalls eingehen darf. 

Die Regelungen sollten unter politischer Beteiligung beschlossen werden. Das erhöht die 

Rechtssicherheit für die Beteiligten und führt zu mehr Transparenz und Verbindlichkeit. 

Das Anlagemanagement obliegt in der Stadt Dortmund ebenfalls der Kämmerei. Grundlage 

des Handelns bieten  
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 die Geschäftsanweisung für die Bewirtschaftung von liquiden Mitteln (Zahlungsmitteln) 

(26.03.2007),  

 die Dienstanweisung für Geldanlagen der Stadt Dortmund (31.07.2020) und 

 die Dienstanweisung für Geldanlagen der Stiftungen und Interessentengesamtheiten der 

Stadt Dortmund (27.08.2018). 

Die Geschäftsanweisung und die Dienstanweisungen regeln die Zuständigkeit, die Ziele, die 

Grundsätze zum Verfahren und das Berichtswesen.  

Nach der Geschäftsanweisung für die Bewirtschaftung von liquiden Mitteln (Zahlungsmitteln) 

sind in Dortmund freie liquide Mittel, die zur Deckung der Auszahlungen nicht benötigt werden, 

grundsätzlich anzulegen. Dabei handelt es sich explizit um die Zahlungsmittel. Der Sicherheit 

wird bei der Anlage Vorrang vor dem Ertrag gewährt. Die Kämmerei hat entsprechende Ange-

bote einzuholen. Die Angebotseinholung ist zu dokumentieren und es gilt das Vier-Augen-Prin-

zip.  

Die Dienstanweisung für die Geldanlagen geht über die Anlage der freien Zahlungsmittel hin-

aus. Diese wurde zuletzt 2020 überarbeitet. In diesem Zusammenhang wurde auch die Dienst-

anweisung für Geldanlagen der Stiftungen und Interessentengesamtheiten integriert. Die bis 

dato konservative Geldanlagestrategie wurde angepasst. Damit kann die Stadt u. a. aufgrund 

von Änderungen bei der Einlagensicherung flexibler auf Änderungen des Marktumfeldes reagie-

ren. Ergänzend wurden Aspekte zur Nachhaltigkeit aufgenommen, da diese Thematik stärker in 

den Vordergrund gerückt ist und an Bedeutung gewonnen hat. Die Dienstanweisung erstreckt 

sich neben dem Kernhaushalt auch auf die Anlagen der Eigenbetriebe und der Sondervermö-

gen. Den Geldanlagen geht die Sicherung einer ausreichenden Liquidität voraus. Bei den Anla-

gen wird ebenfalls der Sicherheit Vorrang vor einer möglichen Rentabilität gewährt. Dies spie-

gelt sich auch in den getroffenen Regelungen zum Portfolio wider. Die möglichen Anlageformen 

sind festgelegt. Die Stadt schließt gewisse Anlageformen aus und benennt mögliche Anlagefor-

men in Form einer Positivliste. Das Cash-Pooling innerhalb des Konzernverbundes wird aus-

drücklich erlaubt. Spekulative Geldanlagen sind grundsätzlich untersagt.  

Das Anlagemanagement hat im Vergleich zum Kreditmanagement nur eine untergeordnete Be-

deutung. Dies wird im Anlageportfolio deutlich. Die Stadt muss bereits seit der Eröffnungsbi-

lanz 2006 hohe Liquiditätskredite ausweisen. Der Bestand an liquiden Mitteln ist entsprechend 

gering. Grundsätzlich geht die Schuldentilgung der Anlage von Geldern vor. Die Stadt Dort-

mund verfügte daher im Berichtszeitraum nicht über überschüssige Liquidität. Die bestehenden 

Anlagen der Stadt sind im Vergleich zu den Schulden gering. 
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Anlageportfolio Dortmund zum 31. Dezember 2023 in Mio. Euro 

Kennzahlen 2023 

Liquide Mittel  0,14 

Wertpapiere des Umlaufvermögens  0,00 

Wertpapiere des Anlagevermögens  0,07 

Ausleihungen  457 

Termingelder 192 

Fondsanteile 28,41 

Wertpapiere spielen im Anlagenportfolio der Stadt keine Rolle. Die RWE-Aktien der Stadt Dort-

mund sind in eine Beteiligung ausgelagert. Da diese Aktien nicht aus Gründen der Geldanlage 

gehalten werden, sind diese nicht Bestandteil unserer Betrachtung. Die Ausleihungen bilden 

den größten Posten in der Übersicht. Diese sind mit 443 Mio. Euro allerdings im Wesentlichen 

Ausleihungen an das Sondervermögen der Stadt. Es handelt sich dabei um Ausleihungen im 

Zusammenhang mit dem Kanalvermögen an die Stadtentwässerung Dortmund. Der Bestand 

sinkt jährlich um fest vereinbarte Tilgungsleistungen. 2023 sind die Ausleihungen um 3,5 Mio. 

Euro zurückgegangen. Hinzu kommen vergleichsweise geringe Ausleihungen an verbundene 

Unternehmen und Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht. Die Ausleihun-

gen an verbundene Unternehmen betreffen insbesondere gewährte Darlehen an die Dortmun-

der Logistik und Objektbau GmbH sowie die Windkraftbeteiligungsgesellschaft der Dortmunder 

Energie- und Wasserversorgung GmbH. Die Ausleihungen an Unternehmen, mit denen ein Be-

teiligungsverhältnis besteht, entfallen auf die Kommunale Beteiligungsgesellschaft GmbH & Co. 

KG. 

Die Anlagen in Termingelder und Fondsanteile hat die Stadt vorwiegend für das Deponieson-

dervermögen getätigt. Lange Zeit hat die Stadt die Gelder des Deponiesondervermögens aus-

schließlich in Form von festverzinslichen Termingeldern angelegt. Aufgrund des Wegfalls der 

allgemeinen Einlagensicherung bei Gebietskörperschaften und der andauernden Niedrigzins-

phase hat ein Umdenken stattgefunden. 2021 hat die Stadt erstmalig das Deponievermögen 

auch in Fondsanteile investiert.  

Die Stadt Dortmund verwaltet zudem unselbständige Stiftungen und Interessengemeinschaften. 

Diese werden mit einem Wert von 15,6 Mio. Euro als sonstige Sonderposten bilanziert. 2023 

beträgt der Saldo aus den Ein- und Auszahlungen für Finanzanlagen bei diesen Mitteln 4,8 Mio. 

Euro. Die Geldanlagen erfolgen konzernintern und in Form von Termingeldern bei Banken mit 

Institutssicherung. Ergänzend ist ein Teil der Gelder in Fonds angelegt.  

Das Berichtswesen ist Bestandteil der Berichterstattung zum Kreditmanagement. Der Bericht 

über das städtische Zins- und Schuldenmanagement hat einen eigenen Abschnitt zu den getä-

tigten Geldanlagen. Der aktuelle Bestand, die Kontrahentenstruktur und die Laufzeitstruktur der 

Termingelder sowie der Bestand und die Portfoliostruktur der Fondsanteile wird in den Blick ge-

nommen. Grafische Darstellungen und Erläuterungen vermitteln eine gute Übersicht über die 

bestehenden Geldanlagen. Ergänzend ist die Entwicklung der Vermögensanlagen der Stiftun-

gen regelmäßiger Bestandteil der internen monatlichen Reports zum Zins- und Risikomanage-

ment. 
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1.5.4 Fördermittelmanagement 

Fördermittel erweitern den Handlungs- und Entscheidungsspielraum einer Stadt. Ein gezielter 

Einsatz von Fördermitteln leistet einen positiven Beitrag zur Haushaltssituation. Eine Stadt kann 

mit Fördermitteln Investitionen auch bei einer angespannten Haushaltslage realisieren und ih-

ren Eigenanteil mindern. 

Dazu muss sie erfolgreich Fördermittel akquirieren und Rückforderungen von Fördermitteln ver-

meiden. 

1.5.4.1 Fördermittelakquise 

 Feststellung 

Über strategische Vorgaben und Ziele sowie festgeschriebene interne Richtlinien für die För-

dermittelakquise verfügt die Stadt Dortmund bisher noch nicht. Zur Unterstützung der de-

zentralen Organisationseinheiten, der Entwicklung von strategischen Vorgaben sowie Zielen 

wurde bereits vor Jahren ein zentrales Fördermittelmanagement etabliert. Im Rahmen einer 

Softwareeinführung wird derzeit an der Optimierung des Prozesses und der Aufstellung von 

Rahmenbedingungen gearbeitet. 

Eine Stadt sollte strategische Festlegungen haben, die eine erfolgreiche Fördermittelakquise 

unterstützen. Dazu sollte sie die Fördermittelrecherche standardisiert im Prozess der Planung 

von Unterhaltungs- und Investitionsmaßnahmen vorsehen. Sie sollte einen Überblick über mög-

liche Förderungen haben und verschiedene Quellen zur Fördermittelrecherche nutzen. Zudem 

sollte sie einen Überblick über die förderfähigen Maßnahmen der eigenen Verwaltung haben, 

um diese bei Bedarf zu kombinieren. 

Die Stadt Dortmund verfügt bisher nicht über festgelegte strategische Vorgaben bei der Ak-

quise von Fördermitteln. Richtlinien oder Dienstanweisungen existieren nicht. Die zentrale Er-

fassung und Dokumentation von laufenden bzw. abgeschlossenen Projekten erfolgt nur partiell. 

Die Stadt verfügt dennoch bereits seit 2016 über eine zentrale Stelle, die die dezentralen Orga-

nisationseinheiten bei der Akquise und Abwicklung von Fördermitteln unterstützt. Aufgrund ei-

ner Doppelfunktion der Mitarbeitenden als Mitglieder im Krisenmanagement ist die Arbeit lang-

sam angelaufen und befindet sich weiterhin im Aufbau. Das zentrale Fördermittelmanagement 

ist dem Bereich des Oberbürgermeisters zugeordnet und wurde im Laufe der Zeit personell auf-

gestockt.  

Die Aufgabe der Fördermittelakquise obliegt weiterhin den dezentralen Organisationseinheiten. 

Die zentrale Stelle versteht sich als Dienstleister. Zu den wesentlichen Aufgaben gehört daher 

die Unterstützung der dezentralen Organisationseinheiten. Durch eine aktive Recherche, den 

Austausch mit anderen Städten sowie die Nutzung einer Vielzahl von Informationsquellen wer-

den die Fördermöglichkeiten eruiert und in der Verwaltung gestreut. Zudem wird zielgerichtet 

informiert. Die Unterstützung beinhaltet teilweise neben der Recherche die Begleitung des ge-

samten Prozesses. Die dezentralen Organisationseinheiten können mittlerweile Unterstützung 

von der Prüfung über die Beratung bis hin zur Abwicklung der Förderung erhalten. Teilweise 

wird der gesamte Prozess zentral wahrgenommen und nur noch auf die fachlichen Kompeten-

zen zurückgegriffen. Insbesondere bei größeren Förderprojekten oder organisationsübergrei-

fenden Maßnahmen nimmt der Bereich eine zentrale Rolle in der Beantragung und Abwicklung 

ein.  
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In den dezentralen Bereichen ist der Wunsch nach einer Softwareunterstützung aufgekommen. 

Zur Optimierung des Prozesses und Schaffung von grundlegenden Vorgaben hat die Stadt be-

reits eine Vergabe durchgeführt. Dazu hat sie wesentliche Bestandteile des Prozesses sowie 

der Zuständigkeiten erarbeitet. Die individuelle Softwarelösung soll künftig über eine Datenbank 

hinausgehen. Es ist geplant, den gesamten Prozess abzubilden, wesentliche Informationen zu 

erfassen, Arbeitshilfen aufzunehmen und alle im Zusammenhang stehenden Aufgaben über die 

Software abzuwickeln. Gleichzeitig sollen die Rahmenbedingungen, Vorgaben und Zuständig-

keiten festgelegt sowie im System abgebildet werden.  

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte ihre Vorhaben weiterverfolgen, grundlegende Vorgaben und Ziele 

zum Umgang mit Fördermitteln sowie deren Akquise aufzustellen. Die Prüfung von mögli-

chen Förderfähigkeiten sollte generell festgeschriebener und standardisierter Bestandteil in 

jeder Planung sein. 

Eine schriftliche Regelung zur Fördermittelakquise könnte folgende Punkte beinhalten:  

 Die Pflicht zur Fördermittelrecherche bei der Planung sowohl investiver als auch kon-

sumtiver Maßnahmen mit entsprechender Dokumentation. 

 Eine vorgeschriebene Interaktion mit anderen Abteilungen zwecks Austausch über mögli-

che Förderprojekte (um z. B. eine Kombination verschiedener Maßnahmen zu prüfen). 

 Regelungen zu standardisierten Verfahrensschritten bei der Fördermittelbewirtschaftung 

und -beantragung, um das Ablehnungs- und Rückforderungsrisiko zu reduzieren. 

 Strategische Vorgaben, wonach Maßnahmen nicht oder nur deshalb geplant und umge-

setzt werden sollten, weil Fördermittel rekrutiert werden können. 

1.5.4.2 Fördermittelbewirtschaftung und förderbezogenes Controlling 

 Feststellung 

Ein ganzheitliches und zentrales Fördermittelcontrolling sowie Berichtswesen gibt es in Dort-

mund bisher nicht. Die Stadt verfolgt derzeit das Ziel, ein einheitliches und strukturiertes Vor-

gehen bei der Fördermittelbewirtschaftung mittels Softwarelösung zu etablieren. 

Die Rückforderung von Fördermitteln sollte eine Stadt vermeiden, indem sie die Förderbestim-

mungen und Auflagen aus dem Förderbescheid umsetzt. Dazu sollte sie ein Fördercontrolling 

etablieren, das auch nach Projektabschluss die Einhaltung der Förderbedingungen gewährleis-

tet und die Entscheidungsträger und Entscheidungsträgerinnen anlassbezogen über die Förder-

projekte informiert. 

Die Bewirtschaftung der Fördermittel in der Stadt Dortmund obliegt ebenfalls grundsätzlich den 

dezentralen Organisationseinheiten. Das zentrale Fördermittelmanagement unterstützt die de-

zentralen Einheiten auf Wunsch auch bei der Fördermittelbewirtschaftung. Die Verantwortung 

für die Überwachung der Förderrichtlinien, die Einhaltung von Fristen und der Abruf der Mittel 

obliegt den dezentralen Einheiten. 

Der Ausbau des zentralen Fördermittelmanagements beruht unter anderem darauf, dass die 

Anfragen auf Unterstützung zugenommen haben und immer mehr Prozessschritte begleitet 
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werden. Das zentrale Fördermittelmanagement wurde sukzessiv von der Unterstützung bei der 

Akquise hin zu einer Unterstützung im gesamten Prozess ausgebaut. Die Unterstützung er-

streckt sich nach Auskunft der Stadt zudem auf immer mehr dezentrale Organisationseinheiten. 

Die zentral gesammelten Erfahrungen werden verstärkt in neu geplante Maßnahmen einge-

bracht und sollen künftig zu einer Standardisierung der Prozesse beitragen. Aktuell fließen die 

Erfahrungen und neu erarbeiteten Standards in die Digitalisierung des Fördermittelmanage-

ments ein.  

Ein ganzheitliches Fördermittelcontrolling und Berichtswesen gibt es in Dortmund noch nicht. 

Jeder Bereich verfügt über eigene Standards im Berichtswesen. Übergreifende Standards oder 

ein übergreifendes Berichtswesen gibt es nicht. Über die Softwarelösung soll die Stadt künftig 

neben der Unterstützung im Prozess in die Lage versetzt werden, einen besseren Überblick 

über die Förderungen zu erhalten und ein Controlling aufzubauen. Aufgrund der geplanten Er-

fassung von Daten wird ein Controlling und Berichtswesen ermöglicht. Das zentrale Fördermit-

telmanagement beabsichtigt, auf dieser Basis ein Controlling aufzubauen. Damit verbunden soll 

ein Überblick über Auflagen, Bedingungen, Fristen etc. sein. Die Stadt erwartet einen Ausbau 

der Steuerungsmöglichkeiten sowie die Möglichkeiten einer gezielten Unterstützung zu verbes-

sern.  

 Empfehlung 

Die Stadt sollte an der Digitalisierung und Standardisierung des Prozesses in der Fördermit-

telbewirtschaftung festhalten. Darauf aufbauend wird sie in die Lage versetzt, ein Controlling 

und Berichtswesen aufzubauen, einen personenunabhängigen Wissensstand zu fördern und 

auch künftig Rückforderungen zu vermeiden. 
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1.6 Anlage: Ergänzende Tabellen 

Tabelle 1: Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2024/2025 - Haushaltssteuerung 

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Haushaltssteuerung 

F1 

Die Stadt Dortmund führt regelmäßig Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen in den 

dezentralen Organisationseinheiten durch und legt diese den Entscheidungs-

trägern vor. Vereinheitlichte Vorgaben, Standards oder Wertgrenzen gibt es 

dafür allerdings nicht. Verträge werden hingegen zentral erfasst und regelmä-

ßig auf ihre Wirtschaftlichkeit überprüft. 

57 E1.1 

Die Stadt Dortmund sollte Mindeststandards für die Durchführung von 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen in einer Dienstanweisung regeln und 

den Fachbereichen Arbeitshilfen bereitstellen. Sie kann dafür auf die Er-

fahrung der dezentralen Organisationseinheiten zurückgreifen. 

59 

   E1.2 

Die Stadt Dortmund sollte gesamtstädtisch Wertgrenzen nach § 13 Abs. 1 

KomHVO NRW festlegen, um den Verwaltungsaufwand möglichst gering 

zu halten. 

60 

F2 

Über strategische Vorgaben und Ziele sowie festgeschriebene interne Richtli-

nien für die Fördermittelakquise verfügt die Stadt Dortmund bisher noch nicht. 

Zur Unterstützung der dezentralen Organisationseinheiten, der Entwicklung 

von strategischen Vorgaben sowie Zielen wurde bereits vor Jahren ein zentra-

les Fördermittelmanagement etabliert. Im Rahmen einer Softwareeinführung 

wird derzeit an der Optimierung des Prozesses und der Aufstellung von Rah-

menbedingungen gearbeitet. 

76 E2 

Die Stadt Dortmund sollte ihre Vorhaben weiterverfolgen, grundlegende 

Vorgaben und Ziele zum Umgang mit Fördermitteln sowie deren Akquise 

aufzustellen. Die Prüfung von möglichen Förderfähigkeiten sollte generell 

festgeschriebener und standardisierter Bestandteil in jeder Planung sein. 

77 

F3 

Ein ganzheitliches und zentrales Fördermittelcontrolling sowie Berichtswesen 

gibt es in Dortmund bisher nicht. Die Stadt verfolgt derzeit das Ziel, ein einheit-

liches und strukturiertes Vorgehen bei der Fördermittelbewirtschaftung mittels 

Softwarelösung zu etablieren. 

77 E3 

Die Stadt sollte an der Digitalisierung und Standardisierung des Prozes-

ses in der Fördermittelbewirtschaftung festhalten. Darauf aufbauend wird 

sie in die Lage versetzt, ein Controlling und Berichtswesen aufzubauen, 

einen personenunabhängigen Wissensstand zu fördern und auch künftig 

Rückforderungen zu vermeiden. 

78 
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Tabelle 2: NKF-Kennzahlenset NRW in Prozent 2023 

Kennzahlen 
Dortmund 

2018 

Dortmund 

aktuell 
Minimum 1. Viertelwert 

2. Viertelwert 

(Median) 
3. Viertelwert Maximum Anzahl Werte 

Haushaltswirtschaftliche Gesamtsituation 

Aufwandsdeckungsgrad 99,73 102 89,45 99,12 101 102 106 22 

Eigenkapitalquote 1 23,24 26,67 -35,34 2,61 14,76 26,26 64,44 22 

Eigenkapitalquote 2 37,09 39,09 -20,35 19,84 33,46 42,05 76,80 22 

Fehlbetragsquote k. A. k. A. Siehe Anmerkung im Tabellenfuß 

Vermögenslage 

Infrastrukturquote 16,74 15,42 14,00 20,64 24,35 28,44 39,03 22 

Abschreibungsintensität 4,06 3,99 2,50 3,19 4,41 5,09 7,92 22 

Drittfinanzierungsquote 53,12 77,95 30,88 44,43 52,40 64,96 91,20 22 

Investitionsquote 80,18 225 44,83 84,10 135 163 318 22 

Finanzlage 

Anlagendeckungsgrad 2 74,64 78,39 41,25 69,94 78,11 86,12 108 22 

Liquidität 2. Grades 30,10 33,00 10,85 22,16 32,57 43,20 357 22 

Dynamischer Verschuldungsgrad 

(Angabe in Jahren) 
38,92 24,40 Siehe Anmerkung im Tabellenfuß 

Kurzfristige Verbindlichkeitsquote 14,55 13,08 1,06 8,19 11,27 16,96 26,06 22 

Zinslastquote 1,32 1,32 0,23 1,39 1,53 1,95 3,24 22 

Ertragslage 

Netto-Steuerquote 34,88 31,63 23,79 33,22 34,73 42,39 61,75 22 

Zuwendungsquote 35,00 37,03 11,50 25,59 32,46 36,83 43,14 22 

Personalintensität 17,85 17,13 15,70 19,85 21,22 23,50 27,20 22 

Sach- und Dienstleistungsintensität 12,26 12,79 9,69 12,83 14,44 16,97 23,64 22 

Transferaufwandsquote 52,21 53,10 35,91 39,97 45,88 50,24 58,33 22 
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Die Fehlbetragsquote berechnet die gpaNRW nur, wenn eine Stadt tatsächlich einen Fehlbetrag ausweist. Weist sie einen Überschuss aus, lässt sich die Kennzahl nicht sinnvoll be-

rechnen. 

Dynamischer Verschuldungsgrad: Bei Städten, die einen negativen Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit ausweisen oder die keine Effektivverschuldung haben, lässt sich die 

Kennzahl nicht sinnvoll berechnen.  

Die Aussagekraft des Vergleichs beider Kennzahlen ist insofern eingeschränkt und führt zu Fehlinterpretationen. Aus diesem Grund weist die gpaNRW keinen Vergleich bei diesen 

beiden Kennzahlen aus. 

Tabelle 3: Jahresergebnis je EW in Euro 2019 bis 2023 

Jahr Dortmund Minimum 1. Viertelwert 
2. Viertelwert 

(Median) 
3. Viertelwert Maximum Anzahl Werte 

2019 21,46 -109 10,92 19,13 57,40 169 23 

2020 167 -74,76 16,42 75,04 150 298 23 

2021 273 -8,45 18,05 61,58 176 340 23 

2022 144 -22,21 17,15 95,76 186 390 23 

2023 227 -115 30,61 88,74 230 468 22 
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Tabelle 4: Berechnung „Sozialleistungen“ Dortmund in Mio. Euro 2019 bis 2027 

Kennzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 

Jahresergebnis nach Abzug globaler Minderaufwand 12,60 98,00 161 84,62 135 -186 -88,94 54,83 65,99 

Abweichung vom Basisjahr 0,00 85,41 148 72,02 122 -198 -102 -67,43 -78,59 

Teilergebnis Produktbereich Soziale Leistungen -283 -220 -224 -221 -244 -289 -292 -296 -301 

Teilergebnis Produktbereich Kinder-, Jugend- und Familienhilfe -291 -314 -332 -352 -396 -436 -451 -459 -466 

Landschaftsumlage 200 210 221 236 272 298 319 331 343 

Saldo aus Sozialleistungen -775 -744 -777 -809 -912 -1.023 -1.062 -1.085 -1.110 

Abweichung vom Basisjahr ohne „Sozialleistungen“ 0,00 53,93 150 106 260 50,12 171 228 242 

Tabelle 5: Eigenkapital Dortmund in Mio. Euro 2019 bis 2023 

Kennzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 

Eigenkapital 1.605 1.689 1.854 1.935 2.071 

Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Eigenkapital 1 1.605 1.689 1.854 1.935 2.071 

Aufwendungen zum Erhalt der gemeindlichen Leistungsfähigkeit 0,00 20,93 91,28 137 200 

Eigenkapital 1 ohne außerordentlicher Ertrag nach dem NKF-CUIG 1.605 1.668 1.763 1.798 1.871 

Sonderposten für Zuwendungen 933 937 929 916 938 

Sonderposten für Beiträge 26,50 28,56 27,54 26,56 26,07 

Eigenkapital 2 2.564 2.655 2.811 2.877 3.035 

Eigenkapital 2 ohne Bilanzierungshilfe NKF-CUIG 2.564 2.634 2.720 2.740 2.835 

Bilanzsumme 6.910 7.037 7.209 7.509 7.764 
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Tabelle 6: Eigenkapital 1 und Eigenkapital 1 ohne außerordentliche Erträge nach dem NKF-CUIG Dortmund in Mio. Euro 2019 bis 2027  

Kennzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 

Eigenkapital 1 1.593 1.605 1.689 1.854 1.935 2.071 1.886 1.797 1.742 

Aufwendungen zum Erhalt der gemeindlichen Leistungsfähigkeit 0,00 0,00 20,93 91,28 137 200 200 200 195 

Eigenkapital 1 ohne Bilanzierungshilfe NKF-CUIG 1.593 1.605 1.668 1.763 1.798 1.871 1.685 1.596 1.546 

Tabelle 7: Gesamtverbindlichkeiten Dortmund in Mio. Euro 2019 bis 2022  

Kennzahlen 2019 2020 2021 2022 

Anleihen 390 390 390 270 

Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 2.041 2.174 2.216 2.324 

Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liquiditätssicherung 1.208 1.109 1.048 1.257 

Verbindlichkeiten aus Vorgängen, die Kreditaufnahmen wirtschaftlich gleichkommen 30,84 27,33 24,37 20,91 

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 145 119 159 191 

Sonstige Verbindlichkeiten 111 98,11 96,04 134 

Erhaltene Anzahlungen 253 275 279 322 

Gesamtverbindlichkeiten  4.179 4.192 4.213 4.518 
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Tabelle 8: Schulden Dortmund in Mio. Euro 2019 bis 2023 

Kennzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 

Anleihen 390 390 390 270 380 

Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 712 761 717 827 1.000 

Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liquiditätssicherung 1.227 1.169 1.147 1.235 1.006 

Verbindlichkeiten aus Vorgängen, die Kreditaufnahmen wirtschaftlich gleichkommen 30,84 27,33 24,04 20,66 17,20 

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 27,29 22,38 30,94 45,92 55,28 

Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 11,34 6,17 5,83 6,48 9,68 

Sonstige Verbindlichkeiten 131 144 135 164 174 

Erhaltene Anzahlungen 172 177 188 207 128 

Verbindlichkeiten 2.701 2.697 2.637 2.776 2.769 

Rückstellungen 1.595 1.618 1.672 1.753 1.783 

Sonderposten für den Gebührenausgleich 5,15 13,26 15,79 21,21 17,65 

Schulden 4.301 4.329 4.326 4.550 4.570 

Forderungen 327 402 420 452 410 

Liquide Mittel 0,25 0,21 0,24 0,39 0,14 

Effektive Schulden  3.974 3.927 3.905 4.097 4.159 

Ausleihungen 472 469 464 460 457 

Wertpapiere des Anlagevermögens 0,82 0,82 0,07 0,07 0,07 

Wertpapiere des Umlaufvermögens 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Sonstige Vermögensgegenstände 17,35 22,62 15,68 15,73 14,12 

Erweiterte Effektivverschuldung 3.484 3.434 3.425 3.621 3.688 
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Tabelle 9: Anleihen, Investitionskredite, Liquiditätskredite und liquide Mittel Dortmund in Mio. Euro 2019 bis 2027 

Kennzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 

Liquide Mittel  0,25 0,21 0,24 0,39 0,14 0,14 0,14 0,14 0,14 

Verbindlichkeiten aus Anleihen und Krediten für Investitionen 782 831 787 897 1.180 1.425 1.770 2.027 2.218 

Verbindlichkeiten aus Anleihen und Krediten zur Liquiditätssicherung 1.547 1.489 1.467 1.435 1.206 1.471 1.639 1.817 2.014 

Tabelle 10: Ermächtigungsübertragungen investive Auszahlungen je EW in Euro 2019 bis 2023 

Jahr Dortmund Minimum 1. Viertelwert 
2. Viertelwert 

(Median) 
3. Viertelwert Maximum Anzahl Werte 

2019 235 0,00 193 266 413 626 23 

2020 231 0,00 198 268 460 691 23 

2021 226 0,00 222 332 554 748 23 

2022 154 0,00 198 325 497 818 23 

2023 133 0,00 250 413 530 958 22 
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2. Mobilitätsmanagement 

2.1 Managementübersicht 

Die wesentlichen Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt Dortmund im Prüfgebiet Mobi-

litätsmanagement stellt die gpaNRW nachfolgend zusammenfassend dar.  

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage aufgeführt. Die Rei-

henfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Mobilitätsmanagement 

Die Stadt Dortmund strebt an, 2035 klimaneutral zu sein. Auf dem Weg dahin hat sie bereits 

zahlreiche Konzepte und Pläne erarbeitet und daraus Maßnahmenkataloge entwickelt. Darunter 

auch Maßnahmen zur Verringerung klimaschädlicher Treibhausgase, ausgelöst durch Mobilität. 

Begleitende Bilanzierungen der durch die Stadt Dortmund verursachten schädlichen Treibhaus-

gase zeigen einen relevanten Anteil von mehr als einem Drittel, der in Dortmund durch den Ver-

kehr ausgelöst wird. 

Dieser Anteil belegt die sinnvolle nähere Betrachtung der betrieblichen Mobilität, die in einem 

Konzept zusammengefasst werden sollte. Als weitere Grundlage sollte eine Mitarbeitendenbe-

fragung stattfinden um herauszufinden, wie diese ihre Dienststelle erreichen. Die aus dem Kon-

zept entwickelten Maßnahmen sollte die Stadt verbindlich beschließen und nach einem festge-

legten Zeitplan umsetzen. Mit erweiterten Kennzahlen kann Dortmund die Zielerreichung über-

prüfen. Bisher hat die Stadt noch keine zentral verantwortliche Stelle festgelegt, die das betrieb-

liche Mobilitätsmanagement koordiniert.  

Mit internen Regelungen schafft die Stadt bereits gute Voraussetzungen, flexibel und mobil zu 

arbeiten und Mobilität zu reduzieren. Noch wertet die Stadt die Anteile des flexiblen Arbeitens 

nicht aus. Damit fehlen grundlegende Informationen, beispielsweise für die Ausgestaltung von 

Desksharing in der Verwaltung. Die eingesparten Treibhausgase sind ohne Daten nicht ermittel-

bar.  

Durch die Weitergabe rabattierter Jobtickets bietet die Stadt Dortmund Anreize, den ÖP(N)V zu 

nutzen. So trägt sie dazu bei, den motorisierten Individualverkehr zu verringern. Gleiches gilt für 

das Angebot der Stadt an Tarifbeschäftigte, Fahrradleasing in Form der Gehaltsumwandlung zu 

ermöglichen. Dieses Angebot bietet die Stadt zwischenzeitlich auch ihren Beamtinnen und Be-

amte an. Mit Informationsveranstaltungen hat es die Stadt geschafft, schon nach kurzer Zeit 

eine große Zahl an Verträgen abzuschließen.  

Für Dienstfahren hält die Stadt auch Fahrräder vor, die überwiegend eine elektrische Antriebs-

unterstützung aufweisen. Für die Fahrradfahrenden schafft die Stadt im öffentlichen Verkehrs-

raum verbesserte Rahmenbedingungen, die die Attraktivität der Stadt Dortmund als Fahrrad-
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stadt weiter steigern. Dazu gehören beispielsweise die Anlage von Fahrradstraßen und Abstell-

bügeln. Einen festgelegten Standard für öffentliche Einrichtungen gibt es in Dortmund noch 

nicht.  

Die Stadt Dortmund wickelt das Dienstreisemanagement vollständig digital ab. Dazu hat sie 

eine App eingeführt, die allen Bediensteten mit EDV-Zugang zur Verfügung steht. Ergänzende 

Auswertungen könnten weitere Grundlagen für steuernde Maßnahmen liefern. Mit internen Re-

gelungen kommt die Stadt der gesetzlichen Forderung nach, Dienstreisen klimafreundlich abzu-

wickeln. Dazu trägt auch ein großer Anteil eigener Dienstfahrzeuge mit alternativen Antrieben 

bei.  

Die klimafreundliche Erreichbarkeit von Einrichtungen der Stadt wird häufig durch die zentrale 

Lage mit guten Anbindungen an den ÖP(N)V und Verkehrsnetzen (Fuß-, Rad- und Verkehrs-

wege) erzielt. Zusätzliche Informationen über Möglichkeiten der klimafreundlichen Erreichbar-

keit können dazu beitragen, schädliche Treibhausgase durch den motorisierten Individualver-

kehr zu verringern. Die Stadt berücksichtigt bei neuen städtischen Einrichtungen eine klima-

freundliche Erreichbarkeit.  

2.2 Aufbau des Teilberichtes 

Die Kapitel dieses Teilberichtes beginnen mit einer wertenden Aussage zu unserem Prüfungs-

ergebnis. Wertungen, die eine Stellungnahme der Stadt nach § 105 Abs. 6 und 7 der Gemein-

deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) notwendig machen, bezeichnen wir 

als Feststellung. 

Anschließend folgt kursiv gedruckt die Sollvorstellung. Die Sollvorstellung stellt die Inhalte und 

das Prüfungsziel im Kapitel dar. Sie ist allgemein formuliert und grundsätzlich für alle Städte 

gültig, z. B. auf Basis der aktuell geltenden Gesetzeslage. 

Ausgehend von diesem Soll analysieren wir die individuelle Situation in der geprüften Stadt und 

weisen dabei erkannte Verbesserungspotenziale als Empfehlung aus. 

Weitere allgemeine Ausführungen zur Struktur der Teilberichte stehen im Vorbericht. 

2.3 Inhalte, Ziele und Methodik 

Das Klima zu schützen, ist eine der drängendsten Aufgaben unserer Zeit. Daher hat die Lan-

desregierung Klimaschutzziele festgelegt, um damit einen Beitrag zur Einhaltung der nationalen 

Klimaschutzziele sowie der europäischen Klimaschutzvorgaben zu erbringen. Die Städte sind 

öffentliche Stellen im Sinne des Gesetzes zur Neufassung des Klimaschutzgesetzes des Lan-

des Nordrhein-Westfalen und haben eine Vorbildfunktion beim Klimaschutz. Hierzu zählt insbe-

sondere die Minderung der Treibhausgase. 

Das Prüfgebiet Mobilitätsmanagement umfasst das Handlungsfeld der betrieblichen Mobilität. 

Damit steht der Bereich im Fokus, der von den Städten am deutlichsten beeinflusst werden 
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kann. Zusätzlich zeigen wir exemplarisch die Erreichbarkeit einer städtischen Einrichtung für die 

Kunden auf. 

Die gpaNRW untersucht in diesem Prüfgebiet, wie die Städte ihrer Vorbildfunktion nachkom-

men. Dabei stehen die durch die Städte beeinflussbaren Faktoren und gesetzten Rahmenbe-

dingungen im Vordergrund. 

Ziel der gpaNRW ist es, Handlungsmöglichkeiten bei der Organisation und Durchführung der 

Aufgabe Mobilitätsmanagement aufzuzeigen. Die gpaNRW hat die Daten, die für eine Bewer-

tung erforderlich sind, über Interviews, Fragebögen und strukturierte Datenabfragen erhoben. 

Die Analyse unterstützen wir dabei durch standardisierte Fragenkataloge und ausgewählte 

Kennzahlen. Die Darstellung dieser Kennzahlen schafft Transparenz. Bei der Kennzahlenbil-

dung konzentrieren wir uns in dieser Prüfrunde auf die Mobilität innerhalb der Kernverwaltung. 

Eine Ausnahme gilt für das Kapitel Klimafreundliche Arbeitsorganisation. Hierbei bilden wir die 

Kennzahlen bezogen auf den Produktbereich Innere Verwaltung ab, weil bei diesem ein großes 

Potenzial für flexibles Arbeiten besteht. 

2.4 Betriebliche Mobilität 

Die Städte in NRW sind große Arbeitgeber und haben eine umfangreiche Gebietsfläche mit 

zahlreichen Einrichtungen. Diese Struktur löst viel Mobilität bei den Beschäftigten aus. Bei einer 

angenommenen einfachen Fahrstrecke von zehn Kilometern zur Arbeitsstätte umrunden alle 

Bediensteten zusammen bei der kleinsten kreisfreien Stadt mit ca. 2.000 Mitarbeitenden pro 

Tag rund einmal die Welt und bei der größten kreisfreien Stadt mit rund 22.000 Mitarbeitenden 

pro Tag rund elfmal die Welt. Damit werden bei der kleinsten kreisfreien Stadt rund 5,7 Tonnen 

und bei der größten kreisfreien Stadt pro Tag rund 62,7 Tonnen CO2 ausgestoßen, wenn man 

einen Verbrauch von rund sechs Liter Benzin pro 100 km Fahrstrecke unterstellt. Unter der An-

nahme, dass ein Hektar Wald rund sechs Tonnen CO2 pro Jahr speichert, benötigt die Kompen-

sation bei der kleinsten kreisfreien Stadt rund 209 Hektar Wald und bei der größten kreisfreien 

Stadt rund 2.300 Hektar Wald. Dies zeigt die Bedeutung der Mobilität und deren Potenzial zur 

Vermeidung des Treibhausgasausstoßes. 

2.4.1 Steuerung der Mobilität 

Erfolgsfaktoren für die Förderung klimafreundlicher Mobilität sind verbindliche und strategische 

Vorgaben. Ein Mobilitätskonzept konkretisiert diese mit geeigneten Maßnahmen. Kennzahlen 

dienen als Indikator für die Zielerreichung und ermöglichen frühzeitige Steuerungsentscheidun-

gen. 

 Feststellung 

Die Stadt Dortmund strebt an, 2035 klimaneutral zu sein. Sie hat dazu auch umfassende 

Maßnahmen definiert. Diese entfalten neben positiven Auswirkungen für die Allgemeinheit 

auch Effekte für die betriebliche Mobilität, für welche es noch kein eigenes Konzept gibt. 

Noch fehlt eine zentrale Koordination des betrieblichen Mobilitätsmanagements.  

Eine Stadt sollte zum Thema Mobilität strategische Ziele verbindlich festlegen. Diese sollte sie 

in einem Mobilitätskonzept mit konkreten Maßnahmen hinterlegen. Über Indikatoren sollte sie 
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den Erfolg der ergriffenen Maßnahmen bewerten und hierüber berichten. Das betriebliche Mobi-

litätsmanagement sollte sie fest in ihrer Organisationsstruktur verankern. 

Die Stadt Dortmund setzt sich bereits seit Jahren für den Klimaschutz ein. So ist sie bereits 

1993 dem Klima-Bündnis20 beigetreten. Ziel der Mitgliedskommunen ist es, die Treibhaus-

gasemissionen zu mindern. Mit dem erstellten Masterplan Umwelt und der Klimaschutzstrategie 

aus dem Jahr 2007 einschließlich eines 21-Punkte Programms, erstellten CO2-Bilanzen und 

weiteren klimaschützenden Maßnahmen ist sie für den Klimaschutz aktiv.  

In 2011 erarbeitete sie das „Handlungsprogramm Klimaschutz 2020 der Stadt Dortmund“. Es 

umfasst drei Teilvorhaben für das gesamte Stadtgebiet und zwar 

 das Handlungsprogramm Klimaschutz 2020, 

 die Entwicklung eines Dienstleistungszentrums Energieeffizienz sowie 

 die Entwicklung von Strategien für den Ausbau erneuerbarer Energien.  

Mit dem Programm entwickelte Dortmund das „Handlungsprogramm Klimaschutz Top 50“. Die-

ses umfasst 50 Maßnahmen in den unterschiedlichsten kommunalen Bereichen einschließlich 

der Mobilität. In diesem Handlungsfeld sind 29 Maßnahmen aufgeführt, darunter auch ein Be-

triebliches Mobilitätsmanagement (Mob 4). Diese Maßnahme begründet die Stadt mit dem ho-

hen Klimaschutzpotenzial, welches jedoch nur mit systematischen, breit angelegt und dauerhaft 

betrieben Anstrengungen ausgeschöpft werden könne.  

Zwischenzeitlich sind laut Aussage der Stadt viele Maßnahmen erarbeitet. Dabei ist die Förde-

rung des Radverkehrs ein wesentliches Handlungsfeld. So wurden beispielsweise der Rad-

schnellweg Ruhr, der Ausbau von Radabstellanlagen oder die Planung und teilweise Umset-

zung von Velorouten21 realisiert.  

Mit Kampagnen fördert die Stadt Dortmund die Neuausrichtung der Mobilität. Dabei geht es im 

Wesentlichen darum, umweltfreundliche Verkehrsmittel zu nutzen. Dazu gehörten beispiels-

weise die Kampagne „Umsteigen“ oder das Magazin „WE RIDE DORTMUND“, welches seit 

September 2023 erscheint. 

Im Rahmen des Wettbewerbs „ways2work“ konnte Dortmund mit einem überbetrieblichen Mobi-

litätsmanagement für 160 Unternehmen zur Förderung umweltfreundlicher Mobilität überzeu-

gen.  

Seit 2020 beschäftigt die Stadt Dortmund im Stadtplanungs- und Bauordnungsamt eine Mobili-

tätsmanagerin, die erforderliche Maßnahmen für eine klimafreundliche Mobilität in den Blick 

nimmt.  

 

20 https://www.klimabuendnis.org/ueber-uns/organisation.html (Zugriff 07. Oktober 2024) 

21 Velorouten bündeln als radiale Verbindungen den vorhandenen und den zu erwartenden Radverkehr im Zug wichtiger Verbindungen 
abseits von Hauptverkehrsstraßen. 

https://www.klimabuendnis.org/ueber-uns/organisation.html
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Fortlaufend beschäftigt sich die Stadt Dortmund im Zuge ihrer Maßnahmen zur Einsparung 

schädlicher Treibhausgase mit einzelnen Bausteinen eines Betrieblichen Mobilitätsmanage-

ment. Auf Einzelheiten geht die gpaNRW im folgenden Prüfungsbericht noch ein. 

Die laufenden Klimaschutzaktivitäten der Stadt Dortmund macht sie über das „Klimabarome-

ter22“ sichtbar. Bürgerinnen und Bürger haben dort die Möglichkeit, den Stand von Klimaschutz-

maßnahmen abzurufen.  

Ein verbindliches und strategisches betriebliches Mobilitätsmanagement in Form eines Konzep-

tes mit einem verbindlichen Maßnahmenpaket hat die Stadt Dortmund bisher nicht.  

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte zur Förderung einer klimafreundlichen Mobilität ein betriebliches 

Mobilitätskonzept erarbeiten. Darin sollte sie konkrete Maßnahmen benennen und in einem 

Umsetzungsfahrplan festlegen.  

Der Rat der Stadt Dortmund hat in seiner Sitzung am 18. November 2021 beschlossen, 2035 

als Ziel für die Erreichung der Klimaneutralität anzustreben.  

Aufbauend auf das Handlungsprogramm Klimaschutz 2020 erstellte die Stadt Dortmund 2021 

den „Masterplan integrierte Klimaanpassung Dortmund“ (MiKaDo). Ziel dieses Planes ist es, 

fachübergreifend einen Beitrag zur Verringerung der CO2-Emissionen zu erreichen und dem ne-

gativen Effekt des Klimawandels entgegenzuwirken. Darin betrachtet Dortmund auch das Hand-

lungsfeld „Mobilität“, jedoch nicht explizit die betriebliche Mobilität der Stadt. Der Plan berück-

sichtigt einzelne Bausteine, wie beispielsweise die effizientere Wahl von Antriebsarten bei den 

Fahrzeugen, die Verlagerung von PKW-Fahrten auf den Umweltverbund (ÖP(N)V, Rad- und 

Fußverkehr) und die Verkehrsvermeidung.  

Einzelne Bausteine des Handlungsprogramms, die zu einem betrieblichen Mobilitätsmanage-

ment gehören, wickelt Dortmund bereits ab. Dabei verzichtet die Stadt auf eine zentrale Organi-

sation des betrieblichen Mobilitätsmanagements. Nach Aussage der Stadt Dortmund sei eine 

solche Organisation nicht notwendig, da regelmäßig Abstimmungen unter den Beteiligten statt-

finden. Als zentrale Ansprechpartner stehe der Mobilitätsmanager der Stadt zur Verfügung. 

Aus Sicht der gpaNRW sollte die Koordination des Betrieblichen Mobilitätsmanagements auf 

eine zentral verantwortliche Stelle übertragen werden. Hier sollte die Planung, Organisation und 

Optimierung einer klimafreundlichen betrieblichen Mobilität zentral koordiniert werden. So kann 

die Stadt Verantwortlichkeiten klarer bestimmen. Abstimmungsprozesse der unterschiedlichen 

Organisationseinheiten kann sie durch die Koordinierung abwägen, vereinheitlichen und be-

schleunigen.  

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte eine zentrale verantwortliche koordinierende Stelle für ein Betrieb-

liches Mobilitätsmanagement festlegen, um Verantwortlichkeiten klarer bestimmen und Ab-

stimmungsprozesse beschleunigen und vereinheitlichen zu können. 

 

22 https://www.dortmund.de/themen/umwelt-nachhaltigkeit-und-klimaschutz/klimaschutz-und-klimafolgenanpassung/klimabarometer/ 
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Die enorme Bedeutung des Verkehrs in der Stadt Dortmund belegt auch die Energie- und Treib-

hausgas-Bilanz23. So löst der Verkehr 35 Prozent der gesamten THG-Emissionen in Dortmund 

aus. Der Anteil der Haushalte folgt mit 32 Prozent und die Wirtschaft mit 31 Prozent. 

Die Bilanz geht davon aus, dass die Stadt Dortmund davon selbst zwei Prozent auslöst. Eine 

sektionale Aufteilung, beispielsweise für die betriebliche Mobilität, nimmt die Energie- und Treib-

hausgas-Bilanz nicht vor.  

Spezielle Fachsoftwareanwendungen können die Umsetzung eines betrieblichen Mobilitätsma-

nagements unterstützen. Sie helfen, die Mobilität der Mitarbeitenden effizient zu organisieren, 

zu verwalten und zu optimieren. Das gilt beispielsweise beim Flottenmanagement, bei der Rei-

seplanung und -buchung oder bei der Kosten- und Budgetverwaltung. 

Die Stadt Dortmund nutzt bereits für die Steuerung des Fuhrparks selbst programmierte Anwen-

dungen. Mit diesen sind beispielsweise Poolfahrzeuge digital buchbar. Das Programm prüft, ob 

Zeitüberschneidungen entstehen. Es errechnet die Reichweite des Fahrzeuges und verwaltet 

die Schlüssel. Zudem ist ein Finanz- und Managementprogramm im Einsatz. Dieses verwaltet 

unter anderem das Alter der Fahrzeuge, die Reparatur- und Unterhaltungsentwicklung der 

Fahrzeuge und die Abgasnormen. Das Rechnungswesen und ein Workflow für Dienstreisen wi-

ckelt die Stadt über ein weiteres digitales System ab. Die Stadt beabsichtigt, dieses Programm 

auch für die Fahrkartenbestellung auszubauen. Die Stadt entwickelte eine Software zur Abwick-

lung der Dienstreisen. Somit setzt Dortmund bereits für einige Bereiche des betrieblichen Mobi-

litätsmanagements entsprechende Software ein.  

Die umfassenden Konzepte und Handlungsprogramme der Stadt Dortmund fördern das Be-

wusstsein der Bediensteten, ihre Wege möglichst klimafreundlich zurückzulegen. Zudem trägt 

ihre Umsetzung dazu bei, Mobilität zu verringern oder zu vermeiden. Dazu fördern sie noch ei-

nen regelmäßigen Austausch unter den Fachbereichen zum Thema Mobilitätsmanagement.  

Einen weiteren Beitrag zur Sensibilisierung leistet die Stadt, indem sie neue Mitarbeitende mit 

der Übergabe einer Willkommensmappe begrüßt. Darin sind Kurzinformationen zum Firmenti-

cket und die Angebote der Stadt zum Fahrradleasing sowie die Nutzung von Leihfahrrädern von 

Metropolradruhr24 enthalten. Weitere umfassende Informationen zum Thema Mobilität im Intra-

net runden das Angebot ab.  

Die Stadt Dortmund bildet zum Teil bereits Grund- und Kennzahlen für das betriebliche Mobili-

tätsmanagement. Damit entwickelt sie Indikatoren, um beispielsweise die Zielerreichung einer 

klimafreundlichen betrieblichen Mobilität zu messen. So kann die Stadt Dortmund den Erfolg ih-

rer Mobilitätsstrategie zumindest teilweise bewerten. Fehlentwicklungen sind frühzeitig erkenn-

bar und ihnen kann mit gegensteuernden Maßnahmen begegnet werden.  

Dortmund bildet beispielsweise Kennzahlen, die den Anteil ihrer Fahrzeuge mit alternativen An-

trieben angeben oder zeigen, wie hoch der Anteil der Fahrzeuge ist, die eine rote, gelbe oder 

 

23 Energie- und Treibhausgas-Bilanz – Fortschreibung bis zum Bezugsjahr 2018 von September 2020 

24 Gemeindeübergreifendes Angebot an Leihfahrrädern www.metropolradruhr.de für die Orte Bochum, Bottrop, Dortmund, Essen, Gel-
senkirchen, Hamm, Herne, Lünen, Mülheim an der Ruhr, Oberhausen und Witten.  

http://www.metropolradruhr.de/
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grüne Umweltplakette tragen. Für zahlreiche Bereiche des betrieblichen Mobilitätsmanage-

ments erhebt die Stadt jedoch noch keine Grundzahlen, die die Bildung von Kennzahlen ermög-

lichen.  

Bei Fragen aus der Politik berichtet die Stadt über den Umsetzungsstand zum Mobilitätskonzept 

beziehungsweise allgemein zum Stand des Klimaschutzes. Eine regelmäßige Berichterstattung 

findet noch nicht statt. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte für den Bereich des Betrieblichen Mobilitätsmanagement weitere 

Grundzahlen erheben und daraus Kennzahlen bilden. Sie sollte die Ergebnisse als Indikato-

ren für den Umsetzungsstand und zur Überprüfung von Zielvorgaben für regelmäßige Be-

richte nutzen. 

Ziel der Stadt Dortmund ist es, eine sukzessiv emissionsfreie dienstliche Mobilität zu erreichen. 

Zu diesem Zweck hat der Verwaltungsvorstand am 01. September 2020 die Konzeption für die 

Umstellung der dienstlichen Mobilität auf Elektromobilität und Ausweitung des Mobilitätsange-

botes beschlossen. Um dieses Ziel zu erreichen beabsichtigt die Stadt, vornehmlich Elektrofahr-

zeuge zu beschaffen und gleichzeitig den Einsatz von Privat-PKWs zu reduzieren. Die Mobili-

tätsangebote sollen durch die gesteigerte Einbindung des ÖPNV/ÖPV und der städtischen Pe-

delecs gestärkt und verbessert werden. Im Wesentlichen beinhaltet das Konzept folgende Maß-

nahmen: 

 Schaffung eines Mobilitätsknotenpunktes mit Elektrofahrzeugen und Unterstellmöglich-

keiten für Fahrräder und Pedelecs, 

 Beschaffung von dienstlichen ÖP(N)V-Monatstickets, 

 Reduzierung von Parkplatzflächen für Dienstfahrzeuge und dienstlich genutzte Privat-

PKWs, 

 Ermittlung weiterer Stellflächen als Poolstandorte, 

 Evaluation der Maßnahmen und Vorbereitung eines Roll-Outs, 

 haushaltsrechtliche Verbesserungen identifizieren und zur Hälfte zur Umstellung der 

dienstlichen Mobilität heranziehen und 

 Fördermöglichkeiten für die anstehenden Investitionen prüfen und akquirieren.  

Damit Grundlagen und Veränderungen des Mobilitätsverhaltens der Mitarbeitenden erkennbar 

werden, bietet sich das Instrument der Mitarbeitendenbefragung an. Die Ergebnisse liefern Er-

kenntnisse für notwendige Maßnahmen zu einer umweltfreundlichen Mobilität.  

Die Stadt Dortmund führte zuletzt 2010 eine solche Befragungen durch. So ermittelte die Stadt, 

wie ihre Bediensteten ihre Dienststelle erreichen. Nach Aussage der Stadt ist vorgesehen, eine 

solche Erhebung zu wiederholen, sobald entsprechende Ressourcen zur Verfügung stehen. 
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 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte eine Mitarbeitendenbefragung durchführen, wie diese ihre Dienst-

stelle erreichen. Die erzielten Ergebnisse sollte sie für Maßnahmen nutzten, um klimabelas-

tende Mobilität zu reduzieren. 

Die Stadt Dortmund beabsichtigt für die klimafreundliche Mobilität Förderungen in Anspruch zu 

nehmen. Aktuell nutzt sie beispielsweise bereits das Förderprogramm PROGRES.NRW25.  

Zudem arbeitet die Stadt Dortmund bereits mit Dritten zum Thema Mobilität zusammen. Dazu 

gehören beispielsweise das Metropolradruhr oder das Zukunftsnetz Mobilität NRW. Zudem 

nimmt sie an regelmäßigen interkommunalen Austauschen teil. 

2.4.2 Klimafreundliche Arbeitsorganisation 

Das flexible Arbeiten von zuhause (Homeoffice) oder von anderen Orten aus (mobiles Arbeiten) 

hat Einfluss auf die individuelle Mobilität. Hierdurch entfällt das tägliche Pendeln zu einem be-

stimmten Arbeitsort. Die vermeidbaren Fahrten haben so einen positiven Effekt auf die Redu-

zierung der Treibhausgase und führen zudem zu mehr persönlicher Zeitsouveränität. Ressour-

censchonend ist auch der Einsatz von Informationstechnik z. B. ein Austausch per Videokonfe-

renz. 

 Feststellung 

Die Stadt Dortmund hat Regelungen getroffen, um durch flexible Arbeit Mobilität zu reduzie-

ren. Dortmund hält die tägliche Nutzerzahl von externen Datenverbindungen fest. Eine Er-

fassung der Zeitanteile findet statt, wird aber noch nicht ausgewertet.  

Eine Stadt sollte verbindliche Regelungen zu Arbeitsbedingungen treffen, die eine klimafreundli-

che Mobilität fördern bzw. Mobilität reduzieren. Sie sollte Ziele für die Umsetzung festlegen. Die 

tatsächliche Nutzung der geschaffenen Möglichkeiten sollte sie erheben, um bei Bedarf steu-

ernd eingreifen zu können. 

Die Stadt Dortmund hat mit der Dienstvereinbarung über die Gestaltung von Mobiler Arbeit 

vom 01. Oktober 2022 eine Grundlage für das flexible Arbeiten geschaffen. Neben der Reduzie-

rung von Mobilität fördert Dortmund so auch die Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf. 

Sie gilt für alle Fachbereiche einschließlich der Eigenbetriebe und für alle Mitarbeitenden. Dabei 

gilt das Prinzip der Freiwilligkeit. Die mobile Arbeit kann danach weder angeordnet noch einge-

fordert werden. Der Arbeitszeitrahmen gilt von montags bis freitags von 06.00 Uhr bis 20.00 

Uhr. Eine Kernarbeitszeit entfällt bei der mobilen Arbeit. Voraussetzung für das mobile Arbeiten 

ist, dass die auszuübende Tätigkeit oder Teile der Tätigkeit geeignet sind, ortsunabhängig 

wahrgenommen zu werden. Die Verteilung der Arbeitszeit für mobiles Arbeiten erfolgt individu-

ell. Das mobile Arbeiten soll in der Regel 50 Prozent der regelmäßigen Arbeitszeit nicht über-

schreiten. Im Einzelfall sind Ausnahmen möglich.  

Die Mitarbeitenden müssen einen Antrag zur Teilnahme am mobilen Arbeiten stellen. Sollte zwi-

schen dem Fachbereich und dem Antragstellenden keine Einigkeit über die Vereinbarung zur 

 

25 Programm für rationelle Energieversorgung, Regenerative Energien und Energiesparen – PROGRES.NRW 
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mobilen Arbeit erzielt werden, hat die Stadt Dortmund eine Clearingstelle eingerichtet. Die ab-

schließende Entscheidung liegt bei der entsprechenden Fachbereichsleitung.  

Anteil flexible Arbeitsplätze im Produktbereich Innere Verwaltung in Prozent 2023 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 18 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Der Stadt Dortmund war es leider nicht möglich, mit vertretbaren Aufwand die Anzahl der  

flexiblen Arbeitsplätze für den Produktbereich 01 „Innere Verwaltung“ zu ermitteln. Allerdings 

kann nach Aussage der Stadt davon ausgegangen werden, dass rund 85 Prozent der dort vor-

handenen Arbeitsplätze flexibel arbeiten könnten. Als Besonderheit dieser Schätzung ist zu be-

rücksichtigen, dass alle Reinigungskräfte im Produktbereich 01 erfasst sind. Diese können na-

turgemäß nicht mobil/flexibel arbeiten. Im Regelfall ist besonders der Bereich der Inneren Ver-

waltung dazu geeignet, flexibel zu arbeiten.  

Allgemeine Auswertungen der Stadt Dortmund belegen eine hohe Inanspruchnahme des flexi-

blen Arbeitens. So nehmen durchschnittlich rund 2.500 Mitarbeitende der Gesamtbelegschaft 

täglich das mobile Arbeiten in Anspruch. Die Anzahl ermittelt die Stadt über die täglich genutz-

ten Lizenzen für externe Datenzugriffe. Die Stadt Dortmund hat damit gute Rahmenbedingun-

gen geschaffen, Mobilität durch flexibles Arbeiten zu vermeiden, beziehungsweise zu reduzie-

ren und so den Ausstoß von Treibhausgasen zu verringern.  

Die Zeitanteile des mobilen Arbeitens erfasst die Stadt Dortmund bereits, wertet sie allerdings 

noch nicht aus. So ist es auch nicht möglich, die ermittelten Zeitanteile des mobilen Arbeitens 

für weitere Planungen zu nutzen. Dieser Umstand erschwert es, Prognosen für den Anteil an 
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flexiblen Arbeitsplätzen für die kommenden Jahre zu erstellen und diese beispielsweise bei der 

Gebäudebewirtschaftung zur Festlegung notwendiger Arbeitsplätze zu berücksichtigen.  

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte die Anteile des flexiblen Arbeitens auswerten. Die Ergebnisse 

sollte sie bei ihren Planungen zu Arbeitsplätzen, beispielsweise bei ihrem Projekt „Arbeits-

platz der Zukunft“, berücksichtigen. 

Die Stadt Dortmund hat die Vorteile des Desksharing bereits erkannt, die insbesondere in einer 

zunehmend digitalisierten und flexiblen Arbeitswelt an Bedeutung gewinnen. Desksharing för-

dert nicht nur die Kosten- und Ressourceneffizienz, sondern unterstützt besonders die Zusam-

menarbeit und Zufriedenheit der Mitarbeitenden. Mit der Implementierung moderner Technik 

und flexibler Arbeitsplatzkonzepte können Städte ihre Attraktivität als Arbeitgeber steigern. Die-

sen Wunsch entsprechend hat die Stadt Dortmund das Projekt „Arbeitsplatz der Zukunft“ ins Le-

ben gerufen. Dieses sieht die individuelle bestmögliche Arbeitsplatzgestaltung vor, wozu auch 

das mobile Arbeiten gehören kann. 

Diese veränderte Arbeitswelt unterstützt die Stadt Dortmund auch mit dem Abschluss einer ei-

genen Dienstvereinbarung für die Nutzung von Desksharing bei der Stadt Dortmund von August 

2023. Diese ermöglicht den Mitarbeitenden eine bessere Vereinbarkeit von Privat- und Berufs-

leben. Sie sichert zudem einheitliche Standards und dient als Orientierungshilfe für potenzielle 

Desksharing-Modelle.  

Das Mobile Arbeiten ist eine der Maßnahmen, die der Masterplan der Stadt Dortmund „Digitale 

Verwaltung 4.0“ von 2020 enthält. Für die Erprobung wurden Pilotprojekte in verschiedenen Ab-

teilungen von Oktober 2019 bis September 2020 durchgeführt. So konnte bereits im September 

2020 die Dienstvereinbarung über die Gestaltung von Mobiler Arbeit bei der Stadt Dortmund ab-

geschlossen werden.  

Die Stadt Dortmund legt in ihrer Dienstvereinbarung für die Nutzung von Desksharing noch 

keine einheitlichen Desksharing-Quoten fest. Dieses obliegt den teilnehmenden Organisations-

einheiten, die diese Quote individuell festgelegen.  

Um Anwesenheitsspitzen abdecken zu können und einen erfolgreichen Einstieg in die Nutzung 

von Desksharing-Modellen zu unterstützen, soll nach Ansicht der Stadt eine Quote von 70 Pro-

zent nicht unterschritten werden. Demnach stehen mindestens sieben Büroarbeitsplätze für 

zehn Beschäftigte zur Verfügung.  

Die Dienstvereinbarung gilt für alle Fachbereiche, die Desksharing als Gestaltungselement der 

Büroflächenplanung nutzen möchten. Zur Teilnahme ist eine Zweidrittelmehrheit der Teammit-

glieder notwendig. Bei den teilnehmenden Fachbereichen haben dann grundsätzlich alle Mitar-

beitenden nicht mehr einen fest zugeordneten Arbeitsplatz, sondern nutzen das Angebot des 

Desksharings. 

Videokonferenzen haben sich nach Aussage der Stadt Dortmund als Alternative zu Präsenzver-

anstaltungen etabliert. Die Stadt stellt ihren Mitarbeitenden dafür zwei Softwareprodukte zur 

Verfügung. Diese digitale Form des Austausches hilft Mobilität zu reduzieren. So ist im Rahmen 

eines Dienstreiseantrages in jedem Einzelfall zu prüfen, ob alternativ digitale Kommunikations-

techniken genutzt werden können.  
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Das Dortmunder Systemhaus, ein Fachbereich der Stadtverwaltung Dortmund, hat für die si-

chere Nutzung entsprechender Videokonferenzsoftware Standards und Nutzungsbedingun-

gen26 entwickelt und schriftlich zusammengefasst.  

Zahlreiche Wege spart die Stadt Dortmund ein, indem sie ihren Bediensteten Fortbildungen in 

Form von Webinaren anbietet. Im Jahr 2022 besuchten Mitarbeitende der Stadt 2.289 Veran-

staltungen, davon wurden 83 Prozent durch digitale Medien besucht. Nach Beendigung der 

Corona Pandemie war der Anteil in 2023 mit 63 Prozent immer noch beachtlich hoch (3.937 

Veranstaltungen).  

2.4.3 Dienstreisemanagement 

Bei der Wahl der Beförderungsmittel für die Durchführung einer Dienstreise sind neben wirt-

schaftlichen Gesichtspunkten insbesondere Aspekte des Klimaschutzes zu berücksichtigen 

(vgl. § 2 Abs. 3 Satz 3 des Reisekostengesetzes Nordrhein-Westfalen). Deshalb untersucht die 

gpaNRW, wie die Städte ihre Gestaltungsmöglichkeiten hier nutzen. 

 Die Geschäftsanweisung der Stadt Dortmund fördert klimafreundliche Dienstreisen. Die Ab-

wicklung des Dienstreisemanagements der Stadt Dortmund ist vollständig digitalisiert. 

Eine Stadt sollte Regelungen treffen, damit notwendige Dienstreisen möglichst klimafreundlich 

erfolgen. Den Mitarbeitenden sollten alle Informationen zur Abwicklung der Dienstreisen an ei-

ner zentralen Stelle digital zur Verfügung stehen. Weiterhin sollte eine Stadt die gewählten Ver-

kehrsmittel regelmäßig erheben und auswerten. Eine Stadt sollte die Bildung von Fahrgemein-

schaften unterstützen.  

Rund 60 Einrichtungen der Stadt Dortmund befinden sich im direkten Innenstadtbereich. Der 

maximale Abstand beträgt ca. zwei Kilometer. Auf Grund der guten zentralen Erreichbarkeit ist 

aktuell keine weitere Bündelung von Abteilungen beziehungsweise Dienststellen bei der Stadt 

Dortmund geplant.  

Mit der Vergütung von Mitnahmeentschädigungen nach dem Landesreisekostengesetz ist es 

der Stadt Dortmund möglich, Anreize für die Bildung von Fahrgemeinschaften zu bilden. Wei-

tere Angebote, beispielsweise in Form einer Informationsplattform, bietet die Stadt Dortmund 

aktuell nicht an. Sie hatte eine solche Plattform von 2003 bis 2021 im Einsatz. Mangels Nutzer 

ist das Portal zwischenzeitlich aufgegeben worden.  

Die Stadt Dortmund leistet mit ihrer neuen Geschäftsanweisung vom 01. Juli 2023 über die 

Durchführung und Abrechnung von Dienstreisen einen Beitrag um die Verkehrswende zu errei-

chen. So haben die Bediensteten nach Ziffer 8.2 beispielsweise im Falle einer beabsichtigten 

Nutzung eines PKWs für eine Dienstreise zu begründen, warum diese nicht mit dem ÖP(N)V 

abgewickelt wird. Die Nutzung des ÖP(N)V hat Vorrang vor allen anderen Verkehrsmitteln. 

Um den jeweiligen Stand der Umsetzung zur klimafreundlichen Abwicklung von Dienstreisen zu 

ermitteln, sollte die Wahl der Beförderungsmittel evaluiert werden.  

 

26 IT-Standard, Online-Meeting und Collaboration-Dienste vom 29. Juli 2020 V0_6 
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Die Stadt Dortmund hat die Abwicklung von Dienstreisen vollständig digitalisiert. Sie nutzt dazu 

eine App, mit der Dienstreisen beantragt, genehmigt und abgerechnet werden. Die Daten wer-

den dem Reisekostenteam zur Prüfung und Abrechnung übermittelt. Die App ist im städtischen 

Beschäftigtenportal verfügbar. In der App sind alle beantragten und durchgeführten Dienstrei-

sen einschließlich der bearbeiteten und genehmigten Vorgänge gespeichert. Die Abwicklung 

erfolgt ausschließlich digital. Es sind keine handschriftlichen Unterschriften notwendig. Ist die 

Dienstreise durchgeführt, kann die/der Mitarbeitende auf die Genehmigungsdaten zurückgreifen 

und gegebenenfalls weitere Unterlagen hochladen oder vorhandene Daten korrigieren. Auf 

Grundlage dieser Angaben erfolgt dann die endgültige Abrechnung, ebenfalls vollständig digital. 

Nur Mitarbeitenden ohne EDV-Zugang sind diese digitalen Möglichkeiten verwehrt. Hier ist die 

Abwicklung noch konventionell notwendig. 

Als Grundlage für weitere Analysen im Zusammenhang mit dem Dienstreisemanagement er-

fasst die gpaNRW Daten über abgerechnete Dienstreisen. Dabei erhebt die gpaNRW neben 

der Gesamtanzahl der abgerechneten Dienstreisen auch die Art des Beförderungsmittels.  

Abgerechnete Dienstreisen je 1.000 Einwohnende 2023 

 

Die Auswertung zeigt, dass in Dortmund mehr Dienstreisen je 1.000 Einwohner abgerechnet 

werden, als in Dreiviertel der anderen Vergleichskommunen. Erklärbar ist dieser Wert auch da-

mit, dass Dortmund im Vergleich weniger dienstliche PKW vorhält, als die Hälfte der anderen 

Vergleichskommunen. Fahrten mit den Dienstfahrzeugen führen in der Regel zu keinen Dienst-

reiseabrechnungen, soweit keine Verpflegungs- oder Unterkunftskosten anfallen.  

Dienstliche PKW je 1.000 Einwohnende 

 

Rund ein Viertel der abgerechneten Dienstreisen wickelten die Bediensteten mit dem ÖP(N)V 

ab. Für die restlichen Dienstreisen nutzten die Mitarbeitenden den PKW. Werte für Zweiräder 

konnte die Stadt Dortmund nicht liefern.  
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Außerdem hält die Stadt einige Diensträder für ihre Mitarbeitenden bereit, mit denen Dienstfahr-

ten klimafreundlich abgewickelt werden können. Dabei werden überwiegend Pedelecs einge-

setzt. Zudem stellt die Stadt Lastenräder für dienstliche Zwecke zur Verfügung. Nur noch ein 

geringer Anteil besteht aus konventionellen Fahrrädern ohne Antriebsunterstützung. 

2.4.4 Fuhrparkmanagement 

Ein steuerbarer Anteil des CO2-Ausstoßes der Städte umfasst den Einsatz des motorisierten 

Fuhrparks. Dabei sind die steuerbaren Größen zum Beispiel die Anzahl, Art und Benutzung der 

eingesetzten Kraftfahrzeuge, die Antriebsarten und die jeweilige Auslastung. 

 Die Stadt Dortmund führt ihre Fahrzeuge weitgehend in einen Fahrzeugpool zusammen und 

zentralisiert die Fahrzeugbeschaffungen. Die Zentralisation fördert einheitliche Vorgehens-

weisen für die bedarfsgerechten Fahrzeugbeschaffungen.  

 Dortmund verfolgt das Ziel, weitgehend im zentralen Fahrzeugpools E-Fahrzeugen einzuset-

zen unter Berücksichtigung wirtschaftlicher Grundsätze. Den Einsatz von Privatfahrzeugen 

verringert die Stadt durch eigene Fahrzeuge mit alternativen Antrieben. 

Eine Stadt sollte den notwendigen Bedarf des eigenen Fuhrparks ermitteln. Dafür sollte sie die 

erforderlichen grundsätzlichen Daten regelmäßig erheben und analysieren. Mit alternativen An-

triebsarten sollte sie den CO2-Ausstoß reduzieren. Die Maßnahmen sollten in einem angemes-

senen Verhältnis zur Wirtschaftlichkeit stehen. 

Bereits 2014 hat die Stadt Dortmund beschlossen, die dienstliche Mobilität neu zu strukturie-

ren. Ziel ist es, den bisher dezentralen Fuhrpark zu zentralisieren. Die Stadt Dortmund richtete 

dazu ein zentrales Mobilitätsmanagement im Fachbereich 19 (Vergabe- und Beschaffungszen-

trum) ein. Dort findet die zentrale Koordination des Fuhrparkmanagements statt. Die leichten 

Nutzfahrzeuge (bis 3,5 Tonnen) fielen 2017 in die zentrale Zuständigkeit. Die schweren Nutz-

fahrzeuge folgten 2019. 

Mit dem Erlass der Geschäftsanweisung für das Führen und den Betrieb der Dienstfahrzeuge 

der Stadtverwaltung Dortmund vom September 2018 schaffte die Stadt Rahmenbedingungen 

für den Umgang mit den Dienstfahrzeugen. Sie fördert so einheitliche Verfahrensweisen und die 

Gewähr für eine wirtschaftliche und sichere Aufgabenerledigung.  

Danach sind öffentliche Verkehrsmittel, Dienstfahrräder und Pedelecs primär zu nutzen, soweit 

die Gesamtwirtschaftlichkeit gewahrt bleibt. Andernfalls sind städtische Dienstfahrzeuge einzu-

setzen. Nur wenn ein entsprechendes Angebot nicht zur Verfügung steht, ist die Nutzung eines 

privaten PKWs zulässig.  

Die Geschäftsanweisung legt eindeutige Verantwortlichkeiten fest und regelt den Umgang mit 

den vorgehaltenen Fahrzeugen. Sie überträgt die Verwaltung der Poolfahrzeuge in die Zustän-

digkeit des zentralen Mobilitätsmanagements.  

Die Stadt Dortmund ist in der Lage, den THG-Ausstoß der eingesetzten Fahrzeuge über CO2-

Äquivalente zu berechnen. Sie erfasst dazu die Kraftstoffverbräuche über das zentrale Mobili-

tätsmanagement, wo gleichzeitig eine Kontrolle der Verbrauchsdaten erfolgt.  
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Aktuell hat die Stadt Dortmund keine Vorgaben, wie der Bedarf für neu zu beschaffende Fahr-

zeuge nachzuweisen ist. Es ist gelebte Verwaltungspraxis, in jedem Einzelfall individuell den 

Bedarf nachzuweisen. Die Beschaffung läuft zentral über das Mobilitätsmanagement, das ent-

sprechende Bedarfsprüfungen vornimmt. Als Grundlage der Beschaffungen dient der Beschluss 

des Verwaltungsvorstandes vom 26. März 2019, mit dem auch zum Teil Fahrzeugstandards 

festgelegt wurden. Nur Fahrzeuge für die Feuerwehr sowie für den Bereich Kultur beschafft die 

Stadt noch dezentral.  

So soll ein Erwerb von Fahrzeugen auf das bedarfsgerechte Maß beschränkt werden. Mit Ver-

waltungsbeschluss vom 14. März 2018 legte der Vorstand fest, bis Ende des Jahres 2022 den 

Anteil an E-Fahrzeugen im PKW-Pool des Fachbereiches 19 auf 80 Prozent zu erhöhen. 

Gleichzeitig sollte die dafür notwendige Ladeinfrastruktur aufgebaut werden. Dortmund hat es 

für Beschlussvorlagen zur Pflicht gemacht, auch die Klimaauswirkungen in die Entscheidungs-

vorlage aufzunehmen. Nach Aussage der Stadt beträgt der Anteil alternativer Antriebe bei der 

Fahrzeugflotte des Fachbereiches 19 aktuell27 rd. 75 Prozent. Der ursprüngliche Beschluss ei-

ner 80-prozentigen Ausstattung ist zwischenzeitlich geändert worden. Nunmehr soll weitgehend 

eine Umstellung auf E-Fahrzeuge erfolgen. Schwierig zeigt sich nach Aussage der Stadt die 

Schaffung der notwendigen Ladeinfrastruktur. Häufig fehlt es an freien Kapazitäten für die Pla-

nung und Bauleitung der erforderlichen Bauarbeiten.  

Im Zuge der überörtlichen Prüfung hat die gpaNRW den Anteil der PKW mit alternativen Antrie-

ben am Bestand in Prozent für das Vergleichsjahr 2023 ermittelt. 

Anteil PKW mit alternativen Antrieben am Bestand in Prozent 2023 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 20 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

27 Stand 08. August 2024 
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Die vorgenannten Vorgaben der Stadt Dortmund haben bereits bewirkt, dass in Dortmund ein 

hoher Anteil von Pkws mit alternativen Antrieb vorhanden ist. Er ist größer als bei drei Viertel 

der anderen Vergleichsstädte. Nur eine andere Vergleichsstadt hat anteilig noch mehr Fahr-

zeuge mit alternativen Antrieben.  

Neben den Personenkraftwagen hat die gpaNRW auch die leichten Nutzfahrzeuge (z. B. Klein-

transporter) betrachtet. 

Anteil leichte Nutzfahrzeuge mit alternativen Antrieben am Bestand in Prozent 2023 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 18 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Auch bei der Betrachtung des Anteil alternativ angetriebener leichter Nutzfahrzeuge gehört 

Dortmund zur der Hälfte der Vergleichsstädten mit den höheren Werten. Schon mehr als jedes 

vierte leichte Nutzfahrzeug der Stadt Dortmund wird alternativ angetrieben.   
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Für die Finanzierung der Fahrzeuge einschließlich der dafür notwendigen Ladeinfrastruktur 

nutzt die Stadt Dortmund Fördermittel, beispielsweise aus dem Programm „Progres.NRW“.  

Bisher hat die Stadt Dortmund ihre Fahrzeug nicht für Carsharing angeboten. Steuerrechtliche 

Hürden wie auch die notwendigen Ladezeiten der E-Fahrzeuge sprechen dagegen. Aktuell wird 

geprüft, wann Dienstfahrzeuge von Mitarbeitenden mitgenommen werden dürfen.  

2.4.5 ÖP(N)V-Nutzung 

Der Verzicht auf Individualverkehr ist nur mit einem attraktiven öffentlichen Personen(nah)ver-

kehr möglich. Hierfür sind ausreichende Informationen, eine gute Erreichbarkeit und attraktive 

Angebote förderlich. 

 Die Stadt Dortmund schafft durch die Weitergabe rabattierter Jobtickets Anreize für ihre Mit-

arbeitenden den ÖP(N)V zu nutzen. Die Möglichkeiten sind durch landesspezifische tarif-

rechtliche und gesetzliche Regelungen beschränkt. 

Eine Stadt sollte ihre Mitarbeitenden motivieren, den öffentlichen Personen(nah)verkehr 

(ÖP(N)V) für ihre Mobilität zu nutzen. Dafür sollte eine Stadt Anreize wie beispielsweise die 

Weitergabe vergünstigter Firmen-/Job-Tickets im Rahmen ihrer rechtlichen Möglichkeiten schaf-

fen. 

Die Stadt Dortmund ist als Großkunde in der Lage, rabattierte Fahrtickets für den ÖP(N)V zu 

beziehen. Diese vergünstigten Tickets, sogenannte Job-Tickets, kann sie an ihre Mitarbeiten-

den weitergeben. So bietet die Stadt Dortmund aktuell fünf verschiedene Jobtickets für ihre Mit-

arbeitenden an. Insgesamt nehmen rund 3.200 Mitarbeitende dieses Angebot in Anspruch28.  

Für Tarifbeschäftigte vergünstigt die Stadt Dortmund das Deutschlandticket um 25 Prozent. Die 

Beamtinnen und Beamten erhalten auf Grund der beamtenrechtlichen Bestimmungen keinen 

Zuschuss.  

Die Bediensteten können die Jobtickets direkt online buchen. Zu diesem Zweck hat der örtliche 

Verkehrsbetrieb eine digitale Plattform geschaffen.  

Die Tickets für den ÖP(N)V setzen die Mitarbeitenden laut Aussage der Stadt Dortmund auch 

für Dienstfahrten ein. Diese Praxis sei zwar nicht durch eine Geschäftsanweisung vorgeschrie-

ben, aber gelebter Alltag. Der Umfang dieser Fahrten und die damit erzielten Einsparungen er-

fasst die Stadt Dortmund allerdings nicht. Dortmund profitiert indirekt von den Jobtickets beim 

Stellplatznachweis für ihre städtischen Einrichtungen. Die gültige Stellplatzsatzung lässt Job-

tickets als Minderungsmaßnahme zu. Auf die Ausführungen im Kapitel 2.5.1 hierzu wird verwie-

sen.  

Die Vielzahl der angebotenen Tickets in Dortmund belegt ein bedarfsgerechtes Angebot. Jeder 

Mitarbeitende kann das individuell „Passende“ finden.  

Viele Dienststellen der Stadt Dortmund befinden sich konzentriert im Zentrum von Dortmund. 

Die zentrale Lage gewährleistet zumeist passgenaue Haltepunkte des ÖP(N)V. Schwieriger ist 

 

28 Stand Januar 2024 
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es, wohnortnahe Haltepunkte für die Mitarbeitenden vom Ausgangspunkt ihres Arbeitsweges zu 

ermitteln. Auf die Ausführungen zu einer Mitarbeitendenbefragung im Kapitel 2.4.1 dieses Prü-

fungsberichts wird verwiesen. Eine solche Befragung könnte weitere Erkenntnisse liefern, wo 

passgenaue Haltepunkte fehlen. Aktuell können die Mitarbeitenden bereits das Metropolrad 

Ruhr für die „letzte Meile“ kostenlos29 nutzen.  

2.4.6 Fahrradnutzung 

Mitarbeitende, die mit dem Fahrrad statt mit dem Auto zur Arbeit fahren, benötigen weniger 

Parkraum, tun etwas für ihre Gesundheit, sind klimafreundlich mobil und sparen Kosten. 

 Feststellung 

Die Zunahme des Fahrradverkehrs erfordert zusätzliche Rahmenbedingungen, die Dort-

mund im öffentlichen Verkehrsraum verbessert. Spezielle Vorgaben für die Dienststellen der 

Stadt gibt es noch nicht. Dortmund bietet den Berechtigten das Fahrradleasing an.  

Eine Stadt sollte durch gute Rahmenbedingungen die Fahrradnutzung ihrer Mitarbeitenden för-

dern. Sie sollte auch die Möglichkeiten des Tarifvertrags zur Entgeltumwandlung zum Zwecke 

des Leasings von Fahrrädern im kommunalen öffentlichen Dienst (TV Fahrradleasing) nutzen. 

Im Rahmen des standardisiert durchgeführten Interviews gab die Stadt Dortmund an, noch 

kein Konzept für verbesserte Rahmenbedingungen für Radnutzende zu haben. Vielmehr han-

dele sie im Einzelfall bedarfsgerecht. Bisher habe sie nur im geringen Umfang weitere Infra-

struktur für Fahrradfahrende geschaffen, wie beispielsweise Duschen, Umkleiden oder Ser-

vicestationen.  

Aufgrund des zunehmenden Einsatzes von hochpreisigen Fahrrädern (Pedelecs, E-bikes, etc.) 

steigt die Notwendigkeit an sicheren abschließbaren Fahrradabstellflächen. Diesem Bedarf ist 

die Stadt Dortmund in den vergangenen Jahren mit der Errichtung von mehr als 1.200 Abstell-

plätzen begegnet. Diese befinden sich in der City und den umliegenden Quartieren. Sie dienen 

damit auch indirekt den städtischen Einrichtungen. Dafür errichtete die Stadt mehr als 500 Fahr-

radbügel an mehr als 135 Standorten. Sie ermöglichen das beidseitige Abstellen und Abschlie-

ßen von Fahrrädern. Die Stadt Dortmund wandelte dazu häufig bisherige PKW-Parkplätze in 

Fahrradabstellflächen um.  

Auch durch andere Maßnahmen reduziert die Stadt Annehmlichkeiten für PKW-Nutzende zu 

Gunsten anderer Verkehrsteilnehmender. Zusätzlich plant die Stadt an zentralen Stellen die Er-

richtung von sechs überdachten und zum Teil geschlossenen Fahrradabstellanlagen. Insge-

samt sollen darin rund 200 neue Stellplätze entstehen. An den Standorten beabsichtigt sie 

Lade- und Gepäckaufbewahrungsmöglichkeiten zu schaffen. Für die Umsetzung erhält die 

Stadt Fördermittel beziehungsweise sind entsprechende Mittel beantragt.  

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte ihre Dienststellen bei der Betrachtung von verbesserten Rahmen-

bedingungen für Radfahrende einbeziehen. 

 

29 Zwölf Stunden pro Tag 
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Insgesamt verbessert die Stadt Dortmund fortlaufend die Fahrradinfrastruktur. Ein Beispiel sind 

die bereits gebauten und geplanten Fahrradstraßen. Auf diesen haben Radfahrende Vorrang. 

Diese verbesserte Infrastruktur fördert den Radverkehr durch ein verbessertes Sicherheitsge-

fühl. Weitere Anreize oder Honorierungen für die Nutzung des Fahrrads bestehen nicht. Die 

Stadt Dortmund hält auch 12830 eigene Dienstfahrräder vor. Es handelt sich um 91 Pedelecs, 

25 Lastenräder und zwölf konventionelle Fahrräder. Dortmund hat den Bestand in 2024 noch 

weiter aufgestockt. So stehen den Mitarbeitenden zum Stand März 2024 insgesamt 146 Fahrrä-

der zur Verfügung, von denen 96 Pedelecs und 39 Lastenräder sind. 

Die Fahrräder dienen ausschließlich dienstlichen Zwecken. Für private Fahrten haben Mitarbei-

tende der Stadt die Möglichkeit, ein Fahrrad im Rahmen eines Bike-Sharings zu nutzen.  

Den tariflich Beschäftigten bietet die Stadt Dortmund seit 2023 die Möglichkeit, Fahrräder im 

Zuge der Entgeltumwandlung zu leasen. Dazu startete die Stadt mit Beginn des Angebotes eine 

Informationskampagne. Neben einer Information per Mail veranstaltete die Stadt einen Bike 

Day. Dabei stellte sie auf einem Parkplatz am Ostwall die neuesten Fahrradangebote vor. Die 

Polizei bot zudem an, das Fahren mit einem Pedelec mittels Fahrradfahrsimulator auszuprobie-

ren. So konnten sich Interessierte umfassend über Angebote des Fahrradleasings informieren 

und Fahrräder Probe fahren. Diese Maßnahmen sind sicher auch ein Grund dafür, dass bereits 

im ersten Jahr 602 Leasingverträge abgeschlossen wurden.  

Am 9. Oktober 2024 hat der Landtag das Gesetz zur Anpassung der Dienst- und Versorgungs-

bezüge in den Jahren 2024 und 2025 sowie zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschrif-

ten im Land Nordrhein-Westfalen beschlossen. Dieses lässt nun auch einen Besoldungsver-

zicht für vom Dienstherrn geleaste Dienstfahrräder zu. Dadurch können nun auch Beamte und 

Beamtinnen das Dienstradleasing nutzen. Diese Möglichkeit ist in der Stadt Dortmund bereits 

eingeführt. Vor Kurzem konnte eine Beamtin das 1000. geleaste Fahrrad in Empfang nehmen. 

Aktuell31 schlossen bereits 1090 Mitarbeitende der Stadt einen solchen Leasingvertrag ab.  

 

30 Stand 2023 

31 Stand Februar 2025 
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Anteil bestehender Dienstrad-Leasingverträge an Anzahl der Berechtigten in Prozent 2023 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

Offensichtlich sind die Maßnahmen zur Förderung des Radverkehrs der Stadt Dortmund 

erfolgreich. Dortmund gehört zum Viertel der Vergleichsstädte mit dem höchsten Anteil 

bestehender Dienstrad-Leasingverträge. Nur drei andere Städte weisen einen noch höheren 

Anteil auf. 

Durch weitere Events in der Stadt Dortmund, wie beispielsweise die Aktion „Stadtradeln“, „Mit 

dem Rad zur Arbeit“ und „E-Bike Festival Dortmund“ gibt sie Anreize, das Fahrrad als 

Verkehrsmittel zu erleben und zu nutzen.  

Die Stadt Dortmund informiert auf ihrer Homepage32 umfassend über den allgemeinen 

Radverkehr. Hier sind Informationen über Events, Radverkehrsprojekte, Parken von 

Fahrrädern, Freizeitradeln und Bike Sharing abrufbar. Die Stadt Dortmund hat sich zum Ziel 

gesetzt, Fahrradstadt zu werden. Zu diesem Zweck hat sie auch die „Fahrrad-App Bike 

Citizens“ für die Stadt Dortmund eingeführt. Es handelt sich um eine App mit Fahrrad-

Routenplaner und Navi. Dortmund erhält durch die Nutzung dieser App Infos, welche Wege 

häufig genutzt werden. Mit diesen Informationen können notwendige 

Verbesserungsmaßnahmen für den Radfahrverkehr ermittelt und priorisiert werden. Diese 

Angebote können auch die fahrradfahrenden Mitarbeitenden nutzen.  

 

32 https://www.dortmund.de/themen/mobilitaet-und-verkehr/radverkehr/ 
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2.4.7 Parkraummanagement 

Das geänderte Mobilitätsverhalten der Mitarbeitenden erfordert ein angepasstes Parkraumma-

nagement. Die Neuverteilung der Parkflächen ist hierfür eine entscheidende Steuerungsmög-

lichkeit. 

 Dortmund nutzt öffentliche Verkehrsflächen teilweise um, beispielsweise für Fahrradabstell-

flächen. Stellflächen an Dienststellen nutzt die Stadt verstärkt für eigene Poolfahrzeuge. 

Durch die gezielte Bewirtschaftung (wie zum Beispiel Definition von Anspruchsvoraussetzun-

gen, Parktarife und Umgestaltung von Pkw-Stellflächen zu Fahrradstellplätzen) der eigenen 

Parkflächen sollte eine Stadt die klimafreundliche Mobilität fördern. 

Die Stadt Dortmund hat für ihre Dienststellen kein eigenes Parkraumkonzept erstellt. Sie hat 

durch einen Vorstandsbeschluss entschieden, den Parkraumbestand nicht mehr zu erweitern. 

Schon heute handelt es sich nach Aussage der Stadt häufig nur um eine geringe Anzahl an 

Stellplätzen, die auch als Abstellflächen für die eigenen Dienstfahrzeuge der Stadt dienen.  

Im inneren Ring der Stadt Dortmund befinden sich zahlreiche Dienststellen der Stadt. Hier sind 

zahlreiche öffentliche Parkplätze, Parkhäuser und Tiefgaragen vorhanden, die auch von den 

Bediensteten der Stadt gebührenpflichtig genutzt werden können.  

Die Stadt Dortmund hat im Rahmen ihres Masterplanes Mobilität Dortmund auch das „Teilkon-

zept Öffentlicher Raum und Ruhender Verkehr“33 erstellt. Dieses betrachtet den öffentlichen 

Verkehrsraum. Die Parkflächen der städtischen Dienststellen behandelt das Konzept allerdings 

nicht explizit.  

Die Stadt Dortmund sieht die Parkraumstrategie als einen wichtigen Baustein für eine nachhal-

tige Mobilitätsentwicklung. Ziel ist ein klimafreundlicheres und platzsparendes Parkraumkon-

zept, bei dem für wegfallende Parkplätze Alternativen angeboten werden. Zudem wurde zwi-

schenzeitlich die Erhöhung der Parkgebühren im öffentlichen Raum im August 2023 umgesetzt. 

Beim Bau der Sporthalle im Unionsviertel verzichtete die Stadt auf die zunächst vorgesehene 

zweite Tiefgaragenebene. Die Aufenthaltsqualität im öffentlichen Raum fördert sie, indem sie 

zum Teil Parkflächen für Außenbereichsgastronomie zur Verfügung stellt.  

An den Stellflächen der Dienststellen hat die Stadt Dortmund Lademöglichkeiten geschaffen. 

Sie dienen allerdings nur den städtischen Dienstfahrzeugen. Mitarbeitende können diese nicht 

nutzen. Der Aufwand für die Abrechnung sowie steuerrechtliche Aspekte stehen dem entgegen. 

Zudem würde die Nutzbarkeit der Dienstflotte damit zu sehr eingeschränkt. 

Weitere vorhandene Stellflächen können von Mitarbeitenden genutzt werden, die ihren Privat-

PKW für dienstliche Zwecke einsetzen. Die Stadt verfolgt das Ziel, diese Flächen zu reduzieren.  

 

33 https://www.dortmund.de/dortmund/projekte/rathaus/verwaltung/stadtplanungs-und-bauordnungsamt/downloads/masterplan-mobilitaet-
2030/strategie_ruhender_verkehr.pdf 
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2.5 Erreichbarkeit der städtischen Einrichtungen 

Die Städte in NRW stellen eine Vielzahl von städtischen Einrichtungen für ihre Bürgerinnen und 

Bürger zur Verfügung. Für diese müssen die Einrichtungen gut erreichbar sein. Auch die Fahrt 

zu den städtischen Einrichtungen zählt zur gestaltbaren Mobilität der Städte, sodass sich auch 

hier ein Potenzial zur Vermeidung des Treibhausgasausstoßes ergeben kann. 

Eine Analyse aller städtischen Einrichtungen würde den Rahmen einer überörtlichen Prüfung 

sprengen. Wir konzentrieren uns daher in dieser Prüfrunde auf die Erreichbarkeit einer Einrich-

tung. Dabei ist diese Auswahl von dem Gedanken geprägt, dass bei dieser Einrichtung die Er-

reichbarkeit auch unter dem Gedanken der Klimafreundlichkeit geplant und gesteuert werden 

konnte. 

2.5.1 Klimafreundliche Erreichbarkeit 

 Feststellung 

Die Stadt Dortmund berücksichtigt bei der Schaffung von Einrichtungen eine gute Erreich-

barkeit. Häufig nutzt sie Angebote in der Innenstadt. Informationen, wie man die Einrichtung 

klimafreundlich erreicht, fehlen teilweise.  

Eine Stadt sollte bei der Schaffung einer öffentlichen Einrichtung die klimafreundliche Erreich-

barkeit berücksichtigen. Dazu sollte eine gute Anbindung an das ÖPNV-Netz, Rad- und Geh-

wegenetz bestehen. Die Öffnungszeiten sollten mit der Anbindung des ÖPNV in Einklang ste-

hen. Es sollten auch Stellplätze mit Ladeinfrastruktur vorhanden sein. Mobilitätseingeschränkte 

Personen sollten die Einrichtungen ebenfalls erreichen können. Die Stadt sollte über die Er-

reichbarkeit der Einrichtungen ohne motorisierten Individualverkehr umfassend informieren. 

Im Rahmen des mit der Stadt Dortmund standardisiert durchgeführten Interviews gab sie an, 

bei der Anmietung von Einrichtungen auf eine gute Anbindung an den ÖP(N)V zu achten. Ne-

ben der klimafreundlichen Erreichbarkeit könnten so auch hohe Kosten für ansonsten notwen-

dige Stellflächen eingespart werden. Der Individualverkehr werde damit reduziert. So leiste die 

Stadt einen Beitrag, der angestrebten Klimaneutralität einen Schritt näher zu kommen.  

Dem Klimaschutzgedanken komme die Stadt auch durch die bevorzugte Entwicklung von In-

nenbereichsflächen nach. So könne sie auf häufig nicht so gut erschlossene Randlagen ver-

zichten und Gebäude im Innenstadtbereich nutzen. So bleiben auch die Wege zwischen den 

Einrichtungen kurz. 

Im Übrigen berücksichtigt die Stadt auch die nach der Bauordnung geforderte Anzahl an Stell-

flächen bei ihren Einrichtungen. Als Grundlage dient die von der Stadt Dortmund aufgestellte 

Stellplatzsatzung34. Neben Regelungen zur Ermittlung des Bedarfs an Stellplätzen enthält diese 

Minderungsmöglichkeiten, die PKW-Stellplätze um bis zu 80 Prozent zu reduzieren. Als Minde-

rungsmaßnahmen zählen beispielsweise ein Zentralitäts-Bonus, ein Schienenbonus und ein 

Bus-Bonus. Bei Nicht-Wohnbauvorhaben, bei denen die Ablösung von Stellflächen möglich ist, 

können weitere Mobilitätsmanagementmaßnahmen zur Reduzierung der nachzuweisenden 

 

34 Stellplatzsatzung der Stadt Dortmund vom 29. September 2022 
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Stellplätze führen. Dazu gehören beispielsweise die Einführung des Jobtickets, eine Fahrrad-

verleihstation, das Jobrad-Leasing für Beschäftigte oder ein Abfahrtsmonitor für den ÖPNV.  

Die Auswirkungen für den Verkehr durch eine neue Einrichtung ermittelt die Stadt über entspre-

chende Gutachten. Dabei berücksichtigt die Stadt den voraussichtlichen Ziel- und Quellverkehr. 

Im Einzelfall ermittelt die Stadt durch Befragungen, wie die Besucher die Einrichtungen errei-

chen, beispielsweise beim „Dortmunder U“. 

Im Zuge der Neuerrichtung öffentlicher Einrichtungen erstellt die Stadt ein Erschließungskon-

zept, welches auch die Anbindung an das Fuß- und Radwegenetz berücksichtigt. Dabei achtet 

sie ebenso auf attraktive Fahrradabstellplätze. Ein Konzept beziehungsweise Rahmenvorgaben 

hat die Stadt dafür nicht. Vielmehr entscheidet die Stadt im Einzelfall über die durchzuführen-

den Maßnahmen. Besonders ältere Einrichtungen sind daher häufig nicht mit attraktiven Fahr-

radabstellflächen oder Ladeinfrastrukturen ausgestattet. Gleiches gilt für Umkleide- und 

Duschmöglichkeiten. Diese ungleichen Situationen führen nach Aussage der Stadt teils zu Be-

schwerden aus den Reihen der Mitarbeitenden.  

Die Stadt Dortmund berücksichtigt bei ihren Gebäuden die Barrierefreiheit, die in der Regel die 

vorgegebene DIN erfüllt. So können Menschen mit Behinderung wie auch mobilitätsbeeinträch-

tigte Personen die Einrichtungen nutzen.  

Auf den Kopfbögen und der Homepage gibt die Stadt Dortmund in der Regel lediglich die An-

schrift und Öffnungszeiten der Einrichtungen an. Es fehlen beispielsweise Informationen, wie 

die Einrichtung mit dem ÖP(N)V erreichbar ist.  

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte in geeigneter Form darüber informieren, wie die städtischen Ein-

richtungen klimafreundlich erreichbar sind. 

2.5.2 Darstellung der klimafreundlichen Erreichbarkeit an einem Bei-

spiel 

Für die bespielhafte Betrachtung der klimafreundlichen Erreichbarkeit öffentlicher Einrichtungen 

erstellte die Stadt Dortmund eine Liste von 15 Objekten, die die Stadt in den letzten fünf Jahren 

angemietet beziehungsweise bei denen sie bestehende Mietverträge verlängert hat. Bis auf 

zwei Objekte befinden sich alle Einrichtungen im Innenstadtbereich der Stadt Dortmund. 

Unter anderen handelt es sich um das Gebäude in der „Kampstraße 47“, in dem die VHS und 

die Verkehrsüberwachung untergebracht sind. Der Eingang des Gebäudes ist barrierefrei. Im 

öffentlichen Bereich der Verkehrsflächen sind zum Teil taktile Element eingebaut, die Menschen 

mit eingeschränkter Sehfähigkeit Orientierungshilfe bieten. Rund 400 Meter nördlich befindet 

sich der Dortmunder Hauptbahnhof. Er ist fußläufig zu erreichen. Nur 200 Meter östlich befindet 

sich eine U-Bahnhaltestelle. Etwas mehr als 100 Meter westlich ist die nächstgelegene Bushal-

testelle. Beidseitig der Straße bestehen breite Gehwege. In Seitenbereichen sind zum Teil 

Fahrradabstellbügel mit der Möglichkeit eines sicheren Abschließens eines Fahrrades installiert. 

Im Seitenbereich der Fahrbahn sind Pkw-Stellplätze vorhanden. Im nahen Umfeld von wenigen 

hundert Metern befinden sich mehrere Parkhäuser und Parkflächen. Im nahen Innenstadtbe-

reich sind rund 15 Ladestation für Elektrofahrzeuge vorhanden.  
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Die städtische Einrichtung hat auf ihrer Homepage für Interessierte eine Anfahrtsskizze einge-

stellt. Darin ist die erschließende Straße wie auch die vorhandene Anbindung an den ÖP(N)V 

enthalten. 

Durch eine hohe Taktung des ÖP(N)V-Netzes ist eine gute klimafreundliche Erreichbarkeit der 

Einrichtung gegeben. Umfassende Informationen über Park- und Ladeangebote runden die 

gute Erreichbarkeit ab. Die zusätzlichen Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen bieten 

auch Erleichterungen für die Allgemeinheit. 

Das Beispiel belegt, dass die Stadt Dortmund eine klimafreundliche Erreichbarkeit bei der 

Schaffung von städtischen Einrichtungen berücksichtigt.   
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2.6 Anlage: Ergänzende Tabelle  

Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2024/2025 – Mobilitätsmanagement  

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Betriebliche Mobilität 

F1 

Die Stadt Dortmund strebt an, 2035 klimaneutral zu sein. Sie hat dazu auch 

umfassende Maßnahmen definiert. Diese entfalten neben positiven Auswirkun-

gen für die Allgemeinheit auch Effekte für die betriebliche Mobilität, für welche 

es noch kein eigenes Konzept gibt. Noch fehlt eine zentrale Koordination des 

betrieblichen Mobilitätsmanagements. 

88 E1.1 

Die Stadt Dortmund sollte zur Förderung einer klimafreundlichen Mobilität 

ein betriebliches Mobilitätskonzept erarbeiten. Darin sollte sie konkrete 

Maßnahmen benennen und in einem Umsetzungsfahrplan festlegen. 

90 

   E1.2 

Die Stadt Dortmund sollte eine zentrale verantwortliche koordinierende 

Stelle für ein Betriebliches Mobilitätsmanagement festlegen, um Verant-

wortlichkeiten klarer bestimmen und Abstimmungsprozesse beschleuni-

gen und vereinheitlichen zu können. 

90 

   E1.3 

Die Stadt Dortmund sollte für den Bereich des Betrieblichen Mobilitätsma-

nagement weitere Grundzahlen erheben und daraus Kennzahlen bilden. 

Sie sollte die Ergebnisse als Indikatoren für den Umsetzungsstand und 

zur Überprüfung von Zielvorgaben für regelmäßige Berichte nutzen. 

92 

   E1.4 

Die Stadt Dortmund sollte eine Mitarbeitendenbefragung durchführen, wie 

diese ihre Dienststelle erreichen. Die erzielten Ergebnisse sollte sie für 

Maßnahmen nutzten, um klimabelastende Mobilität zu reduzieren. 

93 

F2 

Die Stadt Dortmund hat Regelungen getroffen, um durch flexible Arbeit Mobili-

tät zu reduzieren. Dortmund hält die tägliche Nutzerzahl von externen Daten-

verbindungen fest. Eine Erfassung der Zeitanteile findet statt, wird aber noch 

nicht ausgewertet. 

93 E2 

Die Stadt Dortmund sollte die Anteile des mobilen Arbeitens auswerten. 

Die Ergebnisse sollte sie bei ihren Planungen zu Arbeitsplätzen, bei-

spielsweise bei ihrem Projekt „Arbeitsplatz der Zukunft“ berücksichtigen. 

95 

F3 

Die Zunahme des Fahrradverkehrs erfordert zusätzliche Rahmenbedingungen, 

die Dortmund im öffentlichen Verkehrsraum verbessert. Spezielle Vorgaben für 

die Dienststellen der Stadt gibt es noch nicht. Dortmund bietet den Berechtig-

ten das Fahrradleasing an. 

102 E3 
Die Stadt Dortmund sollte ihre Dienststellen bei der Betrachtung von ver-

besserten Rahmenbedingungen für Radfahrende einbeziehen. 
102 
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Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Erreichbarkeit der städtischen Einrichtungen 

F4 

Die Stadt Dortmund berücksichtigt bei der Schaffung von Einrichtungen eine 

gute Erreichbarkeit. Häufig nutzt sie Angebote in der Innenstadt. Informatio-

nen, wie man die Einrichtung klimafreundlich erreicht, fehlen teilweise. 

106 E4 
Die Stadt Dortmund sollte in geeigneter Form darüber informieren, wie 

die städtischen Einrichtungen klimafreundlich erreichbar sind. 
107 

 



  Stadt Dortmund    Informationstechnik    050.010.050_03371 

Seite 111 von 316 

3. Informationstechnik 

3.1 Managementübersicht 

Die wesentlichen Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt Dortmund Informationstechnik 

(IT) stellt die gpaNRW nachfolgend zusammenfassend dar.  

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage aufgeführt. Die Rei-

henfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Informationstechnik 

Die Stadt Dortmund besitzt ein sehr stark ausgeprägtes IT-Profil. Die zugrundeliegenden Er-

gebnisse sind in allen geprüften Handlungsbereichen im interkommunalen Vergleich besser als 

bei den meisten Vergleichskommunen. Gleichwohl bieten sich auch für die Stadt Dortmund un-

terschiedliche Ansätze, um ihr IT-Profil weiter zu optimieren.  

Beim IT-Betriebsmodell hat die Stadt Dortmund durch die Wahl eines autarken IT-Organisati-

onmodells einen größtmöglichen Einfluss auf Leistungen und damit einhergehende Kosten. Da-

mit kann sie IT-Leistungen konsequent an den eigenen Anforderungen ausrichten. Außerdem 

sind die Rahmenbedingungen für eine wirksame IT-Steuerung optimal.  

Die Stadt Dortmund hat insgesamt sehr gute Rahmenbedingungen bei der Digitalisierung 

geschaffen. Dies betrifft insbesondere die strategischen und organisatorischen Vorgaben, die 

für eine zielgerichtete digitale Transformation erforderlich sind. In der Folge hat die Stadt Dort-

mund ein überdurchschnittliches Digitalisierungsniveau erreicht. Hier kann sie in einzelnen 

Prozessen gute bis sehr gute Fortschritte vorweisen. Um die medienbruchfreie Bearbeitung von 

Verwaltungsleistungen weiter voranzutreiben, ist sie unter anderem auf die flächendeckende 

Einführung eines Dokumentenmanagements angewiesen. 

Die Stadt Dortmund hat zwar bislang noch keine vollumfängliche Strategie eines systemati-

schen Prozessmanagements entwickelt, befindet sich aber derzeit im Aufbau eines strategi-

schen Rahmens. Dennoch ist ihr die operative Ausgestaltung gut gelungen. Die Stadt Dortmund 

nutzt außerdem vorbildlich das Prozessmanagement als Steuerungsinstrument. Sie erreicht da-

her im interkommunalen Vergleich insgesamt eine gute Einordung im vorderen Mittelfeld. 

Positiv ist auch, dass die Stadt Dortmund im Hinblick auf eine nachhaltige IT konkrete, strategi-

sche Ziele formuliert hat. Auf dieser Grundlage leistet die IT einen wesentlichen Beitrag zu einer 

ökologisch nachhaltigen Verwaltung. Die Stadt Dortmund kann aber die Gelegenheit, über ihre 

Strategie Nachhaltigkeitseffekte nachzuweisen, die realistisch erzielt werden können oder be-

reits erzielt worden sind, zukünftig noch besser nutzen. 

Im Hinblick auf das IT-Sicherheitsniveau kann die Stadt Dortmund im Vergleich zur letzten 

Prüfung ebenfalls deutlich verbesserte technische und organisatorische Strukturen vorweisen. 
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Die guten Ergebnisse des IT-Profils der Stadt Dortmund werden durch unverändert gute Rah-

menbedingungen abgerundet, die für örtliche IT-Prüfungen (IT-Revision) vorliegen. Sowohl 

die Planung und Organisation der IT-Prüfungen als auch die zur Verfügung stehenden Ressour-

cen und Kompetenzen gewährleisten eine reibungslose Durchführung und eine hohe Qualität 

der Prüfprozesse. 

Außerhalb des IT-Profils hat die gpaNRW noch die Rahmenbedingungen zur Steuerung ihrer 

Schul-IT geprüft. Dabei erreicht die Stadt Dortmund einen sehr guten Stand, bei dem sie teils 

nachahmenswerte Lösungsansätze gefunden hat. Ansätze, dieses Ergebnis weiter zu verbes-

sern, bestehen nur in geringem Maße. 

3.2 Aufbau des Teilberichtes 

Die Kapitel dieses Teilberichtes beginnen mit einer wertenden Aussage zu unserem Prüfungs-

ergebnis. Wertungen, die eine Stellungnahme der Stadt nach § 105 Abs. 6 und 7 der Gemein-

deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) notwendig machen, bezeichnen wir 

als Feststellung. 

Anschließend folgt kursiv gedruckt die Sollvorstellung. Die Sollvorstellung stellt die Inhalte und 

das Prüfungsziel im Kapitel dar. Sie ist allgemein formuliert und grundsätzlich für alle Städte 

gültig, z. B. auf Basis der aktuell geltenden Gesetzeslage. 

Ausgehend von diesem Soll analysieren wir die individuelle Situation in der geprüften Stadt und 

weisen dabei erkannte Verbesserungspotenziale als Empfehlung aus. 

Weitere allgemeine Ausführungen zur Struktur der Teilberichte stehen im Vorbericht. 

3.3 Inhalte, Ziele und Methodik 

Die gpaNRW betrachtet in der Prüfung der Informationstechnik (IT) zwei Bereiche der Verwal-

tung und stellt diese in unterschiedlichen Kapiteln dar: 

Im Kapitel „IT der Kernverwaltung“ liegt der Fokus auf der IT als Grundlage für das digitale 

Verwaltungshandeln. Dabei geht die Prüfung über die technologische Sicht hinaus. So stehen 

neben technischen Sicherheitsmaßnahmen insbesondere auch der organisatorische und kon-

zeptionelle Rahmen im Fokus, der für einen sachgerechten, nachhaltigen, sicheren und wirt-

schaftlichen IT-Betrieb sowie eine erfolgreiche Digitalisierung erforderlich ist. Dies schließt auch 

die Rahmenbedingungen mit ein, die der örtlichen Rechnungsprüfung für eine IT-Revision ge-

geben sind. Darüber hinaus ermittelt die gpaNRW die eingesetzten IT-Personal- und Sachres-

sourcen sowie das bislang erreichte Digitalisierungsniveau. Alle vorgenannten Prüfaspekte be-

werten wir sowohl im Einzelnen, als auch im Zusammenspiel.  

Im Kapitel „Steuerung der Schul-IT“ stellt die gpaNRW dar, inwieweit der Schulträger die Aus-

gestaltung der IT an den städtischen Schulen systematisch steuert. 
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Die gpaNRW bezieht in ihre Prüfung alle städtischen Strukturen und Aufgaben mit ein, die den 

IT-Betrieb und die digitale Transformation sicherstellen und/ oder koordinieren. Daher sind ge-

gebenenfalls auch dezentral wahrgenommene oder ausgelagerte IT-Aufgaben Gegenstand die-

ser Prüfung.  

Wir bewerten diese Aspekte vorrangig im Hinblick auf ihre Zweckmäßigkeit und zeigen gegebe-

nenfalls bestehende Risiken auf. Die IT-Prüfung der gpaNRW verfolgt speziell die Ziele,  

 durch vergleichende Darstellungen zur Standardisierung von IT-Leistungen beizutragen, 

 eine zielgerichtete digitale Transformation zu unterstützen, um die Handlungsfähigkeit 

der Verwaltung aufrecht zu erhalten und deren Effizienz zu steigern sowie 

 dazu beizutragen, das IT-Sicherheitsrisiko zu minimieren. 

Dabei prüfen wir systemisch. Das bedeutet, dass wir einzelne, erfahrungsgemäß aussagekräf-

tige Aspekte betrachten, um die Gesamtsituation einschätzen und bewerten zu können.  

Die gpaNRW hat die Daten, die für eine Bewertung erforderlich sind, über Interviews, Fragebö-

gen und strukturierte Datenabfragen erhoben. Darüber hinaus haben wir aus Einzelpositionen 

der Anlagen- und Finanzbuchhaltung die IT-Kosten ermittelt.  

Die Ergebnisse stellen wir entweder über Wirtschaftlichkeitskennzahlen oder Erfüllungsgrade 

dar und stellen diese in den interkommunalen Vergleich. Beim Erfüllungsgrad bewertet die 

gpaNRW inwieweit eine Stadt die Anforderungen unserer Sollvorstellung umsetzt. Wir drücken 

den Erfüllungsgrad in einem Prozentwert aus. 

Zu einzelnen Inhalten greifen wir zusätzlich auf Erkenntnisse aus der letzten Prüfung zurück, 

um bedarfsweise auch Entwicklungen aufzeigen zu können.  

3.4 IT in der Kernverwaltung 

Die gpaNRW bewertet nicht-monetäre Nutzenaspekte sowie wesentliche Steuerungs- und Kon-

trollmechanismen kausal. Das Ergebnis bilden wir grafisch im IT-Profil ab. Es soll ein repräsen-

tatives Bild der Verwaltungs-IT widerspiegeln, das den eingesetzten IT-Kosten gegenüberge-

stellt werden kann. 

Im IT-Profil bewertet die gpaNRW folgende Aspekte: 

 IT-Betriebsmodell und -Steuerung: Inwieweit sind die IT-Leistungen und -Kosten das 

Ergebnis eines zielgerichteten Steuerungsprozesses? 

 Rahmenbedingungen Digitalisierung: Inwiefern ist die digitale Transformation durch 

verbindliche Vorgaben abgesichert? 

 Prozessmanagement: Inwieweit kann das städtische Prozessmanagement den Anforde-

rungen der digitalen Transformation gerecht werden? 

 Digitalisierungsniveau: Wie weit ist die Verwaltungsdigitalisierung in der Praxis voran-

geschritten?   
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 IT-Sicherheit: Wie hoch ist das IT-Sicherheitsniveau?  

 Örtliche Rechnungsprüfung: Inwieweit ist die örtliche Rechnungsprüfung in der Lage, 

die IT der Verwaltung zu unterstützen und selbst unterstützend zu nutzen? 

 Nachhaltigkeit: Inwiefern leistet die städtische IT einen Beitrag zur ökologischen Nach-

haltigkeit und ist selbst ökologisch nachhaltig? 

Das nachstehende Netzdiagramm zeigt das IT-Profil der Stadt Dortmund. Die darin abgebilde-

ten Werte stellen dar, wie viele Einzelanforderungen die Stadt zum Prüfungszeitpunkt anteilig 

erfüllt hat (Erfüllungsgrad). Weiter innenliegende Werte bedeuten einen geringen Erfüllungs-

grad, weiter außenliegende Werte einen hohen Erfüllungsgrad.  

IT-Profil 2024 

 

Das IT Profil der Stadt Dortmund ist gut ausgeprägt. Insofern erreicht die Stadt Dortmund ein 

insgesamt sehr gutes Ergebnis und hebt sich in allen geprüften Aspekten teils deutlich von den 

Ergebnissen der meisten kreisfreien Städte ab. Demgegenüber stehen durchschnittliche IT-

Kosten in Höhe von 5.887 Euro je Arbeitsplatz mit IT-Ausstattung (s. Kapitel 3.4.7). 

Nachfolgend erläutert die gpaNRW ihre detaillierten Erkenntnisse zu den oben aufgeführten As-

pekten und den IT-Kosten sowie etwaige Ansatzpunkte, um das IT-Profil zu optimieren. 

3.4.1 IT-Betriebsmodell und –Steuerung 

Als IT-Betriebsmodell bezeichnet die gpaNRW den organisatorischen und vertragsrechtlichen 

Rahmen, in dem die kreisfreien Städte IT-Leistungen für ihre Verwaltung bereitstellen. Die Wahl 
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des IT-Betriebsmodells ist die wichtigste strategische Festlegung einer Stadt im Hinblick auf die 

IT. Damit entscheidet die Stadt darüber, wie flexibel sie auf Anforderungen und Entwicklungen 

reagieren kann, welche Qualität IT-Leistungen haben, inwieweit diese den eigenen Ansprüchen 

gerecht werden können und mithin wie hoch die IT-Kosten ausfallen.  

Die IT-Steuerung hat die Aufgabe, die Möglichkeiten des IT-Betriebsmodells bestmöglich aus-

zuschöpfen. Dabei muss sie auch strategische Vorgaben und technische Möglichkeiten berück-

sichtigen. 

 Die Stadt Dortmund hat äußerst gute Rahmenbedingungen etabliert, um ihre IT-Leistungen 

konsequent an den eigenen Anforderungen ausrichten zu können. So bietet das IT-Be-

triebsmodell der Stadt nach wie vor einen sehr guten Rahmen für die zielgerichtete Ausrich-

tung der Informationstechnik. 

Eine Stadt sollte ein IT-Betriebsmodell wählen, das geeignet ist, IT-Leistungen unter wirtschaftli-

chen Gesichtspunkten möglichst flexibel an den eigenen und zukünftigen Anforderungen und 

strategischen Zielen auszurichten.  

Um eine wirksame IT-Steuerung zu etablieren, sollte eine Stadt  

 ihren Beschäftigten durch verbindliche strategische Vorgaben zu Ausstattungs- und Ent-

wicklungszielen, Steuerungsstrukturen, Personalqualifizierung und Beschaffungen im IT-

Umfeld Orientierung geben, 

 Vorgaben zur Nutzung von IT-Ressourcen machen und   

 gewährleisten, dass steuerungsrelevante Informationen über Hard- und Softwareausstat-

tung, Kosten, IT-Projektstände sowie IT-Störungsfälle und IT-Sicherheitsrisiken zur Verfü-

gung stehen.  

Das nachstehende Balkendiagramm zeigt, wie viele Anforderungen die Stadt Dortmund in die-

sem Zusammenhang anteilig erfüllt und wie der Vergleich zu den übrigen kreisfreien Städten 

ausfällt. 

Erfüllungsgrad IT-Betriebsmodell und -Steuerung in Prozent 2024 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 
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Die Stadt Dortmund ordnet sich unter den besten Ergebnissen der kreisfreien Städte ein. Ihr IT-

Betriebsmodell hat sich seit der letzten überörtlichen Prüfung nicht verändert. Die Stadt Dort-

mund agiert weitestgehend autark. So bezieht sie nur vereinzelt diverse IT-Services bei exter-

nen Dienstleistern und hält eigene Personalressourcen vor. Die Stadt Dortmund hat damit ein 

Modell ohne Abnahmezwänge, das geeignet ist, IT-Leistungen unter wirtschaftlichen Gesichts-

punkten flexibel an den eigenen Anforderungen und strategischen Zielen auszurichten. Auch 

die organisatorischen Rahmenbedingungen für eine wirksame IT-Steuerung und -Steuerungs-

unterstützung sind vergleichsweise sehr gut ausgeprägt. Die Chancen, dass übergeordnete 

Ziele der Stadt mithilfe des Einsatzes von IT und Digitalisierung erreicht werden können, sind 

dadurch groß. 

Kleinere Verbesserungsmöglichkeiten bestehen lediglich bei der Steuerung des Lizenzmanage-

ments. Hier bessert die Stadt Dortmund durch die derzeitige Ausweitung des neues Lizenzma-

nagement-Tools nach. Diese soll ermöglichen, dass vorhandene Lizenzen mit verhältnismäßi-

gem Aufwand ausgewertet werden können und eine jederzeit aktuelle und transparente Über-

sicht über nicht mehr benötigte, gekaufte und tatsächlich installierte Lizenzen erstellt wird. So 

kann sie die beschriebenen Erfordernisse an ein gut funktionierendes Lizenzmanagement in 

Zukunft gewährleisten. 

3.4.2 Digitalisierung 

Digitalisierung bedeutet die Neugestaltung der Verwaltung durch veränderte technische Mög-

lichkeiten. Sie bietet das Potenzial, Ressourcen effizienter und zielgerichteter einzusetzen.  

Um dieses Potenzial voll ausschöpfen zu können, müssen die Städte über das rechtlich ver-

pflichtende Onlineangebot ihrer Leistungen hinaus auch verwaltungsintern auf eine möglichst 

medienbruchfreie Bearbeitung hinwirken. 

Effizientes Verwaltungshandeln ist vor dem Hintergrund des demografischen Wandels essenti-

ell, um die Handlungsfähigkeit der Verwaltung auch perspektivisch zu sichern. Risiken für die 

Handlungsfähigkeit ergeben sich vor allem aus einer Personalstruktur, in der ältere Beschäftigte 

überwiegen (alterszentrierte Personalstruktur). Hier droht ein Verlust von Personal durch starke 

Verrentungs- und Pensionierungswellen. Es gehen nicht nur Fachwissen und Fähigkeiten für 

die Verwaltung verloren, vielmehr muss das verbleibende Personal die mehr und komplexer 

werdenden Aufgaben auffangen. 

Die Digitalisierung kann die Probleme zwar nicht allein lösen, bietet aber die notwendige Grund-

lage, diesen zu begegnen. Je alterszentrierter eine Personalstruktur ist, desto stärker sollten die 

Möglichkeiten der Digitalisierung in den Fokus der Entscheidungsträger rücken. Dies gilt umso 
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mehr, wenn klassische Personalmaßnahmen ihre Wirkung verfehlen oder aus finanziellen 

Gründen nicht ausgeschöpft werden können 

Um die Ausgangslage der Stadt Dortmund darzustellen, bilden wir nachstehend ihre Alters-

struktur im interkommunalen Vergleich sowie im Vergleich zu einer optimalen, balancierten Al-

tersstruktur35 ab. 

Altersgruppenverteilung in der Kernverwaltung in Prozent 2024 

 

 Die Personalstruktur der Mitarbeitenden der Stadt Dortmund ist weniger alterszentriert, als 

es bei den meisten kreisfreien Städten der Fall ist. Dennoch muss sich die Stadt damit aus-

einandersetzen, dass sie in den nächsten zehn bis zwölf Jahren gut ein Fünftel der Mitarbei-

tenden altersbedingt verlieren wird. Dies ist ein wichtiger Grund dafür, die Digitalisierung in-

nerhalb der Verwaltung noch intensiver voranzutreiben. 

Inwiefern die Stadt die Rahmenbedingungen für eine erfolgreiche Digitalisierung gesetzt hat 

und wie weit sie bei der Digitalisierung fortgeschritten ist, stellt die gpaNRW im Folgenden dar. 

3.4.2.1 Rahmenbedingungen der Digitalisierung 

Bei der digitalen Transformation ihrer Verwaltung muss eine Stadt einerseits gewährleisten, 

dass der Transformationsprozess selbst effizient gestaltet ist. Zudem darf die Digitalisierung der 

Effizienz, Rechtssicherheit und Akzeptanz von Verwaltungsleistungen nicht entgegenstehen.  

 

35 Hartmut Buck, Bernd Dworschak und Alexander Schletz: Analyse der betrieblichen Altersstruktur, Fraunhofer IAO (Hrsg.), 2005 
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Dies erfordert einen gut organisierten Rahmen, in dem sich die Stadt mit grundsätzlichen Fra-

gestellungen, wie der Entlastung der vorhandenen personellen Ressourcen durch Automatisie-

rung und Einsatz künstlicher Intelligenz (KI), dem Umgang mit eingehender Papierpost sowie 

dem Ersatz von händischen Unterschriften, Siegeln, Stempeln etc. auseinandersetzt. 

Das nachstehende Balkendiagramm zeigt, wie viele Anforderungen die Stadt Dortmund in die-

sem Zusammenhang anteilig erfüllt und wie es im Vergleich dazu bei den übrigen kreisfreien 

Städten aussieht. 

Erfüllungsgrad zu den Rahmenbedingungen der Digitalisierung in Prozent 2024 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Die Stadt Dortmund liegt mit ihrem Ergebnis knapp unter dem dritten Viertelwert. Das bedeutet, 

dass rund 75 Prozent der Vergleichskommunen schwächere Ergebnisse erzielen. 

In den einzelnen Prüfaspekten stellen sich die Ergebnisse für die Stadt Dortmund im interkom-

munalen Vergleich wie folgt dar: 
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Teilerfüllungsgrade zu den Rahmenbedingungen der Digitalisierung in Prozent 2024 

 

Die Stadt Dortmund hat insgesamt gute Rahmenbedingungen für digitales Verwaltungshandeln 

geschaffen. Bei einigen Aspekten besteht noch Verbesserungspotenzial. Besonders positiv zu 

werten sind die sehr guten strategischen und organisatorischen Vorarbeiten. Nachfolgend er-

läutert die gpaNRW ihre detaillierten Erkenntnisse zu den oben aufgeführten Aspekten sowie 

etwaige Ansatzpunkte, die Rahmenbedingungen für die Digitalisierung zu optimieren. 

3.4.2.1.1 Strategie und Organisation 

Die Digitalisierung ist eine interdisziplinäre Aufgabe. Sie kann nur erfolgreich sein, wenn alle 

Beteiligten auf einen orientierungsgebenden Rahmen zurückgreifen können. 

 Die Stadt Dortmund hat sehr gute strategische Rahmenbedingungen für die zielgerichtete 

Digitalisierung etabliert. Dies zeigt sich auch bei der Steuerung und Umsetzung der konkre-

ten Projekte und Maßnahmen.  

Eine Stadt sollte eine verbindliche und allen Beteiligten bekannte Strategie zur digitalen Trans-

formation haben und diese kontinuierlich fortschreiben. 

Eine Stadt sollte dazu ein Projektmanagement implementieren, das eine zielgerichtete digitale 

Transformation unterstützt. 

Die Stadt Dortmund besitzt eine verbindliche, übergreifende und allen Beteiligten bekannte di-

gitale Strategie „Masterplan Digitale Verwaltung – Arbeiten 4.0“ und eine „Roadmap Memoran-

dum zur Digitalisierung 2020 – 2025“. Daraus ergeben sich konkrete Anforderungen und Pro-

jekte auch für die Informationstechnik. 

Die Gesamtverantwortung für die tatsächliche Umsetzung und Koordinierung ist organisatorisch 

im Dortmunder Systemhaus, das im „Dezernat 8 – Personal und Organisation“ verortet ist, an-

gesiedelt. 

Die Stadt Dortmund hat Verantwortlichkeiten für die unterschiedlichen Aufgaben im Zusammen-

hang mit der digitalen Transformation klar geregelt. So obliegen alle Digitalisierungsvorhaben 
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der Zuständigkeit des Dortmunder Systemhauses. Die Stadt entwickelt das Thema Digitalisie-

rung mit großen Schritten weiter. Um den Herausforderungen hierbei gerecht zu werden, hat 

die Stadt bereits Jahr 2023 damit begonnen, ein „Digitales Bauhaus“ aufzustellen. Hier werden 

digitale Potenziale und Prozesse in der Verwaltung identifiziert und nötige Kompetenzen entwi-

ckelt. Das „Digitale Bauhaus“ konzentriert sich auf die Verbindung von Technologie und kreati-

vem Denken, um innovative Lösungen für digitale Herausforderungen zu schaffen. Ziel ist es, 

für die Einwohnenden leicht verständliche und bedienungsfreundliche digitale Produkte zu kre-

ieren, um Verwaltungsleistungen digitaler und damit leichter abwickeln zu können. 

Positiv hervorzuheben ist außerdem, dass zentrale Vorgaben, Richtlinien und Standards insbe-

sondere zur Methodik, Dokumentation und zu Abläufen im Projektmanagement vorliegen. Ein 

dezernatsübergreifendes und softwaregestütztes Projektmanagementsystem ist ebenfalls im 

Einsatz. Mit dem von der Stadt geschaffenen Rahmen können die Verantwortlichen über den 

jeweiligen Projektlebenszyklus hinweg generell gut mit ihren Ressourcen, Abhängigkeiten und 

Risiken umgehen. Die Stadt Dortmund realisiert damit obligatorisch eine systematische und äm-

terübergreifende Kollaboration. 

3.4.2.1.2 Ersetzendes Scannen 

Damit eine „Digitale Verwaltung“ funktionieren kann, muss eine Stadt ihre Dokumente und Da-

ten digitalisieren. Dennoch wird es sich nicht vermeiden lassen, dass auch weiterhin noch Pa-

pierdokumente eingehen. Daher ist das ersetzende Scannen ein elementarer Baustein einer er-

folgreichen Verwaltungsdigitalisierung. 

 Feststellung 

Die Voraussetzungen für das ersetzende Scannen in der Stadt Dortmund sind bereits gut. 

Gleichwohl hat sie noch nicht alle Empfehlungen der TR Resiscan formal umgesetzt, sodass 

eine revisionssichere Digitalisierung noch nicht bestmöglich gewährleistet ist. 

Eine Stadt sollte eingehende Papierdokumente, bei denen es rechtlich möglich und wirtschaft-

lich angemessen ist, ersetzend scannen. Dabei sollte sie die Vorgaben der Technischen Richtli-

nie RESISCAN 03138 (TR Resiscan) des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstech-

nik (BSI) einhalten. Hierzu sollte eine Stadt festgelegen, welche Dokumente sie ersetzend scan-

nen möchte, eine Verfahrensdokumentation verfassen, die erforderliche Strukturanalyse und 

eine umfassende Schutzbedarfsanalyse durchführen und die Ergebnisse dokumentieren.  

Die Stadt Dortmund scannt ersetzend sowohl ansatzweise zentral als auch punktuell dezent-

ral. Das gesamtstädtische Scanprojekt ist derzeit in der Entwicklung. So sollen die Post und die 

Scanstelle zukünftig zentral verortet und das ersetzende Scannen auf weitere Fachbereiche 

ausgeweitet werden. Die technische Arbeitsplatzausstattung wird dabei optimiert und erweitert. 

Die Stadt Dortmund hat aber bereits gute Rahmenbedingungen geschaffen, die für das erset-

zende Scannen erforderlich sind. Lediglich die von der BSI empfohlenen Regelungen für die 

Administration und Wartung der IT-Systeme fehlen bislang. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte die Vorgehensweise für die Administration und Wartung der IT-

Systeme in ihrer bereits bestehenden Verfahrensdokumentation ergänzen. 
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3.4.2.1.3 Elektronische Signatur 

Die elektronische Signatur ersetzt eine manuelle Unterschrift in Verwaltungsverfahren. Nur, 

wenn ein handschriftliches Unterschriftserfordernis entfällt, kann ein Prozess durchgängig digi-

talisiert ablaufen. 

 Feststellung 

Die Stadt Dortmund hat mit elektronischen Signaturen in einzelnen Bereichen bereits einen 

wesentlichen Beitrag für medienbruchfreies Arbeiten geschaffen. Punktuell fehlen ihr noch 

Instrumente, um weitere Potenziale zu identifizieren und den effizienten Einsatz zu unterstüt-

zen. 

Eine Stadt sollte handschriftliche Unterschriftserfordernisse, soweit rechtlich möglich, durch 

qualifizierte elektronische Signaturen ersetzen. Hierzu sollte sie mit einem zertifizierten Vertrau-

ensdiensteanbieter zusammenarbeiten. Die technische Lösung sollte in die Fachverfahren inte-

griert oder per Schnittstelle angebunden sein. 

Bei der Stadt Dortmund ist die qualifizierte elektronische Unterschrift (QES) in einzelnen Pro-

zessen schon lange im Einsatz. Die Stadt führt derzeit die QES im Rahmen eines Projektes 

„Definition und Einführung von elektronischen Signaturen“ in weiteren Bereichen ihrer Verwal-

tung ein. Sie achtet dabei darauf, dass die QES nur bei einem gesetzlich vorgeschriebenen Un-

terschriftenerfordernis eingesetzt wird. Hierbei greift sie auf laufende Projekte zu und identifi-

ziert darüber hinaus durch Gespräche mit den zukünftig nutzenden Fachbereichen Szenarien, 

wo der Einsatz der qualifizierten elektronischen Unterschrift Prozesse vollständig digital durch-

führbar macht. Parallel gleicht die Stadt laufend die Einsatzmöglichkeiten und -notwendigkeiten 

für die QES ab. 

Die Stadt verwendet die QES bereits in einzelnen Fachverfahren wie z. B. bei dem digitalen 

Grundsteuerbescheid oder im Bereich Personenstandswesen. In ihr Dokumentenmanagement-

system hat die Stadt Dortmund die QES noch nicht integriert. 

Ein zentraler Gesamtüberblick, in welchen Prozessen eine QES eingesetzt werden kann, hat 

die Stadt Dortmund überdies noch nicht.  

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte sich einen zentralen Überblick darüber verschaffen, in welchen 

Prozessen und Fachverfahren eine qualifizierte elektronische Signatur bereits eingesetzt 

wird und zukünftig erforderlich ist. Darüber hinaus sollte sie die qualifizierte elektronische 

Signatur perspektivisch in ihr DMS integrieren, um deren Einsatzmöglichkeiten weiter aus-

schöpfen zu können. 

3.4.2.1.4 Künstliche Intelligenz  

Bei der Digitalisierung und mithin bei der Automatisierung von Prozessen spielt zunehmend 

auch KI eine große Rolle. Sie bietet weitergehende Möglichkeiten, um Prozesse zu optimieren. 

Mit dem Begriff Künstliche Intelligenz werden Technologien beschrieben, die kognitive Kompe-

tenzen imitieren, zu denen bisher nur Menschen fähig waren. Dazu zählen zum Beispiel strate-

gisches Denken oder sprachliche Fähigkeiten. Dadurch können Personalressourcen in Teilen 

ersetzt oder zumindest reduziert werden. 
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 Feststellung 

Die Stadt Dortmund hat bereits eine gute aber ausbaufähige Grundlage geschaffen, um den 

Einsatz von KI zu fördern und unter Risikoaspekten zu regeln. Die Stadt befindet sich zudem 

in einem Prozess, potenzielle Einsatzfelder der KI in ihrer Verwaltung zu identifizieren und 

den normativen Rahmen weiterzuentwickeln. 

Eine Stadt sollte sich mit potenziellen Anwendungsfällen von KI unter Abwägung von Chancen 

und Risiken im Hinblick auf ethische Aspekte, IT-Sicherheit und Datenschutz auseinanderset-

zen. Daraus sollten Vorgaben für die Einführung, Nutzung und Qualitätssicherung von KI-Kom-

ponenten sowie definierte Einsatzgrenzen resultieren.  

Die Stadt Dortmund hat schon damit begonnen, Projekte im Kontext der KI zu initiieren. Inso-

fern gibt es erste Erfahrungswerte, die bereits in ersten Regelungen und Maßnahmen zur Quali-

tätssicherung gemündet sind. Weitere Konzepte sind geplant. Für das umfangreiche Aufgaben-

feld KI hat die Stadt Dortmund inzwischen einen koordinierenden KI-Manager, der im Dortmun-

der Systemhaus verortet ist, eingestellt. 

Die Stadt Dortmund plant den Einsatz von KI überall dort, wo Beschäftigte durch KI Unterstüt-

zung erfahren können. Grenzen finden sich, wo Maschinen Entscheidungsautonomie gewährt 

werden soll. Daher hat sich die Stadt Dortmund auch für eine dem tatsächlichen Einsatz vorge-

schaltete Regelung im Umgang mit der KI entschieden. Bereits früh hat sie eine KI-Projekt-

gruppe mit allen möglicherweise Beteiligten (wie zum Beispiel der Datenschutzbeauftragten) zur 

Annäherung an das Thema und zur Erarbeitung erster Rahmenbedingungen gebildet. Grund-

lage für den ethischen Kontext legt hier schon grob die Charta „Digitales Dortmund“. Außerdem 

hat die Kommune inzwischen eine „KI-Leitlinie zum Einsatz und zur Nutzung von KI bei der 

Stadt Dortmund“ erarbeitet und durch den Verwaltungsvorstand beschlossen. Eine „Geschäfts-

anweisung zum Einsatz und zur Nutzung von KI“ liegt darüber hinaus bereits in der Entwurfs-

fassung vor.  

Auch hat die Stadt Dortmund die Sensibilisierung aller Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen für das 

Thema KI durch Schulungen und Kompetenzaufbau begonnen. Außerdem gibt es regelmäßige 

Podcast mit dem KI-Manager der Stadt. Für die konkrete praktische Herangehensweise ist ein 

“Handbuch KI“ in Planung. Dieses soll Einzelheiten des Einführungsprozesses, der Klassifika-

tion von KI-Systemen, der Nutzung des KI-Verzeichnisses etc. regeln. Ebenfalls werden weitere 

mögliche Nutzende (z. B. Bürgerinnen und Bürger) durch direkte Interaktion oder über die 

Website der Stadt Dortmund schon frühzeitig transparent und gezielt informiert. 

Mit allen hier aufgeführten Maßnahmen hat die Stadt Dortmund bereits einen ersten großen 

Schritt gemacht, um Vertrauen zu schaffen, Missbrauch vorzubeugen und eine innovationsfreu-

dige Kultur im Umgang mit KI zu schaffen. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte auf ihrer guten Grundlage aufbauen und ihr Vorhaben weiter vo-

rantreiben, in einer Geschäftsanweisung und einem Handbuch flankierende Regelungen 

festzulegen. In diesem Zusammenhang sollte sie insbesondere Einsatzgrenzen und -nutzen 

weiter ausdefinieren sowie explizite Risikoabwägungen in Bezug auf Datenschutzaspekte 

vornehmen. Darüber hinaus sollte sie die fachliche Qualifizierung und den geplanten Um-

gang mit KI-Projekten in die übergeordnete Digitalisierungsstrategie aufnehmen. 
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3.4.2.2 Digitalisierungsniveau 

Um das Digitalisierungsniveau zu bestimmen, hat die gpaNRW exemplarisch fünf Verwaltungs-

leistungen ausgewählt und auf der Basis einer Selbstauskunft der Kommune unter einheitlichen 

Prüfkriterien betrachtet. Die Prüfkriterien zielen darauf ab, Medienbrüche im gesamten Prozess 

vom auslösenden Ereignis (z. B. Antrag) bis hin zum Ergebnis (z. B. Bescheid) zu identifizieren. 

Ergänzend betrachten wir, inwieweit die gesamte Verwaltung bereits auf elektronische Akten 

als Grundlage für digitales Verwaltungshandeln zurückgreifen kann. 

 Feststellung 

Bei der Einführung der E-Akte und dem gesamtstädtischen Dokumentenmanagementsystem 

zeigt die Stadt Dortmund noch einen schwachen Umsetzungsstand. Sie erreicht aber bei 

den von der gpaNRW ausgewählten Verwaltungsleistungen ein insgesamt relativ hohes Di-

gitalisierungsniveau. Bei der medienbruchfreien Bearbeitung der betrachteten Prozesse be-

stehen dennoch noch Optimierungsmöglichkeiten. 

Eine Stadt sollte bereits Fortschritte bei der Einführung der elektronischen Aktenführung in der 

gesamten Verwaltung vorweisen können. Auf dieser Grundlage sollte sie bei Verwaltungsleis-

tungen, über das Online-Angebot hinaus, auch eine möglichst medienbruchfreie Bearbeitung 

gewährleisten. 

Das nachstehende Balkendiagramm zeigt, welches Niveau die Stadt Dortmund in diesem Zu-

sammenhang erreicht und wie sich die übrigen kreisfreien Städte positionieren. 

Digitalisierungsniveau in Prozent 2024 

 

Die Stadt liegt im Vergleich zu den anderen kreisfreien Städten über dem dritten Viertelwert. 

Nur wenige Städte haben hier ein besseres Gesamtergebnis erzielt. 

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 
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In den einzelnen Bereichen stellen sich die Ergebnisse für die Stadt Dortmund im interkommu-

nalen Vergleich wie folgt dar: 

Digitalisierungsniveau im Detail in Prozent 2024 

 

Die Stadt Dortmund kann sich insbesondere bei den ausgewählten fachlichen Kernabläufen mit 

Außenwirkung weiter verbessern, während sie bei den internen Unterstützungsprozessen be-

reits sehr weit ist. Damit erzielt die Stadt Dortmund mindestens genauso gute oder sogar bes-

sere Ergebnisse wie die meisten Vergleichsstädte. 

Positiv hervorzuheben ist, dass die Stadt Dortmund alle oben genannten Prozesse bereits do-

kumentiert und die meisten auch analysiert und optimiert hat. 

Das Verbesserungspotenzial bei den untersuchten Verwaltungsleistungen liegt vor allem bei 

den noch vorhandenen Medienbrüchen in den Prozessen. Dass die ausgewählten Abläufe noch 

nicht vollständig digital abgewickelt werden, hat unterschiedliche Gründe. Sie sind im Bearbei-

tungsprozess und den erforderlichen Rahmenbedingungen begründet. So ist es beispielsweise 

noch nicht in allen geprüften Bereichen möglich, die Leistungen über ein Portal anzubieten oder 

es fehlt an einer technischen Vollständigkeits- oder Plausibilitätsprüfung. Weitere Informationen 

können überdies auch oft nicht über Schnittstellen aus anderen Fachverfahren eingeholt wer-

den. 

Unabhängig von den durch die gpaNRW betrachteten Prozessen hat die Stadt Dortmund 25 

Top-Digitalisierungsprojekte identifiziert und priorisiert. Ziel ist es, Transparenz und Verbindlich-

keit zu schaffen. Die Priorisierungskriterien berücksichtigen gesetzliche Rahmenbedingungen, 
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Wünsche der Politik und den entstehenden Nutzen für die Einwohnenden sowie Unternehmen. 

Von diesen Verwaltungsleistungen hat die Stadt bereits zehn digital verfügbar gemacht, weitere 

sind in der Umsetzung (z. B. Einbürgerung) bzw. Planung (z. B. Personalausweis). Die digitale 

Abwicklung der Beantragung von Wohngeld gehört ebenfalls dazu, so dass hier eine zeitnahe 

Verbesserung des digitalen Angebotes zu erwarten ist. 

Die Stadt Dortmund verfügt schon über einen zentralen Überblick über die Anbindung der Fach-

bereiche an eine E-Akte oder ein Dokumentenmanagementsystem (DMS) und hat entspre-

chend einen Roll-out-Plan für die Anbindung der Fachbereiche aufgesetzt. Allerdings hat sie – 

auch bedingt durch einen strategisch begründeten Wechsel der DMS-Software – bisher nur an-

satzweise ihre Akten digital anbinden können. Bis Ende 2028 ist eine sukzessive Ausstattung 

der Fachbereiche mit E-Akte und DMS geplant. Hierin liegt Optimierungspotenzial, um die digi-

tale Transformation der Verwaltung weiter zu stärken. Kurzfristig ist daher insgesamt mit deut-

lich besseren Ergebnissen zu rechnen. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte ihre Aufmerksamkeit und Ressourcen noch stärker auf die medi-

enbruchfreie Bearbeitung von Verwaltungsleistungen lenken und die flächendeckende Ein-

führung der digitalen Akte mit Priorität vorantreiben. 

3.4.3 Prozessmanagement 

Digitales Arbeiten bedeutet nicht, dass Verwaltungsleistungen automatisch effizienter erbracht 

werden. Die Voraussetzung dafür ist, dass funktions- und organisationsübergreifende Arbeits-

abläufe (Prozesse) effizient gestaltet und die resultierenden Anforderungen an die IT beschrie-

ben werden. Verwaltungen müssen daher kritisch hinterfragen, welche Arbeitsschritte wann er-

forderlich sind und wo sie technisch unterstützt werden können.  

Die gpaNRW prüft anhand ausgewählter Kriterien, inwiefern die Städte dazu auf ein systemati-

sches Prozessmanagement zurückgreifen können.  

 Feststellung 

Die Stadt Dortmund nimmt in der Gesamtbetrachtung eine gute Position im Prozessmanage-

ment ein. Gleichwohl bestehen in strategischer Hinsicht und bei der operativen Ausgestal-

tung noch Optimierungsansätze. 

Eine Stadt sollte verbindlich beschreiben, welche Ziele sie mit der Betrachtung und Optimierung 

von Verwaltungsprozessen verfolgt. Dabei sollte sie auch festlegen, welchen Prozessen sie Pri-

orität einräumt und in welcher Art und Weise sie ihr Prozessmanagement gestalten möchte. 

Eine Stadt sollte durch operative Vorgaben und Maßnahmen gewährleisten, dass Prozesse ver-

waltungsweit einheitlich erhoben, analysiert und dokumentiert werden Die Prozessdokumenta-

tion sollte sich an der Vorgabe des Landes NRW (BPMN 2.0)36 orientieren. 

 

36 BPMN 2.0 (Business Process Model and Notation 2.0) ist der aktuelle Standard zur Geschäftsprozessmodellierung. Sie erlaubt, Pro-
zesse grafisch abzubilden und für die gesamte Organisation transparent darzustellen. 
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Eine Stadt sollte ihre Prozessmodelle nutzen, um Anforderungen für IT-Systeme oder IT-Kom-

ponenten zu beschreiben, die Wirtschaftlichkeit von IT-Einsatz zu beurteilen und Potenziale von 

Prozessoptimierungen auszuweisen. 

Das nachstehende Balkendiagramm zeigt, wie viele Anforderungen die Stadt Dortmund in die-

sem Zusammenhang anteilig erfüllt und wie sich die übrigen kreisfreien Städte positionieren. 

Erfüllungsgrad Prozessmanagement in Prozent 2024 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Die Stadt Dortmund liegt mit ihrem Gesamtergebnis knapp unter dem dritten Viertelwert der ge-

prüften Städte. Das bedeutet, dass nur etwa über 25 Prozent der Vergleichskommunen bessere 

Ergebnisse vorweisen können. 

Die zentrale Koordination des Prozessmanagements ist im „Personal- und Organisationsamt“ 

beim Dezernat 8 – Personal und Organisation angesiedelt. Hier wird das Prozessmanagement 

weiterentwickelt, Schulungen durchgeführt und die Qualität dezentral erhobener Prozesse ge-

prüft. Die Erhebung, Dokumentation und Analyse der Prozesse selbst erfolgt dezentral durch 

den jeweils zuständigen Fachbereich. 

Bei der Digitalisierung und technischen Optimierung von Prozessen ist immer auch das Dort-

munder Systemhaus involviert. Gesamtstädtisch liegt der Fokus also darauf, dass prozessuales 

Denken und Handeln auf viele Akteure und auf alle Fachbereiche verteilt Einzug in die Verwal-

tung hält. In diesem Zusammenhang beschafft die Stadt Dortmund derzeit eine Software, die zu 

einer besseren Kollaboration sowie Analysemöglichkeit im Prozessmanagement führen soll. 

Die strategische Ausrichtung zum Prozessmanagement ist noch nicht verbindlich in der Verwal-

tung der Stadt Dortmund etabliert worden. Zwar finden sich an mehreren Stellen wie z. B. in ei-

ner Schulungspräsentation oder der „Arbeitshilfe IKS" Ansätze für grundlegende Überlegungen; 

jedoch fehlt es an einer zentralen, transparenten Strategie, in der sowohl die Ziele, aber auch 

Verantwortlichkeiten, Priorisierung von Prozessaufnahmen und Prozessanalysen, der Turnus 
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von Prozessevaluationen und die Fortschreibung geregelt sind. Umso positiver ist, dass die 

Stadt derzeit an einem strategischen Rahmen arbeitet. 

Anders als bei den meisten anderen kreisfreien Städten in NRW werden die Möglichkeiten des 

Prozessmanagements in der Stadt Dortmund zu Steuerungszwecken bereits optimal genutzt. 

So ermittelt sie beispielsweise die Anzahl von Medienbrüchen mit Hilfe des Fachverfahrens. 

Auch Kennzahlen und Indikatoren, um Optimierungspotenziale in bestehenden Abläufen aus-

weisen zu können, werden regelmäßig erhoben. Zudem nutzt die Stadt ihre Prozessmodelle, 

um die Wirtschaftlichkeit beim Einsatz von Informationstechnik zu beurteilen. Sie verwendet 

diese außerdem, um Anforderungen an IT-Systeme zu beschreiben, in dem vor jeder Soft-

wareeinführung zunächst der Soll-Prozess definiert und hieraus die Anforderungen an das je-

weilige Fachverfahren abgeleitet wird. 

Trotz einer vergleichsweise guten Positionierung aus operativer Perspektive bestehen aus Sicht 

der gpaNRW noch Verbesserungsmöglichkeiten. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte ihr Vorhaben, ihrem Prozessmanagement einen strategischen 

Rahmen zu geben, weiter vorantreiben und hierin Kernthemen grundsätzlich regeln. 

 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte ihre operativen Vorgaben in Teilen nachschärfen. Insbesondere 

sollte sie festlegen, dass grundsätzlich nach jeder Prozesserhebung auch eine Prozessana-

lyse und -optimierung durchgeführt wird und standardmäßig prüfen, ob der Einsatz von 

Künstlicher Intelligenz zukünftig Prozesse unterstützen können. 

3.4.4 Nachhaltigkeit 

Hinter dem großen Potenzial von Digitalisierung und der damit verbundenen Technik verbirgt 

sich ein wachsender Energieverbrauch und ein zunehmendes Aufkommen von Elektronik-

schrott. Die Städte stehen vor der Herausforderung, die Vorteile der IT auszunutzen, ohne da-

bei die natürlichen Ressourcen zu erschöpfen oder negative gesellschaftliche Auswirkungen zu 

verstärken. Hier setzt die Prüfung der Nachhaltigkeit in der Informationstechnik an. 

Die gpaNRW beschränkt sich im Rahmen dieses Prüfgebietes auf Aspekte der ökologischen 

Nachhaltigkeit. Im Fokus stehen die ökologische Nachhaltigkeit in der IT sowie durch den Ein-

satz von IT. 

 Die Stadt Dortmund schöpft das ökologische Potenzial der Informationstechnik bereits sehr 

gut aus. 

Um die ökologische Nachhaltigkeit in der IT gewährleisten zu können, sollte eine Stadt: 

 eine Nachhaltigkeitsstrategie besitzen, die Ziele und Maßnahmen zu nachhaltiger IT be-

schreibt,  

 ihre Beschäftigten systematisch für die Bedeutung einer nachhaltigen IT sensibilisieren,  
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 energieeffiziente Hardware einsetzen und möglichst mit Strom aus regenerativen Ener-

gien betreiben, 

 darauf ausgerichtet sein, IT-Endgeräte nach Möglichkeit zu konsolidieren und  

 Regelungen zum nachhaltigen Umgang mit defekten und ausrangierten IT-Endgeräten 

treffen.  

Eine Stadt sollte die Digitalisierung nutzen, um ökologische Nachhaltigkeitspotenziale zu gene-

rieren. 

Das nachstehende Balkendiagramm zeigt, wie viele Anforderungen die Stadt Dortmund in die-

sem Zusammenhang anteilig erfüllt und wie sich die übrigen kreisfreien Städte positionieren. 

Erfüllungsgrad Nachhaltigkeit in Prozent 2024 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Im Streudiagramm sind nicht alle Einzelwerte ablesbar, da mehrere Werte deckungsgleich sind. 

Die Stadt Dortmund ordnet sich im Vergleich zu den anderen kreisweiten Städten an der Spitze 

ein. Sie forciert Nachhaltigkeit nicht nur in der IT, sondern auch durch die IT selbst.  

Die Herausforderung, die Möglichkeiten der ökologischen Nachhaltigkeit durch IT möglichst in-

tensiv zu nutzen, geht die Stadt Dortmund sowohl pragmatisch als auch systematisch an. So 

berücksichtigen IT- und Digitalisierungsprojekte bereits die nachhaltige Ausrichtung der Stadt. 

Ökologisch nachhaltige Effekte beim IT-Einsatz werden zielgerichtet in den Fokus genommen. 

Praktisch zeigt sich dies unter anderem darin, dass sich bislang erforderliche Wegstrecken für 

die Mitarbeitenden reduzieren. Dienstvereinbarungen zum mobilen Arbeiten der Stadt Dort-

mund bieten sehr gute Rahmenbedingungen sowohl zur Arbeitszeit als auch zum Arbeitsort. 

Hierdurch wird der Verkehr insgesamt und die Wegstrecken der einzelnen Mitarbeitenden wei-

ter reduziert. Zudem hebt die Stadt Dortmund durch innovative Raumkonzepte wie Desksharing 
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und OpenSpaces aktiv das Potenzial des mobilen Arbeitens. In der Folge wird nicht nur der Flä-

chenbedarf der Verwaltung, sondern auch der Energiebedarf der Verwaltung massiv reduziert. 

Darüber hinaus nutzt die Stadt Dortmund die Möglichkeiten zum mobilen Arbeiten, um die 

quantitative IT-Ausstattung ihrer Mitarbeitenden weiter zu konsolidieren. So hat sie die Zahl an 

IT-Endgeräten je Arbeitsplatz mit IT-Ausstattung in den letzten Jahren durch konsequenten Ver-

zicht auf Doppelausstattung kontinuierlich verringern können. 

Im Hinblick auf die Nachhaltigkeit innerhalb der IT selbst sticht die Stadt Dortmund mit ihrem 

„Umsetzungskonzept Nachhaltige IT“ positiv heraus. Darin regelt sie unter anderem, dass bei 

IT-Beschaffungen nachhaltige Gesichtspunkte Berücksichtigung finden. Hier wirkt sich das IT-

Betriebsmodell der Stadt sehr positiv auf alle Aspekte der ökologischen Nachhaltigkeit in der IT 

aus. Verbessern kann sich die Stadt noch dadurch, dass sie die Mitarbeitenden für Themen der 

nachhaltigen IT noch systematischer als bislang sensibilisiert. Die Stadt selbst achtet darauf, 

den Energieverbrauch der gesamten IT (Rechenzentrum und IT-Endverbrauchende) zu über-

wachen und setzt dabei ausschließlich erneuerbare Energien ein. Zudem zielt die Stadt Dort-

mund darauf ab, die Lebensdauer von IT-Geräten auszuweiten, um Ressourcen zu schonen 

und Elektroschrott zu vermeiden. 

Positiv ist auch, dass die Stadt Dortmund zu den Zielen des „Umsetzungskonzept Nachhaltige 

IT“ grundsätzlich Kennzahlen definiert hat. Allerdings zieht sie diese derzeit noch nicht für eine 

jährliche Wirksamkeitsüberprüfung heran. 

3.4.5 IT-Sicherheit 

Die Verwaltung ist infolge der Digitalisierung mehr denn je davon abhängig, dass die IT mög-

lichst störungsfrei funktioniert und die zu verarbeitenden Daten angemessen geschützt sind.  

In Anlehnung an die Vorgaben des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) 

hat die gpaNRW ausgewählte technische und organisatorische IT-Sicherheitsaspekte geprüft.  

Informationen zu IT-Sicherheitsrisiken sind sensible Informationen. Daher stellen wir die Ergeb-

nisse im Folgenden lediglich zusammenfassend dar. Detaillierte Handlungsoptionen hat die 

gpaNRW dokumentiert und mit der Stadtverwaltung im Prüfungsverlauf eingehend kommuni-

ziert. 

 Feststellung 

Die technischen und organisatorischen IT-Sicherheitsstrukturen der Stadt Dortmund sind 

sehr gut. Es bestehen lediglich wenige Ansätze, die vorhandenen Konzeptionen zu ergän-

zen, um in Notfallsituationen noch besser reagieren zu können. 

Die technische Infrastruktur und der konzeptionelle Rahmen müssen dem Schutzbedarf der zu 

verarbeitenden Daten und den strategischen Vorgaben gerecht werden. Dies bedingt, dass sich 

eine Stadt mit möglichen Notfallszenarien und dessen Folgen auseinandersetzt. Auch für poten-

tielle Systemausfälle und Datenverluste muss er verbindliche Vorgaben für die operative IT und 

die verschiedenen Anwendergruppen machen. 

Das nachstehende Balkendiagramm zeigt, wie viele Anforderungen die Stadt Dortmund in die-

sem Zusammenhang anteilig erfüllt und wie es im Vergleich dazu bei den übrigen kreisfreien 

Städten aussieht. 
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Erfüllungsgrad IT-Sicherheit in Prozent 2024 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Die Stadt Dortmund konnte das erreichte Gesamtergebnis im Vergleich zur letzten Prüfung 

deutlich verbessern. Dies betrifft sowohl die technischen Bereiche als auch insbesondere die 

konzeptionellen Aspekte. Positiv hervorzuheben ist außerdem, dass die Stadt Dortmund aktuell 

den Aufbau eines BCM (Business Continuity Management) vorbereitet, um notwendige Pro-

zesse auch bei Störungen zu schützen bzw. alternative Abläufe zu ermöglichen. Dass die Stadt 

Dortmund nicht 100 Prozent erreicht, liegt an vereinzelten konzeptionellen Optimierungsansät-

zen. Dies betrifft ergänzende Angaben im bereits vorhandenen Notfallkonzept, die eine ange-

messene Reaktion auf Krisen und Notfälle noch besser unterstützen sollen, um eine Fortfüh-

rung des IT-gestützten Verwaltungshandelns zu gewährleisten. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte einen auch die dezentralen Komponenten umfassenden Wieder-

anlaufplan sowie eine Übersicht über die Verfügbarkeitsanforderungen erstellen und den 

eingeschränkten IT-Betrieb definieren. 

3.4.6 Örtliche Rechnungsprüfung 

Je weiter die Digitalisierung der Verwaltung vorangeschritten ist, desto stärker muss sich die 

örtliche Rechnungsprüfung mit der Informationstechnik auseinandersetzen. Dies betrifft das 

„Prüfen mit IT“ ebenso wie das „Prüfen der IT“.  

Es ist nicht die Intention der gpaNRW die Prüfhandlungen der örtlichen Rechnungsprüfung zu 

bewerten. Vielmehr bewerten wir, inwiefern die örtliche Rechnungsprüfung von der Digitalisie-

rung profitieren kann und ob die Rahmenbedingungen eine sachgerechte Prüfung der IT über-

haupt ermöglichen. 
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 Die Stadt Dortmund hat optimale Strukturen geschaffen, um Prüfungen im Umfeld der IT 

durchzuführen und übrige Prüfhandlungen mit IT effizient zu unterstützen. 

Eine Stadt sollte gewährleisten, dass die örtliche Rechnungsprüfung Prüfhandlungen im Kon-

text der Informationstechnik durchführen kann. Dies bedingt hinreichende eigene und/ oder ex-

terne personelle Ressourcen und eine entsprechende fachliche Qualifikation. Darauf aufbauend 

sollte die örtliche Rechnungsprüfung IT-Prüfungen systematisch, unter Abwägung von Risikoas-

pekten, in ihrer Prüfplanung berücksichtigen und durchführen. 

Eine Stadt sollte in der örtlichen Prüfung Fachverfahren einsetzen, um Prüfhandlungen soweit 

wie möglich digital zu unterstützen. 

Das nachstehende Balkendiagramm zeigt, wie viele Anforderungen die Stadt Dortmund in die-

sem Zusammenhang anteilig erfüllt und wie sich die übrigen kreisfreien Städte positionieren. 

Erfüllungsgrad Örtliche Rechnungsprüfung 2024 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Die Stadt Dortmund steht mit an der Spitze aller geprüften kreisfreien Städte im Bereich der ört-

lichen Rechnungsprüfung. Sie hat in den letzten Jahren umfangreiche Prüfungen in Zusammen-

hang mit der Informationstechnik durchgeführt. Darüber hinaus führt sie auch Fach- und Ver-

waltungsprüfungen regelmäßig in Teams unter Beteiligung eines IT-Prüfers durch. 

Damit hat die Rechnungsprüfung der Stadtverwaltung in den letzten fünf Jahren sowohl den 

Prüfungsumfang als auch die Prüfungstiefe erkennbar ausbauen können. Die gpaNRW hat den 

Eindruck gewonnen, dass die Stadt IT-Prüfungen sehr strukturiert und mit großem Fachwissen 

angeht. Es ist eine klare Prüfstrategie erkennbar. 

Von Vorteil sind die vergleichsweise sehr guten quantitativen und qualitativen personellen Rah-

menbedingungen. Diese haben dem Rechnungsprüfungsamt der Stadt Dortmund wesentlich 

mehr und tiefergehende Prüfungen sowie begleitende Beratungen ermöglicht, als dies bei den 
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meisten anderen Städten der Fall ist. Ausschlaggebend für die sehr gute Situation sind die ver-

fügbaren Personalressourcen, die dadurch geprägt sind, dass die Stadt Dortmund ihre Stellen-

anteile für IT-Prüfungen zwischenzeitlich auf 7,0 Vollzeit-Stellen (davon eine projektbedingt be-

fristet) aufstocken konnte. Das von der Stadt Dortmund auf Basis der in der Prüfungsordnung 

festgelegten Aufgaben sowie der daraus aufbauenden Prüfungsplanung ermittelte Stellensoll 

entspricht damit der IST-Besetzung. An dem Ausbau der Fachkompetenz für die Prüfung von 

IT-Aspekten arbeitet die Stadt Dortmund derzeit. Ein „Junior-Senior-Modell“ unterstützt die IT-

Prüfenden auf ihrem Weg hin zu mehr Knowhow. 

Hinreichende und qualifizierte Personalressourcen sind auch die Grundlage, um mit IT-Unter-

stützung prüfen zu können. Dabei geht es darum, sämtliche Prüfhandlungen, also auch außer-

halb von IT-Prüfungen, durch den gezielten Einsatz von IT effizienter zu gestalten. Dazu zählt 

beispielsweise Prüfsoftware, die bei der Prüfungsplanung, Risikobewertung, der Visualisierung 

und anschließenden Analyse von Prozessen sowie die Prüfungsdokumentation unterstützt. Je 

stärker die digitale Transformation der Verwaltung vorangeschritten ist, also je größer das digi-

tale Datenvolumen ist, desto größer ist zudem das Potenzial von sogenannten Massendaten-

analysen. Grundsätzlich können Massendatenanalysen die Transparenz und den Informations-

gehalt von Daten erhöhen und Erkenntnisse bringen, die sonst nicht oder zumindest nur schwer 

erkannt werden können. Diese Voraussetzungen sind in Dortmund gegeben: der Stadt steht 

Fachsoftware für die Prüfungsdurchführung und Prozessanalyse und deren Dokumentationen 

sowie für die Massendatenanalyse zur Verfügung. 

3.4.7 IT-Kosten 

Die gpaNRW erhebt sämtliche Kosten für IT-Leistungen, die die Kernverwaltung in Anspruch 

nimmt. Im Fokus stehen daher nicht nur die Kosten in der zentralen IT-Organisationseinheit, 

sondern auch solche, die gegebenenfalls dezentral oder durch externe IT-Dienstleister anfallen.  

Erfahrungsgemäß bedingen eine hohe Leistungsquantität und -qualität höhere Kosten. Insofern 

bemisst sich die Wirtschaftlichkeit der IT nicht allein am Ressourceneinsatz, sondern vielmehr 

auch am damit erzielten Nutzen. Zudem hängt die Höhe der IT-Kosten auch vom gewählten IT-

Betriebsmodell und der Wirksamkeit der IT-Steuerung ab.  

Aus diesen Gründen beschränkt sich die gpaNRW an dieser Stelle auf eine aggregierte Kosten-

betrachtung. Die Verhältnismäßigkeit der IT-Kosten im Abgleich mit dem IT-Profil bewerten wir 

an anderer Stelle (s. übergeordnetes Kapitel 1.4 “IT in der Kernverwaltung“). Denn je höher die 

IT-Kosten ausfallen, desto höher sollte der Anspruch für die Stadt sein, den dadurch erzielten 

Nutzen und die Steuerungswirkung nachzuweisen.  

 Die IT-Kosten korrespondieren mit dem gewählten IT-Betriebsmodell und bieten keinen er-

kennbaren Ansatz für Einsparpotenziale, ohne die Qualität der bereitgestellten Leistungen 

negativ zu beeinträchtigen. 

Die Höhe der IT-Kosten sollte eine Korrelation zu den in Anspruch genommenen Leistungen 

bzw. den auszustattenden IT-Arbeitsplätzen erkennen lassen.  

Ausgangspunkt für die Analyse der IT-Kosten der Stadt Dortmund sind die Kosten im Verhält-

nis zu den Arbeitsplätzen, die mit IT auszustatten sind. Sie sind die Basis für einen interkommu-

nalen Vergleich und der Maßstab für den notwendigen Ressourceneinsatz. 
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IT-Kosten je Arbeitsplatz mit IT-Ausstattung in Euro 2023 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Die IT-Kosten der Stadt Dortmund liegen wie in der letzten Prüfung auf einem durchschnittli-

chen Niveau. 

Um einzuschätzen, inwiefern das dargestellte Ergebnis der Kostensituation der Stadt Dortmund 

gerecht wird, ist es erforderlich, ergänzend die IT-Kosten im Verhältnis zur Einwohnerzahl der 

Stadt zu betrachten. Dadurch wird ausgeblendet, wie viele IT-Arbeitsplätze eine Stadt benötigt, 

um ihre Verwaltungsaufgaben zu erfüllen. Dies ist eine wichtige Zusatzinformation, da IT-Kos-

ten nicht proportional mit der Zahl der auszustattenden Arbeitsplätze steigen oder fallen. Der 

Grund dafür ist, dass die technische Grundinfrastruktur in hohem Maße fixe Kosten verursacht, 

die sich nur bei größeren Kapazitätsanpassungen verändern. Werden diese auf eine hohe Ver-

teilmenge verrechnet, fällt die Kennzahl tendenziell günstiger aus (Fixkostendegression). Eine 

geringe Verteilmenge belastet hingegen die Kennzahlenausprägung. 
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IT-Kosten je 100 Einwohner in Euro 2023 

 

Mit den IT-Kosten je 100 Einwohner positioniert sich die Stadt Dortmund im interkommunalen 

Vergleich erkennbar schlechter als in Bezug auf einen Arbeitsplatz mit IT-Ausstattung. Dies liegt 

daran, dass die Stadt Dortmund innerhalb der Kernverwaltung mehr Arbeitsplätze mit IT aus-

stattet als die meisten der geprüften Städte. Dies belegt auch die Anzahl der Arbeitsplätze mit 

IT-Ausstattung je 10.000 Einwohner. Sie liegt mit 144 über dem Median von 130 Arbeitsplätzen 

mit IT-Ausstattung je 10.000 Einwohnern. Dadurch fällt die Fixkostendegression stärker aus als 

bei den meisten kreisfreien Städten. Realistisch ist die Kostensituation der Stadt Dortmund da-

her etwas höher einzuschätzen. 

Um die Angemessenheit der Kosten besser einordnen zu können, beziehen wir die Anzahl der 

IT-Endgeräte ein, mit denen die Stadt Dortmund ihre Arbeitsplätze ausstattet. Die Anzahl der 

IT-Endgeräte geht über die Anzahl der mit IT auszustattenden Arbeitsplätze hinaus. So schlie-

ßen sie beispielsweise auch Doppelausstattungen, Präsentations- und Schulungsgeräte sowie 

die Tablets der Verwaltung mit ein. Eine hohe Anzahl von IT-Endgeräten resultiert in der Regel 

aus strategischen Entscheidungen. Sie kann notwendig sein, um zusätzliche Bedarfe abzude-

cken oder einen hohen Ausstattungsstandard begründen. In jedem Fall gehen aber mit einer 

höheren Anzahl von IT-Endgeräten auch höhere Anschaffungs- und Betreuungskosten einher. 
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IT-Endgeräte je Arbeitsplatz mit IT-Ausstattung in Euro 2023 

 

Die Stadt Dortmund stellt für ihre Arbeitsplätze weniger IT-Endgeräte bereit als die meisten der 

geprüften Städte. Dies wirkt sich begünstigend auf die Kostensituation aus. 

Die IT-Kosten der Stadt Dortmund setzen sich wie folgt zusammen: 

IT-Kostenbestandteile in Prozent 20233 

 Personalkosten  Sachkosten Gemeinkosten 

Stadt Dortmund 51,76 39,50 8,74 

Interkommunaler Durch-

schnitt37 
28,84 66,24 4,92 

Die Aufteilung der Kostenbestandteile unterscheidet sich vom interkommunalen Durchschnitt 

der kreisfreien Städte. Dies ist in den unterschiedlichen Betriebsmodellen begründet. Der hö-

here Anteil an Personal- und damit zusammenhängenden Gemeinkosten bei zugleich geringe-

rem Sachkostenanteil bei der Stadt Dortmund ist Ausdruck des autarken IT-Betriebs. Während 

eine eigene Aufgabenerledigung insbesondere Personalkosten verursacht, kann die Stadt Dort-

mund, die nicht an Pakete eines externen Dienstleisters gebunden ist und keinem Abnahme-

zwang unterliegt, kostengünstiger auf dem freien Markt einkaufen. 

Aufgrund der besonders starken Ausprägung sowie der maßgeblichen Bedeutung für die Kenn-

zahlen legen wir den Fokus auf die Personal- und Sachkosten der Stadt Dortmund. Wie oben 

dargelegt, resultieren insgesamt etwas über die Hälfte der prüfungsrelevanten IT-Kosten aus 

dem Einsatz von eigenem Personal und den daraus resultierenden Gemeinkosten. Da die Ge-

meinkosten für das Gesamtergebnis angesichts ihres geringen Anteils eine untergeordnete 

 

37 Abweichend von den übrigen Vergleichsdarstellungen stellen wir hier nicht auf den Median, sondern auf das arithmetische Mittel ab. 
Damit 100 Prozent abgebildet werden können, müssen alle Vergleichswerte aus einem Datensatz stammen. Hierzu werden die jeweili-
gen Kostenbestandteile aller Kommunen summiert und durch die Anzahl der Kommunen geteilt. 
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Rolle spielen, legen wir den Fokus auf die Sach- und Personalkosten. Die entsprechenden Kos-

ten der Stadt Dortmund stellen sich im interkommunalen Vergleich wie folgt dar: 

Kostenbestandteile je Arbeitsplatz mit IT-Ausstattung in Euro 20233 

Kostenarten 
Stadt  

Dortmund 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Personalkosten 3.528 149 955 1.607 2.474 4.245 23 

Sachkosten 2.692 1.305 3.153 4.137 5.040 7.078 23 

Die Personalkosten fallen wie erwartet durch den fast autonomen IT-Betrieb erwartungsgemäß 

deutlicher höher aus als bei über drei Viertel der Vergleichskommunen. Dies resultiert jedoch 

nicht aus einem besonders hohen Besoldungs- und Vergütungsniveau, sondern aus einer hö-

heren Personalausstattung. Dies spiegelt auch die Betreuungsquote wider. Diese Quote zeigt 

auf, wie viele Arbeitsplätze mit IT-Ausstattung auf eine IT-Vollzeit-Stelle entfallen. Bei der Stadt 

Dortmund sind dies etwa 25 Arbeitsplätze mit IT-Ausstattung. In den meisten Vergleichsstädten 

muss eine IT-Vollzeit-Stelle mehr Arbeitsplätze mit IT-Ausstattung betreuen.  

In diesem Kontext ist jedoch anzumerken, dass die Stadt Dortmund auch IT-Leistungen für 

Kunden außerhalb der Kernverwaltung erbringt, deren Arbeitsplätze mit IT-Ausstattung in dieser 

Prüfung unberücksichtigt bleiben. Die hierzu erforderlichen Sach- und Personalkosten sind hier 

zunächst enthalten. Die Stadt Dortmund erhält für ihre IT-Leistungen jedoch kompensierende 

Erträge, die in etwa einen Betrag in Höhe von 929 Euro je Arbeitsplatz mit IT-Ausstattung abde-

cken. 

Insgesamt ist die Personalausstattung der Stadt Dortmund unkritisch. Um den IT-Betrieb zu si-

chern, ist es für Kommunen, die eigenständig IT-Aufgaben wahrnehmen, wichtig, ausreichende, 

teils auch redundante Personalkapazitäten vorzuhalten. Darüber hinaus steigt der Personalbe-

darf aufgrund der voranschreitenden Digitalisierung und dem damit einhergehenden Aufgaben-

spektrum ohnehin stetig an. 

Die Sachkosten liegen dagegen im Vergleich zu den anderen kreisfreien Städten unterhalb des 

ersten Viertelwertes. Das bedeutet, dass mehr als drei Viertel aller anderen Städte höhere 

Sachkosten aufweisen. Inwiefern die Sachkosten angemessen sind, lässt sich ohne eine Diffe-

renzierung in Kostenarten und Kostenstellen kaum beurteilen. Dies ist allerdings nicht Gegen-

stand dieser Prüfung. 

3.5 Steuerung der Schul-IT 

In ihrer Funktion als Schulträger haben die Städte ihren Schulen gemäß § 79 des Schulgeset-

zes NRW (SchulG NRW) eine am allgemeinen Stand der Technik und Informationstechnologie 

orientierte Sachausstattung zur Verfügung zu stellen. Ziel ist es, gemeinsam mit den Schulen 

die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass die IT-Ausstattung in qualifizierter Weise in den 

Unterricht bzw. in die pädagogische Arbeit einbezogen werden kann.  
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Die gpaNRW prüft anhand ausgewählter Kriterien, inwiefern die Städte wirksame Steuerungs-

strukturen aufgebaut haben, um dieses Ziel effizient erreichen zu können.  

 Feststellung 

Die Stadt Dortmund hat sehr gute Rahmenbedingungen geschaffen, um die Digitalisierung 

ihrer Schulen zielgerichtet und effizient zu steuern. Einzig hinsichtlich der IT-Sicherheitsvor-

gaben gibt es noch einen Optimierungsansatz. 

Die IT-Ausstattung an den Schulen und deren Betreuung sollten aus einer systematischen 

Steuerung des Schulträgers, unter der Einbeziehung aller Interessensgruppen, resultieren.   

Daraus leiten wir folgende Anforderungen ab: 

 Strategieprozess: Eine Stadt sollte ihre Strategie zur Ausstattung der Schulen verbindlich 

be- und regelmäßig fortschreiben. Die Strategie sollte die pädagogischen Konzepte der 

Schulen adäquat berücksichtigen. Zudem sollte sie in einer konkreten Projektplanung 

münden. 

 Ressourcenüberblick: Eine Stadt sollte an zentraler Stelle einen Überblick über die IT-

Ausstattungsgegenstände sowie die daraus resultierenden Kosten in der städtischen 

Schullandschaft besitzen.  

 Ausstattungsprozess: Eine Stadt sollte den Prozess der IT-Ausstattung an den Schulen 

von der Bedarfsmeldung bis hin zur Bezahlung und Einrichtung effizient gestalten und 

verbindlich regeln. In diesem Zusammenhang sollte sie Standards formulieren, um die 

Ausstattung möglichst zu harmonisieren und den Prozess zu vereinfachen. Dabei sollte 

sie auch Sicherheitsvorgaben berücksichtigen. 

 Support-Prozess: Eine Stadt sollte den Support-Prozess der Schul-IT, insbesondere die 

Abgrenzung zwischen dem First- und Second-Level-Support, verbindlich regeln. Allen 

Beteiligten sollten ihre Rollen und die resultierende Verantwortung klar sein. Die Support-

fälle sollten systematisch dokumentiert und zu Steuerungszwecken ausgewertet werden. 

 Informationsprozess: Eine Stadt sollte einen regelmäßigen und systematischen Informati-

onsaustausch zwischen allen Beteiligten gewährleisten.  

Das nachstehende Balkendiagramm zeigt, wie viele Anforderungen die Stadt Dortmund in die-

sem Zusammenhang anteilig erfüllt und wie sich die übrigen kreisfreien Städte positionieren. 

Erfüllungsgrad zur Steuerung der Schul-IT in Prozent 2024 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 
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Im Streudiagramm sind nicht alle Einzelwerte ablesbar, da mehrere Werte deckungsgleich sind. 

Die Stadt Dortmund liegt mit ihrem Ergebnis – wie drei andere der Vergleichskommunen - auf 

dem Maximum. In den einzelnen Prüfaspekten stellen sich die Ergebnisse für die Stadt Dort-

mund im interkommunalen Vergleich wie folgt dar: 

Teilerfüllungsgrade zur Steuerung der Schul-IT in Prozent 2024 

 

In fast allen Prüfaspekten erreicht die Stadt Dortmund ein sehr gutes Ergebnis.  

Die Schulen der Stadt Dortmund haben ihre pädagogischen Anforderungen an die IT in Form 

von Medienkonzepten beschrieben. Diese münden in einem strategischen und schulübergrei-

fenden Medienentwicklungsplan des Schulträgers für die 155 Schulen der Stadt. Dieser wurde 

2017 als Basis beschlossen. Seitdem gibt es eine jährliche Berichterstattung zu allen Punkten 

gegenüber dem Rat. Außerdem werden bei Bedarf Eckpunkte angepasst. So ist der Strategie-

prozess stets aktuell und kann an die geänderten Bedürfnisse der Schulen jeweils angepasst 

werden. Dieser bietet eine fundierte Grundlage für die vorausschauende Planung des Schulträ-

gers. Die strategische Ausrichtung enthält wichtige Vorgaben zu den Themen IT-Grundstruktur, 

Ausstattung, Betrieb, Support und Wartung sowie zur Umsetzung und Evaluierung der Maßnah-

men. Damit wird das Risiko einer Fehlplanung verringert. 



  Stadt Dortmund    Informationstechnik    050.010.050_03371 

Seite 139 von 316 

Wichtig für die Steuerung ist weiterhin ein schulübergreifender Überblick über alle IT-Ausstat-

tungsgegenstände der Schulen sowie die daraus resultierenden Kosten. Die Stadt Dortmund 

besitzt einen vollständigen Ressourcenüberblick, der an zentraler Stelle „auf Knopfdruck“ ver-

fügbar ist. Alle Informationen sind daher beim Schulträger immer griffbereit und zentral verfüg-

bar. Mit dieser Übersicht besitzt die Stadt eine essentielle Grundlage für perspektivische und 

schnelle Entscheidungen im Rahmen der Medienentwicklung. Neben der quantitativen Bewer-

tung dienen diese Informationen auch zur Klärung von Lizenzfragen, da sie einen Überblick 

über die Menge der Lizenzen für die vorhandenen Geräte geben. Auch lässt sich die Sys-

temauslastung besser planen und damit die Frage beantworten, wie viele Geräte welche Men-

gen an Speicher- und Serverressourcen benötigen. Nicht zuletzt trägt diese grundlegende 

Übersicht auch dazu bei, die Betriebsbereitschaft aufrecht zu erhalten. 

Außerdem fällt der Ausstattungsprozess der Stadt Dortmund ebenfalls positiv auf. Die Kom-

mune hat die potentiellen Beschaffungsfälle identifiziert und die Prozessabläufe beschrieben. 

Außerdem sichert die Stadt Dortmund die Ausstattungsstandards über definierte Warenkörbe 

ab. In dem Prozess fehlen allerdings konkrete Sicherheitsvorgaben, die auch bei der Beschaf-

fung und Ausgestaltung der IT-Ausstattung an den Schulen Berücksichtigung finden sollten. Zu-

dem kann die Stadt Dortmund die Beschaffungsanforderungen ihrer Schulen, die bislang über 

E-Mail bzw. persönliche Anforderung in den Quartalsgesprächen erfolgen, durch den direkten 

Zugriff der Schulen auf das Auftragsmanagement weiter optimieren und systematisieren. Hier 

ist die Stadt bereits auf einem guten Weg: die Einführung der digitalen Bedarfsmeldungen ist 

bereits konkret in Planung. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte gemeinsam mit ihren Schulen und ihrem IT-Dienstleister IT-Si-

cherheitsgrundsätze vereinbaren. Sie sollte das Vorhaben, den Schulen die direkte techni-

sche Möglichkeit zur Anbindung an das Auftragsmanagement zu geben, weiterverfolgen. 

Darüber hinaus gewährleistet die Stadt Dortmund einen regelmäßigen und systematischen In-

formationsprozess. Strategische Themen werden immer im „Steuerkreis Medienentwicklungs-

planung“ abgestimmt. Hier nehmen neben dem Schulträger und der IT-Abteilung auch die 

Schulaufsicht und die Schulformsprecher teil. Auf operativer Ebene finden speziell für das 

Thema Digitalisierung quartalsmäßig ebenfalls Besprechungen zwischen den Beteiligten der 

Schulen und des Schulträgers statt.   
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3.6 Anlage: Ergänzende Tabelle 

Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2024/2025 - Informationstechnik 

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

IT in der Kernverwaltung 

F1 

Die Voraussetzungen für das ersetzende Scannen in der Stadt Dortmund sind 

bereits gut. Gleichwohl hat sie noch nicht alle Empfehlungen der TR Resiscan 

formal umgesetzt, sodass eine revisionssichere Digitalisierung noch nicht best-

möglich gewährleistet ist. 

120 E1 

Die Stadt Dortmund sollte die Vorgehensweise für die Administration und 

Wartung der IT-Systeme in ihrer bereits bestehenden Verfahrensdoku-

mentation ergänzen. 

120 

F2 

Die Stadt Dortmund hat mit elektronischen Signaturen in einzelnen Bereichen 

bereits einen wesentlichen Beitrag für medienbruchfreies Arbeiten geschaffen. 

Punktuell fehlen ihr noch Instrumente, um weitere Potenziale zu identifizieren 

und den effizienten Einsatz zu unterstützen. 

121 E2 

Die Stadt Dortmund sollte sich einen zentralen Überblick darüber ver-

schaffen, in welchen Prozessen und Fachverfahren eine qualifizierte 

elektronische Signatur bereits eingesetzt wird und zukünftig erforderlich 

ist. Darüber hinaus sollte sie die qualifizierte elektronische Signatur per-

spektivisch in ihr DMS integrieren, um deren Einsatzmöglichkeiten weiter 

ausschöpfen zu können. 

121 

F3 

Die Stadt Dortmund hat bereits eine gute aber ausbaufähige Grundlage ge-

schaffen, um den Einsatz von KI zu fördern und unter Risikoaspekten zu re-

geln. Die Stadt befindet sich zudem in einem Prozess, potenzielle Einsatzfel-

der der KI in ihrer Verwaltung zu identifizieren und den normativen Rahmen 

weiterzuentwickeln. 

122 E3 

Die Stadt Dortmund sollte auf ihrer guten Grundlage aufbauen und ihr 

Vorhaben weiter vorantreiben, in einer Geschäftsanweisung und einem 

Handbuch flankierende Regelungen festzulegen. In diesem Zusammen-

hang sollte sie insbesondere Einsatzgrenzen und -nutzen weiter ausdefi-

nieren sowie explizite Risikoabwägungen in Bezug auf Datenschutzas-

pekte vornehmen. Darüber hinaus sollte sie die fachliche Qualifizierung 

und den geplanten Umgang mit KI-Projekten in die übergeordnete Digita-

lisierungsstrategie aufnehmen. 

122 

F4 

Bei der Einführung der E-Akte und dem gesamtstädtischen Dokumentenmana-

gementsystem zeigt die Stadt Dortmund noch einen schwachen Umsetzungs-

stand. Sie erreicht aber bei den von der gpaNRW ausgewählten Verwaltungs-

leistungen ein insgesamt relativ hohes Digitalisierungsniveau. Bei der medien-

bruchfreien Bearbeitung der betrachteten Prozesse bestehen dennoch noch 

Optimierungsmöglichkeiten. 

123 E4 

Die Stadt Dortmund sollte ihre Aufmerksamkeit und Ressourcen noch 

stärker auf die medienbruchfreie Bearbeitung von Verwaltungsleistungen 

lenken und die flächendeckende Einführung der digitalen Akte mit Priori-

tät vorantreiben. 

125 
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Feststellung Seite Empfehlung Seite 

F5 

Die Stadt Dortmund nimmt in der Gesamtbetrachtung eine gute Position im 

Prozessmanagement ein. Gleichwohl bestehen in strategischer Hinsicht und 

bei der operativen Ausgestaltung noch Optimierungsansätze. 

125 E5.1 

Die Stadt Dortmund sollte ihr Vorhaben, ihrem Prozessmanagement ei-

nen strategischen Rahmen zu geben, weiter vorantreiben und hierin 

Kernthemen grundsätzlich regeln. 

127 

   E5.2 

Die Stadt Dortmund sollte ihre operativen Vorgaben in Teilen nachschär-

fen. Insbesondere sollte sie festlegen, dass grundsätzlich nach jeder Pro-

zesserhebung auch eine Prozessanalyse und -optimierung durchgeführt 

wird und standardmäßig prüfen, ob der Einsatz von Künstlicher Intelligenz 

zukünftig Prozesse unterstützen können. 

127 

F6 

Die technischen und organisatorischen IT-Sicherheitsstrukturen der Stadt Dort-

mund sind sehr gut. Es bestehen lediglich wenige Ansätze, die vorhandenen 

Konzeptionen zu ergänzen, um in Notfallsituationen noch besser reagieren zu 

können. 

129 E6 

Die Stadt Dortmund sollte einen auch die dezentralen Komponenten um-

fassenden Wiederanlaufplan sowie eine Übersicht über die Verfügbar-

keitsanforderungen erstellen und den eingeschränkten IT-Betrieb definie-

ren. 

130 

Steuerung der Schul-IT 

F7 

Die Stadt Dortmund hat sehr gute Rahmenbedingungen geschaffen, um die 

Digitalisierung ihrer Schulen zielgerichtet und effizient zu steuern. Einzig hin-

sichtlich der IT-Sicherheitsvorgaben gibt es noch einen Optimierungsansatz 

137 E7 

Die Stadt Dortmund sollte gemeinsam mit ihren Schulen und ihrem IT-

Dienstleister IT-Sicherheitsgrundsätze vereinbaren. Sie sollte das Vorha-

ben, den Schulen die direkte technische Möglichkeit zur Anbindung an 

das Auftragsmanagement zu geben, weiterverfolgen. 

139 
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4. Gebäudewirtschaft - Klimaschutz 

4.1 Managementübersicht 

Die wesentlichen Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt Dortmund im Prüfgebiet Ge-

bäudewirtschaft - Klimaschutz stellt die gpaNRW nachfolgend zusammenfassend dar.  

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage aufgeführt. Die Rei-

henfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Gebäudewirtschaft - Klimaschutz 

Klimaschutz ist eine Querschnittsaufgabe, die sich über alle Bereiche der Stadt Dortmund er-

streckt. Der vorliegende Bericht befasst sich insbesondere mit dem Klimaschutz innerhalb der 

Gebäudewirtschaft. Die Anpassung des Gebäudeportfolios an die Notwendigkeiten des Klima-

schutzes ist eine langfristige Aufgabe, die über viele Jahre eine erhebliche personelle wie finan-

zielle Ressourcenbereitstellung erfordert.  

Für die Stadt Dortmund hat das Thema Klimaschutz eine große Bedeutung. Handlungsleitend 

sind für die Stadt das „Handlungsprogramm Klima-Luft 2030“ sowie das Ziel der Treibhausgas-

neutralität bis zum Jahr 2035. Damit hat sich die Stadt Dortmund einen deutlich kürzeren zeitli-

chen Rahmen gesetzt, als es die gesetzlichen Vorgaben vorsehen (bis zum Jahr 2045).  

Diese klimapolitischen Ziele der Stadt Dortmund sind sehr ambitioniert. Zumal eine eigene Be-

zifferung der notwendigen Maßnahmen für den städtischen Gebäudebestand noch nicht vor-

liegt. Hierfür hat die gpaNRW eine Hochrechnung des Finanzbedarfs für die Zielerreichung 

durchgeführt und diese dem Finanzmitteleinsatz der Jahre 2020 bis 2023 für die städtischen 

Liegenschaften gegenübergestellt. Um die Treibhausgasneutralität im eigenen Gebäudebe-

stand erreichen zu können, müsste die Stadt ihren Finanzmitteleinsatz der Hochrechnung zu-

folge fast verachtfachen. 

Ein Energiemanagementsystem hat die Stadt Dortmund für ihr Gebäudeportfolio eingeführt. Mit 

diesem System wird eine systematische, zeitnahe und gebäudescharfe Verbrauchsdatenerfas-

sung vorgenommen. 

Durch das vorhandene Monitoring- und Kennzahlensystem verfügt die Stadt Dortmund über ein 

Steuerungsinstrument, welches für eine effiziente Maßnahmenumsetzung sowie die Überprü-

fung der Zielerreichung notwendig ist.  

Für die Projektsteuerung und das Controlling kommunaler Investitionsvorhaben hat die Stadt 

ein Verfahren entwickelt, welches den Grundzügen eines Bauinvestitionscontrollings entspricht. 

Insgesamt kann festgestellt werden, dass die Stadt Dortmund mit ihren zahlreichen Maßnah-

men, insbesondere im eigenen Gebäudebestand, der gesetzlich geforderten Vorbildfunktion 

nachkommt. Dennoch ist ungewiss, ob die Stadt mit den aktuell verfügbaren Ressourcen den 
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erforderlichen Beitrag leisten kann, um die angestrebte Treibhausgasneutralität bis 2035 zu 

erreichen. 

4.2 Aufbau des Teilberichtes 

Die Kapitel dieses Teilberichtes beginnen mit einer wertenden Aussage zu unserem Prüfungs-

ergebnis. Wertungen, die eine Stellungnahme der Stadt nach § 105 Abs. 6 und 7 der Gemein-

deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) notwendig machen, bezeichnen wir 

als Feststellung. 

Anschließend folgt kursiv gedruckt die Sollvorstellung. Die Sollvorstellung stellt die Inhalte und 

das Prüfungsziel im Kapitel dar. Sie ist allgemein formuliert und grundsätzlich für alle Städte 

gültig, z. B. auf Basis der aktuell geltenden Gesetzeslage. 

Ausgehend von diesem Soll analysieren wir die individuelle Situation in der geprüften Stadt und 

weisen dabei erkannte Verbesserungspotenziale als Empfehlung aus. 

Weitere allgemeine Ausführungen zur Struktur der Teilberichte stehen im Vorbericht. 

4.3 Inhalte, Ziele und Methodik 

In den letzten Jahrzehnten hat sich das Klima global verändert. Die Erde wird wärmer und das 

Klima wandelt sich, und das schneller als zuvor und weltweit. Auch in Deutschland sind die 

Auswirkungen des Klimawandels deutlich spürbar. So haben extreme Hitze und Trockenheit, 

Starkregen und Überschwemmungen deutlich zugenommen. 

Das Klima zu schützen, ist eine der drängendsten Aufgaben unserer Zeit. Daher hat die Lan-

desregierung Klimaschutzziele festgelegt, um damit einen Beitrag zur Einhaltung der nationalen 

Klimaschutzziele sowie der europäischen Klimaschutzvorgaben zu erbringen. Sie legen fest, 

wie die Treibhausgasemissionen im Vergleich zum Jahr 1990 schrittweise gemindert werden 

sollen: 

 bis zum Jahr 2030 um mindestens 65 Prozent, 

 bis zum Jahr 2040 um mindestens 88 Prozent, 

 bis zum Jahr 2045 Treibhausgasneutralität. 

Um dieses Ziel zu erreichen, sind umfangreiche Maßnahmen notwendig, die auf EU-, Bundes-, 

Länder-, aber auch auf kommunaler Ebene umgesetzt werden müssen. 

Die gpaNRW untersucht in diesem Prüfgebiet, wie die Städte mit den Vorgaben zur Einsparung 

von Treibhausgasen umgehen. Dies stellt ein sehr breites Spektrum dar. Daher befasst sich 

dieser Bericht schwerpunktmäßig mit klimaschutzrelevanten Strategien im Gebäudesektor, die 

dazu beitragen, direkte und indirekte Emissionen im Rahmen der Gebäudenutzung zu reduzie-

ren. 
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Ziel der gpaNRW ist es, auf Steuerungs- und Optimierungspotenziale und Risiken hinzuweisen. 

Die Darstellung und Beschreibung der Vorgehensweise der bisherigen und geplanten Maßnah-

men und Ziele schafft Transparenz. Zusätzlich sensibilisiert sie die Entscheidungsträger für ei-

nen bewussten und zielgerichteten Umgang mit dieser Thematik.  

Dazu untersucht die gpaNRW zunächst die Organisation sowie die Strategie des Klimaschutzes 

bei den Städten. Wir betrachten, ob und auf welcher Grundlage eine CO2-Bilanzierung bereits 

erstellt und wie weit das Energiemanagement ausgebaut ist. Anhand der durchgeführten Maß-

nahmen wollen wir eruieren, ob ein Monitoring vorhanden ist. Aufgrund der hohen Investitions-

kosten betrachten wir darüber hinaus, inwieweit ein Bauinvestitionscontrolling installiert ist. 

4.4 Strukturen 

Die Strukturen einer Stadt haben Einfluss auf den erforderlichen Gebäudebestand. So wirken 

sich Einwohnerzahlen und Gebietsfläche beispielsweise auf den Bedarf an Schulen, Kinderta-

geseinrichtungen und Feuerwehrgerätehäusern aus. 

In der Stadt Dortmund leben auf einer Fläche von ca. 280 qkm rund 600.000 Einwohner und 

Einwohnerinnen. Damit gehört sie mit über 2.000 Einwohnern je qkm zu den dicht besiedelten 

Städten in Nordrhein-Westfahlen. Nach Köln und Düsseldorf ist sie die drittgrößte Stadt in Nord-

rhein-Westfalen.  

Die Stadt Dortmund gehört zur Metropolregion Rhein-Ruhr. Durch den gut vernetzten Haupt-

bahnhof, durch den Regionalflughafen, aber insbesondere durch den größten Kanalhafen Euro-

pas, ist sie ein wichtiger Verkehrsknoten in der Region. 

Strukturkennzahlen Dortmund 2023 

Grund- und Kennzahlen Dortmund  Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert   

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

EW* 586.852 111.770 174.989 260.126 359.007 1.073.096 23 

Gebietsfläche in qkm 281 51,42 95,95 160 222 405 23 

EW je qkm (Bevölkerungs-

dichte) 
2.091 792 1.515 2.078 2.487 3.046 23 

Quelle: IT.NRW zum 31.12.2022 *EW = Einwohnerinnen bzw. Einwohner 

Die Einwohner verteilen sich auf fast 316.000 Haushalte. Bei jedem zweiten Haushalt handelt 

es sich um einen Einpersonenhaushalt. Insgesamt existieren in der Stadt Dortmund über 

96.500 Wohngebäude. Hinzu kommen über 1.400 sogenannte Nichtwohngebäude.38  

 

38 Quelle: Dortmunder Statistik, Fläche und EW zum 31.12.2022 / Gebäudebestand zum 31.12.2021 
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Die Stadt Dortmund verfügt insgesamt über rund 1.600 städtische Immobilien mit einer Brutto-

grundfläche von über zwei Millionen Quadratmeter. Dabei ist den Schulen mit ca. 1,4 Mio. qm 

der überwiegende Teil der Fläche zuzuordnen. 

Städtisches Gebäudeportfolio Dortmund 2024 

Gebäudenutzung Anzahl Bruttogrundfläche in qm Anteil in Prozent 

Schulen 611 1.413.254 68,96 

Sport- und Freizeitbetriebe 241 116.946 5,71 

Tageseinrichtungen für Kinder 212 101.711 4,96 

Verwaltung (Büroflächen) 34 71.846 3,51 

Kulturbetriebe 23 70.412 3,44 

Jugend 82 41.891 2,04 

Feuerwehr 39 31.732 1,55 

Soziales 70 28.788 1,41 

Friedhöfe 106 22.905 1,12 

Betriebshöfe 15 2.792 0,14 

Sondervermögen GVVF 7 17.190 0,84 

Sonstiges 140 129.455 6,32 

Gesamtsumme 1.580 2.048.922 100 

Die Gesamtfläche der städtischen Gebäude entspricht umgerechnet rund 11.700 durchschnittli-

chen Einfamilienhäusern. Hierdurch wird deutlich, welchen Beitrag die Stadt Dortmund mit ihrer 

Vorbildfunktion für einen funktionierenden Klimaschutz im eigenen Gebäudebestand leisten 

kann.  

Bei der Stadtverwaltung Dortmund arbeiten insgesamt rund 10.000 Mitarbeitende. Die Verwal-

tung der Stadt Dortmund ist in acht Dezernate aufgeteilt.  

Die Stadt Dortmund hat in den letzten Jahren und Jahrzehnten einen Strukturwandel erlebt: 

weg vom Bergbau hin zu einer Dienstleistungswirtschaft. 

4.5 Klimaschutz in der Gebäudewirtschaft 

Die kommunalen Träger sind Schlüsselakteure für das Gelingen des Klimaschutzes vor Ort. 

Ihnen kommt in diesem umfassenden Transformationsprozess eine besondere Bedeutung zu: 

Einerseits entsteht bei den Städten ein großer Teil der klimarelevanten Emissionen, etwa durch 

Gebäude, Mobilität sowie Gewerbe und Industrie. Andererseits haben die kommunalen Träger 

mit ihren vielfältigen Funktionen als Vorbild, Planer, Eigentümer, Versorger und größter öffentli-

cher Auftraggeber weitreichende Handlungsmöglichkeiten, um den Klimaschutz vor Ort voran-

zubringen.  



  Stadt Dortmund    Gebäudewirtschaft - Klimaschutz    050.010.050_03371 

Seite 146 von 316 

4.5.1 Organisation  

 Das Thema Klimaschutz wird bei der Stadt Dortmund vom Umweltamt aus koordiniert. Die 

Maßnahmen für den Klimaschutz im eigenen Gebäudebestand führt der Bereich „Städtische 

Immobilienwirtschaft“ durch. Die Verantwortlichkeiten sind klar definiert. 

Das Thema Klimaschutz in der Gebäudewirtschaft sollte eine Stadt von zentraler Stelle aus ko-

ordinieren und steuern. Die Aufgabenbereiche sollten klar definiert und abgegrenzt sein.  

Das Thema Klimaschutz ist bei der Stadt Dortmund im Dezernat 6: Umwelt, Planen und Woh-

nen angesiedelt. Hier ist das Umweltamt (Fachbereich 60) zuständig. Innerhalb des Umweltam-

tes liegt die Verantwortlichkeit insbesondere beim Bereich 60/5-1 Koordinierungsstelle Klima-

schutz und Klimafolgenanpassung. Von hier aus wird das Thema für die gesamte Stadt Dort-

mund koordiniert. In dem Bereich sind u.a. folgende Aufgaben angesiedelt: 

 Erneuerbare Energien, 

 Klimaschutzmaßnahmen, 

 Masterplan integrierte Klimaanpassung Dortmund (MiKaDo), 

 Roll-Out-Konzept, 

 Wissenschaftlicher Klimabeirat, 

 Verwaltung Klimabeirat, 

 Ernährungsstrategie. 

Neben der koordinierenden Funktion des Umweltamtes werden entsprechende Projekte und 

Maßnahmen federführend in den fachlich bzw. organisatorisch zuständigen Dezernaten bear-

beitet. Hervorzuheben sind hier der Fachbereich Liegenschaften (FB 23) sowie die Städtische 

Immobilienwirtschaft (FB 65).  

Der Fachbereich Liegenschaften fungiert als zentraler Ansprechpartner für alle städtischen Im-

mobilien. Er nimmt die Eigentümerfunktion für die städtischen Immobilien wahr. Weiterhin ist er 

zuständig für den Erhalt des Immobilienvermögens und erarbeitet wirtschaftliche Lösungen für 

den Flächenbedarf der städtischen Fachbereiche. Sämtliche Investitionsentscheidungen über 

Sanierungen, Erweiterungen oder Neubauten werden hier bearbeitet. Er steuert dabei einen 

wesentlichen Teil der städtischen Hochbauinvestitionen und entwickelt Immobilienprojekte. 

Die Städtische Immobilienwirtschaft ist als Fachbereich innerhalb der Stadtverwaltung Dort-

mund zentraler Ansprechpartner für alle Bereiche, die das Bauen und Bewirtschaften städti-

scher Immobilien betreffen. Der Fachbereich ist zuständig für die Planung, Erstellung und Un-

terhaltung der Gebäude. Zum einen werden klimaschutzrelevante Maßnahmen bei Neu-, Um- 

und Erweiterungsbauten sowie Sanierungen umgesetzt. Zum anderen liegt ein großes Poten-

zial im Bereich der Energieverbräuche. Hier ist der Fachbereich sehr aktiv. 

Die beteiligten Fachbereiche tauschen sich regelmäßig über die entsprechenden Maßnahmen 

aus. So ist gewährleistet, dass alle den gleichen Kenntnisstand haben. 
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Ein weiteres wichtiges Gremium im Bereich Klimaschutz ist der Klimabeirat. Dieser wurde 2022 

gegründet und ist mit Vertretern aus Wissenschaft und Forschung, Wirtschaft und Handel, aus 

weiteren gesellschaftlichen Gruppierungen, der Bürgerschaft sowie der Politik besetzt. Der 

Klimabeirat verfolgt, begleitet und diskutiert die kommunalen Aktivitäten im Bereich des Klima-

schutzes und der Klimafolgenanpassung. Er gibt Impulse zur Umsetzung und Beschleunigung 

der Klimaschutzprogramme und empfiehlt weitere Möglichkeiten zur Erreichung der Klima-

schutzziele. Er fungiert als wichtiges Bindeglied zwischen der Stadtgesellschaft, der Verwaltung 

und den politischen Gremien. 

4.5.2 Strategie 

 Die Stadt Dortmund hat sich bereits frühzeitig mit dem Thema Klimaschutz beschäftigt und 

in ihren politischen Vorgaben verankert. Durch umfangreiche Maßnahmen konnten in der 

Vergangenheit große Erfolge im Bereich der CO2-Einsparung erzielt werden. Handlungslei-

tend ist das Ziel der Treibhausgasneutralität bereits bis zum Jahr 2035. 

Eine Stadt sollte eine nachhaltige Strategie zum Klimaschutz haben, um der eigenen Klimaver-

antwortung gerecht zu werden. Sie sollte auf Basis eines politischen Beschlusses strategische 

Zielvorgaben verbindlich festlegen. Klimaschutz sollte damit systematisch, personell und finan-

ziell in einer Stadt und damit auch in der Gebäudewirtschaft verankert sein. Für die Gebäude-

wirtschaft bedarf es Vorgaben zum Klimaschutz, mit denen der Betrieb, der Bau und Umbau 

von Gebäuden gestaltet wird. Wesentlicher Bestandteil dieser Vorgaben sollten eindeutige und 

messbare Zielsetzungen sein. In diesen Zielsetzungen sollte definiert werden, wieviel Emissio-

nen durch den städtischen Gebäudebestand in der Zukunft emittiert werden dürfen. 

Das Thema Klimaschutz wird bei der Stadt Dortmund bereits seit den 1990er Jahren aktiv ge-

staltet. 1993 erfolgte der Beitritt der Stadt Dortmund zum Klimabündnis und damit die Verpflich-

tung zu einer kontinuierlichen Verminderung der Treibhausgasemissionen. In den Folgejahren 

hat sie am European Energie Award (EEA) teilgenommen und wurde dafür auch ausgezeich-

net. Weiterhin ist sie dem Convenant of Mayors39 beigetreten.  

Ein wesentlicher Meilenstein war die Verabschiedung des Handlungsprogramms Klimaschutz 

2020 im Jahr 2011. Mit diesem Programm gab es konkrete Vorstellungen zur Minderung der 

Treibhausgasemissionen. 

Insgesamt hat die Stadt Dortmund bzw. haben die politischen Gremien zahlreiche Beschlüsse 

und Maßnahmen zum Klimaschutz gefasst und auch bereits umgesetzt. Folgend eine Auswahl 

der maßgeblichen Aktivitäten: 

 Handlungsprogramm Klimaschutz 2020 (Beschluss 2011), 

 Resolution Klimanotstand (2019), 

 Handlungsprogramm Klima-Luft 2030 (Beschluss 2019), 

 

39 Der Konvent der Bürgermeister/innen ist eine offizielle europäische Bewegung, im Rahmen derer sich die beteiligten Städte freiwillig 
zur Steigerung der Energieeffizienz und zur Nutzung nachhaltiger Energien verpflichten. 
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 Masterplan integrierte Klimaanpassung Dortmund MiKaDo (2021), 

 Einrichtung Klimabeirat, 

 Klimaschutzfond „Klima ist heimspiel“, 

 Klimabarometer, 

 Energieberatung zum Bauen und Sanieren, 

 Nachhaltigkeitsbericht der Stadt Dortmund 2022, 

 Vorbild-Kommune „Mentor City“ (Mentorstadt) in 2023, 

 Anpassung des Handlungsprogramms Klima-Luft 2030 (November 2023), 

 Leitfaden „Klimaneutrales Bauen“ (2024). 

Die hier dargestellten Aktivitäten und daraus abzuleitenden Maßnahmen machen deutlich, dass 

das Thema Klimaschutz bei der Stadt Dortmund einen hohen Stellenwert hat. Der gesetzlich 

beschriebenen Vorbildfunktion der öffentlichen Hand kommt die Stadt Dortmund somit nach und 

leistet damit einen nennenswerten Beitrag zur Erreichung der Landes-, Bundes- und EU-Ziele. 

Diese Vorbildfunktion wird durch die Auszeichnung „Mentor City“ (Mentorstadt) unterstrichen. 

Die Stadt Dortmund ist eine von zehn Städten, die die EU als „Mentor City“ ausgewählt hat. Bei 

den Themen Klima, Umwelt, Mobilität und Digitalisierung hat Dortmund damit Vorbildfunktion. 

Die unterschiedlichen Beschlüsse und entsprechenden Maßnahmen haben jeweils wichtige 

Schnittstellen zu anderen Maßnahmen (siehe auch Kapitel 4.5.3 Planung von Klimaschutzmaß-

nahmen) und wären für sich alleine genommen nicht so wirksam wie im Verbund. Insofern ist 

eine gesteuerte Vernetzung der Maßnahmen notwendig. Hier kommt der Koordinierungsstelle 

Klimaschutz im Umweltamt eine besondere Bedeutung zu. Wie bereits im vorherigen Kapitel er-

läutert, nimmt diese Koordinierungsstelle eine Schlüsselposition ein. 

Für die Stadt Dortmund bilden vier Bausteine den Rahmen für eine klimagerechte Entwicklung: 

 Handlungsprogramm Klima-Luft 2030, 

 Masterplan integrierte Klimaanpassung Dortmund (MiKaDo), 

 Sofortprogramm Klima sowie der   

 Klimabeirat. 

Ein wesentlicher Meilenstein für die Ausrichtung der Aktivitäten und Maßnahmen im Bereich Kli-

maschutz der Stadt Dortmund ist der Beschluss vom November 2021 zur Treibhausgasneutrali-

tät der Stadt Dortmund bis zum Jahr 2035.  

Die kreisfreien Städte in NRW haben inhaltlich und zeitlich gesehen unterschiedliche Strategien 

zur Erreichung ihrer Treibhausgasneutralität (THG-Neutralität). Zeitlich gesehen ergibt sich ein 

unterschiedliches Ambitionsniveau mit einer Spannbreite von 15 Jahren. 
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Zieljahre der kreisfreien Städte zur Erreichung der Treibhausgasneutralität 

 

Von den 23 kreisfreien Städten haben zehn weitere genau wie die Stadt Dortmund 2035 als 

Zieljahr festgelegt.  

Das Klimaabkommen von Paris hat zum Ziel, die globale Erderwärmung auf 1,5 Grad Celsius 

und deutlich unter zwei Grad Celsius zu begrenzen. Auf dieser Grundlage lässt sich nach wis-

senschaftlicher Berechnung die Gesamtmenge an Emissionen (CO2-Budget) ableiten, die noch 

emittiert werden darf, um die entsprechende Klimagrenze mit einer bestimmten Wahrscheinlich-

keit nicht zu überschreiten. 

Ein Großteil der kreisfreien Städte nutzt insofern ein für Deutschland berechnetes nationales 

CO2-Budget als geeigneten Maßstab für die eigene Klimapolitik. 

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) empfiehlt aktuell für Deutschland ab 2024 ein 

CO2-Budget in Höhe von rd. 3,9 Gigatonnen40 CO2 nach dem Einwohnerprinzip. Hierdurch 

könnte die Erderwärmung auf 1,75 Grad Celsius begrenzt werden. Dies setzt allerdings bei ei-

ner 67 prozentigen Wahrscheinlichkeit der Zielerreichung und einer linearen Emissionsreduk-

tion eine Klimaneutralität Deutschlands bis zum Jahr 2037 voraus. Nach diesem Szenario ver-

bleiben Deutschland somit noch 13 Jahre, bis die Klimaneutralität erreicht sein sollte. 

Die Stadt Dortmund orientiert sich hinsichtlich des Zeitpunktes der anzustrebenden Treibhaus-

gasneutralität ebenfalls an der Betrachtung des zur Verfügung stehenden CO2- Restbudgets. 

Weitere Ausführungen hierzu ergeben sich aus dem Abschnitt „Treibhausgasbilanz“.  

Mit den zuvor genannten Beschlüssen und Maßnahmen hat die Stadt Dortmund eine gute 

Grundlage für einen aktiven Klimaschutz im eigenen Konzern geschaffen. 

Der Klimaschutz ist eine gesetzlich verankerte Anforderung mit höchster Priorität. In der Veröf-

fentlichung „Erstes Klimaschutzpaket Nordrhein-Westfalen“ 41 äußert sich die Landesregierung 

NRW wie folgt:  

„Folgende Klima-Rangfolge in absteigender Vorrangigkeit wird festgelegt:  

 Vermeidung von Emissionen durch klimaneutrale Alternativen,  

 

40 Laut Stellungnahme des Sachverständigenrates für Umweltfragen aus März 2024 (basierend auf FORSTER et al. (2023))  

41 Erstes Klimaschutzpaket NRW, S. 9 / Herausgeber: Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie des Landes NRW, 
Juni 2023 
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 Reduktion von Emissionen durch emissionsärmere Alternativen und 

 Kompensation von Emissionen durch Zukauf von Kompensationsgutschriften.“ 

Die Landesverwaltung selbst hat das Ziel, bis 2030 klimaneutral zu sein.  

Die Landesregierung gibt mit der o.g. Klima-Rangfolge eine klare Priorisierung der Vorgehens-

weise vor. Eine politische Entscheidung auf kommunaler Ebene, die eigene Klimaneutralität 

schneller als gesetzlich vorgegeben zu erreichen und ggfs. hierbei die Kompensation von Emis-

sionen durch Zukauf von Kompensationsgutschriften zu nutzen, ist aus unserer Sicht im Rah-

men der kommunalen Selbstverwaltung zunächst nicht zu beanstanden.  

Allerdings ist zu bedenken, dass Finanzmittel, die für Kompensationsgutschriften genutzt wer-

den, nicht zur Umsetzung weiterer Klimaschutzmaßnahmen innerhalb der eigenen Infrastruktur 

zur Verfügung stehen. Wir begrüßen es daher, dass die Möglichkeit über Kompensationsgut-

schriften die Klimaschutzziele zu erreichen, in der Priorisierung der Landesregierung an letzter 

Stelle steht und somit nur in Ausnahmefällen genutzt werden sollte. 

Hinzu kommt, dass es von hohem Interesse sein wird, welche Qualität die Kompensationsgut-

schriften enthalten und wo diese zum Tragen kommen. 

In der Anpassung des Handlungsprogramms Klima-Luft 2030 ist die Stadt Dortmund auf die 

verschiedenen Möglichkeiten der Kompensation eingegangen. Auch daraus geht hervor, dass 

die Kompensation das letzte Instrument im Klimamanagement bildet. „Vorher sollen alle emissi-

onsrelevanten Geschäftsaktivitäten berechnet und analysiert werden, Hotspots identifiziert 

(durch eine THG-Bilanz) und daraus Vermeidungs- und Reduktionsempfehlungen abgeleitet 

werden.“ 

4.5.3 Planung von Klimaschutzmaßnahmen 

 Feststellung 

Die Stadt Dortmund hat ein umfangreiches Maßnahmenpaket ausgearbeitet. Ein weiterer 

wichtiger Schritt sollte sein, die notwendigen Maßnahmen monetär zu beziffern und in den 

kommenden Haushalten zu berücksichtigen. 

Sobald die strategischen Vorgaben zur Erreichung der Klimaneutralität vorliegen, bedarf es zur 

Umsetzung einer konkreten Maßnahmenplanung. Eine Stadt sollte ihre Maßnahmenplanung 

zentral, d.h. strukturübergreifend über alle Dezernate anlegen. Die Maßnahmen müssen zielori-

entiert sein. Sie sollten mit einer Ressourcenplanung verbunden werden und zeitlich kalkuliert 

sowie mit Meilensteinen hinterlegt sein. Dabei sollten die Aufgaben untereinander priorisiert 

werden. Abschließend sollte geregelt sein, wie der Maßnahmenplan überwacht und im Bedarfs-

fall angepasst wird. 

Für die Umsetzung der Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 2035 hat die Stadt Dortmund 

zahlreiche Maßnahmen geplant. Einige befinden sich bereits in der Umsetzung oder sind mitt-

lerweile fertiggestellt.  

Mit dem Handlungsprogramm Klimaschutz 2020, welches im Jahr 2011 beschlossen wurde, hat 

die Stadt Dortmund bisher über 70 Projekte und zahlreiche weitere Maßnahmen entwickelt und 

umgesetzt. 
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Eine Aktualisierung des Handlungsprogramms hat die Stadt Dortmund durch das Handlungs-

programm Klima-Luft 2030 im Jahr 2021 vorgenommen. In einem breit aufgestellten Beteili-

gungsprozess hat die Stadt dieses Handlungsprogramm erstellt. So wurden mit Interviews und 

Workshops unterschiedliche gesellschaftliche Gruppen und klimaaktive Menschen in die Erar-

beitung des Handlungsprogramms einbezogen. 

In dem Handlungsprogramm Klima-Luft 2030 wurden fünf Handlungsfelder definiert: 

 Handlungsfeld 1: Erneuerbare Energien und Energieeffizienz (EE) 

 Handlungsfeld 2: Nachhaltiges Bauen (NB) 

 Handlungsfeld 3: Nachhaltige Mobilität (MO) 

 Handlungsfeld 4: Landwirtschaft und Ernährung (LE) 

 Handlungsfeld 5: Luft (LU) 

Zusätzlich zu den handlungsfeld-bezogenen Maßnahmen wurden handlungsfeld-übergreifende 

Maßnahmen entwickelt, mit denen bestimmte Zielgruppen innerhalb der Dortmunder Stadtge-

sellschaft angesprochen werden (ÜB).  

Im Weiteren wurden in einem beteiligungsorientierten Verfahren Maßnahmen entwickelt, mit de-

nen die Stadt Dortmund die Klimaschutzziele erreichen möchte.  
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Maßnahmenübersicht 

Nr. Maßnahme 

Übergreifend 

ÜB1 Aktivierung der Bürger*innen für den Klimaschutz 

ÜB2 Aktivierung von privatem Kapital für den Klimaschutz 

ÜB3 Dortmunder Netzwerk für den Klimaschutz 

ÜB4 Klimaschutz in der Dortmunder Wirtschaft 

Erneuerbare Energien und Energieeffizienz 

EE1 Erstellung eines Energienutzungsplans (ENP) 

EE2 Kampagne für die Nutzung von Photovoltaik 

EE3 Der Dortmunder CO2-Rechner 

EE4 Pilotvorhaben für neue Technologien 

Nachhaltiges Bauen 

NB1 Klimaneutraler Gebäudebestand kommunaler Gebäude und städtischer Töchter 

NB2 Initiative effiziente Gebäude (Neubau und Bestand) 

NB3 Nachhaltiges Bauen fördern 

NB4 Ausbau regenerativer Nahwärmenetze 

Nachhaltige Mobilität 

MO1 Masterplan Nachhaltige Mobilität für die Stadt 

MO2 Masterplan Mobilität 2030 – Teilkonzept „Radverkehr & Verkehrssicherheit“ 

MO3 Masterplan Mobilität 2030 – Teilkonzept „Fußverkehr und Barrierefreiheit“ 

MO4 Masterplan Mobilität 2030 - Teilkonzept „Ruhender Verkehr und Öffentlicher Raum" 

MO5 
Masterplan Mobilität 2030 – Teilkonzept „DO & die Region - Nach innen und außen vernetzte 

Stadt“ 

Landwirtschaft und Ernährung 

LE1 Gründung eines Ernährungsrates mit ressortübergreifender Fachstelle zur Ernährungswende 

LE2 Lokale und regionale Erzeugung sowie Vermarktung 

LE3 Klimafreundliche, gesunde Ernährung in städtischen Einrichtungen 

LE4 Klimafreundliche und nachhaltige Landwirtschaft 

LE5 Bildung für klimafreundliche, nachhaltige Ernährung 

Luft 

LU1 Informationsportal „Luftqualität" 

LU2 Informationsgewinnung - Messnetz lufthygienische und bioklimatische Kenngrößen 

LU3 
Luftaustausch in Belastungsgebieten – Langfristige planerische Sicherung der bestehenden 

Entlastungsflächen für Luftaustausch 

LU4 Analyse und Prognose der Luftschadstoffbelastung im Stadtgebiet 

LU5 Durchgrünungsoffensive 

Für diese Maßnahmen wurden Steckbriefe erarbeitet. Mit den Maßnahmensteckbriefen be-

schreibt die Stadt Dortmund die einzelnen Maßnahmen mit den notwendigen Arbeitsschritten, 

den Beteiligten, den Zuständigkeiten sowie Schätzungen zu Zeitaufwänden und finanziellen 
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Ressourcen. Zur Einschätzung des Maßnahmensteckbriefes stellen wir die wesentlichen Inhalte 

in der nachfolgenden Tabelle dar. 

Maßnahmensteckbrief Dortmund 

Maßnahmentitel 

Einordung des Vorhabens 

Erwartete projektbezogenen Ergebnisse 

Kurzbeschreibung – Worum geht es? 

Erste Schritte 

Verantwortliche, Projektpartner, Zielgruppe 

Kosten und Aufwand 

Erfolgsindikatoren 

Zusätzliche positive Effekte, Querbezüge zu anderen Handlungsfeldern 

Zeitraum 

Der Steckbrief enthält wichtige Aspekte zur Einordnung der Maßnahmen hinsichtlich Aufwand 

und Wirkung.  

Mit Blick auf den eigenen Gebäudebestand kommt der Maßnahme NB1 „Klimaneutraler Gebäu-

debestand kommunaler Gebäude und städtischer Töchter“ eine besondere Bedeutung zu. In 

dem Steckbrief heißt es u.a. hierzu: 

 „Die Stadt hat einen direkten Einfluss auf den Klimaschutz im eigenen Gebäudebestand, 

zu dem auch der Bestand der städtischen Tochtergesellschaften zu zählen ist. Im Sinne 

der öffentlichen Vorbildfunktion wird empfohlen, einen klimaneutralen Gebäudebestand 

der Stadt und ihrer Töchter umgehend anzustreben.“ 

In diesem Zusammenhang hat die Stadt Dortmund einen Leitfaden entwickelt und im November 

2024 beschlossen, welcher Vorgaben zum klimaneutralen Bauen definiert und für alle Baupro-

jekte der Städtischen Immobilienwirtschaft gilt. Mit diesem Leitfaden legt die Stadt den Grund-

stein für eine ganzheitliche Betrachtung von Nachhaltigkeit und Klimaschutz im Hochbaube-

reich.  

Auf Grundlage der Anpassung der nationalen Klimaschutzziele hat auch die Stadt Dortmund ihr 

Klimaschutzziel angepasst und auf das Jahr 2035 (bisher 2045) vorgezogen. Damit bestand die 

Notwendigkeit, das Handlungsprogramm Klima-Luft 2030 an das Ziel der Treibhausgasneutrali-

tät 2035 anzupassen. Dies wurde mit dem Konzept „Anpassung des Handlungsprogramms 

Klima-Luft 2030 an das Ziel Klimaneutralität bis 2035“ vorgenommen, welches im November 

2023 vorgestellt wurde.  

Der Fokus in diesem Konzept wurde „auf die beschleunigte Umsetzung der identifizierten Po-

tenziale und nicht auf die Identifikation neuer Handlungsfelder und Maßnahmen gelegt“.  

Die in dem Handlungsprogramm Klima-Luft 2030 beschriebenen Maßnahmen haben inhaltlich 

weiterhin Bestand, sollten allerdings schneller erfüllt werden. Dabei ergeben sich folgende 

Handlungsschwerpunkte: 
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1. Ausbau erneuerbarer Stromgewinnung 

 a. durch Photovoltaik und 

 b. durch Bioenergie 

2. Ausbau erneuerbarer Wärmegewinnung 

 a. durch Umweltwärme, 

 b. durch Bioenergie und 

 c. durch Solarthermie. 

3. Hebung von Effizienzpotenzialen im Bereich 

 a. Strom, 

 b. Wärme und 

 c. Treibstoffe. 

In einem sogenannten Klimaschutzszenario werden unterschiedliche Potenziale für die ver-

schiedenen Handlungsfelder aufgezeigt. Allerdings wird aus dem Anpassungskonzept deutlich, 

dass „alle vorhandenen Potenziale zu 100 Prozent ausgereizt werden. Auch wenn es sich bei 

den erneuerbaren Energien um technische Potenziale und belastbare Zahlen handelt, ist die Er-

füllung dieser Potenziale höchst ambitioniert“. Gleichwohl wird mit diesen Maßnahmen das 

Treibhausgasneutralitätsziel nicht erreicht und es bleibt immer noch ein Rest an Treibhaus-

gasemissionen im Jahr 2035 über dem gesetzten Ziel der Treibhausgasneutralität. 

Die für den Gebäudebestand identifizierten Potenziale zielen dabei insbesondere auf alternative 

Brennstoffe sowie auf Sanierungen der Gebäude und Liegenschaften ab.  

Die Kosten für die tatsächliche Umsetzung der Maßnahmen im eigenen Gebäudebestand (ins-

besondere Baukosten) kann die Stadt Dortmund aktuell nicht beziffern.  

Die gpaNRW sieht in der Bezifferung und auch tatsächlichen Berücksichtigung der notwendigen 

Maßnahmen in der städtischen Haushaltsplanung eine wichtige Voraussetzung, um das selbst 

gesteckte Ziel der THG-Neutralität bis zum Jahr 2035 zu erreichen.  

Um den Finanzmittelbedarf zu beurteilen, der für die Sanierung des städtischen Gebäudebe-

stands der Stadt Dortmund hin zur THG-Neutralität notwendig wird, hat die gpaNRW eine 

Schätzung anhand eines Wertekorridors in Verbindung mit der Fläche der Gebäude vorgenom-

men. 
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Der Wertekorridor gibt einen finanziellen Rahmen mit von- / bis-Werten an sowie einem Basis-

wert. Dabei handelt es sich um Orientierungswerte, die auf Erfahrungswerten anderer Kommu-

nen sowie auf Fachliteratur basieren42, die durchaus nach unten wie auch nach oben, je nach 

Vorhaben, abweichen können. 

Wertekorridor für die Sanierung städtischer Gebäude in Euro je qm BGF 

von Basiswert  bis 

1.600 2.500 3.400 

 

Der Basiswert liegt bei 2.500 Euro je qm Bruttogrundfläche (BGF). Dieser beinhaltet Finanzmit-

tel für Umbauten, Modernisierungen oder Instandsetzungen oder auch Kombinationen aus den 

vorgenannten Maßnahmen. Dabei handelt es sich nicht ausschließlich um Maßnahmen, die 

dem Klimaschutz dienen. Eine Differenzierung ist für diese Überschlagskalkulation nicht mög-

lich. Nicht enthalten sind Nebenkosten wie z.B. eigene Personalaufwendungen in den Ämtern 

oder Planungskosten für externe Dritte. 

Es handelt sich um einen Schätzwert und soll lediglich eine Prognose darstellen. Die tatsächli-

chen Kosten für den Umbau des Gebäudebestandes können durchaus höher liegen. Da aber 

voraussichtlich nicht alle Gebäude angepasst werden müssen, wir aber den gesamten Flächen-

anteil mit diesem Wert multiplizieren, ist der Basiswert als Schätzwert angemessen. 

Der Gebäudebestand der Stadt Dortmund umfasst eine Fläche von über zwei Million Quadrat-

meter (BGF). Multipliziert mit dem Basiswert von 2.500 Euro je qm ergibt sich ein Finanzmittel-

bedarf von insgesamt rund 5,1 Mrd. Euro, der für die Zielerreichung der Treibhausgasneutralität 

im eigenen Gebäudebestand bis zum Jahr 2035 aufgewendet werden muss. Bis zum Zieljahr 

2035 verbleiben der Stadt Dortmund noch zwölf Jahre (ab 2024). Umgerechnet auf die verblei-

benden Jahre bis zum Zieljahr ergibt sich ein jährlicher Finanzmittelbedarf von rund 427 Mio. 

Euro.  

Damit Dortmund das Ziel der Klimaneutralität 2035 realistisch erreichen kann, muss die Stadt 

die notwendigen Finanzmittel bis 2035 nicht nur verplanen, sondern auch in den Gebäuden um-

setzen. Diese Finanzmittel hat die Stadt Dortmund allerdings bisher nicht in Ihrer Haushaltspla-

nung berücksichtigt. Sollte in den ersten Jahren die Umsetzung in der entsprechenden Höhe 

nicht erreicht werden, erhöht sich der Finanz- und Umsetzungsbedarf in den Folgejahren.  

Neben dem erforderlichen Finanzmittelbedarf für die kommenden Jahre bis zum Erreichen der 

THG-Neutralität, haben wir uns auch den bisherigen Finanzmitteleinsatz in den eigenen Gebäu-

debestand angesehen.  

 

42 Diese Werte basieren insbesondere auf Baukostenberechnungen für öffentliche Gebäude sowie auf Standards der DIN 276, die die 
Bauwerkskosten (KG 300) und die Kosten für technische Anlagen (KG 400) detailliert beschreibt. 
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Finanzmitteleinsatz für städtisches Gebäudeportfolio Dortmund in Mio. Euro 

 2021 2022 2023 

Finanzmitteleinsatz in Mio. € 49,3 62,8 52,8 

Im Durchschnitt der hier genannten Jahre wurden jährlich rund 54,9 Mio. Euro in den städti-

schen Gebäudebestand verausgabt.  

In der folgenden Grafik haben wir den bisherigen Finanzmitteleinsatz dem Finanzmittelbedarf 

gegenübergestellt. 

Finanzmitteleinsatz und Finanzmittelbedarf im städt. Gebäudemanagement Dortmund in Mio. Euro 

 

* bis 2023: IST (Finanzmitteleinsatz), ab 2024: PLAN (kalkulierter Bedarf nach gpa-Modellrechnung) 

Es wird deutlich, dass der zukünftig erforderliche Finanzmittelbedarf erheblich über dem bisheri-

gen Finanzmitteleinsatz liegt. Die Stadt Dortmund müsste, bzw. muss ihre Finanzmittel in den 

eigenen Gebäudebestand fast verachtfachen, wenn sie ihr ambitioniertes Ziel der THG-Neutrali-

tät bis zum Jahr 2035 realistisch und auch tatsächlich erreichen möchte. Aufgrund der erforder-

lichen hohen finanziellen wie auch personellen Ressourcen ist nach aktuellem Stand eine Ziel-

erreichung sehr unwahrscheinlich. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass es sich hierbei ausschließlich um die Sanierung von Be-

standsgebäuden handelt. Mittel, die sich aus weiteren Aufgaben ergeben (z.B. Schulneubau 

aufgrund gestiegener Schülerzahlen), muss die Stadt Dortmund zusätzlich einplanen. Hier wer-

den in den nächsten Jahren weitere 1,4 Milliarden Euro benötigt.  

Grundsätzlich können im Haushalts- bzw. Wirtschaftsplan noch nicht alle Maßnahmen enthalten 

sein. Das gilt vor allem für finanzwirtschaftliche Auswirkungen, die sich noch nicht hinreichend 

konkretisieren lassen oder über den Planungszeitraum des Haushaltsplans hinausgehen. Auf-

grund der voraussichtlich erheblichen Größenordnung sollte die Stadt Dortmund auch diese 

Maßnahmen jedoch in ihren finanzwirtschaftlichen Planungen außerhalb des Haushaltsplans im 
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Blick haben. Dadurch kann sie frühzeitig Auswirkungen auf spätere Haushalte zumindest grob 

einschätzen und gegebenenfalls notwendige Prioritätensetzungen einleiten. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte den Finanzmittelbedarf beziffern und die entsprechenden Mittel in 

ihrer Planung berücksichtigen. 

Sollte die Stadt Dortmund die erforderlichen Finanzmittel in der notwendigen Höhe nicht bis 

2035 aufbringen können, hätte dies gravierende Auswirkungen auf das Ziel der gebäudewirt-

schaftlichen Treibhausgasneutralität 2035.  

Neben den notwendigen Finanzmitteln erschweren allerdings die aktuellen Rahmenbedingun-

gen und äußeren Faktoren die Umsetzung der Maßnahmen. Als Risiken sind hier die klimapoli-

tischen Herausforderungen, Preisänderungsrisiken oder auch Finanzierungsrisiken zu nennen. 

Lieferengpässe, Fachkräftemangel und Förderungsunsicherheit können zusätzlich erschwe-

rende Auswirkungen nach sich ziehen. Insbesondere sind für die Planung und Realisierung der 

Maßnahmen entsprechende Personalressourcen erforderlich. 

4.5.4 Treibhausgasbilanz 

 Feststellung 

Die Stadt Dortmund schaffte durch eigene Klimaschutzbemühungen in den letzten Jahren 

eine Reduzierung der THG-Emissionen. Es stellt sich als sehr ambitioniert dar, die beschlos-

sene THG-Neutralität bis zum Jahr 2035 zu erreichen. 

Eine Stadt sollte über eine Treibhausgasbilanz (THG-Bilanz) verfügen. Hiermit wird die Möglich-

keit gegeben, mit Hilfe geeigneter Messgrößen die Wirksamkeit und die Erfolgskontrolle eigener 

Klimaschutzbemühungen zu protokollieren.  

Die Europäische Union, die Bundesrepublik Deutschland und das Land Nordrhein-Westfalen 

haben konkrete Klimaschutzziele vereinbart. Auch die Stadt Dortmund hat analog dieser Vor-

gaben eigene Ziele zum Klimaschutz festgelegt. Wichtiger Bestandteil der eigenen Bemühun-

gen ist eine Treibhausgasbilanz, die den Ist-Zustand der Emissionen festhält sowie den Verlauf 

der Emissionsreduzierungen dokumentiert. 

Eine Treibhausgasbilanz beschreibt alle klimawirksamen Emissionen innerhalb definierter Sys-

temgrenzen. Sie schafft somit die notwendige Transparenz, inwieweit die getroffenen Maßnah-

men zum Klimaschutz Wirkung zeigen und ob die gesetzten Ziele in der vorgegebenen Zeit er-

reicht werden können.  

Für die Stadt Dortmund hat der Regionalverband Ruhr (RVR) die Treibhausgasbilanz für die 

Zeitreihe 2012 bis 2020 erstellt und schreibt diese zukünftig in einem 2-jährigen Turnus fort. Die 

THG-Bilanz wurde nach der Bilanzierungs-Systematik Kommunal (BISKO) erstellt. Dabei wur-
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den alle energiebedingten Emissionen innerhalb der Dortmunder Stadtgrenzen bilanziert (Terri-

torialprinzip). Die Berechnung erfolgt durch die Multiplikation von Aktivitätsdaten43 mit definier-

ten Emissionsfaktoren44.  

THG-Emissionen Dortmund in Tausend t CO2eq/a 2012 bis 2020 

 

Nach der entsprechenden Berechnung sind in der Stadt Dortmund im Jahr 2020 rund 3.370 Ki-

lotonnen CO2eq
45 (THG-Emissionen) entstanden. Im Vergleich zum Jahr 2012 haben sich die 

THG-Emissionen um ca. 21 Prozent reduziert. Dieser Rückgang wurde insbesondere durch 

Energieträgerumstellungen (weg von Kohle oder Heizöl und hin zu Erdgas oder erneuerbaren 

Energien) erreicht.  

Die Emissionen wurden nach verschiedenen Verbrauchssektoren aufgeschlüsselt: 

 Private Haushalte, 

 Gewerbe - Handel - Dienstleistungen, 

 Industrie, 

 kommunale Einrichtungen und 

 Verkehr. 

 

43 Aktivitätsdaten können der Verbrauch an Heizöl sein oder die Zählerstände von Strom- und Gasverbrauch oder die Kraftstoffkosten 
der Dienstfahrzeuge etc. 

44 Der Emissionsfaktor gibt an, wie viel Kilogramm (kg) oder Tonnen Treibhausgase beim Einsatz einer definierten Menge eines Energie-
trägers oder Materials, abhängig von dessen Kohlenstoffgehalt, freigesetzt werden. 

45 Für die Berechnung der THG-Emissionen wurden die vom Umweltbundesamt empfohlenen BISKO-Faktoren verwendet. Diese berück-
sichtigen nicht nur die reinen CO2-Emissionen, sondern auch CO2-Äquivalente (wie z. B. Methan). 
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In den verschiedenen Sektoren ergibt sich folgende Verursachung von THG-Emissionen: 

THG-Emissionen nach Sektoren Dortmund 2020 in Prozent 

 

Es ist deutlich zu erkennen, dass in dem kommunalen Sektor die geringsten Treibhausgase 

verursacht werden. Somit bestehen im Konzern der Stadt Dortmund auch nur geringe Möglich-

keiten, die Gesamtbilanz spürbar durch Einsparungen zu beeinflussen. Gleichwohl kommt der 

Stadt Dortmund eine besondere Bedeutung zu. So hat sie eine Vorbildfunktion und sollte mit 

der verbindlichen Umsetzung ihrer Maßnahmen mit gutem Beispiel vorangehen (siehe auch 

Ausführungen im Kapitel 4.5.3 „Planung von Klimaschutzmaßnahmen“). 
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THG-Emissionen nach Energieträgern Dortmund 2020 in Prozent 

 

An der Verteilung der THG-Emissionen ist zu erkennen, dass ein großes Einsparpotenzial im 

Bereich der Wärmeversorgung besteht. Durch die Sanierung der Gebäudehülle sowie Erneue-

rung der Heizsysteme können Wärmebedarfe und Emissionen in erheblichem Umfang reduziert 

werden.  

Im Kommunalsektor sind die überwiegenden THG-Emissionen den kommunalen Liegenschaf-

ten zuzuordnen. Somit ergeben sich im Stadtkonzern Dortmund durch die energetische Sanie-

rung der städtischen Gebäude die größten Einspareffekte.  

Damit die Stadt Dortmund ihren notwendigen Beitrag leisten kann, das 2015 in Paris beschlos-

sene 1,5 Grad - Ziel bei der Erderwärmung einzuhalten, müsste sie ihre CO2-Emissionen ab 

2020 weiter deutlich senken. Erreicht die Stadt die THG-Neutralität nicht, wenn das CO2-Rest-

budget aufgebraucht ist, hat sie ihr Ziel verfehlt. Das CO2-Restbudget stellt eine Obergrenze der 

globalen CO2-Emissionen dar, bei dessen Einhaltung das Pariser Klimaabkommen erfüllt wer-

den kann. Die Stadt Dortmund hat für sich folgendes Restbudget errechnet:  

Restbudget Dortmund nach Einwohnerprinzip 2020 

Ziel 
Restbudget Dortmund 

in t CO2 
verbleibende Jahre 

1,5°C-Ziel (67% Wahrscheinlichkeit Zielerreichung) 29 Mio. 8,6 

Quelle: „Energie- und THG-Bilanz – Fortschreibung bis zum Bezugsjahr 2020 – CO2-Budget“, S. 15 ff. 
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Da die Stadt Dortmund ihr selbstgestecktes Ziel mit einer geringeren Wahrscheinlichkeit er-

reicht, emittiert sie rechnerisch ein größeres Restbudget. Zu berücksichtigen ist hierbei aller-

dings, dass sich die wissenschaftlichen Rahmenbedingungen mittlerweile nachteilig verändert 

haben. Aktuelle Berechnungen haben gezeigt, dass die Erderwärmung im Mittel bereits über 

1,5 Grad angestiegen ist. Insofern haben sich auch das Restbudget und die daraus resultieren-

den Jahre, die zur Verfügung stehen, reduziert. 

In der THG-Bilanz ist zu erkennen, dass durch die bisherigen Maßnahmen die THG-Emissionen 

gesunken sind. Allerdings sind noch weitere Anstrengungen notwendig, um das selbst ge-

steckte Ziel der THG-Neutralität bis zum Jahr 2035 zu erreichen.  

Aus der Fortschreibung der THG-Bilanz bis zum Jahr 2020 gehen mögliche lineare Pfade zum 

Erreichen der THG-Neutralität hervor. 

Lineare Pfade zum Erreichen der THG-Neutralität im Vergleich - THG-Emissionen Dortmund in Tau-
send t CO2eq 

 

Quelle: Energie- und THG-Bilanz – Fortschreibung bis 2020 / *EU-Mission: 100 klimaneutrale und intelligente Städte bis 

2030 

Das selbst gesetzte Ziel der THG-Neutralität bis 2035 wird nur erreicht, wenn in allen Sektoren 

eine beschleunigte Umsetzung der notwendigen Maßnahmen ergriffen wird (siehe auch Kapitel 

4.5.3 Klimaschutzmaßnahmen). Der Stadt Dortmund kann die THG-Neutralität nur gelingen, 

wenn auch Unternehmen und private Haushalte diesen Weg mitgehen. Gleichwohl sollte sie die 

Maßnahmen in ihrem direkten Einflussbereich verbindlich umsetzen (Stichwort „Vorbildfunk-

tion“). 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte regelmäßig bewerten, ob das eigene ambitionierte Ziel der THG-

Neutralität 2035 erreichbar ist. Ist dies nicht der Fall, sollte sie weitere Maßnahmen initiieren 

oder ggf. das Ziel anpassen. 
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4.5.5 Energiemanagement  

 Die Stadt Dortmund hat ein Energiemanagement für ihr Gebäudeportfolio eingeführt. Zentra-

ler Baustein ist das eingerichtete Energiemanagementsystem. Dadurch verfügt sie über um-

fangreiche Daten und Einflussmöglichkeiten zu ihren Einrichtungen. Durch den weiteren 

Ausbau wird der Bereich weiter optimiert. 

Mit einem Energiemanagement sollte eine Stadt ihre organisatorischen und technischen Ab-

läufe sowie Verhaltensweisen so beeinflussen, dass sie den gesamten Energieverbrauch unter 

wirtschaftlichen und klimaschutztechnischen Gesichtspunkten senken kann. Somit sollte sie die 

Energieeffizienz kontinuierlich steigern. In einem Energiemanagementsystem sollte eine Stadt 

ihre Energiepolitik, Planung, Einführung und Umsetzung sowie Kontrolle erfassen, um eine kon-

tinuierliche Verbesserung des Energiebedarfs zu erreichen. 

Die Stadt Dortmund nutzt für das Energiemanagement ein IT-System. Jedes von der Städti-

schen Immobilienwirtschaft bewirtschaftete Gebäude und jede Liegenschaft ist verbrauchs- und 

kostenmäßig erfasst. Über eine entsprechende Software ist ein umfassendes Energiecontrolling 

sichergestellt.  

Um den Verbrauch von Energie und Wasser in städtischen Gebäuden und Liegenschaften zu 

optimieren, gilt für die Stadt Dortmund:  

 Energieverbrauch vermeiden,  

 Energie rationeller nutzen sowie  

 regenerative Energien einsetzen.  

Unter der Überschrift Energiemanagement hat die Stadt Dortmund diverse Maßnahmen und 

Projekte durchgeführt. Beispielhaft sind hier folgende zu nennen:  

 Einführung einer Handlungsanleitung zur rationellen Energieverwendung in städt. Immo-

bilien 

 Baumaßnahmen in den jährlichen Energieeinsparprogrammen 

 Energetische Baumaßnahmen im Rahmen des Kommunalinvestitionsprogramm (KP II)  

 Einsatz von erneuerbaren Energien, wie PV-Anlagen, Pelletheizungsanlagen 

 Nutzerorientierte DENA-ausgezeichnete Energieeffizienzkampagne Mission E, die Wett-

bewerbe „UmweltBewussteSchule“ und „EnergieSparTEK“ 

 Ausbau der Gebäudeleittechnik mit über 120.000 Datenpunkten zu einer der größten in 

Europa im Rahmen von Investitionsprogrammen und Baumaßnahmen 

Bei der Stadt Dortmund wird im Energiemanagement der Energieverbrauch jeder Immobilie seit 

Jahrzehnten bilanziert. Die digitale Erfassung von Zählerständen durch die Gebäudeleittechnik 

wird dabei sukzessive umgesetzt.  

Die digitale Erfassung bringt zahlreiche Vorteile mit sich. So können Anomalien im Wasserver-

brauch, wie etwa durch ein Leck in einer Wasserleitung, frühzeitig erkannt und Wasserschäden 
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vermieden werden. Überdurchschnittlich hohe Verbräuche, z. B. durch falsch eingestellte Hei-

zungen oder offene Wasserhähne, können ebenfalls identifiziert werden. Dies ermöglicht eine 

effizientere Ressourcennutzung, wodurch nicht nur Kosten eingespart werden, sondern auch 

die Umwelt geschont und die Verwaltung der Gebäude vereinfacht wird. 

4.5.6 Monitoring 

 Die Stadt Dortmund hat mit dem Klimabarometer ein Monitoringinstrument eingeführt. Im 

Gebäudemanagement werden über die Energieberichte die Verbrauchs- und Kostendaten 

regelmäßig bewertet und entsprechende Kennzahlen dargestellt. 

Die klimaschutzrelevanten Entscheidungen, Projekte und Maßnahmen wirken vielfach erst lang-

fristig. Daher sind die von Politik und Verwaltungsführung einer Stadt beschlossenen Ziele in 

der Regel auch eher langfristig gesetzt. Diese Zielvorgaben bilden die Basis für die Planungen 

und die dafür notwendigen Entscheidungen. Dabei sollte eine Stadt Kennzahlen und Indikato-

ren zur Messung der Zielerreichung einsetzen. Über ein Berichtswesen sollte sie beurteilen, in-

wieweit sie die gesetzten Ziele realisiert. 

Die Stadt Dortmund hat ein sogenanntes „Klimabarometer“ eingeführt, mit dem sie die Maß-

nahmen mit den gesetzten Zielen abgleichen und überprüfen kann.  

In der Anpassung des Handlungsprogramms Klima-Luft 2030 heißt es dazu sinngemäß: Mit 

dem Klimabarometer verfügt die Stadt über ein Werkzeug, welches nicht nur Szenarien mit Um-

stellungselementen und Annahmen erstellen kann, sondern vielmehr auch die Möglichkeit bie-

tet, konkrete Maßnahmen zu hinterlegen und diese mit Werten in die Szenarien anzubinden. 

Gleichzeitig ist das Klimabarometer auch ein Controlling- und Evaluierungswerkzeug, in das 

man die Fortschritte in den nächsten Jahren eintragen und mit der gesetzten Zielsetzung ab-

gleichen kann. Das Klimabarometer lässt sich online bedienen und als Kommunikationsinstru-

ment zwischen Verwaltung und Stadtgesellschaft nutzen. 

Ergänzend erfolgt durch die regelmäßige Erstellung der Treibhausgas-Bilanz für die Stadt Dort-

mund ein Erfolgs- und Wirkungscontrolling der Klimaschutzmaßnahmen. 

Im Gebäudemanagement findet ein Monitoring bzw. ein entsprechendes Berichtswesen über 

die erstellten Energieberichte statt. Sie geben einen Überblick über die Energieverbrauchs- und 

Ausgabenentwicklung der Liegenschaften der Städtischen Immobilienwirtschaft. Es werden 

eine Reihe von Kennzahlen zu den Energieverbräuchen abgebildet. Mit Hilfe der Kennwerte 

werden nach energetischen Sanierungen ein Monitoring sowie eine Qualitätskontrolle einge-

führt. 

4.5.7 Bauinvestitionscontrolling (BIC) 

 Bei der Stadt Dortmund sind die Grundlagen für ein Bauinvestitionscontrolling vorhanden.  

Ein systematisches Bauinvestitionscontrolling (BIC) sollte bereits mit Beginn der Maßnahmen-

planung die Bedarfsfeststellung unterstützen. Im weiteren Verfahrensablauf wird die Einhaltung 

von Kosten und Projektlaufzeiten möglichst abgesichert. Eventuelle Planabweichungen und 

Kostensteigerungen werden rechtzeitig erkannt und das BIC ermöglicht ein frühzeitiges Gegen-

steuern. 
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Das BIC ist ein wesentliches Instrument zur Bedarfsplanung, Steuerung und Überwachung von 

Investitionsprojekten in Kommunen. Es gewährleistet, dass z. B. Bauvorhaben planmäßig, wirt-

schaftlich und im Einklang mit den festgelegten Zielen umgesetzt werden. Durch die struktu-

rierte Herangehensweise wird der gesamte Ablauf eines (Bau) Projekts in Phasen unterteilt, 

was eine klare und transparente Projektsteuerung ermöglicht. Die einzelnen Phasen bieten dar-

über hinaus die Möglichkeit, weniger komplexe und kostenintensive Maßnahmen nur einzelnen 

Phasen zuzuordnen. Ein Regelverfahren beinhaltet z. B. folgende Phasen: 

 Bedarfsableitung; Bedarfsanzeige; verwaltungsinterne Vorentscheidung; Angaben zur Fi-

nanzierung 

 Definition des Projekts; Voruntersuchung und gegebenenfalls Machbarkeitsstudie; Kos-

tenrahmen 

 Vorentwurfsplanung; Kostenschätzung 

 Entwurfsplanung; Kostenberechnung 

 Ausführungsplanung, mit Genehmigungs- und Ausführungsplanung sowie Vergabe 

 Ausführung 

 Erfolgskontrolle, mit Dokumentation, Würdigung von Planung, Ausführung und Zielerrei-

chung, Kostenfeststellung 

Die Stadt Dortmund hat für das Bauinvestitionscontrolling ein vorgegebenes Verfahren eingeführt. 

Beim Fachbereich Liegenschaften laufen die Bedarfe aus den Fachbereichen (z.B. Schulen o-

der Kindertageseinrichtungen) zusammen. Die Fachbereiche definieren gemeinsam die Stand-

orte und konkretisieren die Bauvorhaben. 

Für ihre baulichen Maßnahmen hat sie folgendes Verfahren definiert: 

„Die baulichen Maßnahmen der Immobilienwirtschaft laufen nach einer klar gegliederten Ablauforga-

nisation ab. Dabei werden die Bewertungskriterien für nachhaltiges Bauen berücksichtigt. Neben ei-

ner ökonomischen Betrachtung mittels Wirtschaftlichkeitsberechnung finden auch die ökologischen 

und soziokulturellen Auswirkungen Berücksichtigung. So wird besonders auf die Einsparung von 

Energie bzw. den geringsten Einsatz von Energie für die Nutzung der Immobilien Wert gelegt und 

das Einsparungspotenzial des CO2- Ausstoßes dargestellt. Eine Berechnung der Lebenszykluskos-

ten stellt die ganzheitliche Betrachtung von Immobilien sicher. Das gesamte Planungsteam unter-

sucht z. B. bei Neubauvorhaben unterschiedliche Wärmeenergieversorgungen in Abhängigkeit der 

Dämmeigenschaft der Gebäudehülle und identifiziert so die optimale Ausführungsart.“  

In einem Ablaufdiagramm sind die einzelnen Schritte, Aufgaben, Wertgrenzen sowie Verantwortlich-

keiten und Beteiligte klar beschrieben.  

Die Energiekennzahlen, die sich aus dem Energiemanagement ergeben, dienen u.a. als Aus-

wahlkriterium für weitergehende Untersuchungen und Priorisierungen von Sanierungsmaßnah-

men. 
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Weiterhin geht aus dem neuen Leitfaden „Klimaneutrales Bauen in Dortmund“ hervor, dass in 

dem Planungsprozess auch bauliche Varianten untersucht werden, mit denen die vorgegebe-

nen Klimaziele umgesetzt werden können. „Wesentlicher Bestandteil dieser Variantenbetrach-

tung ist die Abwägung der finanziellen und ökologischen Auswirkungen, insbesondere im Hin-

blick auf die Vermeidung von CO2-Emissionen.“ 
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4.6 Anlage: ergänzende Tabelle 

Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2024/2025 – Gebäudewirtschaft - Klimaschutz 

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Klimaschutz in der Gebäudewirtschaft 

F1 

Die Stadt Dortmund hat ein umfangreiches Maßnahmenpaket ausgearbeitet. 

Ein weiterer wichtiger Schritt sollte sein, die notwendigen Maßnahmen mone-

tär zu beziffern und in den kommenden Haushalten zu berücksichtigen. 

150 E1 
Die Stadt Dortmund sollte den Finanzmittelbedarf beziffern und die ent-

sprechenden Mittel in ihrer Planung berücksichtigen. 
157 

F2 

Die Stadt Dortmund schaffte durch eigene Klimaschutzbemühungen in den 

letzten Jahren eine Reduzierung der THG-Emissionen. Es stellt sich als sehr 

ambitioniert dar, die beschlossene THG-Neutralität bis zum Jahr 2035 zu errei-

chen. 

157 E2 

Die Stadt Dortmund sollte regelmäßig bewerten, ob das eigene ambitio-

nierte Ziel der THG-Neutralität 2035 erreichbar ist. Ist dies nicht der Fall, 

sollte sie weitere Maßnahmen initiieren oder ggf. das Ziel anpassen. 

161 
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5. Ordnungsbehördliche Bestattungen 

5.1 Managementübersicht 

Die wesentlichen Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt Dortmund im Prüfgebiet „Ord-

nungsbehördliche Bestattungen“ stellt die gpaNRW nachfolgend zusammenfassend dar.  

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage aufgeführt. Die Rei-

henfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Ordnungsbehördliche Bestattungen 

In der Stadt Dortmund nehmen die gemeldeten ordnungsbehördlichen Bestattungsfälle im Zeit-

raum 2020 bis 2023 zu. Durch geeignete Maßnahmen ist es der Stadt gelungen, die Zahl der 

durchgeführten ordnungsbehördlichen Bestattungen in 2023 zu verringern. Interkommunal zählt 

Dortmund 2023 zur Hälfte der kreisfreien Städte, die einwohnerbezogen weniger ordnungsbe-

hördliche Bestattungen durchführen mussten und die eine geringere Bestattungsquote durch 

die Ordnungsbehörde aufweisen. Dies beeinflusst den Fehlbetrag der ordnungsbehördlichen 

Bestattungen positiv. 

Die Stadt Dortmund erfüllt vollständig die rechtlichen Vorgaben im Bereich ordnungsbehördliche 

Bestattungen. Sie beachtet die gesetzlichen Regelungen zu den Bestattungsfristen und zur Art 

der Bestattung. Ordnungsbehördliche Bestattungen im Wege der Ersatzvornahme führt die 

Stadt Dortmund rechtmäßig durch. Bei Feuerbestattungen beauftragt die Stadt im Sofortvollzug 

zunächst nur die Einäscherung und Aufnahme der Totenasche in die Urne. Die Urnenbeiset-

zung erfolgt dagegen im gestreckten Vollstreckungsverfahren. Die Stadt ergreift zudem umfang-

reiche und gut geeignete Maßnahmen, um bestattungspflichtige Angehörige schnell zu ermit-

teln.  

Die Aufgabenerledigung der ordnungsbehördlichen Bestattungen erfolgt in der Stadt Dortmund 

routiniert und mit verbindlichen Verfahrensstandards zu den Arbeitsabläufen. Die Fallbearbei-

tung wird durch ein eigenes Fachverfahren gut unterstützt. Positiv ist, dass das Fachverfahren 

auch dem Controlling dient.  

Die Stadt Dortmund hat im interkommunalen Vergleich 2023 einwohner- und fallbezogen einen 

niedrigeren Fehlbetrag als 75 Prozent der kreisfreien Städte. In Dortmund wirken sich ver-

gleichsweise geringe Aufwendungen für ordnungsbehördliche Bestattungen in Verbindung mit 

einer hohen Kostendeckung durch Erträge positiv auf den Fehlbetrag der ordnungsbehördlichen 

Bestattungen aus. In 2023 deckt die Stadt Dortmund rund 76 Prozent ihrer Aufwendungen über 

Erträge. Der Deckungsgrad ist damit deutlich höher als in den meisten Vergleichsstädten.  

Für die Sachbearbeitung ordnungsbehördlicher Bestattungen setzt die Stadt Dortmund in 2023 

dagegen mehr Personal ein als die meisten kreisfreien Städte. Dabei trägt der erhöhte Perso-

naleinsatz in Dortmund maßgeblich dazu bei, dass die Aufgabenerledigung kontinuierlich 
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rechtssicher erfolgt, und dass die Stadt ihre Kostenerstattungsansprüche zeitnah und umfas-

send geltend machen kann. Die Stadt sollte ihren Personaleinsatz unter Einbeziehung der Fall-

zahlenentwicklung regelmäßig überprüfen und bedarfsorientiert ausrichten.  

 

5.2 Aufbau des Teilberichtes 

Die Kapitel dieses Teilberichtes beginnen mit einer wertenden Aussage zu unserem Prüfungs-

ergebnis. Wertungen, die eine Stellungnahme der Stadt nach § 105 Abs. 6 und 7 der Gemein-

deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) notwendig machen, bezeichnen wir 

als Feststellung. 

Anschließend folgt kursiv gedruckt die Sollvorstellung. Die Sollvorstellung stellt die Inhalte und 

das Prüfungsziel im Kapitel dar. Sie ist allgemein formuliert und grundsätzlich für alle Städte 

gültig, z. B. auf Basis der aktuell geltenden Gesetzeslage. 

Ausgehend von diesem Soll analysieren wir die individuelle Situation in der geprüften Stadt und 

weisen dabei erkannte Verbesserungspotenziale als Empfehlung aus. 

Weitere allgemeine Ausführungen zur Struktur der Teilberichte stehen im Vorbericht. 

5.3 Inhalte, Ziele und Methodik 

Seit Jahren steigt in den Städten die Zahl der ordnungsbehördlichen Bestattungen. Die Gründe 

hierfür sind vielfältig. Hierzu zählen beispielsweise die wachsende Vereinsamung der Men-

schen sowie die zunehmende Altersarmut. Aber auch die Vereinzelung der Lebensweise und 

das Verschwinden der traditionellen Bindung mit gegenseitiger Verantwortung ist ursächlich da-

für. Diese Entwicklung unterstreicht die Herausforderung für die Ordnungsbehörden, die Pflicht-

aufgabe „Ordnungsbehördliche Bestattungen“ rechtmäßig und sachgerecht durchzuführen. 

Die gpaNRW untersucht in diesem Prüfgebiet, wie die Ordnungsbehörden ihre Pflichtaufgabe 

steuern und organisieren. Der Schwerpunkt der Prüfung liegt bei der Rechtmäßigkeit und den 

Verfahrensstandards der Aufgabenerledigung. Im Fokus unserer Analyse steht aber auch der 

wirtschaftliche Ressourceneinsatz und hier insbesondere der qualitative und quantitative Perso-

naleinsatz.  

Die gpaNRW möchte Optimierungshinweise bei den Verfahrensstandards geben und Hand-

lungsmöglichkeiten aufzeigen, die das finanzwirtschaftliche Ergebnis positiv beeinflussen kön-

nen.  

Für die Analyse arbeitet die gpaNRW unterstützend mit Kennzahlen. Der Kennzahlenvergleich 

schafft den notwendigen Überblick und ermöglicht eine Standortbestimmung innerhalb der 

Städte in NRW. Für die Ermittlung der Kennzahlen zum Personaleinsatz hat die gpaNRW die 

tatsächliche unterjährige Ist-Situation der Stellenbesetzung für das Jahr 2023 erfasst. Dabei 

sind die vollzeitverrechneten Stellenanteile differenziert nach Beamten und Tarifbeschäftigten 

für die definierte Aufgabe erhoben worden.  
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Zudem stellt die gpaNRW einwohner- und fallbezogene Kennzahlen zum Fehlbetrag dar. Dabei 

betrachtet die gpaNRW grundsätzlich die Jahre 2020 bis 2023 und stellt die Entwicklung der Er-

gebnisse in der Zeitreihe dar. Der Fehlbetrag bezieht sich auf die Ergebnisrechnung des maß-

geblichen Haushaltsjahres. Die von den Ordnungsbehörden zur Verfügung gestellten Fallzahlen 

werden dem Kalenderjahr zugeordnet, in dem die Stadt die Durchführung der ordnungsbehörd-

lichen Bestattung veranlasst hat. Die gpaNRW hat die Daten, die für eine Bewertung erforder-

lich sind, über Interviews, Fragebögen und strukturierte Datenabfragen erhoben. Darüber hin-

aus bezieht die gpaNRW örtliche Besonderheiten in ihre Betrachtung ein. 

5.4 Strukturen 

 Aus der Sozialstruktur der Stadt Dortmund ergibt sich zwar grundsätzlich ein Belastungsfak-

tor für den Fehlbetrag der durchgeführten ordnungsbehördlichen Bestattungen. Dem wirkt 

die Stadt durch geeignete Maßnahmen zur Fallzahlensenkung effektiv entgegen. 

Die örtlichen Besonderheiten kann eine Stadt in der Regel nicht beeinflussen. Sie können aber 

durchaus Einfluss auf die Aufgaben einer Ordnungsbehörde haben und stehen somit im unmit-

telbaren Zusammenhang.  

Die örtlichen Strukturen, die unmittelbaren Einfluss auf das Fallaufkommen bei den ordnungs-

behördlichen Bestattungen haben können, fassen wir nachfolgend zusammen: 

Örtliche Strukturen Dortmund 

Kennzahlen 
Dort-

mund 

Mini-

mum 

1. Vier-

telwert 

2. Vier-

telwert  
(Median) 

3. Vier-

telwert 

Maxi-

mum 

Anzahl 

Werte 

Ver-

gleichs-
jahr 

Sterbefälle je 10.000 EW* 128 90,02 118 129 135 147 23 2023 

Krankenhausbetten je 

10.000 EW 
65,36 46,40 60,59 79,63 90,02 147 22 2023 

Pflegeplätze je 10.000 
EW 

105 76,02 103 112 118 143 23 2022 

SGB II-Quote in Prozent 17,99 7,49 11,80 13,93 17,03 24,09 23 2022 

* Einwohnerin bzw. Einwohner 

In der Stadt Dortmund liegt die Zahl der Sterbefälle einwohnerbezogen im Vergleichsjahr 2023 

im mittleren Bereich der kreisfreien Städte.  

In Dortmund gibt es 2023 neun Krankenhäuser mit insgesamt 3.878 Krankenhausbetten. Der 

interkommunale Vergleich macht deutlich, dass die Anzahl an Krankenhausbetten einwohner-

bezogen in Dortmund geringer ist als bei der Mehrheit der kreisfreien Städte. Gleichwohl beein-

flussen Todesfälle in Krankenhäusern das Fallaufkommen ordnungsbehördlicher Bestattungen 

signifikant. Nach eigenen Angaben der Stadt Dortmund werden der Stadt rund 30 Prozent der 

ordnungsbehördlichen Bestattungsfälle aus den örtlichen Krankenhäusern gemeldet. 
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Die Zahl der stationären Pflegeplätze kann die Fallzahlen ordnungsbehördlicher Bestattungen 

ebenfalls beeinflussen, wenn dort häufig Menschen ohne bestattungspflichtige Angehörige ver-

sterben. Einwohnerbezogen gab es 2022 in rund 75 Prozent der kreisfreien Städte mehr Pflege-

plätze als in Dortmund. Gleichwohl erhöhen Sterbefälle in Pflegeeinrichtungen die Fallzahlen 

der ordnungsbehördlichen Bestattungen in Dortmund maßgeblich. Der Anteil der aus Pflegeein-

richtungen gemeldeten ordnungsbehördlichen Bestattungsfälle liegt in Dortmund ebenfalls bei 

etwa 30 Prozent.  

Weitere 30 Prozent der gemeldeten ordnungsbehördlichen Bestattungsfälle werden der Stadt 

Dortmund über die Polizei gemeldet. In diesen Fällen wird die Stadt Dortmund erst zuständig, 

wenn die vorgeschalteten Todesermittlungsverfahren abgeschlossen sind. 

Bei zehn Prozent aller gemeldeten Fälle handelt es sich um diverse Meldende. Dazu zählen 

Dortmund auch Bestattungsunternehmen, die der Stadt ordnungsbehördliche Bestattungsfälle 

melden. In diesen Fällen sind Angehörige zunächst selbst tätig geworden und haben die Abho-

lung des Leichnams durch ein Bestattungsunternehmen veranlasst. Es folgte aber nicht die ei-

gentliche Beauftragung der Bestattung durch die Angehörigen, so dass sich die Bestattungsun-

ternehmen zur Wahrung der bestattungsrechtlichen Fristen an die Ordnungsbehörde gewendet 

haben. Das Ordnungsamt veranlasst in diesen Fällen in der Regel die Einäscherung im Wege 

der Ersatzvornahme und macht anschließend ihre Kostenerstattungsansprüche geltend. 

In der Stadt Dortmund wirkt sich auch die Sozialstruktur erhöhend auf die Zahl der ordnungsbe-

hördlichen Bestattungsfälle aus. Die Stadt hat im Vergleich der kreisfreien Städte 2022 die viert-

höchste SGB II46-Quote. Damit gibt es potenziell besonders viele einkommensarme Einwohne-

rinnen und Einwohner, die im Falle ihrer Bestattungspflicht eine Kostenübernahme nach § 74 

Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) durch das Sozialamt beantragen. Wenn mittellose 

bestattungspflichtige Angehörige ihrer Bestattungspflicht und ihrer Pflicht zur Totenfürsorge 

grundsätzlich nachkommen wollen und sich zur Übernahme der Bestattungskosten an das So-

zialamt wenden, liegt originär kein Gefahrenabwehrfall vor. Nach Auskunft der Stadt Dortmund 

veranlassen mittellose Bestattungspflichtige jedoch zunehmend nicht die Bestattung ihrer Ange-

hörigen, so lange sie nicht Gewissheit darüber haben, dass das Sozialamt die Bestattungskos-

ten übernehmen wird. Um die bestattungsrechtlichen Fristen zu wahren, muss die örtliche Ord-

nungsbehörde dann im Rahmen der Gefahrenabwehr tätig werden und die Einäscherung oder 

Erdbestattung selbst veranlassen. In anderen Fällen wollen Bestattungsinstitute bei einer Kos-

tenübernahme durch das Sozialamt auskunftsgemäß mit willigen bestattungspflichtigen Ange-

hörigen keinen Vertrag abschließen. Die Bestattungsinstitute begründen ihre Entscheidung da-

mit, dass sie in solchen Fällen zu lange auf die Begleichung ihrer Rechnung warten müssten. 

Wenn es den bestattungspflichtigen Angehörigen dadurch nicht gelingt, die Bestattung selbst 

fristgemäß zu veranlassen, muss wiederum die Ordnungsbehörde der Stadt Dortmund tätig 

werden, um die Bestattungsfristen zu wahren. Nach § 13 Abs. 3 Satz 1 BestG NRW haben Erd-

bestattungen und Einäscherungen innerhalb von zehn Tagen zu erfolgen. In Kapitel 5.5.1 „Be-

stattungsrechtliche Fristen“ gehen wir darauf näher ein. 

  

 

46 Sozialgesetzbuch (SGB) Zweites Buch (II) - Bürgergeld, Grundsicherung für Arbeitsuchende 
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Ordnungsbehördliche Bestattungsfälle Dortmund 2020 bis 2023 

Grundzahlen/Kennzahlen 2020 2021 2022 2023 

EW* 588.250 587.696 586.852 593.317 

Ordnungsbehördliche Bestattungsfälle  581 592 625 661 

davon ordnungsbehördliche Bestattungsfälle 

ohne durch die Stadt durchgeführte Bestattung 
174 216 221 289 

davon ordnungsbehördliche Bestattungsfälle 

mit durch die Stadt durchgeführter Bestattung 
407 376 404 372 

Bestattungsquote Ordnungsbehörde in Prozent 70,05 63,51 64,64 56,28 

Ordnungsbehördliche Bestattungsfälle je 

10.000 EW 
9,88 10,07 10,65 11,14 

Ordnungsbehördliche Bestattungsfälle mit 

durch die Stadt durchgeführter Bestattung je 

10.000 EW 

6,92 6,40 6,88 6,27 

* Einwohnerin bzw. Einwohner 

In der Stadt Dortmund steigt die Zahl der gemeldeten ordnungsbehördlichen Bestattungsfälle 

von 2020 bis 2023 um rund 14 Prozent. Die Zahl der Fälle mit durchgeführter ordnungsbehördli-

cher Bestattung schwankt im Betrachtungszeitraum sowohl absolut gesehen wie auch im Ein-

wohnerbezug, mit zuletzt rückläufiger Tendenz. Diese Entwicklung entspricht der Bestattungs-

quote durch die Ordnungsbehörde, die im Vergleichszeitraum ebenfalls schwankt und sich in 

2023 rückläufig zeigt. Die Quote stellt den Anteil der Fälle an allen gemeldeten Fällen dar, bei 

denen die Ordnungsbehörde die ordnungsbehördliche Bestattung durchführen musste. Dies ist 

erforderlich, wenn Bestattungspflichtige nicht vorhanden bzw. noch nicht ermittelt sind, oder 

wenn sich Bestattungspflichtige nicht um die Bestattung ihrer verstorbenen Angehörigen küm-

mern.  

Von 2020 bis 2023 führt die Stadt Dortmund in durchschnittlich etwa 64 Prozent aller gemelde-

ten Fälle die ordnungsbehördliche Bestattung durch. Die gpaNRW wertet positiv, dass es der 

Stadt Dortmund in 2023 trotz zunehmender gemeldeter Fälle gelungen ist, die Zahl der Fälle mit 

durch die Stadt durchgeführter ordnungsbehördlicher Bestattung zu verringern. In Folge dessen 

liegt die Bestattungsquote durch die Ordnungsbehörde in 2023 nur noch bei rund 56 Prozent 

und damit deutlich niedriger als in den Vorjahren. In 2023 ist es der Stadt Dortmund also häufi-

ger gelungen, noch vor Ablauf der der bestattungsrechtlichen Zehntages-Frist zur Einäscherung 

oder Erdbestattung bestattungspflichtige Angehörige zu ermitteln und diese dazu zu bewegen, 

die Bestattung eigenständig zu veranlassen. Dies führt sie mit darauf zurück, dass die Andro-

hung eines Bußgeldes auf ihrer Internetseite und im Erstkontakt mit den bestattungspflichtigen 

Angehörigen Wirkung zeigt. Auch trugen die allgemeinen Hinweise der Ordnungsbehörde zu 

kostengünstigen Bestattungsmöglichkeiten dazu bei, dass Bestattungspflichtige die Bestattung 

selbst beauftragten, so dass seitens der Ordnungsbehörde in diesen Fällen keine weiteren Ar-

beiten mehr nötig waren. 
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Ordnungsbehördliche Bestattungen 2023 

Kennzahlen 
Dort-
mund 

Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-
wert  

(Median) 

3. Viertel-
wert 

Maximum 
An-
zahl 

Werte 

Bestattungsquote Ordnungsbe-

hörde in Prozent 
56,28 32,74 53,60 64,46 69,75 82,17 22 

Ordnungsbehördliche Bestat-

tungsfälle je 10.000 EW* 
11,14 5,64 8,78 10,39 12,28 16,36 22 

Ordnungsbehördliche Bestat-

tungsfälle mit durch die Stadt 

durchgeführter Bestattung je 

10.000 EW* 

6,27 3,05 4,64 6,29 7,41 12,01 22 

* Einwohnerin bzw. Einwohner 

Der Stadt Dortmund wurden im Vergleichsjahr 2023 bezogen auf die Einwohnenden mehr ord-

nungsbehördliche Bestattungsfälle gemeldet als der Hälfte der kreisfreien Städte. Positiv ist, 

dass die Stadt Dortmund 2023 einwohnerbezogen weniger Bestattungen veranlassen musste 

als die Mehrheit der kreisfreien Städte. Dementsprechend ist die Bestattungsquote durch die 

Ordnungsbehörde in Dortmund vergleichsweise niedrig. 

5.5 Rechtmäßigkeit 

Eine rechtmäßige Aufgabenerfüllung zeichnet sich durch die Einhaltung der gesetzlichen Vor-

gaben aus. Dazu gehören das Gesetz über das Friedhofs- und Bestattungswesen (Bestattungs-

gesetz NRW - BestG NRW), das Gesetz über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden - 

Ordnungsbehördengesetz NRW - (OBG NRW), das Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land 

Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) sowie das Verwaltungsvollstreckungsgesetz für das Land 

Nordrhein-Westfalen (VwVG NRW) mit der Verordnung zur Ausführung des Verwaltungsvoll-

streckungsgesetzes (Ausführungsverordnung VwVG - VO VwVG NRW). Besonders zu beach-

ten sind  

 die Einhaltung bestattungsrechtlicher Fristen gem. §§ 11 und 13 BestG NRW,  

 die Art der Bestattung gem. § 13 BestG NRW sowie 

 die Ermittlung und die Heranziehung von vorrangig zur Bestattung verpflichteten Perso-

nen zur Kostenerstattung gem. § 8 BestG NRW i. V. m. § 24 VwVfG NRW. 

Die Zuständigkeit der Stadt zur Durchführung einer ordnungsbehördlichen Bestattung richtet 

sich nach § 8 Abs. 1 Satz 2 BestG NRW. Wenn zur Bestattung verpflichtete Angehörige nicht 

vorhanden sind oder ihrer Verpflichtung nicht oder nicht rechtzeitig nachkommen, hat die örtli-

che Ordnungsbehörde die Bestattung als Gefahrenabwehrmaßnahme zu veranlassen. Zustän-

dig ist die Stadt, auf deren Gebiet der Tod eingetreten oder der Leichnam gefunden worden ist. 

Gemäß § 24 Abs. 1 Satz 1 VwVfG NRW ermittelt die Behörde den Sachverhalt von Amts wegen 

und bestimmt Art und Umfang der Ermittlungen. Die jeweilige Ermittlungstätigkeit richtet sich im 

Verwaltungsverfahren maßgeblich nach dem Verhältnismäßigkeitsprinzip. Die Ermittlungsmaß-
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nahmen müssen neben der Geeignetheit und Erforderlichkeit unter Berücksichtigung der Belas-

tung für die Betroffenen, der Gewichtigkeit des jeweiligen öffentlichen Interesses und des 

Grundsatzes eines sinnvollen Einsatzes des Verwaltungsaufwandes angemessen sein. 

5.5.1 Bestattungsrechtliche Fristen 

Das Bestattungsrecht bestimmt, dass Tote nach Ausstellung der Todesbescheinigung spätes-

tens 36 Stunden nach ihrem Tod von ihrem Sterbe- oder Fundort in eine Leichenhalle zu über-

führen sind. Erdbestattungen dürfen grundsätzlich frühestens 24 Stunden nach Eintritt des To-

des vorgenommen werden. Aus Gründen des Gesundheitsschutzes sind Erdbestattungen oder 

Einäscherungen innerhalb von zehn Tagen nach Eintritt des Todes durchzuführen. Die Urnen-

beisetzung der Totenasche hat innerhalb von sechs Wochen ab dem Zeitpunkt der Einäsche-

rung zu erfolgen.  

 Die Stadt Dortmund hält die rechtlichen Vorgaben zu den bestattungsrechtlichen Fristen 

nach §§ 11 Abs. 2 und 13 BestG NRW ein. 

Eine Stadt muss die Vorgaben zu den bestattungsrechtlichen Fristen nach §§ 11 Abs. 2 und 13 

BestG NRW zur Überführung von Toten in die Leichenhalle, zur Erdbestattung und Einäsche-

rung sowie zur Urnenbeisetzung einhalten.  

Die Stadt Dortmund beachtet konsequent die gesetzlichen Vorgaben zu den bestattungsrecht-

lichen Fristen für ordnungsbehördliche Bestattungsfälle. Die Stadt hat Vorkehrungen getroffen, 

um Meldungen über Verstorbene innerhalb und außerhalb der Dienstzeiten der Verwaltung ent-

gegennehmen zu können.  

Die Ordnungsbehörde ist neben der Polizei in den meisten Fällen die erste behördliche Anlauf-

stelle wenn ein Mensch verstorben ist und dessen Angehörige nicht bekannt sind. Innerhalb der 

Dienstzeiten der Verwaltung informieren Pflegeeinrichtungen, Krankenhäuser oder die Polizei 

das Dortmunder Ordnungsamt direkt über einen Sterbefall ohne bekannte Angehörige. Außer-

halb der Dienstzeiten der Ordnungsbehörde gehen Meldungen über ordnungsbehördliche Be-

stattungen bei der ständig besetzten Leitstelle des Ordnungsamtes ein. Ist der darauffolgende 

Tag ein Arbeitstag der Verwaltung, veranlassen in der Regel die Fachkräfte der Ordnungsbe-

hörde die fristgerechte Überführung des Leichnams in eine Leichenhalle zur Kühlung und be-

ginnen unverzüglich mit der Ermittlung von Angehörigen. Für Sterbefälle ohne bekannte Ange-

hörige in Pflegeeinrichtungen an Wochenenden und Feiertagen hat die Stadt Dortmund eine zu-

sätzliche Regelung getroffen. Durch diese stellt sie sicher, dass der Leichnam einer verstorbe-

nen Person innerhalb der bestattungsrechtlichen 36-Stunden-Frist zur Kühlung in eine Leichen-

halle überführt wird. Während eines von der Stadt definierten Zeitfensters dürfen die Senioren-

pflegeeinrichtungen unter bestimmten Voraussetzungen direkt das Vertragsbestattungsunter-

nehmen der Stadt Dortmund informieren, damit der Leichnam rechtzeitig vom Sterbeort zur 

Kühlung in eine Leichenhalle abgeholt wird. Die Stadt hat ein Meldeformular erarbeitet, in dem 

die jeweilige Leitung der Pflegeeinrichtung begründen muss, weshalb die direkte Abholung des 

Leichnams erforderlich ist. Gleichzeitig dient das Formular auch dazu, dass die jeweilige Ein-

richtung ihrer Verpflichtung gemäß § 9 Abs. 1 Satz 2 BestG NRW nachkommt, nach der die 

Ordnungsbehörde unverzüglich von einem Sterbefall ohne bekannte Angehörige zu unterrich-

ten ist. Durch ihre Regelungen hält die Stadt Dortmund die gesetzliche 36-Stunden-Frist gemäß 

§ 11 Abs. 2 Satz 1 BestG NRW verlässlich ein.  
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Das Ordnungsamt der Stadt Dortmund erteilt für jeden Einzelfall einen Bestattungsauftrag. Erd-

bestattungen bzw. Kremierungen werden in Dortmund regelhaft innerhalb der bestattungsrecht-

lichen Frist von zehn Tagen durchgeführt. Eine Urnenbeisetzung erfolgt grundsätzlich innerhalb 

von sechs Wochen nach der Kremierung und damit innerhalb der gesetzlichen Frist von sechs 

Wochen nach der Einäscherung. Die Stadt Dortmund stellt gemäß § 13 Abs. 3 Satz 3 BestG 

NRW eine Verlängerung der Bestattungspflicht im öffentlichen Interesse aus, wenn sie die be-

stattungsrechtliche Zehntages-Frist zur Einäscherung bzw. Erdbestattung oder die sechswö-

chige Frist zur Urnenbeisetzung im Einzelfall nicht wahren kann.  

5.5.2 Ermittlung von Bestattungspflichtigen 

Die Bestattungspflicht der Stadt tritt erst ein, wenn nach erfolgten Ermittlungsmaßnahmen der 

Ordnungsbehörde feststeht, dass  

 Angehörige der verstorbenen Person ihrer Bestattungspflicht nicht nachkommen oder  

 alle zumutbaren Maßnahmen zur Ermittlung und Benachrichtigung von Angehörigen er-

folglos geblieben sind bzw. 

 Ermittlungen der Behörde zu dem Ergebnis kommen, dass keine Verpflichteten im Sinne 

von § 8 Abs. 1 Satz 1 BestG NRW vorhanden sind. 

 Die Stadt Dortmund ergreift zahlreiche gut geeignete Maßnahmen, um bestattungspflichtige 

Angehörige schnell zu ermitteln. Diese können dann ihr Recht und ihre Pflicht zur Totenfür-

sorge wahrnehmen. 

Wird einer Stadt ein Todesfall in ihrem Gemeindegebiet ohne bekannte Angehörige gemeldet, 

muss sie gemäß §§ 24 Abs. 1 i. V. m. 26 Abs. 1 VwVfG NRW den Sachverhalt angemessen er-

mitteln. Sie muss alle im Einzelfall möglichen und zumutbaren Maßnahmen ergreifen, um etwa-

ige nahe Angehörige der verstorbenen Person zu finden und ihnen deren Bestattung zu ermög-

lichen.  

Die Stadt Dortmund beginnt nach Bekanntwerden eines ordnungsbehördlichen Bestattungsfal-

les unverzüglich damit, etwaige bestattungspflichtige Angehörige möglichst noch vor der Beiset-

zung zu ermitteln. Ziel ist, dass die Bestattung direkt von den Verpflichteten durchgeführt wird 

und nicht von der Ordnungsbehörde der Stadt Dortmund veranlasst werden muss. 

Die Ermittlungstätigkeit beinhaltet Abfragen nach möglichen Angehörigen über Einwohnermel-

deauskünfte und über das Standesamt. Die Fachkräfte des Ordnungsamtes nehmen dabei 

auch Kontakt zu nicht bestattungspflichtigen Angehörigen auf, um Informationen zu möglichen 

Bestattungspflichtigen zu erhalten. Sofern bis zum Eintritt des Todes ein Betreuungsverhältnis 

bestand, kontaktiert die Ordnungsbehörde auch die letzte Betreuerin bzw. den letzten Betreuer. 

Hat die verstorbene Person in einer Seniorenpflegeeinrichtung gelebt, erfragt das Ordnungsamt 

dort Informationen zu vorhandenen Angehörigen. Als weitere Ermittlungsmöglichkeit nimmt das 

Ordnungsamt im Einzelfall bedarfsorientiert auch Kontakt mit Ausländerämtern oder Botschaf-

ten auf. Dabei bindet insbesondere der Austausch mit Botschaften oder Angehörigen im Aus-

land hohe zeitliche Ressourcen der fallbearbeitenden Fachkraft. Wenn keine bestattungspflichti-

gen Angehörigen auf den vorgenannten Wegen ermittelt werden können und die verstorbene 

Person zuvor zur Miete gelebt hat, kontaktiert das Ordnungsamt auch die jeweiligen Vermieter. 
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Das Ordnungsamt führt unter Wahrung des Vier-Augen-Prinzips Wohnungsbegehungen durch, 

mit dem Ziel, einschlägige Unterlagen zu Angehörigen oder Nachlass zu erlangen. Darüber hin-

aus recherchieren die Fachkräfte des Dortmunder Ordnungsamtes vorsorglich auch im eigenen 

Fachverfahren nach möglichen Angehörigen. Durch dieses Vorgehen konnte die Stadt bereits 

Bestattungspflichtige ausfindig machen, z.B., wenn andere Familienangehörige zuvor verstor-

ben waren und das Ordnungsamt in den früheren Fall involviert war. Zudem ermittelt das Ord-

nungsamt im Bedarfsfall auch bei den kommunalen Friedhöfen sowie bei Bestattungsunterneh-

men und fragt an, ob dort Angehörige bekannt sind. Das Ordnungsamt nutzt zudem die sozia-

len Medien, um Bestattungspflichtige ausfindig zu machen. 

Führen diese Ermittlungen zu bestattungspflichtigen Angehörigen, erfolgt die unmittelbare Kon-

taktaufnahme.  

Bei ihren Ermittlungstätigkeiten prüft die Stadt Dortmund zunächst grundsätzlich, ob gemäß § 8 

BestG NRW zur Bestattung verpflichtete Angehörige vorhanden sind. Ergeben die Ermittlungen 

mehrere Ergebnisse, hält sich die Stadt an die gesetzliche Rangfolge der Verpflichteten. 

Wenn es der Stadt gelingt, bestattungspflichtige Angehörige noch vor der Beisetzung bzw. vor 

der Einäscherung zu ermitteln, erstellt das Ordnungsamt ein Anschreiben. Darin informiert es 

verpflichtete Angehörige pietätvoll über den Todesfall, klärt über die Bestattungspflicht auf und 

bittet diese, sich umgehend mit der Ordnungsbehörde in Verbindung zu setzen. Das Schreiben 

versendet die Stadt in der Regel postalisch mit einfachem Brief, als so genannten „Eilbrief“. Da-

mit der Brief die Angehörigen schnellstmöglich erreicht, nutzt das Ordnungsamt für diese Fälle 

ausnahmsweise nicht die städtische Hauspost. Die Fachkräfte frankieren den Brief selbst und 

werfen ihn direkt in einen Briefkasten der Deutschen Post ein. Nach den Erfahrungen der Ord-

nungsbehörde können Bestattungspflichtige auf diese Weise schneller informiert werden. 

Sofern die Stadt Dortmund aufgrund der gesetzlichen Fristen eine ordnungsbehördliche Bestat-

tung veranlassen muss, setzt das Ordnungsamt seine Ermittlungen bei Erdbestattungen nach 

der Beisetzung und bei Feuerbestattungen nach der Einäscherung fort. 

Die Stadt Dortmund dokumentiert ihr Vorgehen und ihre Ermittlungsergebnisse in ihrem Fach-

verfahren für ordnungsbehördliche Bestattungen, dem so genannten „Leichenprogramm“. 

Während der überörtlichen Prüfung war in der Stadt Dortmund ein zivilrechtliches Klageverfah-

ren im Zusammenhang mit einer erfolgten ordnungsbehördlichen Bestattung anhängig. Hier-

durch wurde der Stadt noch einmal verdeutlicht, wie wichtig eigene umfassende Ermittlungs-

maßnahmen sind, um bestattungspflichtige Angehörige schnell zu finden und ihnen zu ermögli-

chen, ihrem Recht und ihrer Pflicht zur Totenfürsorge selbst nachkommen zu können. Die Stadt 

Dortmund hat das Klageverfahren zum Anlass genommen, um ihr Vorgehen im Zusammen-

hang mit der Ermittlung von bestattungspflichtigen Angehörigen zu reflektieren und weiter zu 

verstetigen.  

5.5.3 Art der Bestattung 

Erd- und Feuerbestattungen gelten nach dem BestG NRW als gleichrangige Bestattungsfor-

men. Über die Art der Bestattung entscheidet die örtliche Ordnungsbehörde, wenn sie diese 

veranlasst. 
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 Die Stadt Dortmund richtet sich bei der Art der Bestattung nach den gesetzlichen Vorgaben 

des § 12 BestG NRW. 

Eine Stadt muss die Vorgaben des § 12 BestG NRW zur Art der Bestattung einhalten. Eine Wil-

lensbekundung der verstorbenen Person zur Art der Bestattung sollte sie dabei berücksichtigen.  

Die Stadt Dortmund lässt Verstorbene im Rahmen ordnungsbehördlicher Bestattungsfälle 

standardmäßig im städtischen Krematorium einäschern. Anschließend lässt sie die Totenasche 

auf dem städtischen Hauptfriedhof anonym beisetzen. Die Stadt Dortmund wählt die anonyme 

Urnenbestattung, weil sie als Komplettpreis einschließlich der Kremierung im eigenem Kremato-

rium die wirtschaftlichste Art der Bestattung darstellt. 

Ordnungsbehördliche Erdbestattungen veranlasst die Stadt Dortmund nur in Ausnahmefällen. 

Sofern der bzw. die Verstorbene eine entsprechende Willensbekundung hinterlassen hat oder 

religiöse Gründe dies erfordern, führt die Stadt eine ordnungsbehördliche Bestattung auch als 

Erdbestattung durch. Dazu prüft das Ordnungsamt zunächst, ob von der verstorbenen Person 

eine schriftliche Willensbekundung zur Erdbestattung existiert. Alternativ stellt die Stadt fest, ob 

jemand aus dem nahen Umfeld, wie z.B. die Pflegeeinrichtung oder die frühere Betreuungsper-

son, schriftlich glaubhaft darlegen kann, dass die verstorbene Person erdbestattet werden 

wollte. Sofern gegenüber der Ordnungsbehörde glaubhaft dargelegt wird, dass für eine verstor-

bene Person aufgrund ihres gelebten Glaubens eine Erdbestattung oder z.B. eine jüdische oder 

muslimische Bestattung erforderlich ist, veranlasst die Stadt eine ordnungsbehördliche Erdbe-

stattung auch aus religiösen Gründen.  

Somit erfolgt die Auswahl der Bestattungsart bei ordnungsbehördlichen Bestattungen in der 

Stadt Dortmund rechtmäßig im Sinne des § 12 BestG NRW. 

5.5.4 Ordnungsbehördliche Bestattung als Ersatzvornahme 

Die Ersatzvornahme ist eine Möglichkeit der Stadt, eine vertretbare Handlung im Sinne von  

§ 59 Abs. 1 Satz 1 VwVG NRW durchzusetzen. Nimmt eine verpflichtete Person eine vertret-

bare Handlung nicht vor, so kann die zuständige Vollzugsbehörde die Maßnahme vornehmen 

lassen. Die Kosten werden der verpflichteten Person auferlegt. 

 Die Stadt Dortmund führt ordnungsbehördliche Bestattungen als Ersatzvornahme rechtmä-

ßig durch.  

Bei ordnungsbehördlichen Bestattungen als Ersatzvornahme muss eine Stadt ihr Handeln im 

Wege des Sofortvollzugs nach § 55 Abs. 2 VwVG NRW darauf beschränken, die von einem un-

bestatteten Leichnam ausgehende gegenwärtige Gefahr abzuwenden. Während dafür Erdbe-

stattungen immer vollständig durchzuführen sind, ist bei Feuerbestattungen zunächst nur die 

Einäscherung sowie die Aufnahme der Totenasche in eine Urne zu veranlassen. Für die Beiset-

zung der Urne muss eine Stadt das gestreckte Vollstreckungsverfahren nach § 55 Abs. 1 VwVG 

NRW beachten. Danach ist der bestattungspflichtigen Person die Urnenbeisetzung durch Ver-

waltungsakt mit entsprechend kurzer Fristsetzung, unter Anordnung der sofortigen Vollziehung 

und unter Androhung der Ersatzvornahme aufzugeben.  

Bei Erdbestattungen führt die Stadt Dortmund eine Ersatzvornahmeine als einheitlichen Be-

stattungsvorgang durch.  
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Bei ordnungsbehördlichen Feuerbestattungen im Wege der Ersatzvornahme veranlasst die 

Stadt im Sofortvollzug dagegen nur die Einäscherung und der Aufnahme der Totenasche in 

eine Urne. Die Urnenbeisetzung als Ersatzvornahme erfolgt in Dortmund im gestreckten Voll-

streckungsverfahren. Die fallbearbeitende Fachkraft der Ordnungsbehörde erstellt zunächst 

eine Ordnungsverfügung, mit der sie die Bestattungspflichtigen unter Fristsetzung zur Beiset-

zung der bzw. des Verstorbenen auffordert. Für den Fall, dass die verpflichteten Angehörigen 

die Bestattung nicht oder nicht fristgerecht veranlassen möchten, droht das Ordnungsamt den 

Bestattungspflichtigen das Zwangsmittel der Ersatzvornahme und die dadurch voraussichtlich 

entstehenden Kosten an. Zudem wird in dem Bescheid die sofortige Vollziehung angeordnet. 

Gemäß § 63 Abs. 7 VwVG NRW ist die Androhung eines Zwangsmittels zuzustellen. Daher ver-

sendet die Stadt Dortmund ihren Bescheid stets per Postzustellungsurkunde (PZU). Sofern die 

Bestattungspflichtigen die Beisetzung der Totenasche nicht innerhalb der bestimmten Frist ver-

anlassen, leitet die Stadt Dortmund weitere Schritte der Verwaltungsvollstreckung ein. Sie er-

lässt einen Bescheid über die Festsetzung der Ersatzvornahme und stellt diesen ebenfalls zu.  

Im Vergleich zu Erdbestattungen stellen kostengünstigere Feuerbestattungen in Dortmund den 

Regelfall dar. Wie in Kapitel 5.5.3 „Art der Bestattung“ ausgeführt, nimmt die Stadt Dortmund 

Erdbestattungen nur ausnahmsweise unter bestimmten Voraussetzungen vor. Durch dieses 

Vorgehen gewährleistet die Stadt auch bei einer ordnungsbehördlichen Bestattung als Ersatz-

vornahme, dass die Maßnahme verhältnismäßig ist. 

5.5.5 Durchsetzung von Kostenerstattungsansprüchen gegenüber 

Verpflichteten 

 Die Stadt Dortmund macht ihre Kostenerstattungsansprüche konsequent zeitnah geltend. 

Dies wirkt sich positiv auf den Fehlbetrag der durchgeführten ordnungsbehördlichen Bestat-

tungen aus. Die Stadt erhebt dabei auch dem Einzelfall angemessene Verwaltungsgebüh-

ren. 

Eine Stadt muss gemäß § 59 Abs. 1 und § 77 Abs. 1 VwVG NRW i. V. m. § 20 Abs. 2 Nr. 7 VO 

VwVG NRW die bei der Durchführung einer Ersatzvornahme angefallenen Bestattungskosten 

von den bestattungspflichtigen Angehörigen einfordern, wenn diese ihrer Bestattungspflicht 

nicht oder nicht rechtzeitig nachgekommen sind. Sie erhebt gemäß § 59 Abs. 1 und § 77 Abs. 1 

VwVG NRW i. V. m. § 15 Abs. 1 Nr. 11 VO VwVG NRW zusätzlich eine angemessene Verwal-

tungsgebühr innerhalb des Gebührenrahmens, um ihren mit der ordnungsbehördlichen Bestat-

tung verbundenen Verwaltungsaufwand zu decken. 

Die Stadt Dortmund macht ihre Kostenerstattungsansprüche per Leistungsbescheid konse-

quent und zeitnah geltend. Dieses Vorgehen wirkt sich günstig auf den Fehlbetrag der Stadt 

Dortmund für ordnungsbehördliche Bestattungen aus. Er liegt 2023 interkommunal betrachtet 

sehr niedrig. Nähere Ausführungen dazu folgen in Kapitel 5.8 „Fehlbetrag durchgeführte ord-

nungsbehördliche Bestattungen und Einflussfaktoren“. Dafür setzt sie gezielt ausreichende per-

sonelle Ressourcen ein.  

§ 77 Abs. 1 S. 1 VwVG NRW in Verbindung mit § 15 Abs. 1 Nr. 11 VO VwVG NRW sieht für 

eine als Ersatzvornahme veranlasste ordnungsbehördliche Bestattung eine Verwaltungsgebühr 

vor. Diese soll den Verwaltungsaufwand decken, welcher der Kommune im Zusammenhang mit 
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der Veranlassung einer ordnungsbehördlichen Bestattung entstanden ist. Der Verwaltungsge-

bührenrahmen hierfür liegt aktuell zwischen 30 und 360 Euro. Die Stadt Dortmund erhebt zur 

Deckung ihres Verwaltungsaufwandes dem Einzelfall angemessene Verwaltungsgebühren in-

nerhalb des geltenden Verwaltungsgebührenrahmens. Die Verwaltungsgebühren sind auf-

wandsbezogen mehrfach gestaffelt und im Fachverfahren für ordnungsbehördliche Bestattun-

gen hinterlegt. So kann die Stadt bei der Festlegung der Höhe der Verwaltungsgebühr danach 

differenzieren, ob die Fallbearbeitung im Einzelfall einfach, durchschnittlich oder besonders auf-

wendig war. Auf diese Weise stellt die Stadt Dortmund sicher, dass ihre Verwaltungsgebühren 

ermessensgerecht sind. 

5.6 Verfahrensstandards 

Verbindliche Verfahrensstandards helfen, die Prozessqualität zu sichern und Aufgaben struktu-

riert, zielgerichtet und nachvollziehbar zu erledigen. Die Fallbearbeitung erfordert umfangrei-

ches Fachwissen und Einfühlungsvermögen im Umgang mit etwaigen Hinterbliebenen. Festge-

legte Verfahrensstandards und Dokumentationspflichten, die bei der Aufgabenerledigung einge-

halten werden, tragen zu einer gerichtsfesten Aktenführung bei. 

 Das zur Fallbearbeitung und zu Controllingzwecken eingesetzte Fachverfahren trägt in Dort-

mund maßgeblich zu einer rechtssicheren Bearbeitung ordnungsbehördlicher Bestattungs-

fälle bei. 

Eine Stadt sollte Standards und Abläufe der Aufgabenerfüllung bei ordnungsbehördlichen Be-

stattungen transparent regeln und verschriftlichen. Hierzu gehören Prozesse, Zuständigkeiten, 

Entscheidungsbefugnisse, Fristen sowie standardisierte Checklisten, die die Aufgabenerledi-

gung erleichtern. Diese Prozessstandards und Abläufe sollten allen zuständigen Beschäftigten 

zur Verfügung stehen und bei der Aufgabenerledigung stets eingehalten werden. Da die Aufga-

benerledigung zeitkritisch ist, sollte eine Stadt auch eine Erreichbarkeit außerhalb der allgemei-

nen Dienstzeit sicherstellen. 

Die Stadt Dortmund hat ihren Bearbeitungsprozess der ordnungsbehördlichen Bestattungen 

digitalisiert und setzt zur Fallbearbeitung ein eigenes Fachverfahren ein. Durch das Fachverfah-

ren ist der aktuellste Bearbeitungsstand für die fallbearbeitende Fachkraft, für die Führungskraft 

sowie im Vertretungsfall für die anderen Fachkräfte jederzeit abrufbar. Die Stadt nutzt das 

Fachverfahren auch für ihr internes Controlling der ordnungsbehördlichen Bestattungsfälle. Das 

Fachverfahren beinhaltet zudem eine elektronische Wiedervorlage. Die fallbearbeitende Fach-

kraft behält dadurch ihre eigenen Fälle gut im Blick. Zudem nimmt die vorgesetzte Person im 

Rahmen des internen Controllings regelmäßig unvermutete Aktenprüfungen der ordnungsbe-

hördlichen Bestattungsfälle von allen fallzuständigen Fachkräften vor.  

Ein Arbeitshandbuch mit den Verfahrensstandards ist vorhanden. Wie in Kapitel 5.5.1 ausge-

führt, hat die Stadt geeignete Regelungen getroffen, durch die sie sicherstellt, dass sie unver-

züglich über einen ordnungsbehördlichen Bestattungsfall ohne bekannte Angehörige informiert 

wird. Durch ihre Regelungen gewährleistet sie, dass die bestattungsrechtlichen Fristen gewahrt 

werden, und dass sie unverzüglich damit beginnen kann, bestattungspflichtige Angehörige zu 

ermitteln. Fortbildungen zu ordnungsbehördlichen Bestattungen unterstützen die Sachbearbei-
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tenden bei einer rechtssicheren Fallbearbeitung, zumal die Rechtsprechung darauf einen er-

heblichen Einfluss hat. Die Fachkräfte der Stadt Dortmund nehmen daher regelmäßig an ein-

schlägigen Fortbildungen teil, um ihr Wissen auf dem neuesten Stand halten.  

Die Stadt Dortmund schreibt regelmäßig die Dienstleistungen aus, die bei einer ordnungsbe-

hördlichen Bestattung durch ein Bestattungsunternehmen zu erbringen sind. Die letzte Aus-

schreibung erfolgte im Jahr 2024. 

5.7 Personaleinsatz 

Die gpaNRW betrachtet das Personal, das die Städte für die Bearbeitung von ordnungsbehörd-

lichen Bestattungsfällen einsetzen. Dies schließt auch den Personaleinsatz für solche Fälle ein, 

bei denen eine Stadt keine ordnungsbehördliche Bestattung veranlassen muss. Dazu zählen 

insbesondere die Fälle, bei denen eine Stadt bestattungspflichtige Angehörige rechtzeitig ermit-

teln und fristgemäß zur selbstständigen Veranlassung der Bestattung der Verstorbenen bewe-

gen kann. 

 Feststellung 

Die Stadt Dortmund setzt mehr Personal für die Aufgaben der ordnungsbehördlichen Bestat-

tungen ein als die meisten Vergleichsstädte.  

Eine Stadt sollte bedarfsgerechte Personalressourcen vorhalten, um die Aufgaben der ord-

nungsbehördlichen Bestattungen effektiv bearbeiten zu können. Ferner sollte eine Stadt ihr Per-

sonal im Bereich „Ordnungsbehördliche Bestattungen“ angemessen qualifizieren und den Bear-

beitungsprozess so weit wie möglich digitalisieren. 

Der Personaleinsatz der Stadt Dortmund für den Aufgabenbereich der „Ordnungsbehördlichen 

Bestattungen“ basiert auf einer Personalbedarfsbemessung, die die Stadt vor langer Zeit durch-

geführt hat. Seinerzeit ermittelte die Stadt einen Personalbedarf von 4,0 Vollzeit-Stellen für die 

Fallbearbeitung. Obwohl sich das Fallaufkommen ordnungsbehördlicher Bestattungen insbe-

sondere im Betrachtungszeitraum 2020 bis 2023 kontinuierlich erhöhte, hat die Stadt ihren Per-

sonaleinsatz in dem Aufgabenbereich verringert. Die Stadt setzt zwar weiterhin vier Fachkräfte 

des gehobenen Dienstes zur Aufgabenerledigung ein. Diese haben aber teilweise verringerte 

Arbeitszeiten oder sind anteilig auch für Overhead-Aufgaben zuständig. Im Jahr 2023 setzt die 

Stadt Dortmund 3,57 Vollzeit-Stellen in der Sachbearbeitung der ordnungsbehördlichen Bestat-

tungen ein.  

Im interkommunalen Vergleich 2023 positioniert sich die Stadt Dortmund damit wie folgt: 

Personaleinsatz ordnungsbehördliche Bestattungen 2023 

Kennzahl Dortmund Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Vollzeit-Stellen  

je 100.000 EW 
0,60 0,09 0,31 0,42 0,52 1,13 22 
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Die Stadt Dortmund setzt 2023 einwohnerbezogen mehr Personal zur Fallbearbeitung von ord-

nungsbehördlichen Bestattungen ein als 75 Prozent der kreisfreien Städte. 

Die gpaNRW stellt in diesem Kapitel interkommunal die Zahl der ordnungsbehördlichen Bestat-

tungsfälle im Verhältnis zu den Stellen dar, die von der Sachbearbeitung im Aufgabenbereich 

„Ordnungsbehördliche Bestattungen“ zu bearbeiten sind. Die Fälle beinhalten sowohl die von 

einer kreisfreien Stadt veranlassten ordnungsbehördlichen Bestattungen als auch die gemelde-

ten Fälle, in denen eine Stadt keine ordnungsbehördliche Bestattung durchführen musste. 

Fälle je Vollzeit-Stelle ordnungsbehördliche Bestattungen 2023 

 

In den interkommunalen Vergleich sind Werte von 22 Städten eingeflossen, die sich wie folgt 

verteilen: 

 

Die Kennzahl der ordnungsbehördlichen Bestattungsfälle je Vollzeit-Stelle ist 2023 in Dortmund 

trotz hoher absoluter Fallzahlen niedriger als bei 75 Prozent der kreisfreien Städte. Dies ver-

deutlicht, dass der niedrige Kennzahlenwert auf den vergleichsweise hohen Personaleinsatz zu-

rückzuführen ist.  

Durch ihren erhöhten Personaleinsatz stellt die Stadt eine ordnungsgemäße Fallbearbeitung 

unter Beachtung aller rechtlichen Vorgaben konsequent sicher. Auch die intensiven Ermittlungs-

tätigkeiten der Fachkräfte, um eine ordnungsbehördliche Bestattung abzuwenden, binden in 

Dortmund Personalressourcen. Im Vergleichsjahr 2023 konnte die Stadt Dortmund die Anord-
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nung einer ordnungsbehördlichen Bestattung bei rund 44 Prozent aller gemeldeten Fälle verhin-

dern. Wie in Kapitel 5.8 „Strukturen“ dargestellt, liegt die Bestattungsquote durch die Ordnungs-

behörde dadurch auf einem vergleichsweise niedrigen Niveau.  

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte ihren Personaleinsatz unter Berücksichtigung der Fallzahlenent-

wicklung und der Bestattungsquote durch die Ordnungsbehörde regelmäßig analysieren und 

bedarfsorientiert ausrichten. 

5.8 Fehlbetrag durchgeführte ordnungsbehördliche Be-

stattungen und Einflussfaktoren 

Ordnungsbehördliche Bestattungen sind gemäß § 8 Abs. 1 BestG NRW Pflichtaufgabe der örtli-

chen Ordnungsbehörde, auf deren Gebiet der Tod eingetreten oder die verstorbene Person ge-

funden worden ist. Die damit einhergehenden Kosten hat daher zunächst die Stadt zu tragen, 

die die Durchführung der Bestattung veranlasst hat. Sie hat gegenüber den bestattungspflichti-

gen Angehörigen einen Anspruch auf Kostenerstattung. Es kommt allerdings auch vor, dass die 

örtliche Ordnungsbehörde etwaige Nachlässe der Verstorbenen bereits ganz oder teilweise zur 

Refinanzierung der angefallenen Bestattungskosten heranziehen kann. In diesem Kapitel analy-

siert die gpaNRW, wie die Aufwendungen und Erträge den Fehlbetrag für durchgeführte ord-

nungsbehördliche Bestattungen beeinflussen. Die Erträge aus Verwaltungsgebühren und Ord-

nungswidrigkeitenverfahren bleiben hierbei unberücksichtigt. 

 In Dortmund wirken sich geringe Aufwendungen in Verbindung mit einer hohen Kostende-

ckung durch Erträge positiv auf den Fehlbetrag der ordnungsbehördlichen Bestattungen aus.   

Eine Stadt sollte den Fehlbetrag und die Aufwendungen für ordnungsbehördliche Bestattungen 

unter Beachtung der allgemeinen Haushaltsgrundsätze der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW) so niedrig wie möglich halten. Mögliche Kostenerstattungsan-

sprüche sollte eine Stadt konsequent durchsetzen. Sie sollte zudem weitere Erträge, wie z.B. 

den Nachlass der Verstorbenen, zur Deckung ihrer Aufwendungen bei durchgeführten ord-

nungsbehördlichen Bestattungen geltend machen. 

Fehlbetrag durchgeführte ordnungsbehördliche Bestattungen Dortmund in Euro 2020 bis 2023 

Kennzahlen 2020 2021 2022 2023 

Fehlbetrag durchgeführte ordnungsbehördli-

che Bestattungen in Euro 
28.050 81.503 59.766 96.802 

Fehlbetrag durchgeführte ordnungsbehördli-

che Bestattungen je 10.000 EW* in Euro 
477 1.387 1.018 1.632 

Fehlbetrag je durchgeführte ordnungsbehörd-

liche Bestattung in Euro 
70 217 148 260 

* Einwohnerin bzw. Einwohner 
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Der Fehlbetrag für durchgeführte ordnungsbehördliche Bestattungen schwankt im Betrach-

tungszeitraum 2020 bis 2023 mit steigender Tendenz in 2023. Auf den Fehlbetrag für die durch-

geführten ordnungsbehördlichen Bestattungen nehmen die Anzahl der ordnungsbehördlichen 

Bestattungsfälle, die Fallkosten sowie etwaige Erträge bzw. Kostenerstattungen Einfluss. Die 

Stadt kann nicht selbst beeinflussen, ob eine im Wege der ordnungsbehördlichen Bestattung 

beigesetzte Person bestattungspflichtige Angehörige oder Vermögen hat. Sofern die Stadt ihre 

Aufwendungen trotz intensiver Ermittlungen nicht durch Erträge aus Kostenerstattungen von 

Bestattungspflichtigen oder aus dem Nachlass der verstorbenen Person decken kann, verblei-

ben die Aufwendungen bei der Stadt Dortmund. Dies führt dazu, dass der Fehlbetrag der Stadt 

Dortmund für durchgeführte ordnungsbehördliche Bestattungen absolut gesehen wie auch ein-

wohner- und fallbezogen schwankt. 

Der Fehlbetrag für durchgeführte ordnungsbehördliche Bestattungen je 10.000 EW ist das ne-

gative Ergebnis, das sich aus der Gegenüberstellung der Aufwendungen und Kostenerstattun-

gen sowie der weiteren Erträge einer Stadt für die Durchführung ordnungsbehördlicher Bestat-

tungen im Durchschnitt je 10.000 EW ergibt. 

Fehlbetrag durchgeführte ordnungsbehördliche Bestattungen je 10.000 EW in Euro 2023 

 

In den interkommunalen Vergleich sind Werte von 19 Städten eingeflossen, die sich wie folgt 

verteilen: 

Einwohnerbezogen hat die Stadt Dortmund 2023 einen geringeren Fehlbetrag für durchgeführte 

ordnungsbehördliche Bestattungen als 75 Prozent der kreisfreien Städte. In den Vorjahren posi-

tioniert sich die Stadt Dortmund beim Fehlbetrag ähnlich.  
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Fehlbetrag je durchgeführte ordnungsbehördliche Bestattung in Euro 2023  

 

In den interkommunalen Vergleich sind 19 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Im landesweiten Vergleich liegt der Fehlbetrag der Stadt Dortmund liegt 2023 auch fallbezogen 

sehr niedrig. Die Stadt ordnet sich interkommunal in 2023 sowie in den Vorjahren bei den 25 

Prozent der kreisfreien Städte mit dem geringsten Fehlbetrag je durchgeführter ordnungsbe-

hördlicher Bestattung ein. 

In Dortmund ist der vergleichsweise niedrige Fehlbetrag auf mehrere Faktoren zurückzuführen. 

Wie in Kapitel 5.4 „Strukturen“ dargestellt, ist es der Stadt Dortmund im Betrachtungszeitraum 

2020 bis 2023 gelungen, die Bestattungsquote durch die Ordnungsbehörde trotz kontinuierlich 

gestiegener gemeldeter ordnungsbehördlicher Bestattungsfälle zu verringern. Die Stadt musste 

weniger Bestattungen veranlassen. Dies wirkt sich grundsätzlich positiv auf den Fehlbetrag aus. 

Daneben wird der Fehlbetrag für durchgeführte ordnungsbehördliche Bestattungen insbeson-

dere auch von den Fallkosten sowie von etwaigen Erträgen bzw. Kostenerstattungen beein-

flusst.  
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Aufwendungen und Erträge ordnungsbehördliche Bestattungen 2023 

Kennzahl Dortmund Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Aufwendungen je 

durchgeführte Ord-

nungsbehördliche 

Bestattung in Euro 

1.075 717 1.454 1.933 2.615 2.949 19 

Erträge je durchge-

führte ordnungsbe-

hördliche Bestattung 

in Euro 

814 188 740 1.056 1.409 2.079 19 

Die Stadt Dortmund hat 2023 geringere Aufwendungen je durchgeführte ordnungsbehördliche 

Bestattung als mehr als 75 Prozent der kreisfreien Städte.   

Die Aufwendungen je Fall setzen sich insbesondere zusammen aus den Aufwendungen für  

 das Bestattungsunternehmen,  

 die Durchführung der zweiten Leichenschau,  

 die Kremierung sowie 

 Friedhofsgebühren.  

Die Stadt Dortmund kann ordnungsbehördliche Bestattungen wesentlich günstiger durchführen 

als die meisten kreisfreien Städte. Gründe dafür sind günstige Konditionen mit ihrem Vertrags-

bestatter und ein niedriger Komplettpreis für die Einäscherung im städtischen Krematorium 

samt Urnenbeisetzung auf dem Dortmunder Hauptfriedhof. Dies entlastet Fehlbetrag der ord-

nungsbehördlichen Bestattungen.  

Bei der Analyse der Erträge ist zwar erkennbar, dass die Stadt Dortmund im Vergleichsjahr 

2023 weniger Erträge generiert als die Mehrheit der Vergleichsstädte. Die geringen Erträge je 

durchgeführte ordnungsbehördliche Bestattung begründen sich dabei wesentlich über die nied-

rigen Fallaufwendungen. Das Verhältnis von Erträgen zu Aufwendungen ist in Dortmund dage-

gen vergleichsweise hoch. In 2023 deckt die Stadt Dortmund rund 76 Prozent ihrer Aufwendun-

gen über Erträge, im Betrachtungszeitraum 2020 bis 2023 sogar durchschnittlich zu 84 Prozent. 

Der Median der kreisfreien Städte liegt 2023 bei 58 Prozent. Deshalb sind die geringen Erträge 

je durchgeführte ordnungsbehördliche Bestattung in Dortmund nicht negativ zu sehen. 

Die Stadt Dortmund nimmt gezielt Maßnahmen vor, um ordnungsbehördliche Bestattungen wirt-

schaftlich durchzuführen. Um ihre Aufwendungen möglichst auch bei ordnungsbehördlichen Be-

stattungen ohne bestattungspflichtige Angehörige zu decken, setzt sich die Stadt Dortmund in 

allen Fällen vorsorglich mit dem zuständigen Nachlassgericht in Verbindung und meldet dort ih-

ren Kostenerstattungsanspruch an. Durch ihre Anfragen an das Nachlassgericht ermittelt die 

Stadt auch eventuelle zur Kostentragung verpflichtete Erben. In solchen Fällen arbeitet die Ord-

nungsbehörde mit dem Rechtsamt der Stadt Dortmund zusammen. Das Rechtsamt tritt direkt 

an die jeweiligen Erben heran und stellt ihnen die Bestattungskosten auf Grundlage von § 1968 

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) in Rechnung. Dieses Vorgehen wirkt sich positiv auf den Fehl-

betrag der Stadt Dortmund für ordnungsbehördliche Bestattungen aus. Die Stadt Dortmund 
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fragt zudem bei acht ortsansässigen Banken ab, ob eine verstorbene Person über Bankgutha-

ben verfügt, das zur Kostendeckung verwendet werden kann.  
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5.9 Anlage: Ergänzende Tabelle  

Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2024/2025 – Ordnungsbehördliche Bestattungen 

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Personaleinsatz 

F1 
Die Stadt Dortmund setzt mehr Personal für die Aufgaben der ordnungsbe-

hördlichen Bestattungen ein als die meisten Vergleichsstädte. 
179 E1 

Die Stadt Dortmund sollte ihren Personaleinsatz unter Berücksichtigung 

der Fallzahlenentwicklung und der Bestattungsquote durch die Ordnungs-

behörde regelmäßig analysieren und bedarfsorientiert ausrichten. 

181 
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6. Kommunales Krisenmanagement 

6.1 Managementübersicht 

Die wesentlichen Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt Dortmund im Prüfgebiet 

„Kommunales Krisenmanagement“ stellt die gpaNRW nachfolgend zusammenfassend dar.  

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage aufgeführt. Die Rei-

henfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Kommunales Krisenmanagement 

Für die Stadt Dortmund ist das kommunale Krisenmanagement eine dauerhafte, herausfor-

dernde Aufgabe. Dabei entwickelt die Stadt ihr Krisenmanagement kontinuierlich bedarfsorien-

tiert weiter. Die Stadt investiert stetig personelle und finanzielle Ressourcen, um ein effektives 

und effizientes Krisenmanagement zu gewährleisten. Die überörtliche Prüfung hat ergeben, 

dass das Krisenmanagement der Stadt Dortmund bereits gut aufgestellt ist.  

Die Stadt Dortmund hat die wesentlichen Risiken in ihrem Stadtgebiet, etwa Starkregen- und 

Hochwassergefahren, Gefährdungen durch andauernde Hitzewellen, Stromausfälle und Pande-

mien sowie IT-Störungen ermittelt und analysiert. Hierauf bauen auch vorbereitende Maßnah-

men im Hinblick auf das kommunale Krisenmanagement auf. Nach ihrer noch andauernden Ri-

sikobewertung sollte die Stadt Dortmund einen Abschlussbericht über die erkannten Risiken im 

Stadtgebiet erstellen und dem Stadtrat zur Kenntnisnahme vorlegen. Auch ihren Katastrophen-

schutzplan sollte die Stadt nach den gesetzlichen Vorgaben alle fünf Jahre vom Stadtrat legiti-

mieren lassen.  

Weiterhin hat die Stadt Dortmund auf der Grundlage ihrer Risikoermittlung Bewältigungsstrate-

gien für die einzelnen identifizierten Risiken anhand von Einsatzkonzepten und -richtlinien ent-

wickelt. Die getroffenen Vorkehrungen zu ihren individuellen Risiken sollte die Stadt in einem 

Maßnahmenkatalog schriftlich zusammenfassen. Zur Bewältigungsstrategie der Stadt Dort-

mund gehört auch ein gut ausgestatteter, resilienter Krisenstab.  

Die Stadt Dortmund wertet die jeweiligen Krisenstabseinsätze sowie Übungen des Krisenstabes 

strukturiert aus. Erkenntnisse aus dieser Nachbereitung nutzt sie zur ständigen Anpassung von 

Organisations- und Einsatzstrukturen des Krisenmanagements. 

Die Stadt hält einen Krisenstabsraum mit entsprechender technischer Ausstattung im Stadtge-

biet vor. Weiterhin hat sie durch technische Vorkehrungen sichergestellt, dass der städtische 

Krisenstab auch unter den Bedingungen eines Stromausfalls oder bei Wegfall der üblichen 

Kommunikationsmittel handlungs- und arbeitsfähig bleibt. Um eine Notstromversorgung bei voll-

ständigem Wegfall der Elektrizitätsversorgung auch langfristig sicherzustellen, sollte die Stadt 

Dortmund wie geplant einen verbindlichen Vertrag über die Kraftstoffversorgung abschließen. 
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Mit der Einrichtung, Unterhaltung und Fortentwicklung des kommunalen Krisenmanagements 

gehen zahlreiche Aufgaben einher. Für diese Aufgaben setzt die Stadt Dortmund qualifiziertes 

Personal ein. In einer konkreten Krisenlage übernehmen darüber hinaus zahlreiche Mitarbei-

tende der Stadtverwaltung Verantwortung und arbeiten an zentraler Stelle des Krisenstabes mit. 

Um reibungslose Abläufe in der konkreten Krisensituation sicherstellen zu können, bildet die 

Stadt Dortmund ihr für die Mitarbeit im Krisenstab vorgesehenes Personal aus und führt regel-

mäßig Krisenstabsübungen unter Echtbedingungen durch. 

Eine frühzeitige Kommunikation der Stadt Dortmund über Risiken, etwa bei sich anbahnenden 

wetterbedingten Ereignissen, Blindgängerfunden oder zur Energiekrise, stärkt die Selbsthilfefä-

higkeit der Bevölkerung. Hierbei nutzt sie mehrere Informationswege, etwa städtische Internet-

seiten oder Social-Media-Kanäle. 

Durch die fachlich versierte und schnell erfolgende Krisenkommunikation stellt die Stadt sicher, 

dass sie die Bevölkerung schnellstmöglich über sich anbahnende oder eingetretene Krisen 

transparent, glaubwürdig und verlässlich informiert. 

6.2 Aufbau des Teilberichtes 

Die Kapitel dieses Teilberichtes beginnen mit einer wertenden Aussage zu unserem Prüfungs-

ergebnis. Wertungen, die eine Stellungnahme der Stadt nach § 105 Abs. 6 und 7 der Gemein-

deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) notwendig machen, bezeichnen wir 

als Feststellung. 

Anschließend folgt kursiv gedruckt die Sollvorstellung. Die Sollvorstellung stellt die Inhalte und 

das Prüfungsziel im Kapitel dar. Sie ist allgemein formuliert und grundsätzlich für alle Städte 

gültig, z. B. auf Basis der aktuell geltenden Gesetzeslage. 

Ausgehend von diesem Soll analysieren wir die individuelle Situation in der geprüften Stadt und 

weisen dabei erkannte Verbesserungspotenziale als Empfehlung aus. 

Weitere allgemeine Ausführungen zur Struktur der Teilberichte stehen im Vorbericht. 

6.3 Inhalte, Ziele und Methodik 

Auf die Kommunen strömen multiple Krisen ein. Diese können sich beispielsweise aus Unwet-

terereignissen oder Pandemien ergeben.  

Die kreisfreien Städte müssen daher Vorkehrungen treffen, um zu jeder Zeit und für alle auch 

nicht vorhersehbaren Ereignisse vorbereitet zu sein. Dazu gehören zum Beispiel Vorkehrungen 

zur Bewältigung von Großeinsatzlagen und sich anbahnenden oder bereits eingetretenen Kata-

strophen im Sinne des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastro-

phenschutz (BHKG NRW). 

Das Ziel der kreisfreien Städte sollte es sein, die Handlungsfähigkeit der kommunalen Sicher-

heitsinfrastruktur und die wesentlichen Funktionen der kommunalen Daseinsvorsorge rund um 
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die Uhr gewährleisten zu können. Eine vorausschauende und verbindlich aufgestellte organisa-

torische Vorbereitung auf Krisenszenarien bildet daher den Kern der kommunalen Daseinsvor-

sorge im Krisenfall.    

Die Prüfung des kommunalen Krisenmanagements ist ein objektiver Blick von außen. Dabei le-

gen wir den Fokus auf den administrativ-organisatorischen47 Teil des kommunalen Krisenmana-

gements. Die operativ-taktische48 Komponente dagegen ist nicht Gegenstand unserer Betrach-

tung.  

Die aktuelle Prüfung in Form eines „Basischecks“ soll den Städten eine Standortbestimmung 

geben sowie bei der Weiterentwicklung eines passgenauen und resilienten Krisenmanage-

ments wirksam unterstützen. Dabei möchten wir Transparenz zur aktuellen Situation schaffen 

und gleichzeitig Risiken sowie Optimierungsmöglichkeiten aufzeigen. Darüber hinaus möchten 

wir gute kommunale Praxisbeispiele identifizieren und transportieren. 

Die gpaNRW ermittelt mithilfe standardisierter Interviews sowie der Analyse von vorgelegten 

Unterlagen Erfüllungsgrade. Beim Erfüllungsgrad bewertet die gpaNRW, inwieweit eine Stadt 

die Anforderungen unserer Sollvorstellung umsetzt. Wir drücken den Erfüllungsgrad in einem 

Prozentwert aus. Den Erfüllungsgrad stellt die gpaNRW zur Standortbestimmung auch im inter-

kommunalen Vergleich dar.  

Den Prozess „Krisenstab aktivieren“ bildet die gpaNRW grafisch ab. Unsere Prozessaufnahme 

zielt darauf ab, die verbindlichen Abläufe sowie die damit einhergehenden Schnittstellen trans-

parent darzustellen. Wir übergeben der Stadt das Prozessmodell in digitaler Form, damit sie 

den Prozess selbst weiterentwickeln und fortschreiben kann. 

6.4 Strukturen 

Die örtlichen Besonderheiten kann eine Stadt in der Regel nicht beeinflussen. Wir fassen die 

besonderen örtlichen Strukturen, die unmittelbaren Einfluss auf das kommunale Krisenmanage-

ment haben können, nachfolgend zusammen: 

Örtliche Strukturen Dortmund 2023 

Grundzahlen Dortmund Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

EW* 593.317 112.613 176.627 263.000 362.309 1.084.831 23 

Pendlersaldo  35.241 -11.598 -6.034 2.769 38.466 188.045 23 

Gebietsfläche in ha 28.071 5.142 9.595 16.045 22.192 40.502 23 

 

47 so genannter Verwaltungsstab gemäß Ziffer 2.3. des Krisenstabserlasses NRW 

48 Feuerwehreinsatzleitung gemäß Ziffer 2.2 des Krisenstabserlasses NRW 
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Grundzahlen Dortmund Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Störfallbetriebe49 11 0 5 7 11 32 23 

*Einwohnerinnen und Einwohner 

Die Stadt Dortmund hat im Vergleich der kreisfreien Städte die drittmeisten Einwohnerinnen 

und Einwohner sowie die drittgrößte Gebietsfläche. Auch der Pendlersaldo der sozialversiche-

rungspflichtig Beschäftigten liegt in Dortmund deutlich höher als bei der Mehrheit der kreisfreien 

Städte. Im Gebiet der Stadt Dortmund befinden sich insgesamt elf Störfallbetriebe, die beson-

dere Sicherheitsvorkehrungen und kontinuierliche Überwachung erfordern. Damit zählt Dort-

mund zum Viertel der kreisfreien Städte mit der höchsten Anzahl an Störfallbetrieben im eige-

nen Stadtgebiet. Der Flughafen Dortmund ist der drittgrößte Verkehrsflughafen in Nordrhein-

Westfalen, von dem aus Ziele in ganz Europa angeflogen werden. In 2023 verzeichnete der 

Flughafen etwa 34.000 Starts und Landungen sowie rund 2,9 Mio. abgefertigte Passagiere. In 

Dortmund gibt es mehrere Wasserstraßen. Die Stadt muss damit über eine Länge von elf Kilo-

metern auch etwaige Schiffsbrandbekämpfungen vornehmen können. Der Dortmund-Ems-Ka-

nal verbindet das Ruhrgebiet mit der Nordsee. Der Dortmunder Hafen stellt eine weitere Beson-

derheit dar. Er ist ein international bedeutender Industrie- und Logistikstandort. Über Wasser, 

Schienen und Straßen ist der Dortmunder Hafen mit dem gesamten europäischen Verkehrssys-

tem verbunden. Das Klinikum Dortmund ist ein Krankenhaus der Maximalversorgung und zählt 

zu den größten Krankenhäusern in Nordrhein-Westfalen, mit großer Bedeutung für die Stadt 

und das Ruhrgebiet. Blindgängerfunde im Klinikviertel hatten in Dortmund bereits Großevakuie-

rungsmaßnahmen zur Folge, für die die Stadt ihren Krisenstab aktivierte. Durch bergbaube-

dingte Absenkungen liegt ein Teil des Dortmunder Stadtgebietes unter dem Grundwasserspie-

gel und wird künstlich trocken gehalten. Die Entwässerung erfolgt dauerhaft über mehrere 

Pumpwerke und etwa 100 Pumpen, deren Notstromversorgung auch im Krisenfall sicherzustel-

len ist. 

6.5 Prävention, Bewältigung und Nachbereitung von 

Krisenfällen 

Das Risikomanagement ist Teil eines ganzheitlichen Krisenmanagements. Hierzu gehören ge-

mäß den Ausführungen des Krisenstabserlasses NRW50 alle Maßnahmen zur Prävention und 

Erkennung von Risiken, zur Bewältigung und zur Nachbereitung von Krisenfällen. 

 

49 Betriebe der unteren und oberen Klasse gemäß § 2 Nr. 1 und 2 der zwölften Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Störfall-Verordnung – 12. BImschV) 

50 Krisenmanagement durch Krisenstäbe im Lande Nordrhein-Westfalen bei Großeinsatzlagen, Krisen und Katastrophen, Runderlass des 
Ministeriums für Inneres und Kommunales vom 26. September 2016; GV. NRW. S. 886 in der zurzeit geltenden Fassung 
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Erfüllungsgrad Prävention, Bewältigung und Nachbereitung in Prozent 2024 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Teilerfüllungsgrade Prävention, Bewältigung und Nachbereitung in Prozent 2024 

 

In den nachfolgenden Kapiteln analysiert die gpaNRW die einzelnen Teilaspekte. 

6.5.1 Prävention und Erkennen von Risiken  

 Feststellung 

Die Stadt Dortmund betreibt eine kontinuierliche Risikoermittlung. Die gpaNRW sieht aber 

bei der Prävention und dem Erkennen von Risiken noch weiteren Handlungsbedarf.  

Eine Stadt sollte potenzielle Risiken für ihr Stadtgebiet ermitteln und bewerten. Mit voraus-

schauenden Analysen und örtlichen Risikoszenarien sollte die Stadt die Eintrittswahrscheinlich-

keit von möglichen Gefahren untersuchen und eine Aussage über das zu erwartende Scha-

densausmaß treffen. Eine Stadt sollte diese Ergebnisse als Grundlage für den Aufbau und Um-

fang ihres Krisenmanagements nutzen. 
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Als Daueraufgabe identifiziert die Stadt Dortmund etwaige Gefahrenquellen und Risiken. Dies 

betrifft sowohl die latenten Risiken, die sich als natürliche Gefahren, beispielsweise aus Unwet-

terlagen oder aus Hitzewellen, ergeben können, als auch die Gefahren, die sich aus den bauli-

chen, industriellen sowie weiteren Besonderheiten der Stadt ergeben. 

Zur Risikoermittlung und -bewertung hat der Oberbürgermeister der Stadt Dortmund seit 2021 

die so genannte „Arbeitsgruppe Bevölkerungsschutz“ einberufen. Die Analyse der städtischen 

Risiken ist unter Beteiligung Dritter bereits vollumfänglich erfolgt. Fünf Unterarbeitsgruppen die-

ser Arbeitsgemeinschaft, insbesondere bestehend aus den fachlich Verantwortlichen der be-

troffenen Fachbereiche und Eigenbetriebe sowie externen Fachexperten, befassen sich aktuell 

mit der Bewertung der jeweiligen identifizierten Risiken: 

 Hochwasser, 

 Hitze, 

 Pandemie, 

 IT-Störung, 

 Stromausfall. 

Die Stadt Dortmund informiert ihre politischen Gremien über die Ergebnisse, denkbare Auswir-

kungen und konkrete Handlungserfordernisse. Dies erfolgt z.B. durch die Vorlage von bereits 

erarbeiteten Konzepten wie dem Dortmunder Hitzeaktionsplan oder der städtischen Handlungs-

strategie für den Umgang mit Starkregenereignissen auf Grundlage ihres „Handlungskonzeptes 

Hochwasser“. Durch ihre passgenauen Strategien und Maßnahmen will die Stadt Dortmund ihre 

Resilienz gegen die vorgenannten Gefahrenlagen weiter erhöhen. In diesen strukturierten Ver-

fahren sollte die Stadt auch das individuelle Risiko anhand der Eintrittswahrscheinlichkeit und 

des zu erwartenden Schadensausmaßes bestimmen. 

Die Erstellung von individuellen Handlungs- und Einsatzkonzepten hat ebenso einen präven-

tiven Charakter, wie städtebauliche Überlegungen oder Planungen der Infrastruktur der Stadt, 

z.B. zum Themenkomplex Klimafolgenanpassung und damit ggf. einhergehenden Starkregener-

eignissen. 

Wesentliche Gefahren und ergänzende Informationen visualisiert die Stadt Dortmund beispiels-

weise anhand von Starkregen- und Hochwassergefahrenkarten, Hitzekarten sowie einer digita-

len Kühle-Orte-Karte. Der Kühlen-Orte-Karte ist z.B. zu entnehmen, wo sich in Dortmund Schat-

tenplätze befinden und wo die Bevölkerung auf Trinkwasserbrunnen und Refill-Station zugreifen 

kann. Diese Unterlagen stellt die Stadt auf ihrer Internetseite öffentlich zur Verfügung, so dass 

sich auch die Bevölkerung jederzeit online informieren kann. Dies ist ein fester Bestandteil der 

städtischen Risiko- und Krisenkommunikation. Die gpaNRW geht im Kapitel 6.7 „Risiko- und 

Krisenkommunikation“ näher darauf ein. 

Aus Sicht der gpaNRW ist es von großer Bedeutung, sowohl die Bevölkerung als auch die örtli-

che Politik frühzeitig über die ermittelten Risiken und die daraus abgeleiteten Handlungserfor-

dernisse zu informieren. Dies schafft ein Bewusstsein und auch Verständnis für die jeweilige 

Thematik. Bislang hat die Stadt Dortmund dem Stadtrat jedoch noch keinen zusammenfassen-

den Abschlussbericht über alle erkannten Risiken vorgelegt.  



  Stadt Dortmund    Kommunales Krisenmanagement    050.010.050_03371 

Seite 193 von 316 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte einen Abschlussbericht über die erkannten Risiken im Stadtgebiet 

erstellen und diesen dem Stadtrat zur Kenntnisnahme vorlegen. 

Die Stadt hat einen Katastrophenschutzplan als lebendiges Dokument erstellt, an dem konstant 

gearbeitet wird. Er enthält Angaben zu den für die Stadt Dortmund ermittelten Gefahren, Gefah-

renabwehrpläne, die gefährdeten Objekte und unter anderem auch Risikoanalysen. Die Erstel-

lung des Katastrophenschutzplanes der Stadt Dortmund erfolgt dabei innerhalb einer Arbeitsge-

meinschaft (AG) der Bezirksregierung Arnsberg (BRA), der so genannten „AG „KatS-Plan“. An 

der AG nehmen alle kreisfreien Städte und Kreise teil, die der BRA angehören. Die Teilnehmen-

den tauschen sich regelmäßig untereinander aus und erstellen parallel schrittweise ihren Kata-

strophenschutzplan auf Grundlage des Muster-Katastrophenschutzplanes nach AGBF51-Vor-

gabe. 

Die Stadt Dortmund hat ihren Katastrophenschutzplan noch nicht dem Rat vorgelegt. Die Kata-

strophenschutzplanung bildet die wesentliche Zusammenfassung zu den Risiken der Stadt 

Dortmund ab. Er stellt zudem dar, wie die Stadt durch vorbeugende und abwehrende Maßnah-

men den Schutz der Bevölkerung bei Großeinsatzlagen und Katastrophen sicherstellen will. Da-

her sollte der Katastrophenschutzplan durch die Beschlussfassung durch den Stadtrat legiti-

miert sein. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte ihren Katastrophenschutzplan alle fünf Jahre vom Stadtrat be-

schließen lassen.  

Einen Katastrophenschutzbedarfsplan (Bevölkerungsschutzbedarfsplan) stellt die Stadt Dort-

mund aktuell auf. Sie beabsichtigt, ihn Anfang 2025 vom Stadtrat beschließen zu lassen. 

6.5.2 Bewältigungsstrategien 

 Feststellung 

Die Bewältigungsstrategie der Stadt Dortmund ist gut geeignet, um plötzlich auftretende und 

herausfordernde Krisensituationen zu meistern und die Verwaltungsabläufe möglichst zügig 

zu einem Normalzustand zurückzuführen. Die Stadt hat die Vorkehrungen für ihre individuel-

len Risiken jedoch noch nicht in einem Maßnahmenkatalog schriftlich zusammengefasst. 

Eine Stadt sollte aufgrund der Erkenntnisse aus ihrer Risikobewertung individuelle Vorkehrun-

gen zum Umgang mit und zur Bewältigung von möglichen Krisenszenarien treffen. Mit der 

Schaffung von vorgeplanten konzeptionellen und verfahrensmäßigen Voraussetzungen sollte 

die Stadt eine schnellstmögliche Rückführung einer eingetretenen außergewöhnlichen Situation 

in den Normalzustand unterstützen. Zur konzeptionellen, organisatorischen und verfahrensmä-

ßigen Vorbereitung effektiver Krisenmanagementstrukturen sollte eine Stadt auch außerhalb ei-

nes konkreten Einsatzanlasses personelle Ressourcen vorhalten. 

Die Stadt Dortmund hat das Aufgabenfeld zur konzeptionellen, organisatorischen und verfah-

rensmäßigen Vorbereitung effektiver Krisenmanagementstrukturen bei der Feuerwehr Dortmund 

 

51 Arbeitskreis Zivil- und Katastrophenschutz der Arbeitsgemeinschaft der Leitungen der Berufsfeuerwehren in Nordrhein-Westfalen und 
des Verbandes der Feuerwehren in Nordrhein-Westfalen 
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im Bereich 37/7 – Kommunales Lage- und Krisenmanagement angesiedelt. Dieser Bereich ist 

speziell für die Planung, Koordination und Umsetzung aller Maßnahmen im Bereich des städti-

schen Krisenmanagements zuständig.  

Die Geschäftsführung des Krisenstabes ist eine auf Dauer angelegte Organisationseinheit bei 

der Feuerwehr Dortmund (Bereich 37/7 – Kommunales Lage- und Krisenmanagement) und mit 

folgenden Aufgaben betraut:  

 Vor- und Nachbereitung von Stabseinsätzen, 

 Sicherstellung der personellen Besetzung und der Erreichbarkeit des Krisenstabes, 

 Ausbildung und Einarbeitung der Krisenstabsmitglieder, 

 Alarmierung des Krisenstabes nach Maßgabe des Leiters bzw. der Leiterin des Stabes, 

 Erstellen und Fortschreiben der Stabsdienstordnung und weiterer Konzepte für den Kri-

senstab, 

 Erstellen und Fortschreiben von Alarmierungs- und Erreichbarkeitslisten sowie 

 Organisation und Durchführung von Übungen. 

Die Geschäftsführung des Krisenstabes unterstützt und berät inner- und außerhalb von Krisen-

stabslagen die jeweiligen Stabsleitungen sowie den Dezernenten bzw. die Dezernentin vom 

Dienst. 

Die Stadt Dortmund erledigt die Aufgaben zur Vorhaltung des Krisenmanagements im Ver-

gleichsjahr 2023 mit 13,8 Vollzeit-Stellen. Die Bandbreite der Vollzeit-Stellen für das kommu-

nale Krisenmanagement lag bei 2252 kreisfreien Städten im Jahr 2023 zwischen 0,5 und 13,8 

Vollzeit-Stellen.  

Die Bewältigungsstrategien im kommunalen Krisenmanagement der Stadt Dortmund setzen auf 

eine proaktive und integrative Herangehensweise. Ein zentrales Element ist die enge Zusam-

menarbeit zwischen allen städtischen Fachbereichen, weiteren Behörden, Einsatzkräften und 

der Bevölkerung, um im Krisenfall schnell und effektiv reagieren zu können. Die Stadt Dortmund 

pflegt die Netzwerke und Partnerschaften und baut diese kontinuierlich aus, um im Krisenfall 

auf ein starkes und verlässliches Unterstützungsnetzwerk zurückgreifen zu können. 

Eine wichtige Strategie ist die Früherkennung von potenziellen Krisen. Im Hinblick auf alle ihre 

besonders kritisch eingestuften Risiken hat die Stadt Dortmund bereits konkrete Vorkehrungen 

getroffen. Dadurch kann sie mögliche aufkommende Gefahren frühzeitig identifizieren und prä-

ventive Maßnahmen ergreifen. Die gpaNRW sieht für die Stadt Dortmund noch eine Optimie-

rungsmöglichkeit darin, ihre Vorkehrungen in Bezug auf das jeweilige Risiko innerhalb eines 

Maßnahmenkataloges schriftlich zusammenzufassen. Darin sollten auch die Verantwortlichkei-

ten, Aufgabenbereiche und Zuständigkeiten klar geregelt werden. Die Dokumente innerhalb des 

 

52 Aus einer der 23 kreisfreien Städte liegen keine Daten vor. 
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Maßnahmenkataloges sollten aktuell gehalten, d.h. mindestens jährlich auf aktuelle Kontaktda-

ten überprüft und abgezeichnet werden. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte ihre getroffenen Vorkehrungen zu ihren individuellen Risiken in 

einem Maßnahmenkatalog schriftlich zusammenfassen. 

Die Stadt Dortmund legt viel Wert auf die Einbindung der Einwohnerinnen und Einwohner in die 

Krisenvorsorge und -bewältigung. Eine effektive Kommunikation ist hierzu essenziell. Hierzu ver-

weisen wir auch auf das Kapitel 6.7 „Risiko- und Krisenkommunikation“.  

Die Stadt Dortmund hat Systeme und Prozesse implementiert, die eine schnelle Anpassung an 

neue Entwicklungen ermöglichen. Dies schließt auch die regelmäßige Überprüfung und Aktuali-

sierung der Krisenpläne ein, um stets auf dem neuesten Stand zu bleiben und bestmöglich auf 

unterschiedliche Szenarien vorbereitet zu sein. 

Insgesamt basieren die Bewältigungsstrategien im kommunalen Krisenmanagement der Stadt 

Dortmund auf einem ganzheitlichen Ansatz, der Prävention, Zusammenarbeit und eine Einbin-

dung der Bevölkerung kombiniert. Diese Strategien tragen dazu bei, die Resilienz der Stadt und 

ihrer Einwohnerinnen und Einwohner zu erhöhen und eine effektive Bewältigung von Krisensitu-

ationen sicherzustellen. 

Ein weiterer Aspekt zur Bewältigung von Krisenlagen ist die Einrichtung und dauerhafte Vorhal-

tung des städtischen Krisenstabes. Die Stadt Dortmund ist zu jeder Zeit in der Lage, den Kri-

senstab zu aktivieren. Im Kapitel 6.8 „Prozessdarstellung“ beschreibt die gpaNRW den Prozess 

zur Aktivierung des Krisenstabes der Stadt Dortmund und stellt die Prozessschritte visuell dar. 

Die Stabsdienstordnung enthält alle Mindestinhalte, die der Krisenstabserlass nach Ziffer 2.4.3 

Krisenstabserlass NRW für eine Dienstordnung vorsieht. In ihrer Stabsdienstordnung hat die 

Stadt auch ihren konkreten Informationsprozess für den Fall einer akuten Krisenlage sowie die 

Alarmierungswege zur Aktivierung des Krisenstabes vorgeplant. Über die Alarmierungs-App fin-

det alle sechs Wochen ein Probealarm zu Übungszwecken statt.  

Für den Krisenfall hält die Stadt funktionsfähige Satellitentelefone vor, die bereits an die Verant-

wortlichen verteilt und deren Telefonnummern bekannt sind. Zudem verfügt die Stadt über weitere 

Rückfalllösungen zur Verhinderung eines Totalausfalls der Telekommunikationstechnik. Auf 

diese Weise stellt die Stadt Dortmund sicher, dass ihr Kommunikationsnetz im Krisenfall ausfall-

frei bleibt. 

Die Stadt Dortmund hat im Sinne der Bewältigungsstrategie sämtliche Aufgaben der Stadtver-

waltung einer Risikoermittlung unterzogen und bewertet. Sie hat in diesem Zusammenhang 

festgelegt, welche Bedeutung die jeweilige Funktion zu Krisenzeiten hat. In einer mit Notstrom 

abgesicherten städtischen Liegenschaft hat die Stadt ein Krisenrathaus mit Arbeitsplätzen für 

einen Notfallbetrieb eingerichtet. Sie kann dort in Krisenzeiten die Funktionen aus den unver-

zichtbaren Aufgabenbereichen unterbringen, welche auch in Krisenlagen zwingend arbeitsfähig 

sein müssen.  

 Feststellung 

Die Stadt Dortmund hat bislang kein Konzept zur strukturierten Einbindung von Spontanhel-

fenden erstellt. 
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In vielen Krisenlagen der Vergangenheit, etwa beim Starkregenereignis rund um die Ahr oder 

bei der Hochwasserlage im Winter 2023/2024, war zu beobachten, dass Teile der Bevölkerung 

willens und in der Lage sind, spontan Hilfe anzubieten. Die Besonderheit dabei ist, dass diese 

Menschen in keiner Organisationsform, beispielsweise in einer Hilfsorganisation, gebunden 

sind. Die Personen bieten ihre Hilfe in örtlichen Gruppen der Social-Media-Kanäle an oder 

schreiben ggf. per E-Mail an die Stadtverwaltung. Bleiben solche Hilfsangebote unbeantwortet 

bzw. unkoordiniert, besteht die Gefahr, dass diese Menschen sich selbständig zu etwaigen Ein-

satzstellen begeben, um dort zu helfen. Dies kann im Zweifel dazu führen, dass die organisier-

ten Helfenden von Feuerwehr, Hilfsorganisationen und weitere eingesetzte Kräfte gestört oder 

sonst in ihrer Arbeit behindert werden. 

Aus Sicht der gpaNRW ist es daher wichtig, mit Spontanhelfenden zu kommunizieren und die 

Hilfsbereitschaft zu lenken. Ziel ist es, den Spontanhelfenden eine Plattform zu schaffen, an die 

sie sich im Ereignisfall wenden können und auf der die Stadt geordnet über deren Einsatz berät 

und entscheidet. Hierzu verweist die gpaNRW auf das WUKAS-Konzept53, welches Behörden 

und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS-Behörden) beim sicheren Einsatz von Spon-

tanhelfenden unterstützt. Weiterhin verweist die gpaNRW auf die Fachempfehlung der AGBF 

Bund zur Einbindung von Spontanhelfenden in der Gefahrenabwehr54.   

Die Stadt Dortmund hat noch kein konkretes Konzept zur Einbindung von Spontanhelfenden er-

arbeitet. Die Notwendigkeit der Einbindung von Spontanhelfenden hat die Stadt aber bereits er-

kannt und wird die Thematik in ihren Bevölkerungsschutzbedarfsplan mit aufnehmen. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte sich wie geplant mit der Thematik zur Einbindung von Spontanhel-

fenden befassen und ein umsetzungsreifes Konzept zur Einbindung von Spontanhelfenden 

für akute Krisensituationen erstellen. 

6.5.3 Nachbereitung von Krisen 

 Durch ihre kontinuierliche Nachbereitung von Krisenlagen und Übungen des Krisenstabes 

stellt die Stadt Dortmund sicher, dass sie mögliche Verbesserungspotenziale frühzeitig und 

präzise erkennt und ihr Krisenmanagement stets verbessern kann.  

Eine Stadt sollte die Abläufe und ihre Vorgehensweise bei vorangegangenen Krisen analysie-

ren und deren Wirksamkeit und Effektivität bewerten. Identifizierte Verbesserungsmöglichkeit-

en sollte die Stadt für zukünftige Krisen dokumentieren und erforderliche Anpassungen am 

kommunalen Krisenmanagement vornehmen. 

In den letzten fünf Jahren aktivierte die Stadt Dortmund ihren städtischen Krisenstab aus ver-

schiedenen Anlässen. Dazu gehören unter anderem besondere Großveranstaltungen wie der 

37. Deutsche Evangelische Kirchentag in 2019 und die Europameisterschaft in 2024, die 

Corona-Pandemie sowie Kampfmittelfunde in der Nähe von bedeutender Infrastruktur mit 

 

53 Konzeptpartner: Malteser; Bergische Universität Wuppertal; Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung; gefördert vom Bundesministe-
rium für Bildung und Forschung 

54 Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren in der Bundesrepublik Deutschland – Arbeitskreis Zivil- und Katastrophenschutz 
„Einbindung von Spontanhelfenden in der Gefahrenabwehr (Stand 22. Oktober 2015) 



  Stadt Dortmund    Kommunales Krisenmanagement    050.010.050_03371 

Seite 197 von 316 

Großevakuierungen wie im Klinikviertel oder in der Dortmunder Innenstadt im Bereich Schwa-

nenwall. Außerdem aktivierte die Stadt Dortmund ihren Krisenstab im Zusammenhang mit dem 

Ukraine-Krieg zur Unterbringung kommunal zugewiesener Geflüchteter sowie zur Vorbereitung 

auf die Energiemangellage im Zusammenhang mit dem Ukraine-Krieg. Bei Unwetterlagen wie 

z.B. dem Sturmtief Sabine im Februar 2020 beruft die Stadt Dortmund auch Arbeitsgruppen in 

krisenstabsähnlicher Struktur ein. 

Die Stadt Dortmund hat in den letzten Jahren organisatorische Anpassungen bei den Aufgaben 

des kommunalen Krisenmanagements vorgenommen, wie z.B. die Neuorganisation ihrer Auf-

bauorganisation, einschließlich der Schaffung zusätzlicher Planstellen. Per Organisationsverfü-

gung wurde die ehemalige Stabsstelle „Geschäftsführung Krisenstab“ im April 2023 in einen 

neuen Bereich 37/7 „Kommunales Lage- und Krisenmanagement“ überführt, der sich in fol-

gende Teams gliedert: 

 37/7-1 Geschäftsführung Krisenstab, 

 37/7-2 Bevölkerungsschutz und Notfallvorsorge und 

 37/7-3 Stadtlage und Stadtverwaltungsstrategie.  

Die Stadt Dortmund hat ihren Personaleinsatz für das kommunale Krisenmanagement bewusst 

ausgebaut. Die Stadt will so möglichst frühzeitig Hinweise auf mögliche Krisen und Katastro-

phenereignisse erhalten, um diese früh und gezielt durch geeignete administrativ-organisatori-

sche Maßnahmen begleiten und optimal abarbeiten zu können. Die durch die Neuorganisation 

gewonnenen Daten und Informationen werden von der Stadt genutzt, um Konzepte zur Vermei-

dung bzw. zur Folgenabschwächung und zum Handling von Krisen und Katastrophen zu entwi-

ckeln und umzusetzen. Dadurch ist die Stadt nun in der Lage, vergangene Krisenereignisse 

strukturiert und ganzheitlich zu analysieren, um kontinuierliche Verbesserungen im städtischen 

Krisenmanagement zu erreichen.   

Ein weiteres Element der Nachbereitung ist die Schulung und Fortbildung der Einsatzkräfte. Be-

darfsorientiert entwickelt die Stadt gezielte Übungen für die Stabsmitglieder und führt Work-

shops sowie Netzwerktreffen durch, um die Reaktionsfähigkeit und Effizienz im Krisenfall zu er-

höhen. Weitergehende Ausführungen hierzu enthält Kapitel Ziffer 6.6.2.2 „Aus- und Fortbildun-

gen / Übungen“. 

6.6 Ausstattung und Personal des Krisenstabes 

Die vorhandene Ausstattung sowie das einzusetzende Personal im Krisenstab sind entschei-

dend für ein effektives Krisenmanagement. Erst beides zusammen ermöglicht angemessene 

Reaktionen auf Krisenereignisse und eine koordinierte Zusammenarbeit innerhalb des Krisen-

stabes und mit anderen beteiligten Akteuren. 

6.6.1 Ausstattung des Krisenstabes 

Die den örtlichen Verhältnissen angepasste und im Folgenden dargestellte Ausstattung des 

kommunalen Krisenstabes ist eine Grundvoraussetzung für erfolgreiche Einsätze des Krisen-

stabes. 
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Erfüllungsgrad Ausstattung des Krisenstabes in Prozent 2024  

 

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen (ei-

nige Werte mehrfach): 

 

Teilerfüllungsgrade Ausstattung des Krisenstabes in Prozent 2024 

 

In den nachfolgenden Kapiteln erläutert die gpaNRW die einzelnen Teilaspekte.  
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6.6.1.1 Krisenstabsraum 

 Der Krisenstabsraum der Stadt Dortmund ist sehr gut gestaltet und ausgestattet. Er bietet 

gute Voraussetzungen für effektive Krisenstabssitzungen.  

Der Krisenstabsraum55 sollte an einem zentralen, überschwemmungssicheren Ort positioniert 

sein. Er sollte ausreichend Platz bieten, um alle Mitglieder des Krisenstabes sowie erforderliche 

Technik und Arbeitsmittel unterzubringen. Der Krisenstabsraum sollte vor unbefugtem Betreten 

von nicht autorisierten Personen geschützt sein. 

Die Stadt Dortmund hat an einer zentralen Stelle im Stadtgebiet einen Krisenstabsraum einge-

richtet und hält diesen dauerhaft für die sofortige Inbetriebnahme vor. Der Raum weist verschie-

dene Merkmale auf, um effizient und effektiv auf Ereignisse, welche die Aktivierung des städti-

schen Krisenstabes erfordern, ad hoc reagieren zu können. 

Der Krisenstabsraum ist ausreichend groß dimensioniert und bietet genügend Platz für alle Mit-

glieder des Stabes sowie für die technische Ausstattung und Unterlagen. Die angrenzenden 

Stabsräume umfassen neben dem Krisenstabsraum auch Räume für die Nachrichtenzentrale 

sowie weitere Technik- und Sozialräume, eine Toilettenanlage sowie ein Materiallager. Bei Be-

darf kann die Stadt zudem die gesamten Räumlichkeiten dieser sowie einer angrenzenden 

Etage für die Arbeit des Krisenstabes nutzen. 

Die Stadt Dortmund hat ein Sicherheitskonzept erstellt, um die Stabsräume vor unbefugtem Zu-

tritt zu schützen. Bei Krisenstabseinsätzen führt die Stadt Dortmund Zugangskontrollen durch. 

Die Etagen zum Dienstgebäude sowie der Krisenstabsraum selbst sind durch elektronische Zu-

gangsbeschränkungen gegen den Zutritt von unbefugten Personen geschützt.  

Leistungsfähige und redundant ausgelegte Internet- und Kommunikationssysteme sichern eine 

stabile Vernetzung und Kommunikation der handelnden Akteure.  

6.6.1.2 Notbetrieb der IT  

 Die Stadt Dortmund hat alle erforderlichen Vorkehrungen getroffen, um auch unter Wegfall 

der Strom- und Internetversorgung alle für den Krisenstab besonders relevanten IT-Anwen-

dungen nutzen zu können. Dadurch hat die Stadt sichergestellt, dass ihr Krisenstab auch bei 

außergewöhnlichen Umständen jederzeit handlungsfähig bleibt.  

Eine Stadt sollte über redundante IT-Systeme und Netzwerke verfügen, um sicherzustellen, 

dass wichtige IT-Dienste/ Programme auch im Falle eines länger andauernden Stromausfalls 

weiterhin verfügbar sind. Darüber hinaus sollten für die Stadt bedeutende Daten56 auch außer-

halb funktionierender Internet- und Netzwerkanbindung als „digitaler Zwilling“ nutzbar sein. Die 

Mitglieder des Stabes sollten im täglichen Arbeitsalltag mit Geräten ausgestattet sein, die sie 

auch im Krisenstabsraum uneingeschränkt nutzen können. 

 

55 adäquat ausgestatteter Raum mit Netzersatzanlagen sowie der Vorhaltung der erforderlichen und unmittelbar verfügbaren Kommuni-
kationsmittel für den direkten Einsatz des Krisenstabes (Ziff. 2.4.3 Krisenstabserlass NRW) 

56 z.B. georeferenzierte Daten; Einwohnermeldedaten, Fachanwendungen 



  Stadt Dortmund    Kommunales Krisenmanagement    050.010.050_03371 

Seite 200 von 316 

Der Stadt Dortmund stehen die wesentlichen IT-Anwendungen auch unter Ausfall von Servern 

der Stadt oder des Internets zur Verfügung, welche sie zwingend für eine erfolgreiche Arbeit im 

Krisenstab benötigt. Wesentliche Daten, wie z.B. Geodaten, hält die Stadt als digitalen Zwilling 

vor, so dass sie bei Ausfall der regulären IT-Technik auf den jeweils letzten aktuellen Stand der 

Daten zugreifen kann. 

Die Mitglieder des Stabes sind im alltäglichen Arbeitseinsatz mit mobilen Endgeräten ausgestat-

tet. Im Falle eines Einsatzes im Krisenstab können sich die Mitglieder mit ihren mobilen Endge-

räten im Krisenstabsraum mit LAN-Technik verbinden und sind so unmittelbar einsatzfähig. Die 

Nutzung dieser Geräte im Arbeitsalltag stellt sicher, dass die Geräte und deren Software stets 

aktuell und einsatzbereit sind. Darüber hinaus sind die Nutzer im Umgang mit ihren Geräten ge-

übt.  

Die Stadt Dortmund ist auch auf den Totalausfall sämtlicher IT-Anwendungen vorbereitet und 

kann ihre Arbeit im Krisenstab notfalls auch analog verrichten. Hierzu hält sie alle erforderlichen 

Arbeitsutensilien, Einsatzpläne, Kontaktdaten etc. in herkömmlicher Papierform vor.  

6.6.1.3 Notstromkonzept 

 Feststellung 

Die Stadt Dortmund hat ihre Kraftstoffversorgung für Netzersatzanlagen nicht vertraglich ge-

regelt. Dadurch besteht im Falle eines länger andauernden Blackouts das Risiko, dass nicht 

ausreichend Kraftstoff zum Betrieb der Notstromaggregate/Netzersatzanlagen zur Verfügung 

steht. 

Eine Stadt sollte definieren, welche Einrichtungen und Stellen verlässlich mit Notstrom zu ver-

sorgen sind. Entsprechend sollte die Stadt ausreichend Notstromaggregate/ Netzersatzanlagen 

vorhalten und sowohl die Wartung sowie die Versorgung mit Betriebsstoffen, auch über einen 

längeren Zeitraum, verlässlich sicherstellen können. Dabei sind für Objekte von besonderer Re-

levanz57 ebenfalls Redundanzen für die Notstromversorgung zu berücksichtigen. Von besonde-

rer Bedeutung ist, dass die Stadt die Funktionsfähigkeit der Notstromeinspeisung der betreffen-

den Gebäude regelmäßig überprüft. 

Die Stadt Dortmund hat eine umfassende Strategie zur Sicherstellung der Notstromversorgung 

entwickelt, um ihre bedeutenden Einrichtungen auch bei Ausfällen der Stromversorgung ver-

lässlich aufrecht erhalten zu können. Dabei orientiert sie sich an dem Sensibilisierungserlass 

NRW58. 

Die umfassende Notstromversorgung garantiert, dass die Stadtverwaltung auch unter vollstän-

digem Wegfall der Elektrizitätsversorgung ihre Aufgaben zur Daseinsvorsorge erfüllen kann. 

Ein zentrales Element der Notstrom-Strategie der Stadt Dortmund ist die Installation von Netzer-

satzanlagen (NEA) in allen städtischen Gebäuden, die die Verwaltung als relevant klassifiziert 

hat, wie z.B. bestimmte Dienstgebäude der Stadtverwaltung, die Feuerwehreinrichtungen und 

 

57 Einrichtungen der kommunalen KRITIS 

58 Erlass des IM NRW vom 29. Juli 2022, Az: 33-52.06.05-CH4 Vorbereitende Maßnahmen im Rahmen einer möglichen Gas-/Energie-
mangellage 
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weitere systemrelevante Einrichtungen der Stadt. Um die Zuverlässigkeit dieser Anlagen sicher-

zustellen, hat die Stadt ein Wartungskonzept entwickelt, das die regelhafte Wartung der Netzer-

satzanlagen umfasst. Diese Wartungen beinhalten nicht nur die technische Überprüfung, son-

dern auch die notwendigen Instandhaltungsarbeiten, um die Funktionstüchtigkeit der Anlagen 

dauerhaft zu gewährleisten. 

Weiterhin hält die Stadt Dortmund zahlreiche zusätzliche Notstromaggregate vor, um anlassbe-

zogen weitere Gebäude und Einrichtungen im Notfall mit Notstrom versorgen zu können. 

Ein besonders wichtiger Bestandteil des Notstromkonzeptes ist die regelmäßige Testung der 

Anlagen, welche die Stadt Dortmund in kurzen Abständen regelmäßig durchführt. Diese regel-

mäßigen Tests sind entscheidend, um sicherzustellen, dass die NEAs im Ernstfall sofort ein-

satzbereit sind und zuverlässig arbeiten. Auch das Dortmunder Krisenrathaus wurde bereits ei-

nem Stresstest unterzogen. Durch ihre Maßnahmen minimiert die Stadt das Risiko technischer 

Ausfälle und gewährleistet die kontinuierliche Betriebsfähigkeit der kritischen Infrastrukturen. 

Zu einer verlässlichen Notstromversorgung gehört zwingend ein belastbares Logistikkonzept für 

die Treibstoffversorgung der Netzersatzanlagen und der weiteren Notstromaggregate. Die Stadt 

Dortmund hat ein Kraftstoffversorgungskonzept erstellt und dafür im Vorfeld auch alle relevan-

ten Treibstoffverbräuche für den Notstrombetrieb ermittelt und zusammengeführt. Auf den so 

ermittelten täglichen Treibstoffbedarf setzt das Kraftstoffversorgungskonzept der Stadt auf. 

Es legt unter anderem fest, welche Kraftstoffe und welche Menge die Stadt für die Versorgung 

ihrer Netzersatzanlagen benötigt.  Über eine gültige vertragliche Regelung mit einem Kraft-

stoffversorger, durch die die Stadt die Verfügbarkeit dieses Kraftstoffes im Krisenfall sicherstellt, 

verfügt die Stadt Dortmund zum Prüfungszeitpunkt dagegen nicht.  

 Empfehlung 

Um eine umfassende Notstromversorgung auch bei vollständigem Wegfall der Elektrizitäts-

versorgung sicherzustellen, sollte die Stadt Dortmund wie geplant einen verbindlichen Ver-

trag über die Versorgung mit „Heizöl leicht“ abschließen. 

6.6.1.4 Verpflegungskonzept 

 Die Stadt Dortmund hat ein rudimentäres Verpflegungskonzept für die Versorgung des Kri-

senstabes erstellt. 

Eine Stadt sollte über ein Konzept verfügen, welches die Versorgung der im Krisenstab einge-

setzten Personen mit Lebensmitteln, Wasser und Hygieneartikeln für mehrere Tage sicherstellt. 

Dabei sollte eine Stadt die dazu notwendige Vorratshaltung berücksichtigen. 

Die Stadt Dortmund hat bislang nur ein sehr rudimentäres Verpflegungskonzept für den Kri-

senstab erstellt, das noch um konkrete Verantwortlichkeiten sowie um detaillierte Vorgaben zur 

Lagerhaltung bzw. Bevorratung erweitert werden könnte. Die Stadt hat in ihrem Konzept festge-

legt, dass die Versorgung möglichst im Rahmen der Einsatzverpflegung der Feuerwehr erfolgen 

soll. Zur Versorgung des Krisenstabes kann die Stadt einen ihrer Löschzüge einsetzen. Zudem 

kann die Versorgung der Krisenstabsmitglieder in Dortmund auch durch das städtische Be-

triebsrestaurant erfolgen. Weiterhin hat die Stadt geregelt, dass durch die Geschäftsführung 
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des Krisenstabes in den Stabsräumen ein Lebensmittelvorrat vorgehalten wird, um die Krisen-

stabsmitglieder auch vorübergehend verpflegen zu können. Ein entsprechendes Budget steht 

zur Verfügung.  

6.6.2 Personal des Krisenstabes 

Die verlässliche personelle Besetzung des Krisenstabes ist ein unverzichtbarer Baustein, um 

die Funktionsfähigkeit des Krisenstabes sicherstellen zu können. Dabei ist neben der qualitati-

ven und quantitativen Besetzung des Krisenstabes auch die Aus- und Fortbildung sowie die 

Vernetzung der handelnden Akteure durch regelmäßige Übungen unter Echtbedingungen ele-

mentar. Auch die administrativen Arbeiten zum Aufbau und zur Unterhaltung der Krisenstabs-

strukturen außerhalb eines konkreten Einsatzanlasses bedürfen fachkundigen Personals.  

Erfüllungsgrad Personal des Krisenstabes in Prozent 2024 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen (ei-

nige Werte mehrfach): 

 

Teilerfüllungsgrade Personal des Krisenstabes in Prozent 2024 

 

 

In den nachfolgenden Kapiteln erläutert die gpaNRW die einzelnen Teilaspekte. 
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6.6.2.1 Personelle Ressourcen Krisenstab 

 Die Stadt Dortmund hat durch organisatorische Maßnahmen sichergestellt, dass sie jeder-

zeit über ausreichend Personal verfügt, um alle Funktionen im Krisenstab auch für einen län-

geren Zeitraum mit fachkundigem Personal zu besetzen. 

Eine Stadt muss gemäß Krisenstabserlass NRW für alle personellen Teilbereiche des Krisen-

stabes mindestens eine Zwei-Schicht-Fähigkeit sicherstellen. Darüber hinaus sollte sie die für 

den Krisenstab benötigten Personalressourcen basierend auf Qualifikation, Erfahrung und Eig-

nung für die spezifischen Aufgaben im akuten Krisenfall vorhalten. 

Gemäß des Krisenstabserlasses NRW und den Empfehlungen des Bundesamtes für Bevölke-

rungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) ist insbesondere die Sicherstellung einer adäquaten 

Schichtfähigkeit, aber auch die Qualifikation der Krisenstabsmitglieder essentiell. Der Erlass for-

dert dabei nicht nur die Verfügbarkeit von Personal, sondern betont auch die Bedeutung der 

spezifischen Eignung und Erfahrung für die zu bewältigenden Aufgaben. Dies bedeutet konkret, 

dass das Personal nicht nur quantitativ ausreichend sein sollte, sondern auch über die notwen-

digen Kompetenzen und Erfahrungen verfügen sollte, um in einer Krisensituation effektiv agie-

ren zu können. 

Die Stadt Dortmund hat das Team 37/7-1 mit der Geschäftsführung des Krisenstabes betraut. 

Die Stadt hat für alle Funktionen der ständigen Mitglieder des Stabes (SMS) eine ausreichende 

personelle Besetzung sichergestellt. Die Personalgewinnung für die Koordinierungsgruppe Kri-

senstab (KGS) erfolgt nach einer Bedarfsermittlung vorrangig durch interne Ausschreibungen 

der jeweiligen Funktion. Um eine passgenaue Besetzung der KGS-Stellen zu erreichen, enthal-

ten die Ausschreibungen neben den Aufgaben auch die Anforderungen und Erwartungen an 

potenzielle Krisenstabsmitglieder. Die internen Ausschreibungen erfolgen über die gängigen 

städtischen Kommunikationskanäle wie das Intranet und E-Mails. Zur Besetzung von leitenden 

Funktionen im Krisenstab nutzt die Stadt dagegen insbesondere die persönliche Ansprache po-

tenzieller Krisenstabsmitglieder. Dazu identifiziert die Geschäftsführung des Krisenstabes zu-

nächst gezielt Personen, die aufgrund ihrer Fachkenntnisse und Erfahrungen für eine Funktion 

im Krisenstab in Frage kommen könnten. Dabei achtet sie auch darauf, dass die Bediensteten 

für ihren Fachbereich bzw. ihr Amt über die notwendige Entscheidungsbefugnis verfügen. Für 

eine vollständige personelle Besetzung mit Möglichkeit zum Mehrschichtbetrieb strebt die Stadt 

Dortmund laufend an, dass alle Funktionen von KGS und SMS fünffach und alle Funktionen der 

ereignisspezifischen Krisenstabsmitglieder (EMS) vierfach belegt sind. Diese Vorgehensweise 

ermöglicht der Stadt eine größere Flexibilität sowie Ausdauer in akuten Krisenlagen. 

Positiv hervorzuheben ist, dass die Stadt Dortmund bereits für alle Funktionen im Krisenstab Ar-

beitsplatzbeschreibungen erstellt hat. So stellt die Stadt sicher, dass alle Aufgaben konkret und 

verbindlich der jeweiligen Funktion im Krisenstab zugeordnet sind. 
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6.6.2.2 Aus- und Fortbildung/ Übungen 

 Die Stadt Dortmund stellt durch ihr strukturiertes Ausbildungskonzept sicher, dass die Kri-

senstabsmitglieder für ihre Tätigkeit angemessen qualifiziert sind.  

Eine Stadt sollte das für den Krisenstab vorgesehene Personal regelmäßig schulen und mit 

praktischen Übungen auf unterschiedliche Krisenszenarien vorbereiten. Ein individuelles Schu-

lungskonzept sollte theoretische Schulungsmodule, praxisnahe Übungen und praktische Fähig-

keitsübungen beinhalten. Die Erkenntnisse aus Schulungen und Übungen sollte die Stadt nut-

zen, um bestehende Pläne und Verfahren regelmäßig zu testen und nötigenfalls zu überarbei-

ten und anzupassen.  

Die Stadt Dortmund sieht die Vorbereitung und die regelhafte Schulung der Mitarbeitenden im 

Krisenstab als wesentliches Merkmal für die Funktionsfähigkeit des Krisenstabes. Durch die re-

gelmäßige Fortbildung stellt sie sicher, dass die Beteiligten mit den Abläufen und der technischen 

Ausstattung im Krisenstab vertraut sind und im Ernstfall schnell und effektiv reagieren können.  

Die Stadt Dortmund hat in Ihrem Ausbildungskonzept u.a. Anforderungen an persönliche Voraus-

setzungen festgelegt, die Krisenstabsmitglieder erfüllen müssen, um in Krisensituationen effektiv 

agieren zu können. Dazu zählt die Stadt: 

 Verantwortungsbewusstsein, 

 Belastbarkeit und Stressresistenz, 

 Teamfähigkeit und Kommunikationsfähigkeit sowie 

 zeitliche Flexibilität und Einsatzbereitschaft. 

Das Ausbildungskonzept definiert zudem die Anforderungen, die die Stadt in fachlicher Hinsicht 

an ihre Krisenstabsmitglieder stellt, wie z.B.  

 fundiertes Verständnis für die Arbeitsweise der Stadtverwaltung Dortmund,  

 Kenntnis über die organisatorische Struktur, die Zuständigkeiten der verschiedenen Äm-

ter und Fachbereiche sowie die Verwaltungsprozesse und –richtlinien und 

 spezifische Fachkenntnisse der funktionstragenden SMS und EMS in ihren jeweiligen 

Fachbereichen. 

Bei der Ausbildung stellt die Geschäftsführung des Krisenstabes anhand verschiedener Metho-

den sicher, dass alle Krisenstabsmitglieder den rechtlichen Rahmen kennen, in dem sie sich in 

der Krisenbewältigung bewegen und dass sie für die Einsätze des Krisenstabes entsprechend 

vorbereitet sind. Dies geschieht durch regelmäßige Schulungen, Übungen, Workshops, Netz-

werktreffen und die Beteiligung des Krisenstabes an Großveranstaltungen. 

Die Krisenstabsmitglieder und Funktionstragenden werden im Rahmen ihrer Ausbildung be-

darfsgerecht geschult. Die Durchführung der Schulungen erfolgt dabei durch die Mitarbeitenden 

der Geschäftsführung des Krisenstabes oder externe Dienstleister wie das Institut der Feuer-

wehr (IdF), die Bundesakademie für Bevölkerungsschutz und Zivile Verteidigung (BABZ) oder 

Unternehmen aus der freien Wirtschaft. 
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Zudem führt die Stadt jährliche Übungen durch, um die in den Schulungen erlernten Inhalte und 

Fähigkeiten auch außerhalb von echten Krisensituationen zu erproben. Dazu zählen reine Alar-

mierungsübungen, extern begleitete computergestützte Krisenstabsübungen, selbst organi-

sierte Übungen für die Koordinierungsgruppe oder den gesamten Krisenstab sowie Stabsrah-

menübungen. Im Rahmen einer Stabsrahmenübung werden neben dem Krisenstab zusätzliche 

Akteurinnen und Akteure wie z.B. die Polizei in die Übung integriert und so die erweiterten Ab-

läufe und Informationsflüsse geübt. 

Krisen und Katastrophen können am erfolgreichsten bewältigt werden, wenn sich alle Beteilig-

ten bereits im Vorfeld eng vernetzen und im Ernstfall auf Augenhöhe gut zusammenarbeiten. 

Deshalb veranstaltet die Geschäftsführung des Krisenstabes vor dem Hintergrund des so ge-

nannten 3-K-Prinzips59 neben den Schulungen und Übungen auch bedarfsorientiert Workshops, 

Netzwerktreffen und digitale Netzwerktreffen. Dabei können sich die Funktionstragenden regel-

mäßig untereinander zu verschiedenen Themen austauschen. 

6.7 Risiko- und Krisenkommunikation 

Die Risiko- und Krisenkommunikation ist ein bedeutender Bestandteil des kommunalen Krisen-

managements. Eine gelungene Risiko- und Krisenkommunikationsstrategie basiert auf strategi-

schen Prozessen, die darauf abzielen, zeitnah, transparent und zielgerichtet Informationen über 

potenzielle Gefahren und in akuten Krisensituationen der Öffentlichkeit zu vermitteln. Sie dient 

dazu, die Bevölkerung angemessen zu informieren, Ängste zu reduzieren, die Selbsthilfefähig-

keit zu stärken, Verständnis für getroffene Maßnahmen zu schaffen und die Bevölkerung zur 

aktiven Mitwirkung bei akuten Krisen zu bewegen.  

Erfüllungsgrad Risiko- und Krisenkommunikation in Prozent 2024 

 

In den nachfolgenden Kapiteln erläutert die gpaNRW die einzelnen Teilaspekte. 

 

59 „In der Krise Köpfe kennen“ 
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6.7.1 Risikokommunikation 

 Die Risikokommunikation der Stadt Dortmund ist gut geeignet, ein Gefahren- und Risikobe-

wusstsein in der Bevölkerung zu schaffen.  

Eine Stadt sollte die Bedeutung und die Folgen der identifizierten Risiken benennen und adres-

satengerecht formulieren. Dabei sollte sie verschiedene Kommunikationskanäle auch unter Be-

rücksichtigung moderner Technologien nutzen, um eine breite und zielgruppenspezifische Infor-

mationsvermittlung zu gewährleisten. 

Die Risikokommunikation ist ein wichtiger Bestandteil im kommunalen Krisenmanagement der 

Stadt Dortmund.  

Diese Form der Kommunikation zielt darauf ab, die Bevölkerung über potenzielle Gefahren und 

Risiken zu informieren, bevor eine Krise eintritt. Die Stadt legt einen besonderen Fokus darauf, 

die Öffentlichkeit frühzeitig und umfassend über mögliche Risiken und Schutzmaßnahmen zu 

informieren, um die Resilienz der Bevölkerung zu stärken. Dies geschieht proaktiv und mit voll-

umfänglichen Informationen (z.B. zu möglichen Starkregengefahren) und beinhaltet den Aus-

tausch von Informationen über Risikovermeidung und -minimierung. Ziel ist aber auch, ein Risi-

kobewusstsein in der Bevölkerung zu schaffen und für Verständnis zu werben, dass einige Risi-

ken, z.B. Unwetter-/Hochwasserlagen oder andere wetterbedingte Ereignisse, nicht zu verhin-

dern sind. Die Risikokommunikation betreibt die Stadt Dortmund über mehrere Kanäle. Sie in-

formiert ständig auf ihrer Homepage zu verschiedenen Themen. Darüber hinaus hat sie speziell 

für die Risikokommunikation von Starkregenereignissen durch ihren Eigenbetrieb Stadtentwäs-

serung Dortmund eine gesonderte digitale Website bereitgestellt60. Dort kann sich die Bevölke-

rung für konkrete Adressen und Flurstücke die Auswirkungen von Starkregen detailliert anse-

hen. Als weiteres Instrument für die Risikokommunikation nutzt die Stadt Dortmund die Bericht-

erstattung im Lokalfernsehen61 sowie diverse Social-Media-Kanäle. Durch die regelmäßige Pro-

duktion und Verbreitung von Dortmund-spezifischem Content erreicht die Stadt zahlreiche 

Follower. Über die so gestärkten Kanäle verbreitet die Stadt auch Beiträge zur Risikokommuni-

kation, etwa zu  

 bundesweiten Warntagen,  

 Hochwasser- und Starkregenschutz,  

 Energiekrise und Maßnahmen zum Energiesparen,  

 Corona-Pandemie sowie 

 bevorstehenden Bombenentschärfungen etc. 

Um die Akzeptanz in der Bevölkerung zu erhöhen, achtet die Stadt darauf, dass ihre Botschaf-

ten geprägt sind von Offenheit, Transparenz, Dialogorientierung, Glaubwürdigkeit und Transpa-

renz. Die Stadt will damit erreichen, dass ihre Einwohnerinnen und Einwohner der Stadt Dort-

 

60 Starkregengefahrenkarte TN100 (digistadtdo.de) 

61 https://www1.wdr.de/mediathek/katastrophenschutz-in-dortmund-stellt-sich-auf-krisen-ein-100.html vom 22. Mai 2024 

https://geoweb1.digistadtdo.de/doris_gdi/mapapps4/resources/apps/starkregengefahrenkartetn100/index.html?lang=de&vm=2D&s=10000&c=393280.24263935274%2C5708048.11168041&r=0
https://www1.wdr.de/mediathek/katastrophenschutz-in-dortmund-stellt-sich-auf-krisen-ein-100.html
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mund vertrauen können und wissen, wie sie offizielle Informationen bekommen. Als erste An-

laufstelle im Krisenfall dient die Homepage dortmund.de. Dort stellt die Stadt Informationen ge-

bündelt zur Verfügung. 

Durch die Risikokommunikation tauschen sich die Mitarbeitenden des Fachbereiches „Kommu-

nikation und Marketing“ kontinuierlich mit den Dezernaten, Fachbereichen und weiteren exter-

nen Kommunikatoren aus. Durch diese gelebte Praxis kann die Stadt auch im Krisenfall eine 

verlässliche und auf Vertrauen basierende Zusammenarbeit sicherstellen.  

Zudem nimmt die Stadt Dortmund als eine von 53 Kommunen im Ruhrgebiet und dem Regio-

nalverband Ruhr (RVR) an einer gemeinsamen Informationskampagne zur Stärkung der Selbst-

hilfefähigkeit der Bevölkerung und zur Krisenprävention bei Gasmangellage und Energieeng-

pässen teil. Unter dem Slogan „#besserbereit“ informiert die Kampagne über Maßnahmen der 

Städte und liefert gleichzeitig praxisnahe Tipps und Checklisten, damit sich die Bevölkerung auf 

künftige Krisen- oder Notfallsituationen besser vorbereiten kann. 

 

6.7.2 Krisenkommunikation 

 Die Krisenkommunikation der Stadt Dortmund ist aus Sicht der gpaNRW gut geeignet, die 

Einwohnerinnen und Einwohner der Stadt Dortmund in akuten Krisenlagen vollumfänglich 

und schnell zu informieren. 

Eine Stadt sollte ein individuelles strategisches Krisenkommunikationskonzept im Vorfeld einer 

Krise erarbeiten. Dabei sollte sie ihre Kommunikationsleitlinien sowohl für die interne als auch 

für die Kommunikation nach außen vorplanen. Das Konzept sollte ein inhaltlich und argumenta-

tiv einheitliches Auftreten der am Krisenmanagement Beteiligten sicherstellen. Auch Zuständig-

keiten und Verantwortlichkeiten sollte die Stadt klar definieren, um in einer akuten Krisensitua-

tion zeitnah, reibungslos und ereignisorientiert über die erprobten Kommunikationskanäle infor-

mieren zu können. 

Die Krisenkommunikation in der Stadt Dortmund umfasst den Austausch von Informationen 

und Meinungen während einer bereits eingetretenen Krise, um Schäden an Personen, Infra-

struktur und dem Image der Stadt zu verhindern oder zu begrenzen. Ein wesentlicher Bestand-

teil ist die klare Zuordnung von Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten sowie eine einheitliche 

Kommunikationslinie aller am Krisenmanagement beteiligten Akteure. Diese strukturierte Heran-

gehensweise stellt sicher, dass die Stadt die Informationen zielgerichtet und einheitlich an die 

Bevölkerung vermittelt. 

Während einer Krise ist es entscheidend, schnell und effektiv zu kommunizieren, um die Situa-

tion möglichst rasch zu stabilisieren und das Vertrauen der Bevölkerung zu bewahren. Dies er-

fordert eine vorherige strategische Planung und Vorbereitung. Zum einen hat die Stadt Dort-

mund im April 2023 den Bereich der Kommunikation im Dezernat 1 innerhalb des neuen Fach-

bereiches „Kommunikation und Marketing“ gebündelt. Zuvor war die Kommunikation der Stadt 

Dortmund in drei Abteilungen und die vier Bereiche Pressestelle, Online-Kommunikation, In-

terne Kommunikation und Telefonisches Servicecenter „doline“ unterteilt. Durch die Zusammen-

legung der v.g. Bereiche hat die Stadt Dortmund ihre Kommunikations- und Medienarbeit weiter 
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professionalisiert. Weiterhin hat die Stadt neue Aufgaben definiert und ihre strategische Aus-

richtung geschärft. Dabei verfolgt die Stadt Dortmund auch das Ziel, zeitgemäß und bürgernah 

zu kommunizieren. Die Stadt Dortmund hat hierzu ein Konzept zum Risiko- und Krisenmanage-

ment erstellt. Weiterhin setzt sie hierbei auf eine enge Abstimmung mit anderen Behörden und 

Institutionen, z.B. der Polizei.   

Ein weiterer Faktor ist die Nutzung moderner Kommunikationsmittel. Neben klassischen Medien 

und öffentlichen Bekanntmachungen spielen auch bei der Krisenkommunikation digitale Platt-

formen wie Social-Media eine immer größere Rolle. Sie ermöglichen eine schnelle und breite 

Verteilung von Informationen sowie eine direkte Interaktion mit der Bevölkerung. Die Stadt Dort-

mund nutzt diese Kanäle aktiv, um im Krisenfall effizient zu kommunizieren und die Einwohne-

rinnen und Einwohner zeitnah über aktuelle Entwicklungen und Schutzmaßnahmen zu informie-

ren. Diesen Aufgabenbereich hat sie im städtischen Krisenstab den Beauftragten für die Bevöl-

kerungsinformation und Medienarbeit (Pressereferent und Onlinekommunikation) zugewiesen. 

Sie sind für die Koordinierung, Betreuung und Information der Presse und anderer Medien so-

wie für die Auswertung dieser Informationen der BuMA62-Abteilung verantwortlich. Dort werden 

Fachleute für Social-Media eingesetzt, welche die zuvor abgestimmten Botschaften versenden 

und insbesondere ein Monitoring der Kommentare und Meldungen im sozialen Bereich vorneh-

men.  

Für Akutlagen nutzt die Stadt Dortmund die bundesweit eingesetzten Warnapps, beispielsweise 

NINA63 oder MoWaS64. Die MoWaS-App übersetzt die Meldungen auf die jeweilige im Mobiltele-

fon eingestellte Landessprache des Nutzers. Da in Dortmund viele ausländische Personen woh-

nen bzw. zu Gast sind, ist diese Funktion besonders gut geeignet, um verlässlich Warnbot-

schaften abzusetzen.  

Seit 2021 hat die Stadt Dortmund ihr Warnsystem in der Innenstadt zudem um digitale Werbe-

tafeln erweitert. In Abstimmung mit den privaten Anbietenden der digitalen Werbetafeln kann 

die Stadt Dortmund so mögliche Gefahren- oder Katastrophenmeldungen absetzen.   

Die Stadt hat darüber hinaus organisatorische, personelle und technische Vorkehrungen getrof-

fen, um kurzfristig ein Bürgertelefon in Betrieb zu nehmen. Damit will die Stadt Dortmund dem 

Informationsbedürfnis der Bevölkerung zielgruppenspezifisch gerecht werden und Unsicherhei-

ten in Bezug auf die jeweilige Schadenslage beseitigen. Daher hat die Stadt konkrete Vorgaben 

zur Einrichtung und zum Betrieb des Bürgertelefons erlassen. Die Stadt legt konkret fest, wel-

che Informationen über das Bürgertelefon nach außen gegeben werden. Um Falschauskünfte 

und/oder die Weitergabe nicht freigegebener Inhalte zu vermeiden, erhalten die Servicekräfte 

des Bürgertelefons bewusst keine zusätzlichen internen Informationen zu der jeweiligen Lage. 

Tritt der Krisenfall während der Dienstzeiten der Verwaltung ein, wird das Bürgertelefon regel-

mäßig aus den aktuell im Dienst befindlichen Mitarbeitenden besetzt. Für Krisenfälle außerhalb 

 

62 Bevölkerungsinformation und Medienarbeit 

63 Notfall-Informations- und Nachrichten-App – NINA vom Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe 

64 Modulares Warn-System – System des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe zur Warnung der Bevölkerung für 
Zivilschutzlagen 
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der städtischen Erreichbarkeitszeiten hat die Stadt ebenfalls vorgesorgt. Die Servicekräfte wer-

den in diesen Fällen über einen festen Alarmierungsplan eingesetzt. Der Betrieb des Bürgerte-

lefons ist dabei auch von Homeoffice-Arbeitsplätzen aus möglich. 

6.8 Prozessdarstellung „Krisenstab aktivieren“ 

Die gpaNRW hat den Prozess zur Einberufung des Krisenstabes für alle 23 kreisfreien Städte 

nach einem einheitlichen Layout dargestellt und den jeweiligen Prüfberichten zum kommunalen 

Krisenmanagement beigefügt. Dadurch möchte die gpaNRW die verwaltungsinternen Abläufe 

transparent abbilden. Ziel ist es, Schnittstellen im Prozess zu identifizieren und darzustellen. 

 Der Prozess zur Aktivierung des Krisenstabes der Stadt Dortmund ist durch wenige Schnitt-

stellen effektiv gestaltet.  

Eine Stadt sollte den Prozess zur Aktivierung des Krisenstabes klar und strukturiert organisie-

ren, um im Ereignisfall schnell und effizient reagieren zu können. Nach Eintreten eines Krisene-

reignisses ist eine unverzügliche und vollständige Informationsweiterleitung an den Hauptver-

waltungsbeamten / die Hauptverwaltungsbeamtin sicherzustellen. Diese Vorgehensweise sollte 

durch möglichst wenig Schnittstellen effizient erfolgen, um eine koordinierte und zügige Einbe-

rufung und Arbeitsaufnahme des Krisenstabes zu ermöglichen. 

Wie in der Prozessdarstellung zu erkennen ist, beginnt der Aktivierungsprozess des Krisensta-

bes der Stadt Dortmund mit einem Initialereignis (z. B. Pandemie, Bombenfund mit Evakuie-

rung, Blackout, Extremwetterereignis). Immer dann, wenn aufgrund ein solchen besonderen Er-

eignisses ein über das gewöhnliche Maß hinausgehender hoher Koordinierungs- und Entschei-

dungsbedarf für die Verwaltung besteht, beruft die Stadt Dortmund den Krisenstab ein. 

Die Beratungs- und Entscheidungsschritte innerhalb des Prozesses zur Aktivierung des Krisen-

stabes sind klar strukturiert und unnötige Schnittstellen werden vermieden. Die Zuständigkeit 

zur Alarmierung liegt laut Stabsdienstordnung bei der ständig besetzten Feuerwehrleitstelle. Bei 

einer sich abzeichnenden Großschadenslage verständigt der A-Dienst der Feuerwehr den De-

zernenten bzw. die Dezernentin vom Dienst (DvD). Nach gemeinsamer Lagebeurteilung ent-

scheidet der bzw. die DvD über die Einberufung des Krisenstabes. Die (Erst-) Alarmierung der 

ständigen Krisenstabsmitglieder erfolgt durch eine Alarmierungsapp. Zuständig für die Erstalar-

mierung ist der Lagedienst oder die Dienstgruppenleitung der Feuerwehrleitstelle. Durch die 

Alarmierungsapp werden die Stabsleitung, die SMS, die KGS und für die Sicherstellung der 

ständigen Einsatzbereitschaft des Krisenstabes erforderlichen Beschäftigten des Dortmunder 

Systemhauses (dosys) alarmiert. Die EMS werden nach Entscheidung der Krisenstabsleitung 

durch den Inneren Dienst im Krisenstab per Alarmierungsapp oder telefonisch über die Nach-

richtenzentrale des Krisenstabes nachalarmiert. Zusätzlich ist durch die Leitstelle die manuelle 

Alarmierung des Verbindungsbeamten bzw. der Verbindungsbeamtin in der Polizei über die Po-

lizeileitstelle erforderlich. 

Positiv ist zudem anzumerken, dass die Stadt für Ad-hoc-Lagen eine zeitliche Vorgabe (60 bis 

120 Minuten) festgelegt hat, innerhalb welcher Zeit sich die Krisenstabsmitglieder nach ihrer 

Alarmierung in den Krisenstabsraum begeben sollen.  
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6.9 Anlage: Übersicht Erfüllungsgrade 

Nachfolgend fasst die gpaNRW die Ergebnisse aus den Erfüllungsgraden der Berichtskapitel 

6.5 Prävention, Bewältigung und Nachbereitung von Krisenfällen, 6.6 Ausstattung und Personal 

des Krisenstabes sowie 6.7 Risiko- und Krisenkommunikation zusammen: 

Erfüllungsgrad Krisenmanagement in Prozent 2024 

 
 

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Erfüllungsgrade der einzelnen Teilaspekte in Prozent 2024 
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6.10 Anlage: Ergänzende Tabelle 

Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2024/2025 – Kommunales Krisenmanagement 

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Prävention, Bewältigung und Nachbereitung von Krisenfällen 

F1 

Die Stadt Dortmund betreibt eine kontinuierliche Risikoermittlung. Die 

gpaNRW sieht aber bei der Prävention und dem Erkennen von Risiken noch 

weiteren Handlungsbedarf. 

191 E1.1 

Die Stadt Dortmund sollte einen Abschlussbericht über die erkannten Ri-

siken im Stadtgebiet erstellen und diesen dem Stadtrat zur Kenntnis-

nahme vorlegen. 

193 

   E1.2 
Die Stadt Dortmund sollte ihren Katastrophenschutzplan alle fünf Jahre 

vom Stadtrat beschließen lassen. 
193 

F2 

Die Bewältigungsstrategie der Stadt Dortmund ist gut geeignet, um plötzlich 

auftretende und herausfordernde Krisensituationen zu meistern und die Ver-

waltungsabläufe möglichst zügig zu einem Normalzustand zurückzuführen. Die 

Stadt hat die Vorkehrungen für ihre individuellen Risiken jedoch noch nicht in 

einem Maßnahmenkatalog schriftlich zusammengefasst. 

193 E2 

Die Stadt Dortmund sollte ihre getroffenen Vorkehrungen zu ihren indivi-

duellen Risiken in einem Maßnahmenkatalog schriftlich zusammenfas-

sen. 

195 

F3 
Die Stadt Dortmund hat bislang kein Konzept zur strukturierten Einbindung von 

Spontanhelfenden erstellt. 
195 E3 

Die Stadt Dortmund sollte sich wie geplant mit der Thematik zur Einbin-

dung von Spontanhelfenden befassen und ein umsetzungsreifes Konzept 

zur Einbindung von Spontanhelfenden für akute Krisensituationen erstel-

len. 

196 

Ausstattung und Personal des Krisenstabes 

F4 

Die Stadt Dortmund hat ihre Kraftstoffversorgung für Netzersatzanlagen nicht 

vertraglich geregelt. Dadurch besteht im Falle eines länger andauernden 

Blackouts das Risiko, dass nicht ausreichend Kraftstoff zum Betrieb der Not-

stromaggregate/Netzersatzanlagen zur Verfügung steht. 

200 E4 

Um eine umfassende Notstromversorgung auch bei vollständigem Weg-

fall der Elektrizitätsversorgung sicherzustellen, sollte die Stadt Dortmund 

wie geplant einen verbindlichen Vertrag über die Versorgung mit „Heizöl 

leicht“ abschließen. 

201 
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7. Hilfe zur Erziehung 

7.1 Managementübersicht 

Die wesentlichen Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt Dortmund im Prüfgebiet Hilfe 

zur Erziehung stellt die gpaNRW nachfolgend zusammenfassend dar.  

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage aufgeführt. Die Rei-

henfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Hilfe zur Erziehung 

Im Vergleichsjahr 2022 verzeichnet die Stadt Dortmund einen unterdurchschnittlichen Fehlbe-

trag HzE je Einwohner von 0 bis unter 21 Jahren. Allerdings belasten stetig steigenden Aufwen-

dungen, unter anderem hervorgerufen durch die allgemeinen Preissteigerungen und steigende 

Personalkosten, zunehmend den Fehlbetrag. Zudem wurden die Kostenerstattung für die Be-

treuung der UMA im Jahr 2023 durch das Landesjugendamt noch nicht realisiert.65 Er bewegt 

sich daher bereits im Jahr 2023 auf einem im interkommunalen Vergleich überdurchschnittli-

chen Niveau. 

Grundsätzlich entlastend wirkt sich in Dortmund die unterdurchschnittliche Falldichte aus. Ab 

2022 und 2023 steigt sie aufgrund von organisatorischen Maßnahmen. Insbesondere gewährt 

das Jugendamt ab dem Schuljahr 2021/2022 die Schulbegleitung im Rahmen der Eingliede-

rungshilfen nach dem gesetzlich vorgeschriebenen Verfahren in Form von Einzelfallentschei-

dungen nach § 35a SGB VIII. Zuvor gewährte die Schulverwaltung den Schulen hierfür pau-

schale Mittel. Ein Hilfeplanverfahren führte die Stadt nicht durch. 

Trotz der im Zuge der beschriebenen Reorganisation steigenden ambulanten Fallzahlen, ver-

zeichnet Dortmund einen unterdurchschnittlichen Anteil ambulanter Hilfefälle. Dieser Aspekt 

wirkt sich grundsätzlich belastend aus. 

Auch der kontinuierliche sinkende Anteil von Vollzeitpflegefällen an den stationären Hilfen be-

lastet den Fehlbetrag. Vor diesem Hintergrund bewerten wir die separate Betrachtung der Voll-

zeitpflege im Rahmen der Controllingtätigkeiten positiv. Allerdings könnte die Stadt Dortmund 

durch weitere Kennzahlenvergleiche zusätzliche Analyseansätze erhalten. Die sich so ergeben-

den Erkenntnisse könnte die Stadt nutzen, um die bereits getroffenen Gegenmaßnahmen zu 

evaluieren bzw. weitere Maßnahmen zu erarbeiten. Hierbei sollte sie auch die Heimerziehung 

betrachten. Hier verzeichnet Dortmund eine vergleichsweise hohe Falldichte. Sie wirkt sich 

ebenfalls belastend aus. 

Vor dem Hintergrund der zunehmend steigenden finanziellen Belastungen gewinnen die Refi-

nanzierungsmöglichkeiten an Bedeutung. Wir bewerten daher positiv, dass die Stadt Dortmund 

 

65 Seit Anfang 2023 berichten die Jugendämter insgesamt wieder von steigenden UMA-Fallzahlen. 
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die Erträge aus Kostenerstattungen differenziert auswerten kann. Zusammen mit der frühzeiti-

gen intensiven Zuständigkeitsprüfung durch die Wirtschaftliche Jugendhilfe kann dies eine 

Steuerung und rechtssichere Geltendmachung der Kostenerstattungen unterstützen. Positiv be-

werten wir auch die periodengerechte Zuordnung der Kostenerstattungen über die Rechnungs-

abgrenzung.  

Standards zur Prüfung und Geltendmachung der Kostenerstattungsansprüche ergeben sich in 

Dortmund aus einer Dienstanweisung. Eine Möglichkeit, Prozesse übersichtlicher darzustellen, 

sind tabellarische und grafische Darstellungen. Sie werden auch für die weitere Digitalisierung 

benötigt. 

Aktuell kann die Wirtschaftliche Jugendhilfe die HzE-Fälle noch nicht vollständig medienbruch-

frei bearbeiten. Dies liegt insbesondere an der fehlenden digitalen Akte und der fehlenden 

Scan-Stelle. Positiv bewerten wir die Schnittstelle zwischen den ASD- und WiJu-Modulen in der 

Jugendamtssoftware. Zudem besteht eine Schnittstelle zur Finanzsoftware. Auch die von der 

Stadt Dortmund zur Verfügung gestellte technische Ausstattung bewerten wir positiv. 

Verhandlungen für die ambulanten Leistungs-, Qualitäts- und Entgeltvereinbarungen führt die 

Stadt Dortmund standardisiert durch. Entsprechende Prozessbeschreibungen veröffentlicht sie 

in schriftlicher und grafischer Form im Handbuch der Entgelt- und Vertragskommission. Positiv 

bewerten wir, dass die freien Träger die vom Jugendamt zwingend vorgeschriebenen Unterla-

gen auf der städtischen Homepage abrufen können. 

Die Stadt Dortmund hat bereits viele Vorgaben der SGB VIII-Reform umgesetzt. Insbesondere 

den zusätzlichen Beratungsansprüchen und Beteiligungsrechten kam sie nach eigenen Anga-

ben schon vor Inkrafttreten des Kinder- und Jugendstärkungsgesetzes nach. Aktuell überarbei-

tet eine bereichs- und hierarchieübergreifend besetzt Projektgruppe das Qualitätshandbuch der 

Jugendhilfedienste. Zudem muss sie das strukturelle Schutzkonzept noch fertigstellen. 

Für die inhaltliche und organisatorische Umsetzung der sog. „Großen Lösung“ bei den Einglie-

derungshilfen hat die Stadt einen Projektstrukturplan erarbeitet. Die im Gesetz vorgeschriebe-

nen Stellen für die Verfahrenslotsen hat die Stadt Dortmund bereits besetzt. Weitere Stellenbe-

setzungen sollen sukzessive folgen. 

7.2 Aufbau des Teilberichtes 

Die Kapitel dieses Teilberichtes beginnen mit einer wertenden Aussage zu unserem Prüfungs-

ergebnis. Wertungen, die eine Stellungnahme nach § 105 Abs. 6 und 7 der Gemeindeordnung 

für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) der Stadt notwendig machen, bezeichnen wir als 

Feststellung. 

Anschließend folgt kursiv gedruckt die Sollvorstellung. Die Sollvorstellung stellt die Inhalte und 

das Prüfungsziel im Kapitel dar. Sie ist allgemein formuliert und grundsätzlich für alle Städte 

gültig, z. B. auf Basis der aktuell geltenden Gesetzeslage. 

Ausgehend von diesem Soll analysieren wir die individuelle Situation in der geprüften Stadt und 

weisen dabei erkannte Verbesserungspotenziale als Empfehlung aus. 
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Weitere allgemeine Ausführungen zur Struktur der Teilberichte stehen im Vorbericht. 

7.3 Inhalte, Ziele und Methodik 

Das Prüfgebiet Hilfe zur Erziehung umfasst nach der Definition der gpaNRW die Hilfen nach 

dem Zweiten Kapitel, Vierter Abschnitt des achten Buches Sozialgesetzbuches (SGB VIII) (§§ 

27 bis 35, 35a, 41).  

Wesentliche Rechtsgrundlage für die Gewährung von Hilfen zur Erziehung ist das SGB VIII in 

Verbindung mit den dazu ergangenen landesrechtlichen Ausführungsgesetzen. Auf Hilfe zur Er-

ziehung besteht für die Personensorgeberechtigten und ihr Kind nach § 27 Abs. 1 SGB VIII ein 

Rechtsanspruch, wenn eine dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen entsprechende Erzie-

hung nicht gewährleistet und die Hilfe für seine Entwicklung geeignet und notwendig ist. 

Der Schwerpunkt dieser Prüfung liegt in der Analyse der Wirtschaftlichen Jugendhilfe (WiJu). 

Der Ressourceneinsatz im Bereich Hilfe zur Erziehung wird neben der Aufwandsseite auch er-

heblich von der Ertragsseite, z.B. durch die Geltendmachung von Kostenerstattungsansprü-

chen, geprägt. Außerdem kommt einer sachlich richtigen Zuständigkeitsprüfung eine hohe Be-

deutung zu, um Vermögensschäden durch unzuständig erfolgte Leistungen zu vermeiden. Die 

gpaNRW betrachtet außerdem die Umsetzung und Auswirkungen einiger wesentlicher Ände-

rungen des Kinder- und Jugendstärkungsgesetzes sowie die Prozesse bei den ambulanten 

Leistungs-, Qualitäts- und Entgeltvereinbarungen näher.  

Ziel der Prüfung ist es, auf Steuerungs- und Optimierungspotenziale hinzuweisen und Hand-

lungsmöglichkeiten aufzuzeigen, die das finanzwirtschaftliche Ergebnis perspektivisch verbes-

sern können. 

Dazu analysiert die gpaNRW in den Jugendämtern aller kreisfreien Städte in NRW die Erträge 

und Aufwendungen sowie die Fallzahlen und die Personalausstattung. 

Im Fokus der Betrachtung steht ein wirtschaftlicher Ressourceneinsatz unter Berücksichtigung 

fachlicher Standards der Aufgabenerfüllung. Mittels interkommunaler Kennzahlenvergleiche 

steigt die gpaNRW in die Analyse ein. Für die tiefergehende Analyse werten wir Unterlagen und 

Ergebnisse aus Gesprächen vor Ort aus. Darüber hinaus bezieht die gpaNRW Besonderheiten 

der Leistungsorganisation, der Leistungserbringung und der Angebotssteuerung des Jugend-

amtes in ihre Betrachtung ein. Wir führen die in der letzten Prüfung erhobenen Kennzahlen in 

einer Zeitreihe fort, um Entwicklungen darstellen zu können.  

Die Erträge und Aufwendungen beziehen sich auf das Haushaltsjahr. Die Falldaten ermittelt die 

gpaNRW schwerpunktmäßig über einen Jahresdurchschnittswert. Bei der Erfassung von Rück-

führungen in die Herkunftsfamilie und Inobhutnahmen bilden wir die absolute Fallzahl im jeweili-

gen Kalenderjahr ab. Für die Erfassung von Verweildauer und Betreuungsdauer berücksichtigt 

die gpaNRW die Anzahl der Monate vom Beginn bis zur Beendigung der Hilfegewährung für die 

im jeweiligen Jahr beendeten Hilfefälle. 

Die gpaNRW hat die Daten und Informationen, die für eine Bewertung erforderlich sind, über 

Interviews, Fragebögen und strukturierte Datenabfragen erhoben. 
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Den Prozess „Zuständigkeit im Hilfeplanverfahren prüfen“ stellt die gpaNRW grafisch dar. Un-

sere Prozessaufnahme zielt darauf ab, den Informationsfluss zwischen dem Allgemeinen Sozia-

len Dienst (ASD) und der Wirtschaftlichen Jugendhilfe (WiJu) zu optimieren. Es sollen 

Schwachstellen aufgezeigt und Verbesserungsmöglichkeiten ermittelt werden. Die Schnittstelle 

zwischen ASD und WiJu ist von Bedeutung, damit alle Informationen für eine rechtssichere Prü-

fung der Zuständigkeit umfassend und zeitnah ausgetauscht werden.  

In der Anlage dieses Teilberichtes befinden sich differenzierte Grunddaten zur Entwicklung der 

Einwohnerzahlen sowie der Aufwendungen, Erträge und Fallzahlen im Bereich Hilfe zur Erzie-

hung für die Stadt Dortmund. 

7.4 Fehlbetrag und Einflussfaktoren Hilfe zur Erziehung 

 Die Stadt Dortmund verzeichnet 2022 einen unterdurchschnittlichen Fehlbetrag. Allerdings 

belasten steigende Aufwendungen den städtischen Haushalt zunehmend. 

Eine Stadt sollte den Fehlbetrag Hilfe zur Erziehung unter Berücksichtigung einer bedarfsge-

rechten Versorgung durch geeignete Steuerungsmaßnahmen so niedrig wie möglich halten. 

Der Fehlbetrag Hilfe zur Erziehung beinhaltet das ordentliche Ergebnis zuzüglich der internen 

Leistungsverrechnungen für Gebäudeaufwendungen, sofern diese nicht im ordentlichen  

Ergebnis enthalten sind. 

Fehlbetrag HzE je EW* von 0 bis unter 21 Jahre in Euro 2022  

 

* Einwohnerin bzw. Einwohner 

Der interkommunale Vergleich berücksichtigt 23 Vergleichswerte, die sich wie folgt verteilen: 
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Dortmund verzeichnet 2022 einen niedrigeren einwohnerbezogenen Fehlbetrag als die meisten 

Vergleichsstädte. Seit 2019 steigt er aber zunehmend. Im Jahr 2023 beträgt er bereits 1.277 

Euro. Dieser Wert bewegt sich bereits nah am dritten Viertelwert. Die nachfolgende Grafik ver-

deutlicht, dass der Fehlbetrag in Dortmund deutlich stärker steigt als in den Vergleichsstädten. 

Gleichzeitig steigt die Zahl der Einwohner von 0 bis unter 21 Jahren deutlich. Dieser Aspekt 

wirkt sich grundsätzlich senkend auf die o. g. Kennzahl aus. Wir stellen die Einwohnerentwick-

lung in den Anlagen zu diesem Prüfbericht dar. 

Fehlbetrag HzE je EW von 0 bis unter 21 Jahre in Euro 2019 bis 2023 

 

Der Fehlbetrag HzE wird durch mehrere Faktoren beeinflusst. Deren Zusammenwirken 

analysiert die gpaNRW nachfolgend.  
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Einflussfaktoren Fehlbetrag Hilfe zur Erziehung 2022 

 

Der Index (blaue Linie) bildet den Median der Kennzahlen im interkommunalen Vergleich ab. 

Die rote Linie stellt die Positionierung der Stadt im Verhältnis zum Index dar. Dabei bildet ein 

Wert der Stadt außerhalb des Index einen höheren und innerhalb des Index einen niedrigeren 

Wert als der Index ab.  

Die Kennzahlen des dargestellten Netzdiagramms weisen deutliche Zusammenhänge auf. Die 

einwohnerbezogenen Kennzahlen „Fehlbetrag HzE je EW von 0 bis unter 21 Jahre in Euro“ und 

„Aufwendungen HzE je EW von 0 bis unter 21 Jahre in Euro“ werden von den Kennzahlen 

„Hilfefälle HzE je 1.000 EW von 0 bis unter 21 Jahre (Falldichte HzE)“ und „Aufwendungen HzE 

je Hilfefall in Euro“ beeinflusst.  

Auf die „Aufwendungen HzE je Hilfefall in Euro“ wirken sich wiederum der „Anteil ambulanter 

Hilfefälle an den Hilfefällen HzE in Prozent“ und der „Anteil der Hilfefälle nach § 33 SGB VIII an 

den stationären Hilfefällen in Prozent“ aus. Die Kennzahl „Hilfefälle HzE je 1.000 EW von 0 bis 

unter 21 Jahre (Falldichte HzE)“ ist in erheblichem Maße von den Steuerungsleistungen des 

Jugendamtes abhängig.  

Die einzelnen Einflussfaktoren stellen wir im Folgenden näher dar und analysieren sie. 



  Stadt Dortmund    Hilfe zur Erziehung    050.010.050_03371 

Seite 219 von 316 

7.4.1 Falldichte HzE  

 Dortmund verzeichnet eine unterdurchschnittliche Falldichte. Insbesondere die Umsetzung 

organisatorischer Maßnahmen im Bereich der Eingliederungshilfe führt 2022 zu steigenden 

Fallzahlen. Hierdurch stellt die Stadt Dortmund die gesetzliche vorgeschriebene Fallbearbei-

tung inzwischen sicher. 

Die gpaNRW definiert die Falldichte als die Hilfefälle für Hilfen zur Erziehung je 1.000 EW von 0 

bis unter 21 Jahre. Durch präventive Maßnahmen, eine gute Zugangssteuerung und kurze 

Laufzeiten von Hilfefällen sollte das Jugendamt darauf hinwirken, dass die Falldichte niedrig 

bleibt, um die Aufwendungen und somit den Fehlbetrag HzE je Jugendeinwohnerin bzw. 

Jugendeinwohner nicht zu belasten. 

Das Jugendamt der Stadt Dortmund betreut im Vergleichsjahr 2022 durchschnittlich rund 

4.000 Hilfefälle. Hieraus ergibt sich folgende Falldichte: 

Hilfefälle HzE je 1.000 EW von 0 bis unter 21 Jahre (Falldichte HzE) 2022 

 

In den interkommunalen Vergleich sind Werte aus 23 kreisfreien Städten eingeflossen.  

Die vergleichweise niedrige Falldichte in Dortmund wirkt sich grundsätzlich entlastend aus. 

Zwischen 2019 und 2023 entwickelte sie sich im interkommunalen Vergleich wie folgt: 
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Hilfefälle HzE je 1.000 EW von 0 bis unter 21 Jahre (Falldichte HzE) 2019-2023 

 

Die Stadt positionierte sich ab 2020 im interkommunalen Vergleich deutlich günstiger. 

Inzwischen steigt die Falldichte jedoch wieder. Zur weiteren Analyse betrachten wir nachfolgend 

die Entwicklung der Fallzahlen differenziert nach ambulanten und stationären Hilfen: 

Entwicklung der Hilfefälle Dortmund 2019 bis 2023 

Grundzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 

Ambulante Hilfe-

fälle 
2.024 1.768 1.870 2.258 2.303 

Stationäre Hilfe-

fälle 
1.916 1.850 1.775 1.746 1.766 

Hilfefälle gesamt 3.940 3.618 3.645 4.004 4.069 

Der zwischenzeitliche Rückgang der Fallzahlen in den Jahren 2020 und 2021 steht auch in 

Zusammenhang mit pandemiebedingten Einschränkungen. Hilfen konnten nicht bzw. nicht wie 

geplant durchgeführt werden.  

Der starke Anstieg der ambulanten Fallzahlen ab 2022 begründet sich durch organisatorische 

Maßnahmen:  

 Die Zuständigkeit für Schulbegleitungen im Rahmen der Eingliederungshilfen liegt seit 

dem Schuljahr 2022/2023 beim Jugendamt in der Fachstelle § 35a. Die Schulbegeleitung 

bedarf nunmehr einer individuellen Antragstellung. Zur Feststellung führt die Fachstelle 

anschließend ein Hilfeplanverfahren gemäß § 36 SGB VIII durch. Dadurch kommt sie 

nunmehr den Vorgaben des SGB VIII nach. Zuvor gewährte die Schulverwaltung die 

Schulbegleitung grundsätzlich pauschal.   

Auch der zeitweise Rückgang von Flüchtlingszahlen wirkte sich senkend auf die Fallzahlen aus. 

Inzwischen berichten die Jugendämter landesweit aber wieder von einem Anstieg der 

Fallzahlen von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen (UMA). 
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7.4.2 Aufwendungen Hilfe zur Erziehung 

 Kontinuierlich steigende Aufwendungen belasten zunehmend den Fehlbetrag. Besonders 

deutlich ist der Anstieg im Jahr 2023. 

Die Aufwendungen Hilfe zur Erziehung umfassen die Transferaufwendungen für die ambulan-

ten und stationären Hilfen nach den §§ 27 bis 35, 35a und 41 SGB VIII. 

Die Stadt Dortmund wendet 2022 für die Hilfen rund 110,1 Mio. Euro auf. Bezogen auf die 

116.487 Einwohner von 0 bis unter 21 Jahren sind dies 954 Euro je Einwohner. 

Aufwendungen HzE je EW von 0 bis unter 21 Jahre in Euro 2022 

 

In den interkommunalen Vergleich sind Werte von 23 kreisfreien Städten eingeflossen.  

Im Jahr 2023 steigen die Gesamtaufwendungen der Stadt Dortmund auf rund 125,1 Mio. Euro. 

Ursachen sind nach Angaben der Stadt unter anderem Tarifsteigerungen bei den Trägern und 

allgemeine Preissteigerungen. 

Hierdurch ergeben sich für das Vergleichsjahr 2023 folgende einwohnerbezogene Aufwendun-

gen: 

Aufwendungen HzE je EW von 0 bis unter 21 Jahre in Euro 2023 

Kennzahlen Dortmund Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Aufwendungen HzE je 

EW von 0 bis unter 21 

Jahre in Euro 

1.048 957 1.049 1.105 1.209 1.668 22 

Entscheidend für die Beurteilung der Aufwendungen HzE ist neben dem Einwohnerbezug auch 

die Betrachtung der Aufwendungen HzE je Hilfefall: 
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Aufwendungen HzE je Hilfefall in Euro 2022 

Kennzahlen Dortmund Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Aufwendungen HzE je 

Hilfefall 
27.758 21.975 27.665 29.415 30.837 37.846 23 

Ambulante Aufwen-

dungen HzE je Hilfefall 

in Euro 

13.646 9.974 12.481 13.646 15.904 28.850 23 

Stationäre Aufwendun-

gen HzE je Hilfefall in 

Euro 

46.017 36.440 45.995 51.866 54.901 59.101 23 

Die Aufwendungen je Hilfefall ordnen sich in Dortmund unterhalb des Medians in den interkom-

munalen Vergleich ein. Die Stadt profitiert insbesondere von unterdurchschnittlichen stationären 

Aufwendungen. Die ambulanten Aufwendungen je Hilfefall sind 2022 durchschnittlich.  

Im Vergleichsjahr 2023 steigen die ambulanten Aufwendungen je Hilfefall um zehn Prozent und 

die stationären Aufwendungen je Hilfefall um zwölf Prozent. Die Vertreterinnen und Vertreter 

der Stadt verweisen in diesem Zusammenhang auf die fachlichen Standards der Heimaufsicht. 

Die sich hieraus ergebenden Auflagen schlagen sich auch im Entgelt wieder. Daher sind die 

Steuerungsmöglichkeiten hier nach eigener Einschätzung immer geringer. Trotzdem positioniert 

sich Dortmund im interkommunalen Vergleich günstiger als im Vorjahr: 

Aufwendungen HzE je Hilfefall in Euro 2023 

Kennzahlen Dortmund Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Aufwendungen HzE je 

Hilfefall in Euro 
30.946 23.991 30.873 31.482 32.714 39.501 22 

Ambulante Aufwen-

dungen HzE je Hilfefall 

in Euro 

15.016 11.715 13.514 15.210 17.915 31.373 22 

Stationäre Aufwendun-

gen HzE je Hilfefall in 

Euro 

51.721 36.403 50.785 55.633 58.546 65.922 22 

Die kontinuierlich steigenden Aufwendungen für die Hilfen zur Erziehung wirken sich zuneh-

mend belastend aus. Der nachfolgenden Grafik ist jedoch zu entnehmen, dass die Aufwendun-

gen in Dortmund seit 2019 weniger stiegen als in den Vergleichsstädten. Dortmund ordnet sich 

2023 am unteren Rand des Vergleichskorridors ein:  
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Aufwendungen HzE je Hilfefall 2019 bis 2023 

 

7.4.3 Anteil ambulanter Hilfefälle 

 Trotz der steigenden ambulanten Fallzahlen verzeichnet Dortmund einen unterdurchschnittli-

chen Anteil ambulanter Hilfefälle.  

Ambulante Hilfen sind in der Regel kostengünstiger als stationäre Hilfen. Grundsätzlich ist da-

her ein höherer Anteil ambulanter Hilfen bei einer gleichzeitig niedrigen Falldichte erstrebens-

wert, da so kostenintensive stationäre Fällen vermieden werden können.  

Im Vergleichsjahr 2022 betreut die Stadt Dortmund rund 2.258 Hilfefälle von insgesamt 4.004 

Hilfefällen im Rahmen ambulanter Hilfen.  

Anteil ambulanter Hilfefälle an den Hilfefällen HzE in Prozent 2022 
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Der interkommunale Vergleich berücksichtigt Werte aus 23 kreisfreien Städten. 

Der Anteil der ambulanten Hilfefälle der Stadt Dortmund ist im interkommunalen Vergleich un-

terdurchschnittlich. Im Jahr 2023 steigt er nur leicht auf 56,6 Prozent. Dieser Wert ordnet sich 

ebenfalls unterhalb des Medians in den interkommunalen Vergleich ein. 

Anteil ambulanter Hilfefälle an den Hilfefällen HzE in Prozent Dortmund 2019 - 2023 

Grundzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 

Anteil ambulanter Hilfefälle an den 

Hilfefällen HzE in Prozent 2023 
51,37 48,87 51,30 56,40 56,60 

Der Anteil der ambulanten Hilfefälle ist im Jahr 2022 aufgrund der im Kapitel 7.4.1 „Falldichte“ 

beschriebenen Entwicklungen sprunghaft gestiegen.  

Zudem berichten die Vertreterinnen und Vertreter der Stadt Dortmund von einem hohen Anteil 

betreuter Kinder und Jugendlicher im Rahmen der qualifizierten Vorfeldhilfen nach § 16 SGB 

VIII. Wir berücksichtigen sie bei der Berechnung unserer Kennzahlen nicht.  

7.4.4 Anteil Vollzeitpflegefälle 

 Der kontinuierlich sinkende Anteil von Vollzeitpflegefällen an den stationären Hilfefällen wirkt 

sich zunehmend belastend aus. Die Stadt Dortmund bringt vergleichsweise viele Kinder im 

Rahmen der grundsätzlich teureren Heimerziehung unter. 

Im Jahr 2022 konnte die Stadt Dortmund rund 43,7 Prozent der Hilfefälle im Rahmen der Voll-

zeitpflege betreuen. Im interkommunalen Vergleich entspricht dieser Wert dem Median. Im Jahr 

2023 sinkt der Anteil der Hilfefälle nach § 33 SGB VIII an den stationären Hilfefällen leicht auf 

unterdurchschnittliche 42,2 Prozent.   

Anteil Hilfefälle nach § 33 SGB VIII an den stationären Hilfefällen HzE in Prozent 2019 bis 2022 
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Die Vertreterinnen und Vertreter der Stadt Dortmund berichten, dass sie in der Vergangenheit 

vergleichsweise viele Pflegekinder im Rahmen der Verwandtenpflege unterbringen konnte.  

Auch aufgrund demografischer Entwicklungen stehen viele dieser Familien nicht mehr als Pfle-

gefamilien zur Verfügung.  

Der Stadt Dortmund ist bewusst, dass sich diese Entwicklungen in der Vollzeitpflege zuneh-

mend belastend auswirken. Nach eigenen Angaben konnte sie 2023 insgesamt 147 Kinder und 

Jugendliche nicht im Rahmen der Vollzeitpflege unterbringen. Daher musste die Stadt kostenin-

tensivere Plätze bei freien Trägern und in anderen Kommunen belegen. Zudem verzeichnet die 

Stadt auch eine hohe Falldichte im Rahmen der grundsätzlich teureren Heimerziehung nach  

§ 34 SGB VIII. Aus diesem Grund verstärkte die Pflegekinderhilfe (PKH) in den vergangenen 

Jahren seine Werbemaßnahmen. Zudem entwickelte die Stadt Dortmund im Sommer 2024 ein 

monetäres Anreizsystem für Pflegefamilien. 

Aufwendungen und Falldichten im Rahmen der Vollzeitpflege und der Heimerziehung betrach-

ten wir im weiteren Berichtsverlauf noch vertiefend. 

7.5 Wirtschaftliche Jugendhilfe 

Die Wirtschaftliche Jugendhilfe (WiJu) ist eine Organisationseinheit im Jugendamt, die u.a. die 

verwaltungsmäßigen Abläufe im Rahmen der Hilfe zur Erziehung fachlich und rechtlich steuert. 

Es werden dort insbesondere die sachliche und örtliche Zuständigkeit für die Hilfefälle geprüft, 

Kostenerstattungsansprüche geltend gemacht sowie Fallübernahmen bzw. Fallabgaben koordi-

niert. Außerdem erfolgt hier die Bereitstellung der finanziellen Mittel für die im Hilfeplanverfah-

ren festgestellten Bedarfe an Hilfe zur Erziehung.   

7.5.1 Kennzahlen Wirtschaftliche Jugendhilfe 

7.5.1.1 Kennzahlen Erträge aus Kostenerstattungen 

 Die Stadt Dortmund kann die Erträge und Fallzahlen aus Kostenerstattungen differenziert 

auswerten. Dies ermöglicht eine gute Steuerung und unterstützt zusammen mit einer intensi-

ven Zuständigkeitsprüfung die Refinanzierung der Hilfen zur Erziehung. Positiv bewerten wir 

auch die periodengerechte Zuordnung über die Rechnungsabgrenzung. Dieser Aspekt be-

lastet aber den Fehlbetrag 2023, da zum Zeitpunkt dieser überörtlichen Prüfung noch nicht 

alle Kostenerstattungen eingegangen sind. 

Das Sozialgesetzbuch VIII - Kinder und Jugendhilfe - (SGB VIII) ermöglicht den Jugendämtern 

in bestimmten Fällen Kostenerstattungsansprüche gegenüber anderen örtlichen Trägern der Ju-

gendhilfe, gegenüber dem überörtlichen Träger der Jugendhilfe oder dem Land NRW geltend 

zu machen. Die möglichen Kostenerstattungsansprüche sind in §§ 89 ff. SGB VIII geregelt: 

 § 89a SGB VIII regelt den Kostenerstattungsanspruch bei übernommener Vollzeitpflege. 

Gemäß § 86 Abs. 6 SGB VIII wird in dem Fall, dass ein Kind oder Jugendlicher zwei 

Jahre bei einer Pflegefamilie lebt, der örtliche Träger zuständig, in dessen Bereich die 

Pflegefamilie lebt. Der neu zuständige örtliche Träger übernimmt dann nach zwei Jahren 
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die Fallverantwortung, hat aber einen Kostenerstattungsanspruch gegenüber dem vorher 

zuständigen örtlichen Träger. 

 Nach § 89 b SGB VIII sind Kosten, die ein örtlicher Träger im Rahmen der Inobhutnahme 

von Kindern und Jugendlichen nach § 42 SGB VIII aufgewendet hat, vom örtlichen Trä-

ger zu erstatten, dessen Zuständigkeit durch den gewöhnlichen Aufenthalt nach § 86 be-

gründet wird. 

 Gemäß § 89c SGB VIII ist ein Kostenerstattungsanspruch gegeben, wenn ein örtlicher 

Träger vorläufig oder fortdauernd tätig wird, obwohl ein anderer Träger zuständig ist oder 

wenn eine Zuständigkeit nicht feststeht. Dies betrifft zum einen das fortdauernde Tätig-

werden nach § 86c SGB VIII, wenn die örtliche Zuständigkeit wechselt. Bis die Fallab-

gabe erfolgt ist, wird durch den vorher zuständigen Träger weiter geleistet.  

 Gemäß § 89d SGB VIII erstattet das Land die Kosten der UMA, die nach Einreise und 

nach Zuweisung des Landes entstehen. 

Die Stadt Dortmund konnte die einzelnen Ertragsarten der Kostenerstattungen differenziert 

ausweisen:    

Erträge und Hilfefälle Kostenerstattungen 2019 bis 2023 

Kennzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 

Kostenerstattungen bei feh-

lendem gewöhnlichen Aufent-

halt § 89 SGB VIII in Euro 

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Kostenerstattungen für über-

nommene Fälle mit Kostener-

stattungspflicht Dritter  

§ 89a SGB VIII in Euro 

2.262.190 2.080.113 2.624.665 3.234.807 3.529.355 

Kostenerstattungen  bei vor-

läufigen Maßnahmen zum 

Schutz von Kindern und Ju-

gendlichen § 89b SGB VIII 

(Inobhutnahmen) in Euro  

175.629 73.854  187.283 500.050 297.753 

Kostenerstattungen bei fort-

dauernder oder vorläufiger 

Leistungsverpflichtung  

§ 89c SGB VIII in Euro 

2.605.700 2.440.766 2.802.120 1.912.850 1.133.896 

Kostenerstattungen für unbe-

gleitete minderjährige Flücht-

linge § 89d SGB VIII in Euro 

7.224.707 5.638.444 2.846.269 1.648.619 241.149 

Kostenerstattungen zum 

Schutz der Einrichtungsorte  

§ 89e SGB VIII in Euro 

0.00 0.00 0.00 0.00 0.00 

Kostenerstattungen gesamt 

in Euro 
12.268.227 10.233.177 8.460.337 7.296.325 5.202.152 

In Dortmund sinken die Erträge aus Kostenerstattungen seit 2019. Diese Entwicklung steht in 

erster Linie im Zusammenhang den zwischenzeitlich sinkenden Fallzahlen für die Betreuung 

der UMA. Der Schwerpunkt liegt auf folgende Kostenerstattungsarten: 
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 Kostenerstattung aufgrund übernommener Fällen im Rahmen der Vollzeitpflege nach  

§ 89a SGB VIII, 

 Kostenerstattungen bei fortdauernder oder vorläufiger Leistungsverpflichtung nach § 89c 

SGB VIII.  

Die Vertreterinnen und Vertreter des Jugendamtes berichten, dass Kostenerstattungen oft nicht 

periodengerecht erfolgen. Die Stadt Dortmund ordnet sie, im Gegensatz zu vielen anderen 

Städten, aber über Abgrenzungsbuchungen den korrekten Haushaltsjahren zu. Hierdurch erklä-

ren sich die teils niedrigen Kostenerstattungen im Jahr 2023. Sie sind zum Zeitpunkt dieser 

überörtlichen Prüfung noch nicht vollständig eingegangen. Dieser Aspekt wirkt sich belastend 

auf den Fehlbetrag 2023 aus. 

Verteilung der Erträge aus Kostenerstattungen 2019 bis 2023 

Kennzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 

Anteil Kostenerstattungen nach § 89 SGB VIII 

an den Kostenerstattungen in Prozent 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Anteil Kostenerstattungen nach § 89a SGB VIII 

an den Kostenerstattungen in Prozent 
18,44 20,33 31,02 44,33 67,84 

Anteil Kostenerstattungen nach § 89b SGB VIII 

an den Kostenerstattungen in Prozent 
1,43 0,72 2,21 6,85 5,72 

Anteil Kostenerstattungen nach § 89c SGB VIII 

an den Kostenerstattungen in Prozent 
21,24 23,85 33,12 26,22 21,80 

Anteil Kostenerstattungen nach § 89d SGB VIII 

an den Kostenerstattungen in Prozent 
58,89 55,10 33,64 22,60 4,64 

Anteil Kostenerstattungen nach § 89e SGB VIII 

an den Kostenerstattungen in Prozent 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Auch die Entwicklung des hier dargestellten intrakommunalen Vergleichs bestätigt die zwi-

schenzeitlich sinkende Bedeutung der UMA-Erstattung nach § 89d SGB VIII. Die Erträge aus 

Kostenerstattungen nach § 89a SGB VIII haben hingegen an Bedeutung gewonnen.  

Kennzahlen Erträge und Hilfefälle Kostenerstattungen 2019 bis 2023 

Kennzahl 2019 2020 2021 2022 2023 

Kostenerstattungen je EW von 0 bis unter 

21 Jahre in Euro 
107 88,86 73,26 62,64 43,30 

Hilfefälle mit Kostenerstattungsansprüchen 

je 1.000 EW von 0 bis unter 21 Jahre (Fall-

dichte Kostenerstattungsansprüche) 

5,99 4,98 4,74 4,40 2,88 

Kostenerstattungen je Hilfefall HzE in Euro 3.114 2.828 2.321 1.822 1.279 

Sowohl die Kostenerstattungen je Einwohner von 0 bis unter 21 Jahre als auch die Kostener-

stattungen je Hilfefall sinken im Zeitreihenvergleich. Dieser Aspekt ist auf die rückläufigen Er-

stattungen nach § 89d SGB VIII zurückzuführen. Aufgrund der stationären Unterbringungen der 

UMA im Rahmen der Heimerziehung entstanden der Stadt in der Vergangenheit höhere Kos-

ten. 
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Kennzahlen Erträge und Hilfefälle Kostenerstattungen 2022 

Kennzahlen Dortmund 
Mini-

mum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Kostenerstattungen je EW 

von 0 bis unter 21 Jahre in 

Euro 

62,64 41,14 92,45 141 162 238 21 

Hilfefälle mit Kostenerstat-

tungsansprüchen je 1.000 

EW von 0 bis unter 21 

Jahre (Falldichte Kostener-

stattungsansprüche) 

4,40 3,56 4,23 4,46 5,19 9,70 12 

Kostenerstattungen je  

Hilfefall HzE in Euro 
1.822 798 2.888 3.984 4.769 6.518 21 

Sowohl bei den einwohnerbezogenen als auch bei den fallbezogenen Erträgen aus Kostener-

stattungen gehört Dortmund zu den 25 Prozent der Vergleichsstädte mit den niedrigsten Wer-

ten. Auch die Fallzahlen sind in 75 Prozent der Vergleichsstädte höher als in Dortmund. 

7.5.1.2 Kennzahlen Personalausstattung 

Die gpaNRW betrachtet nachfolgend die Personalaufwendungen im Aufgabengebiet der Hilfen 

zur Erziehung sowie die besetzten Ist-Stellen in den Jugendhilfediensten (ASD) und in der 

WiJu. Wir berücksichtigen alle dem definierten Produkt „Hilfe zur Erziehung“ zugeordneten Per-

sonalaufwendungen (Sachbearbeitung und Leitung), ohne Versorgungsaufwendungen nach 

Kontenklasse 51.  

 Die Stadt Dortmund hat für den ASD und WiJu jeweils Personalbemessungen erarbeitet. Sie 

prüft daran regelmäßig die Personalausstattung. Dies bewerten wir positiv. 

Die Personalkennzahlen der Stadt Dortmund ordnen sich im Vergleichsjahr 2022 wie folgt in 

den interkommunalen Vergleich ein: 

Personal 2022 

Kennzahlen Dortmund Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Personalaufwendun-

gen HzE je EW von 0 

bis unter 21 Jahre in 

Euro 

129 83,69 128 134 170 222 23 

Hilfeplanfälle HzE je 

Vollzeit-Stelle ASD 
28 20 28 31 35 41 22 

Hilfeplanfälle HzE je 

Vollzeit-Stelle WiJu 
152 72 127 145 157 216 23 

Vergleichsweise niedrige Personalaufwendungen je Einwohner von 0 bis unter 21 Jahre wirken 

sich senkend auf den Fehlbetrag HzE aus. 
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Gemäß § 79 Abs. 3 SGB VIII haben die Träger der öffentlichen Jugendhilfe für eine ausrei-

chende Ausstattung der Jugendämter zu sorgen. Hierzu gehört auch eine dem Bedarf entspre-

chende Anzahl von Fachkräften. Zur Planung und Bereitstellung einer bedarfsgerechten Perso-

nalausstattung ist ein Verfahren zur Personalbemessung zu nutzen. Das Jugendamt der Stadt 

Dortmund kommt dieser gesetzlichen Vorgabe sowohl im ASD als auch in der WiJu nach. Die 

Stellenausstattung entspricht nach eigenen Angaben im Wesentlichen jeweils den Personalbe-

messungen.  

Das Jugendamt nimmt im Rahmen seines Personal- und Organisationskonzeptes jährlich eine 

Stellenüberprüfung vor. Darüber betrachtet es regelmäßig die Fallzahlenentwicklung. Die Stel-

lendaten weist das Jugendamt zudem bereichs- und teambezogen im Jahresbericht aus.  

Die Stadt Dortmund setzt etwas mehr Personal für die Fallbearbeitung im ASD ein als die Ver-

gleichsstädte. Die Stellenausstattung in der WiJu ist hingegen leicht unterdurchschnittlich. Ins-

besondere Spezialisierungen im Bereich UMA und Eingliederungshilfen unterstützen eine effek-

tive und effiziente Fallbearbeitung in diesen komplexen Themengebieten. Wir gehen hierauf im 

folgenden Kapitel vertiefend ein.  

7.5.2 Organisation und Ausstattung 

7.5.2.1 Organisation, Personal und Digitalisierung 

 Die Spezialisierung der WiJu im Bereich UMA und Eingliederungshilfen unterstützt auch die 

Zusammenarbeit mit dem ASD. 

In der Aufbauorganisation des Jugendamtes der Stadt Dortmund gehört die WiJu zum Bereich 

„Wirtschaftliche Fachdienste und Kindschaftsrecht“. Sie besteht grundsätzlich aus zwei Teams. 

Im Gegensatz zum sozialräumlich organisierten ASD residieren beide Teams im Jugendamt am 

Ostwall66.  

Im Bereich UMA und Eingliederungshilfen hat sich die WiJu, analog zum ASD, spezialisiert 

(UMA-WiJu). Die UMA-WiJu ist gemeinsam mit der Fachstelle-UMA untergebracht. Dies unter-

stützt einen intensiveren Austausch im Rahmen der komplexen Fallbearbeitung.  

Nach Angaben der Stadt Dortmund erfolgte die Einrichtung der UMA-WiJu insbesondere zur 

Reduzierung der Führungsspanne. Durch die Einrichtung weiterer Hauptsachbearbeitendenstel-

len konnte die Stadt zudem die Attraktivität der WiJu steigern und so der ungewollten Fluktua-

tion erfolgreich entgegenwirken. 

Die insgesamt fünf Hauptsachbearbeitenden sind jeweils zu 50 Prozent von der Fallbearbeitung 

befreit und bearbeiten Fallannahmen und schwierige Fallkonstellationen. Ferner übernehmen 

sie die Widerspruchsbearbeitung.  

 

66 Aufgrund umfangreicher Sanierungsarbeiten musste die WiJu während dieser überörtlichen Prüfung in die Märkische Straße umzie-
hen. 
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Die Fallzuordnung auf die beiden originären WiJu-Teams erfolgt auf Grundlage von Fallzahlen-

auswertungen aus der Jugendhilfesoftware. Innerhalb der Teams erfolgt die Fallverteilung 

durch die Teamleitungen. 

Für den Wissenstransfer nutzt die WiJu eine Wissensdatenbank. Sie wird durch die Hauptsach-

bearbeitenden gepflegt. Darüber hinaus informieren die Teamleitungen bzw. Hauptsachbearbei-

ter die Mitarbeitenden per E-Mail und in den regelmäßig stattfindenden Teambesprechungen. 

Die WiJu ist gut vernetzt. Sie ist im Arbeitskreis des LWL-Landesjugendamtes vertreten. Zudem 

besteht ein regelmäßiger Austausch mit benachbarten Jugendämtern. 

7.5.2.2 Personal 

 Durch verschiedene personalwirtschaftliche Maßnahmen konnte die Stadt die Attraktivität 

der Stellen in der WiJu steigern und so den Auswirkungen des fortschreitenden Fachkräfte-

mangels entgegenwirken. 

Eine Stadt sollte die notwendigen Personalressourcen in der WiJu vorhalten, damit diese ihre 

Aufgaben in der Hilfe zur Erziehung gut und rechtssicher bearbeiten und gesetzlich vorgege-

bene Fristen einhalten kann. Dies setzt eine sowohl quantitativ als auch qualitativ ausreichende 

Personalausstattung voraus. Hierfür sind eine Personalbemessung und eine Bedarfsplanung 

notwendig, die geplante und ungeplante Fluktuationen berücksichtigt. Außerdem sollte das Ju-

gendamt das Personal in der WiJu gut einarbeiten und regelmäßig qualifizieren. 

Wie bereits dargestellt, verzeichnet Dortmund in der WiJu eine überdurchschnittliche Fallzahl 

je Vollzeit-Stelle.67 Das Jugendamt berichtet in diesem Zusammenhang von einer hohen Fluktu-

ation. Sie begründet sich durch Elternzeiten, Kündigungen und Stellenwechsel innerhalb der 

Stadtverwaltung. Die Stadt Dortmund konnte ihr durch organisatorische Maßnahmen entgegen-

wirken.68 Zudem bildet sie in der WiJu eigene Nachwuchskräfte aus. Freie Stellen lassen sich 

so oftmals intern besetzen.  

Das Jugendamt der Stadt Dortmund hat die Personalbemessung für die WiJu im Jahr 2020 er-

arbeitet. Grundlage bilden die mittleren Bearbeitungszeiten sämtlicher Kern- und Teilprozesse.  

Die Stellen in der WiJu der Stadt Dortmund sind wie folgt eingruppiert: 

 Sachbearbeitung - EG 9c TVöD, 

 Hauptsachbearbeiter - A 11 LBesO, 

 Teamleitung - A12 LBesO. 

Die Einarbeitung der neuen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter richtet sich auch in der WiJu nach 

einem Einarbeitungskonzept. Zudem legt die WiJu großen Wert auf Fortbildungen.  

 

67 vgl. 7.5.1.2 „Kennzahlen Personalausstattung“ 

68 vgl. 7.5.2.1 „Organisation“ 
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Das Personal- und Organisationsentwicklungskonzept des Jugendamtes unterstützt die Ausbil-

dungs- und Fortbildungsplanung. Es soll für die vorhersehbaren Herausforderungen die not-

wendigen personellen und organisatorischen Voraussetzungen schaffen und die erforderlichen 

Ressourcen bedarfsgerecht bereitstellen. Das Konzept betrachtet die Jahre 2023 bis 2027. 

7.5.2.3 Digitalisierung 

 Feststellung 

Im Jugendamt der Stadt Dortmund ermöglichen die Module der Jugendamtssoftware grund-

sätzlich eine schnittstellenarme Fallbearbeitung und einen schnellen Informationsfluss. Eine 

vollständig medienbruchfreie Bearbeitung ist aber noch nicht möglich.  

Eine Stadt sollte die Fallbearbeitung in der WiJu mit angemessener IT-Ausstattung weitestge-

hend elektronisch durchführen. Dabei sollte eine automatisierte Schnittstelle zwischen den ein-

gesetzten Modulen der Jugendamtssoftware des Allgemeinen Sozialen Dienstes (ASD) und der 

WiJu vorhanden sein.  

Das Jugendamt der Stadt Dortmund setzt eine Fachsoftware ein. Sie besteht unter anderem 

aus Modulen für den ASD und die WiJu. Informationen und Dokumente tauschen ASD und 

WiJu über eine Schnittstelle aus. Falldokumentationen und Schriftwechsel erfolgen ausschließ-

lich über die Software. Hierzu sind Vordrucke hinterlegt. 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nutzen das Fachverfahren auch für die Zahlbarmachung 

von Rechnungen. Wir gehen hierauf im weiteren Berichtsverlauf noch vertiefend ein.  

Ein Dokumentenmanagementsystem (DMS) ist noch nicht an die Jugendamtssoftware ange-

bunden. Zwar ist es nach Angaben des Jugendamtes bereits aktuell grundsätzlich möglich, den 

kompletten Akteninhalt über eine Importfunktion in der Jugendamtssoftware abzubilden. Aller-

dings ist dieses Vorgehen sehr aufwendig. Eine entsprechende Scan-Stelle ist nicht vorhanden. 

Auch Fallabgaben sind noch nicht digital möglich. Sie erfolgen aktuell manuell durch die Haupt-

sachbearbeiterinnen und Hauptsachbearbeiter. 

Regelungen für die Vergabe, Veränderungen und Einschränkungen von Berechtigungen erge-

ben sich aus der Dienstanweisung zur Jugendamtssoftware.  

Die Stadt Dortmund ermöglicht den Mitarbeitenden der WiJu die Arbeit im Homeoffice. Der Um-

fang kann bis zu 50 Prozent des individuellen Stellenanteils betragen. Sie hat die Mitarbeiten-

den hierzu mit den notwendigen mobilen Endgeräten ausgestattet. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte die Einrichtung einer E-Akte im Jugendamt forcieren. Sie ist Vo-

raussetzung für eine medienbruchfreie Fallbearbeitung, die auch vollständig im Rahmen von 

mobiler Arbeit erfolgen kann. 

Dies kann auch zu einer weiteren Attraktivitätssteigerung der Wirtschaftlichen Jugendhilfe bei-

tragen.  
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7.5.3 Controlling 

 Feststellung 

Die Stadt Dortmund wertet im Rahmen des Controllings regelmäßig Fall- und Finanzdaten 

aus. Sie berücksichtigt auch die Kostenerstattungen und Kostenbeiträge. Die Nutzung weite-

rer Kennzahlen kann aus Sicht der gpaNRW tiefergehende Analysen erleichtern. 

Eine Stadt sollte die Aufgaben der WiJu in das Controlling des Jugendamtes einbeziehen. Das 

Controlling sollte regelmäßig die Fälle der WiJu, wie z.B. Ansprüche aus Kostenerstattungen, 

Fallabgaben und –übernahmen sowie weitere Erträge, Fallzahlen und Stellendaten auswerten 

und in einem Berichtswesen für die Steuerungsebene aufbereiten. Anhand von steuerungsrele-

vanten Kennzahlen sollte eine Stadt messen, ob die vereinbarten Ziele erreicht werden. Abwei-

chungen von den gesetzten Zielen kann sie durch einen Soll-Ist-Vergleich erkennen und bei Be-

darf zeitnah gegensteuern.   

Für die Controllingtätigkeiten im Jugendamt der Stadt Dortmund ist das Team 51/1-1 – Finanz-

controlling zuständig. Es plant, bewirtschaftet und steuert das gesamte Budget des Jugendam-

tes. Hierzu wertet es monatlich die Fallzahlen und Aufwendungen aus dem WiJu-Modul der Ju-

gendamtssoftware aus.  

Abweichungsanalysen erfolgen anhand sozialräumlicher Auswertungen. Hieran analysiert das 

Finanzcontrolling, ob Entwicklungen regional begrenzt oder stadtweit festzustellen sind. Diese 

Erkenntnisse unterstützen die Erarbeitung von Gegenmaßnahmen. 

Das Team 51/1-1 erstellt monatliche HzE-Prognoseberichte für die Fachbereichs- und Bereichs-

leitung. Sie enthalten unter anderem: 

 eine Darstellung der Entwicklungen im Zehn-Jahres-Zeitraum69, 

 eine Prognose zu den finanziellen Entwicklungen in den einzelnen Hilfearten, 

 eine differenzierte Betrachtung der Hilfen nach § 33 SGB VIII, 

 eine Betrachtung der Inobhutnahmen nach § 42 SGB VIII, 

 einen Überblick über die Erträge aus Kostenerstattungen und Kostenbeiträgen.  

Klassische Kennzahlen stellt die Stadt Dortmund ausschließlich in Form der hilfefallbezogenen 

Aufwendungen dar. Kennzahlen helfen komplexe Tatbestände zu verdeutlichen und in einen 

Zusammenhang zu bringen. Hieran lassen sich beispielsweise Entwicklungen in Zeitvergleichen 

darstellen und Abweichungsanalysen vornehmen. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte weitere steuerungsrelevante Kennzahlen dieses Prüfberichts fort-

schreiben und in ihren regelmäßigen Controllingberichten transparent aufbereiten.  

 

69 Hierzu betrachtet die Stadt die Ist-Werte der fünf Vorjahre. Für das laufende Jahr prognostiziert sie die Aufwendungen und Falldaten. 
Darüber hinaus stellt sie die Werte der mittelfristigen Finanzplanung dar. 
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Vor dem Hintergrund des festgestellten niedrigen Anteils von Vollzeitpflegefällen an den statio-

nären Hilfefällen70 bewerten wir die differenzierte Betrachtung der Hilfen nach § 33 SGB VIII po-

sitiv. Darin stellt die Stadt auch die Anzahl der Pflegefamilien dar.  

Die Darstellung weiterer Kennzahlen, wie der „Anteil der Hilfefälle mit Kostenerstattungspflicht“ 

und „Anteil der Hilfefälle mit Kostenerstattungsanspruch“ können einen Hinweis auf die Situa-

tion auf dem Pflegefamilienmarkt in Dortmund geben. Wir stellen diesen Kennzahlenvergleich 

im Kapitel 7.7.2 „Vollzeitpflege“ näher dar. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte im Rahmen ihrer Darstellung zur Vollzeitpflege auch das Verhält-

nis der Hilfefälle mit Kostenerstattungspflicht zu den Hilfefällen mit Kostenerstattungsan-

spruch analysieren, um die Maßnahmen zur Akquise von Pflegefamilien zu evaluieren. 

Die Erkenntnisse aus dem HzE-Prognosebericht fließen in den Prognosebericht des gesamten 

Jugendamtes ein. Neben der Gesamtprognose stellt die Stadt Dortmund die Entwicklungen in 

den durch das Jugendamt bewirtschafteten Produktgruppen und Produkten dar. Zudem berich-

tet die Stadt über die finanziellen Auswirkungen der Corona-Pandemie und der Energiekrise. 

Positiv bewerten wir die Darstellung einzelner Chancen und Risiken für das Jugendamtsbudget.  

Adressaten des Prognoseberichts sind der Verwaltungsvorstand und die Kämmerei. Die Stadt 

berücksichtigt die Daten bei der Erstellung des Managementberichts der gesamten Verwaltung. 

Sie stellt ihn vierteljährlich im Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften vor. 

7.5.4 Verfahrensstandards und Prozessabläufe 

 Feststellung 

Die Verfahrensabläufe und Prozessabläufe der Wirtschaftlichen Jugendhilfe ergeben sich 

vorwiegend aus einer Dienstanweisung. Insbesondere die ausführliche Textform kann aller-

dings schnell unübersichtlich wirken. 

Eine Stadt sollte für die Aufgaben der WiJu die Standards und Abläufe der Aufgabenerfüllung in 

Verfahrensstandards schriftlich beschreiben. Hierzu gehören Prozesse, Zuständigkeiten, Ver-

antwortlichkeiten, benötigte Unterlagen sowie Fristen. Diese Prozess- und Qualitätsstandards 

sollten allen Beschäftigten der WiJu möglichst auch digital zur Verfügung stehen.  

Die Stadt Dortmund stellt Standards und Abläufe der WiJu insbesondere in der „Dienstanwei-

sung zur Berechnung und Zahlbarmachung von Jugendhilfe nach dem SGB VIII und sonstiger 

Leistungen des Fachbereichs 51“ dar.  

Die Dienstanweisung beschreibt die vorzunehmenden Arbeitsschritte ausschließlich in Text-

form. Diese Art der Prozessdarstellung ist zwar sehr ausführlich. Sie kann aber schnell unüber-

sichtlich wirken. 

Im Rahmen unserer überörtlichen Prüfungen treffen wir neben den textlichen Darstellungen 

häufig auf ergänzende grafische und tabellarische Prozessdarstellungen. Grafische Prozess-

 

70 vgl. 7.4.4 Anteil Vollzeitpflege 
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darstellungen stellen den Prozessablauf übersichtlich in Form von Flussdiagrammen dar. Tabel-

larische Prozessdarstellung beschreiben stichpunktartig Zuständigkeiten, Mitwirkungen, einzu-

haltende Fristen und die vorzunehmenden Tätigkeiten. 

Die Stadt Dortmund nutzt beispielsweise in ihrem Handbuch für die Jugendhilfedienste eben-

falls übersichtliche tabellarische und grafische Darstellungen. Sie sind auch für die weitere Digi-

talisierung unerlässlich. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte sämtliche Verfahrens- und Prozessstandards für die Wirtschaftli-

che Jugendhilfe, analog zum Handbuch für die Jugendhilfedienste, in tabellarischer und gra-

fischer Form aufarbeiten. Dies unterstützt auch die weitere Digitalisierung. 

Weitere Standards und Vorgehensweisen ergeben sich beispielsweise aus Arbeitshilfen der 

Landesjugendämter, Gesetzestexte- und Kommentare. Die Wirtschaftliche Jugendhilfe stellt sie 

in ihrem Wissensmanagement71 digital dar.  

7.5.4.1 Zuständigkeit und Kostenerstattungsansprüche 

 In Dortmund erfolgt die Zuständigkeitsprüfung durch die WiJu frühzeitig vor der kollegialen 

Beratung. Positiv bewerten wir die verpflichtenden Jahresprüfungen. Durch sie stellt das Ju-

gendamt sicher, dass zuständigkeitsrelevante Informationen nicht übersehen werden. 

Eine Stadt sollte in der WiJu die sachliche und örtliche Zuständigkeit zeitnah und rechtssicher 

anhand der Rechtsvorschriften prüfen, um unzuständiges Handeln zu verhindern und Vermö-

gensschäden zu vermeiden. Der ASD sollte hierfür die WiJu frühzeitig in das Hilfeplanverfahren 

einbeziehen und der WiJu während des gesamten Hilfeplanprozesses zeitnah alle zuständig-

keitsrelevanten Informationen und Unterlagen zur Verfügung stellen. Vorhandene Kostenerstat-

tungsansprüche sollte die WiJu umfassend und fristgerecht geltend machen.  

In Dortmund prüft der ASD die sachliche und örtliche Zuständigkeit noch in der Falleingangs-

phase. Bei schwierigen Fallkonstellationen unterstützen auf Anforderung bereits die Hauptsach-

bearbeitenden der WiJu.  

Die Wirtschaftliche Jugendhilfe erhält durch die Eingaben in der Jugendamtssoftware frühzeitig 

Kenntnis von Neufällen. Zudem reicht der ASD Unterlagen, wie beispielsweise die Geburtsur-

kunde, den HzE-Antrag und Angaben zum Sorgerecht, in Papierform weiter. Nach Eingang der 

Unterlagen in der Wirtschaftlichen Jugendhilfe prüfen die Sachbearbeiterinnen und Sachbear-

beiter noch vor der kollegialen Beratung erneut die Zuständigkeit.  

Grundsätzlich befürworten die Teamleitungen eine regelmäßige Teilnahme der WiJu an den 

kollegialen Beratungen. Aus zeitlichen und personellen Gründen ist dies aber nicht realisierbar. 

Daher nehmen Mitarbeitende der WiJu nur in besonders schwierigen Fallkonstellationen an den 

kollegialen Beratungen teil. 

Zuständigkeitsprüfungen erfolgen auch bei Fallübernahmen, Fallabgaben, Hilfeartwechsel so-

wie bei Änderungen der persönlichen Verhältnisse der Sorgeberechtigten. Hierzu erhält die 

 

71 vgl. 7.5.2 „Organisation“ 
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Wirtschaftliche Jugendhilfe bei Namens- oder Adressänderungen eine automatisierte Meldung 

aus der Jugendamtssoftware. 

Um zu verhindern, dass zuständigkeitsrelevante Aspekte übersehen werden, schreibt die Stadt 

Dortmund in ihren Dienstanweisungen sog. Jahresprüfungen vor. Nach einjähriger Laufzeit 

sperrt das System automatisch den Hilfefall bis zur Prüfung der zuständigkeitsrelevanten As-

pekte durch die Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter. Die Hauptsachbearbeitenden müs-

sen den Fall anschließend wieder freigeben. 

Die Abrechnung der Kostenerstattungen erfolgt in der Regel halbjährlich. Fälle mit Kostenerstat-

tungsansprüchen, aber auch Fälle mit Kostenerstattungspflicht, inkl. der zu Grunde liegenden 

Kosten und der Rechtsgrundlage, lassen sich über die Jugendamtssoftware auswerten.   

7.5.4.2 Fallabgaben und Fallübernahmen 

 Die Fallabgaben und Fallübernahmen bearbeitet die Stadt Dortmund standardisiert entspre-

chend des „Verfahrensablaufes bei Zuständigkeitswechsel“ des LWL-Landesjugendamtes 

Westfalen.  

Die Prozesse der Fallabgaben und Fallübernahmen sollten schriftlich festgelegt sein. Bei Fall-

übernahmen sollte die WiJu die sachliche und örtliche Zuständigkeit standardisiert überprüfen.  

Die Bearbeitung von Fallabgaben und Fallübernahmen erfolgt in Dortmund nach dem „Verfah-

rensablauf bei Zuständigkeitswechsel“ des Arbeitskreises Wirtschaftliche Jugendhilfe des LWL-

Landesjugendamtes Westfalen. Die Stadt Dortmund wirkte an der Erarbeitung mit.  

Bei Feststellung einer neuen Zuständigkeit kontaktiert die Sachbearbeitung der WiJu das neu 

zuständige Jugendamt. Die bei einer Fallabgabe beizufügenden Unterlagen ergeben sich aus 

der o. g. Handreichung. Nach Anerkennung der Zuständigkeit erfolgt die pädagogische Fall-

übernahme durch die Jugendhilfedienste. 

Sofern ein neu zuständiges Jugendamt nicht reagiert, erinnert die Stadt Dortmund zunächst. 

Bei fehlender Reaktion droht sie das Strafdrittel an und setzt es ggf. fest. Die Vertreterinnen und 

Vertreter bemängeln die teils sehr lange dauernden Verfahren bis zur tatsächlichen Fallabgabe. 

Bei Fallannahmen überprüft die Hauptsachbearbeitung die örtliche Zuständigkeit. Anschließend 

beteiligt sie die Jugendhilfedienste und informiert über die pädagogische Übernahme. 

7.5.4.3 Zusammenarbeit mit dem Allgemeinen Sozialen Dienst (ASD) 

 In Dortmund unterstützt eine enge Zusammenarbeit zwischen ASD und WiJu die rechtsi-

chere Fallbearbeitung. Die Schnittstellen in der Jugendamtssoftware stellen den Informati-

onsfluss sicher.  

Eine Stadt sollte eine enge Zusammenarbeit zwischen ASD und WiJu in ihren Prozessen vorse-

hen. Hierbei sollte sie auf einen regelmäßigen Austausch, eine zeitnahe Einbindung der WiJu 

bei Neufällen sowie auf einen schnellen Informationsfluss bei Änderungen in laufenden Fällen 

hinwirken. Insbesondere sollte der ASD der WiJu die für die Zuständigkeitsprüfung erforderli-



  Stadt Dortmund    Hilfe zur Erziehung    050.010.050_03371 

Seite 236 von 316 

chen Unterlagen kurzfristig vorlegen. Das Jugendamt sollte sicherstellen, dass die WiJu zu je-

dem Zeitpunkt des Hilfeplanverfahrens alle zuständigkeitsrelevanten Informationen rechtzeitig 

erhält.  

Die Stadt Dortmund stellt einen schnellen und regelmäßigen Informationsaustausch zwischen 

Jugendhilfediensten und der Wirtschaftlicher Jugendhilfe insbesondere durch den Einsatz der 

Jugendamtssoftware sicher.72 Die für die Fallbearbeitung in der WiJu notwendigen Daten wer-

den bereits durch die Eingabe in die Jugendamtssoftware übermittelt. Zudem stehen Checklis-

ten für die Bereitstellung weiterer Unterlagen, die für die Fallbearbeitung in der WiJu benötigt 

werden, zur Verfügung. Warnhinweise über die Änderungen zuständigkeitsrelevanter Faktoren 

erhält die WiJu nur bei Namens- und Adressänderungen in der Software.  

Die Vertreterinnen und Vertreter der Stadt Dortmund berichten von einem guten und regelmäßi-

gen Austausch zwischen den beiden Organisationseinheiten. Die Teamleitungen der WiJu för-

dern und fordern ihn. Eine Teilnahme der WiJu an den kollegialen Beratungen ist aber nur sel-

ten möglich.73 

Insbesondere die frühzeitige Zuständigkeitsprüfung und die Bearbeitung der Hilfefälle in der Ju-

gendamtssoftware bilden eine gute Grundlage für eine rechtzeitige und rechtmäßige Fallüber-

gabe bei Unzuständigkeiten. Vermögensschäden können so vermieden werden. 

Nachfolgend stellen wir den Prozess in den wesentlichen Schritten grafisch dar:  

 

72 vgl. 7.5.4.1 „Zuständigkeitsprüfung und Kostenerstattungsansprüche“ 

73 vgl. 7.5.4.1 „Zuständigkeitsprüfung und Kostenerstattungsansprüche“ 
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Zuständigkeitsprüfung im Hilfeplanverfahren 
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7.5.4.4 Zahlbarmachung und Abrechnung 

 Die Stadt Dortmund ermöglicht durch eine Schnittstelle zwischen der Jugendamts- und der 

Finanzsoftware eine weitestgehend elektronische Abrechnung und Zahlbarmachung der Hil-

fen zur Erziehung. Positiv bewertet die gpaNRW die einheitlich geregelten Modalitäten zur 

Abrechnung mit den freien Trägern. Sie sind über die städtische Internetpräsenz abrufbar. 

Die Zahlbarmachung und Abrechnung der Leistungen sollte weitestgehend elektronisch erfol-

gen. Hierfür sollte eine Schnittstelle zwischen dem Jugendamtsverfahren und der Finanzsoft-

ware vorhanden sein. Rechnungen und Leistungsnachweise sollten standardmäßig sachlich, 

rechnerisch und inhaltlich geprüft werden.  

Die Stadt Dortmund nutzt eine Schnittstelle zwischen der Jugendamtssoftware und Finanzsoft-

ware. Die Zahlbarmachung erfolgt über die Fachsoftware. Über die Schnittstelle zur Finanzsoft-

ware überspielt die WiJu täglich eine Auszahlungsdatei an die Stadtkasse. 

Die Rechnungsprüfung erfolgt durch die Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter noch manu-

ell. Die Vertreterinnen und Vertreter des Jugendamtes der Stadt Dortmund weisen darauf hin, 

dass sie sich einen höheren Digitalisierungsgrad, inklusive einer medienbruchfreien Fallbearbei-

tung, wünschen. Dies entspräche auch dem Anliegen der freien Träger.  

Die Rechnungsstellung durch die freien Träger erfolgen in der Regel monatlich. Die Sachbear-

beiterinnen und Sachbearbeiter der WiJu prüfen die Rechnungen auf sachliche und rechneri-

sche Richtigkeit. Hierzu gleichen sie die abgerechneten Leistungen mit dem sog. Abo ab. Es ist 

in der Jugendamtssoftware hinterlegt und enthält alle relevanten fallbezogenen Informationen. 

Die Stadt Dortmund verlangt zu den Rechnungen standardisierte Leistungsnachweise. Die 

freien Träger müssen darin die abrechenbaren Leistungen detailliert ausweisen. 

Die einzelnen Regelungen und Modalitäten zu Tätigkeitsnachweisen und Rechnungen hat das 

Jugendamt der Stadt Dortmund in einer FAQ-Liste zusammengestellt und veröffentlicht. Dies 

bewerten wir positiv. 

7.5.4.5 Prozesskontrollen 

 Die Stadt Dortmund nutzt in der WiJu regelmäßig verschiedene Kontrollmaßnahmen und do-

kumentiert sie. Dies bewerten wir positiv. 

Für die Aufgabenerledigung in der WiJu sollten prozessintegrierte Kontrollmaßnahmen, techni-

sche Plausibilitätsprüfungen und prozessunabhängige Kontrollen vorhanden sein. Die Prozess-

kontrollen dienen den Verantwortlichen dazu, nachvollziehen zu können, ob die Mitarbeitenden 

die Vorgaben für den Workflow und die Verfahrensstandards einhalten sowie die Aufgaben 

rechtmäßig erledigen. 
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Die Stadt Dortmund hat in der WiJu prozessintegrierte Kontrollen etabliert. Sie ergeben sich 

insbesondere aus den in der o. g. Dienstanweisung74 festgelegten Beteiligung von Teamleitun-

gen bzw. Hautsachbearbeiterinnen und Hauptsachbearbeitern. Hierdurch wahrt die Stadt das 

Vier-Augen-Prinzip durchgehend. 

Ferner erfolgen prozessintegrierte Kontrollmaßnahmen durch die Jugendamtssoftware. Dort ist 

eine automatisierte Wiedervorlage integriert. Nicht erledigte Aufgaben werden solange ange-

zeigt, bis sie abschließend bearbeitet sind. Darüber hinaus zeigt sie für verschiedene Anlässe 

einen Handlungsbedarf an. Dies sind: 

 Ende von Leistungsabos, 

 Vollendung des 18. Lebensjahres und 

 anstehende Jahresprüfungen. 

Nicht geltend gemachte Kostenerstattungsansprüche werden durch die o. g. Jahresprüfungen 

offensichtlich.75  

Bei nicht erfolgten Zahlungseingängen erfolgte eine automatisierte Meldung der Stadtkasse. 

Die Wirtschaftliche Jugendhilfe erhält diese auf postalischem Weg. So erhalten neben den 

Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeitern auch die Teamleitungen als Posteingangsempfänger 

Kenntnis. 

Die Teamleitungen bekommen zudem halbjährlich eine Stichprobenliste zur Überprüfung der 

Abrechnungen. Die IT generiert diese nach dem Zufallsprinzip aus der Jugendamtssoftware. 

Sie enthalten fünf Prozent der Rechnungen. Das Jugendamt berichtet der örtlichen Rechnungs-

prüfung regelmäßig über die durchgeführten Kontrollen. 

Die Jugendamtssoftware nutzt Signaturen. Veränderungen lassen sich so zurückverfolgen.  

7.6 Ambulante Leistungs-, Qualitäts- und Entgeltverein-

barungen 

Verbindliche Verfahrensstandards helfen, ambulante Leistungs-, Qualitäts- und Entgeltverein-

barungen (LQE-Vereinbarungen) einheitlich und transparent durchzuführen. Konkrete Regelun-

gen zu Fachleistungsstunden dienen dazu, Entgelte vergleichbarer zu machen und ein Control-

ling zu ermöglichen. 

 

74 vgl. 7.5.4 „Verfahrensstandards und Prozessabläufe“ 

75 7.5.4.1 „Zuständigkeit und Kostenerstattungsansprüche“ 



  Stadt Dortmund    Hilfe zur Erziehung    050.010.050_03371 

Seite 240 von 316 

7.6.1 Verhandlungen von LQE-Vereinbarungen 

 Die Stadt Dortmund führt die Verhandlungen von LQE-Vereinbarungen standardisiert durch. 

Entsprechende Prozessbeschreibungen, inkl. Checklisten, Prüfbögen und weiterer Unterla-

gen veröffentlicht sie in schriftlicher und grafischer Form im Handbuch der Entgelt- und Ver-

tragskommission.   

Eine Stadt sollte die LQE-Verhandlungen standardisiert durchführen. Dafür sind Prozessbe-

schreibungen erforderlich, aus denen Zuständigkeiten, Zeitbedarfe und Ziele hervorgehen. 

Dazu sollte sie auch eine Checkliste mit erforderlichen Unterlagen entwickeln sowie insbeson-

dere Leistungsbeschreibungen, Kostenpositionen und Verhandlungsergebnisse trägerspezifisch 

in einer Verhandlungsdatenbank zusammenführen. Auch die Kostenentwicklungen insgesamt 

und bei den einzelnen Trägern sollten dort auswertbar sein.  

Für die LQE-Verhandlung in Dortmund ist federführend das Team 51/1-3 „Fachstelle für erzie-

herische Leistungen (FEL)“. zuständig. In der Aufbauorganisation des Jugendamtes gehört die 

FEL zum Bereich „51/1 Zentralen Dienste. Die Stadt konnte die Personalausstattung der FEL in 

den vergangenen Jahren ausbauen. Aktuell sind drei Vollzeit-Stellen mit einem betriebswirt-

schaftlichen Hintergrund besetzt. Weitere 2,8 Vollzeit-Stellen haben einen pädagogischen Hin-

tergrund. 

In die Verhandlung von LQE-Vereinbarungen ist ferner die Entgelt- und Vertragskommission 

(EVK) des Jugendamtes involviert. Sie ist darüber hinaus zuständig für 

 die Feststellung möglicher Bedarfe im Rahmen der Hilfen zur Erziehung, 

 die Kommunikation bestehender Bedarfe mit den freien Trägern der Jugendhilfe und 

 die Ausschreibungen von Maßnahmen zum bedarfsgerechten Ausbau der Dortmunder 

Jugendhilfestrukturen sowie für 

 alle Prüfungen des Jugendamtes auf Anträge zur Anerkennung als freier Träger der Ju-

gendhilfe gem. § 75 SGB VIII. 

Die EVK setzt sich wie folgt zusammen: 

 die Fachbereichsleitung 51,  

 die Dienstleitung 51/1 „Zentrale Dienste“ 

 die Bereichsleistung 51/2 „Jugendhilfedienste“, 

 die Teamleitung 51/1-3 sowie alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der FEL und 

 die Jugendhilfeplanung. 

Bei Bedarf nehmen weitere Personen sachbezogen an den monatlich stattfindenden Sitzungen 

teil. Die Geschäftsführung der EVK obliegt der Teamleitung der FEL. 
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Die LQE-Verhandlungen erfolgen standardisiert. Entsprechende Prozessbeschreibungen sind 

Bestandteil des Handbuchs der Entgelt- und Vertragskommission (EVK). Sie liegen in schriftli-

cher und grafischer Form vor. Darin legt die Stadt die Zuständigkeiten zu jedem Prozessschritt 

eindeutig fest. Zeitliche Ziele ergeben sich aus dem o. g. Sitzungsturnus. 

Die Stadt Dortmund führt jede Verhandlung individuell durch. Dies geschieht auf persönlichem 

oder schriftlichem Wege. Auch die Möglichkeit, Videokonferenzen zu führen, besteht. Die Stadt 

Dortmund stellt den Trägern Unterlagen und Checklisten zu den Entgeltverhandlungen zur Ver-

fügung. Sie sind dem Handbuch als Anlage beigefügt und sind auch über die städtische Inter-

netpräsenz abrufbar.76 

Nach eigenen Angaben protokoliert die Stadt Dortmund die Verhandlungsergebnisse ausführ-

lich. Die Protokolle enthalten unter anderem Angaben zu 

 Angeboten, 

 Verhandlungsführung und  

 finanziellen Folgen. 

Die Verhandlungsergebnisse hinterlegt das Jugendamt im sog. „Instrumentenkoffer“. Das Ju-

gendamt baut dieses Exceltool derzeit auf. Es enthält die Jugendhilfeangebote in Dortmund, 

ihre Ausgestaltung und diverse Richtlinien. Zudem werden die Inhalte in der Jugendamtssoft-

ware und im Wissensmanagement der WiJu hinterlegt.  

7.6.2 Entgeltvereinbarungen 

 Die Stadt Dortmund führt die Entgeltvereinbarungen einheitlich durch. Sie nutzt hierzu eine 

Mustervereinbarung. Zudem müssen die freien Träger die vom Jugendamt vorgegebenen 

Vordrucke einreichen. 

Eine Stadt sollte die ambulanten Entgeltvereinbarungen für alle Träger einheitlich durchführen. 

Sie sollte die vorgelegten Kalkulationen der einzelnen Kostenpositionen anhand von standardi-

sierten Kalkulationsschemata und zusätzlichen Unterlagen auf Plausibilität überprüfen. Die 

Stadt sollte eine Mustervereinbarung verwenden. 

Die Stadt Dortmund sichert eine einheitliche Durchführung der Entgeltvereinbarung durch die 

Bearbeitung in FEL und EVK anhand der im vorherigen Kapitel dargestellten Verfahrensstan-

dards. 

Das Jugendamt der Stadt Dortmund nutzt für die Entgeltvereinbarungen ein eigenes Musterfor-

mular. Vordrucke der freien Träger gestattet sie nicht.  

Kalkulationen der Träger müssen immer vorliegen. Auch hierfür nutzt die Stadt eine einheitliche 

Vorlage. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der FEL prüfen die Plausibilität der Kalkulationen. 

Sie betrachten neben den berücksichtigten Sachkosten auch den benötigten Stellenbedarf, die 

 

76 https://www.dortmund.de/themen/kinder-jugendliche-und-familie/hilfe-und-beratung/informationen-fuer-traeger-der-freien-jugendhilfe/ 

 

https://www.dortmund.de/themen/kinder-jugendliche-und-familie/hilfe-und-beratung/informationen-fuer-traeger-der-freien-jugendhilfe/
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Eingruppierungen der Fachkräfte sowie die sich daraus ergebende Personalkostenrechnung. 

Ferner prüfen sie die enthaltenden Overheadkosten.  

Das Jugendamt schließt die Vereinbarungen in der Regel mit einer Laufzeit von einem Jahr ab. 

Es ermöglicht den Trägern eine pauschale Steigerung für das Folgejahr zu beantragen. Nach 

24 Monaten sind Leistung und Qualität zwingend neu zu verhandeln und abzustimmen. Im Vor-

feld stimmen Jugendamt und freie Träger die Konzepte und Leistungen ab.     

7.6.2.1 Fachleistungsstunden 

 Die Stadt Dortmund hat die Fachleistungsstunde klar und einheitlich definiert. Dadurch wird 

die Möglichkeit eines Vergleichs geschaffen. Dies erhöht die Transparenz 

Eine Stadt sollte die Fachleistungsstunden möglichst einheitlich definieren. Sie sollte Regelun-

gen zu direkten und indirekten Tätigkeiten, Overhead, Fehlbesuchen und Fahrzeiten treffen. 

Dies erleichtert die Abrechnung und ermöglicht die Durchführung eines Controllings. Ferner 

sollte sich das Jugendamt die geleisteten Stunden mit Tätigkeiten und Inhalten regelmäßig 

durch den Träger nachweisen lassen. Das Jugendamt sollte einheitliche Standards für die In-

halte der Leistungsnachweise entwickeln. 

Das Jugendamt der Stadt Dortmund wendet für die Definition der Fachleistungsstunde das 

sog. „Face-to-Face-Modell. Konkrete Regelungen hierzu trifft es in seinen „Fachbereichsrichtli-

nien ambulante Erziehungshilfen“. 

Eine Fachleistungsstunde umfasst in Dortmund 60 Minuten. Sie kann für alle direkten Tätigkei-

ten abgerechnet werden. Zu ihnen gehören alle pädagogisch-betreuerischen Elemente im Kon-

takt mit den Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen.  

Zu den indirekten Tätigkeiten gehören hingegen: 

 Kontakte mit Behörden und Institutionen, 

 Fahrzeiten, 

 Telefonate mit Kooperationspartnern, 

 Vor- und Nachbereitung. 

Das Jugendamt der Stadt Dortmund und die freien Träger haben sich auf 25,625 Prozent indi-

rekte Kosten zu 74,375 Prozent direkte Kosten verständigt.77 Damit kommt die Stadt Dortmund 

den Empfehlungen des Landesjugendamtes nach einer prozentualen Einpreisung der indirekten 

Tätigkeiten nach.  

Bei der Kalkulation erkennt die Stadt Dortmund zehn Prozent Sachkosten und 20 Prozent Over-

headkosten an. Sie müssen plausibel nachvollziehbar sein. 

 

77 Aus Gründen der Praktikabilität erfolgt die Eintragung in das Kalkulationstool mit dem Rundungsergebnis 74,3 Prozent direkte Kosten 
und 25,7 Prozent indirekte Kosten. 
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Die Fahrtkosten innerhalb Dortmunds sind in den indirekten Kosten enthalten und können nicht 

zusätzlich abgerechnet werden. Fahrten außerhalb Dortmunds müssen die Träger im Rahmen 

der Hilfeplanung vereinbaren. Sie sind im Rahmen der monatlichen Rechnung separat aufzu-

führen.  

Die Träger können maximal zwei Fehlkontakte monatlich mit maximal je einer Fachleistungs-

stunde abrechnen. Spätestens nach dem zweiten Fehlkontakt müssen sie das weitere Vorge-

hen mit dem ASD abstimmen.  

Die freien Träger müssen die direkten Kontakte anhand eines einheitlichen Vordrucks nachwei-

sen und im Original der Monatsrechnung beifügen. Die Adressaten bestätigen sie durch ihre 

Unterschrift. Auch Fehlkontakte sind Bestandteil der Tätigkeitsnachweise.  

7.7 Hilfen nach §§ 27 ff. SGB VIII 

Vertiefend betrachtet die gpaNRW nachfolgend einige von dem Kinder- und Jugendstärkungs-

gesetz (KJSG) maßgeblich betroffene Hilfearten. Zusätzlich handelt es sich um die Hilfearten, 

die sich in größerem Umfang auf den Fehlbetrag HzE auswirken.  

Durch das KJSG, das im Juni 2021 in Kraft getreten ist, sind umfassende Änderungen des SGB 

VIII erfolgt. Im Rahmen dieser Prüfung wird die gpaNRW nur einige Änderungen und deren 

Auswirkungen auf Verfahrensstandards und Prozesse berücksichtigen. 

7.7.1 Umsetzung des Kinder- und Jugendstärkungsgesetz (KJSG) 

Die Stadt Dortmund richtete im Rahmen der SGB VIII-Reform eine bereichs- und hierarchie-

ebenenübergreifende Projektgruppe ein. Sie überarbeitete das Qualitätshandbuch der Jugend-

hilfedienste. Um die weitere Umsetzung des KJSG in Dortmund zu koordinieren, hat die Stadt 

ferner eine Projektstelle zum 01.12.2024 besetzt. Zudem hat sie für die Umsetzung der sog. 

„Großen Lösung“ einen Projektstrukturplan erarbeitet. 

Nach eigenen Angaben ist die Stadt Dortmund schon vor der Reform sehr umfassend auf die 

Bedürfnisse der Kinder und Jugendlichen eingegangen, insbesondere im Rahmen der Beratun-

gen nach § 16 SGB VIII. Die neuen Beteiligungsrechte nach § 36 Abs. 3 und Abs. 5 SGB VIII 

berücksichtigt die Stadt im Rahmen des Hilfeplanverfahrens bereits.   

7.7.2 Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII 

Vollzeitpflege umfasst die Unterbringung von Kindern/ Jugendlichen außerhalb des Elternhau-

ses in einer Pflegefamilie. Neben der normalen Pflegefamilie gibt es verschiedene Formen der 

Vollzeitpflege, z.B. Sonderpädagogische Pflegestellen für verhaltens- und entwicklungsauffäl-

lige Kinder/ Jugendliche. Eine Unterbringung kann zeitlich befristet oder auf Dauer angelegt 

sein. Bei einer auf Dauer angelegten Unterbringung in einer Pflegefamilie außerhalb des eige-

nen Zuständigkeitsbereiches wird nach Ablauf von zwei Jahren das Jugendamt der auswärtigen 

Pflegefamilie örtlich zuständig. Dieses hat gegenüber dem abgebenden Jugendamt einen Kos-

tenerstattungsanspruch nach § 89a i. V. m. § 86 Abs. 6 SGB VIII. 



  Stadt Dortmund    Hilfe zur Erziehung    050.010.050_03371 

Seite 244 von 316 

Die Stadt Dortmund leistet 2022 Hilfen nach § 33 SGB VIII in folgendem Umfang: 

Umfang der Hilfen nach § 33 SGB VIII 2022 

Kennzahlen Dortmund Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert 

 (Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Stationäre Aufwen-

dungen § 33 SGB VIII 

je EW von 0 bis unter 

21 Jahre in Euro 

114 47,04 92,28 114 154 242 23 

Stationäre Aufwen-

dungen § 33 SGB VIII 

je Hilfefall in Euro 

18.245 14.516 17.241 19.094 21.771 29.645 23 

Hilfefälle § 33 SGB 

VIII je 1.000 EW von 

0 bis unter 21 Jahre 

(Falldichte § 33 SGB 

VIII) 

6,25 3,06 4,70 5,68 7,19 10,58 23 

Im Vergleichsjahr 2023 positionieren sich die Kennzahlen der Stadt Dortmund wie folgt: 

Umfang der Hilfen nach § 33 SGB VIII 2023 

Kennzahlen Dortmund Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert 

 (Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Stationäre Aufwen-

dungen § 33 SGB VIII 

je EW von 0 bis unter 

21 Jahre in Euro 

120 47,68 98,01 119 168 233 22 

Stationäre Aufwen-

dungen § 33 SGB VIII 

je Hilfefall in Euro 

20.132 15.685 18.642 20.957 23.897 30.145 22 

Hilfefälle § 33 SGB 

VIII je 1.000 EW von 

0 bis unter 21 Jahre 

(Falldichte § 33 SGB 

VIII) 

5,94 2,98 4,54 5,76 6,89 10,95 22 

Seit 2019 haben sich die Kennzahlen wie folgt entwickelt: 
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Umfang der Hilfen nach § 33 SGB VIII Dortmund 2019 bis 2023 

Im Kapitel 7.4.4 „Anteil Vollzeitpflege“ stellten wir dar, dass die Stadt Dortmund vergleichsweise 

viele Kinder in den grundsätzlichen teureren stationären Hilfearten unterbringt. Dennoch ist die 

Falldichte 2022 und 2023 bei den Hilfen nach § 33 SGB VIII , trotz der schwierigen Akquise von 

Pflegefamilien78, überdurchschnittlich. Gleichzeitig bringt die Stadt aber auch vergleichsweise 

viele Kinder und Jugendliche im Rahmen der Heimerziehung unter. Wir gehen hierauf auch im 

folgenden Kapitel noch ein. 

Auch aufgrund der anzutreffenden Fallkonstellationen muss die Stadt Dortmund vermehrt sog. 

professionelle Pflegefamilien in Anspruch nehmen. Hierdurch stiegen die Aufwendungen im 

Zeitreihenvergleich seit 2019 kontinuierlich. In den Vergleichsjahren 2022 und 2023 sind sie im 

interkommunalen Vergleich dennoch unterdurchschnittlich. 

Wie im Kapitel 7.5.3 „Controlling“ dargestellt, können die nachfolgenden Kennzahlenvergleiche 

bei der Analyse des „Pflegefamilien-Markt“ in Dortmund helfen.  

Hilfen mit Kostenerstattungspflicht und Kostenerstattungsanspruch 2022 

Kennzahlen Dortmund Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert 

 (Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Anteil Hilfefälle mit 

Kostenerstattungs-

pflicht an den Hilfefäl-

len nach § 33 SGB 

VIII in Prozent 

45,80 8,71 24,14 39,44 51,81 76,60 14 

In Dortmund beträgt der Anteil der Hilfefälle nach § 33 SGB VIII mit Kostenerstattungsanspruch 

rund 18,3 Prozent. Aufgrund einer fehlenden Anzahl ausreichender Vergleichswerte können wir 

hierzu keinen interkommunalen Vergleich darstellen.79  

Das Verhältnis der Hilfefälle mit Kostenerstattungspflicht zu den Hilfefällen nach § 33 SGB VIII 

ist in Dortmund überdurchschnittlich. Die Stadt Dortmund bringt damit vergleichsweise viele Kin-

der und Jugendliche in Pflegefamilien außerhalb des eigenen Zuständigkeitsbereichs unter.   

 

78 vgl. 7.4.4 Anteil Vollzeitpflegefälle 

79 Bei elf Vergleichswerten ist dieser Wert unterdurchschnittlich. 

Kennzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 

Stationäre Aufwendungen § 33 

SGB VIII je EW von 0 bis unter 

21 Jahre in Euro 

95,27 95,95 109 114 120 

Stationäre Aufwendungen § 33 

SGB VIII je Hilfefall in Euro 
12.962 14.054 16.617 18.245 20.132 

Hilfefälle § 33 SGB VIII je 1.000 

EW von 0 bis unter 21 Jahre 

(Falldichte § 33 SGB VIII) 

7,35 6,83 6,54 6,25 5,94 
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7.7.2.1 SGB VIII-Reform:  

Stärkung von Kindern und Jugendlichen (in Pflegefamilien) 

 Feststellung 

Die Stadt Dortmund erstellt derzeit noch ein Schutzkonzept für die Vollzeitpflege. Die vorge-

sehenen Beratungsleitungen bietet das Jugendamt aber bereits an. Für die Akquise weiterer 

Pflegefamilien erarbeitet die Stadt ein finanzielles Anreizsystem. 

Eine Stadt sollte schriftliche, strukturelle Schutzkonzepte für die Vollzeitpflege in ihrem Zustän-

digkeitsbereich entwickelt haben. Diese Schutzkonzepte sollte sie für den jeweiligen Einzelfall 

im Hilfeplanverfahren konkretisieren und dazu die erforderlichen Inhalte in den Verfahrensstan-

dards regeln. Auch sollte die Stadt weitere Aspekte, die sich aus den Änderungen des SGB VIII 

ergeben, in den Verfahrensstandards ergänzen, z.B. Beratungen und Perspektivklärungen.  

Die Stadt Dortmund erstellt derzeit ein allgemeingültiges Schutzkonzept. Es soll die Empfeh-

lungen des Landesjugendamtes enthalten.  

Die speziellen Beratungsleistungen für die Herkunftsfamilie, die Pflegefamilie sowie die Kinder 

und Jugendlichen und die Inhalte des Schutzkonzeptes stellt das Jugendamt im Rahmen der 

Hilfeplanverfahren sicher.  

Wie im vorherigen Kapitel dargestellt bringt die Stadt Dortmund eine nicht unerhebliche Anzahl 

von Vollzeitpflegefälle außerhalb ihres Jugendamtsbezirks unter. Nach Angaben des Jugend-

amtes handelt es sich hierbei ausschließlich um trägerangebundene Pflegefamilien. Vor der Be-

legung fordern die Mitarbeitenden eine Leistungs- und Entgeltvereinbarung mit dem örtlichen 

Jugendamt ein. Sollte diese nicht vorliegen, erkundigen sie sich beim örtlichen Jugendamt über 

die dort gemachten Erfahrungen mit dem Träger und den Pflegepersonen. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte das Schutzkonzept für die Vollzeitpflege zeitnah erarbeiten und 

umsetzen. 

Um die Unterbringungen von Kindern und Jugendlichen in Pflegefamilien in Dortmund zu forcie-

ren, erarbeitete die Stadt ein finanzielles Anreizsystem. Sie setzt es seit Sommer 2024 um. In 

Kombination mit weiteren Werbemaßnahmen möchte die Stadt so Pflegefamilien gewinnen.  

7.7.3 Heimerziehung, sonstige betreute Wohnform nach § 34 SGB VIII 

Bei der Heimerziehung nach § 34 SGB VIII werden Kinder und Jugendliche außerhalb der Her-

kunftsfamilie Tag und Nacht pädagogisch betreut. Heimerziehung kann zeitlich befristet oder 

auf Dauer angelegt sein. Sie kann auch in speziellen Formen von Wohngruppen/ Wohngemein-

schaften stattfinden.  

In Dortmund entfallen rund 45,9 Prozent der Gesamtaufwendungen HzE auf die Heimerzie-

hung, sonstige betreute Wohnform nach § 34 SGB VIII. Somit ist sie die aufwendigste Hilfeart. 
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Heimerziehung, sonst. betreute Wohnform nach § 34 SGB VIII 2022 

Kennzahlen 
Dort-

mund 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Stationäre Aufwendun-

gen § 34 SGB VIII je EW 

von 0 bis unter 21 Jahre 

in Euro 

438 303 377 438 493 621 23 

Stationäre Aufwendun-

gen § 34 SGB VIII je Hil-

fefall in Euro 

70.195 63.145 72.562 77.318 81.047 90.021 23 

Hilfefälle § 34 SGB VIII je 

1.000 EW von 0 bis unter 

21 Jahre (Falldichte § 34 

SGB VIII) 

6,24 3,79 5,17 5,79 6,77 7,94 23 

Anteil stationäre Hilfefälle 

mit einer Verweildauer 

bis 12 Monate an den 

stationären Hilfefällen 

HzE in Prozent 

43,14 10,62 45,93 50,78 60,29 74,74 21 

Anteil stationäre Hilfefälle 

mit einer Verweildauer 

von über 12 Monate bis 

24 Monate an den statio-

nären Hilfefällen HzE in 

Prozent 

21,57 11,21 14,89 19,44 22,41 28,89 21 

Anteil stationäre Hilfefälle 

mit einer Verweildauer 

von über 24 Monate bis 

36 Monate an den statio-

nären Hilfefällen HzE in 

Prozent 

13,07 4,21 8,62 10,75 14,07 27,43 21 

Anteil stationäre Hilfefälle 

mit einer Verweildauer 

von über 36 Monate an 

den stationären Hilfefäl-

len HzE in Prozent 

22,22 2,20 12,18 15,24 22,22 46,02 21 

Trotz der überdurchschnittlichen Falldichte sind die einwohnerbezogenen Aufwendungen durch-

schnittlich. Ursächlich sind die vergleichsweise niedrigen hilfefallbezogenen Aufwendungen.  

Im Vergleichsjahr 2023 bewegt sich die Falldichte auf einem konstanten Niveau. Dieser Wert ist 

nach wie vor überdurchschnittlich. Die Aufwendungen je Hilfefall steigen auf rund 77.500 Euro. 

Dortmund gehört damit weiterhin zu den 25 Prozent der Vergleichsstädte mit den niedrigsten 

Aufwendungen je Hilfefall. Die Aufwendungen je Einwohner von 0 bis unter 21 Jahren betragen 

484 Euro. Sie ordnen sich oberhalb des Medians in den interkommunalen Vergleich 2023 ein.  

Zwischen 2019 und 2023 haben sich die o. g. Kennzahlen wie folgt entwickelt: 
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Umfang der Hilfen nach § 34 SGB VIII Dortmund 2019 bis 2023 

Trotz einer leicht rückläufigen Falldichte steigen die einwohnerbezogenen Aufwendungen und 

damit die Haushaltsbelastung. Dies liegt am deutlichen Anstieg der hilfefallbezogenen Aufwen-

dungen. Sie steigen zwischen 2019 und 2023 um rund 20 Prozent. Insbesondere immer kom-

plexeren Fallkonstellationen erschweren zunehmend die Suche nach freien Heimplätzen. Au-

ßerdem erhöhen sich die Heimentgelte in Folge der allgemeinen Kostensteigerungen und auf-

grund steigender Personalkosten infolge der Tariferhöhungen. 

Zwar kann die Stadt Dortmund rund 65 Prozent der Hilfefälle nach maximal zwei Jahren been-

den. Allerdings gehört die Stadt auch zu den 25 Prozent der Vergleichsstädte mit dem höchsten 

Anteil von Hilfefällen mit einer Laufzeit von über 36 Monaten. Dies bewerten wir kritisch. 

7.7.3.1 SGB VIII-Reform:  

Kinder- und Jugendschutz in Einrichtungen im In- und Ausland 

 Feststellung 

Obwohl die Stadt Dortmund Rückführungsoptionen im Rahmen des Hilfeplanverfahrens re-

gelmäßig betrachtet, haben vergleichsweise viele Hilfefälle eine sehr lange Laufzeit. Auch 

die Falldichte ist vergleichsweise hoch. Auslandsmaßnahmen finden nur in Ausnahmefällen 

statt. Hierfür hat die Stadt Dortmund einen eigenen Kernprozess erarbeitet. Dies bewerten 

wir positiv.  

Eine Stadt sollte die Rückführung als Ziel der Hilfeplanung standardisiert berücksichtigen. Auch 

die Voraussetzungen einer Auslandsunterbringung und die dafür erforderlichen Prozesse und 

Abläufe sollte sie regeln. Änderungen in den Betriebserlaubnissen der Einrichtungen, wie zum 

Beispiel neue Gewaltschutzkonzepte, sollten der Stadt bekannt sein.  

Bereits in den aktuell gültigen Verfahrensstandards berücksichtigt das Jugendamt der Stadt 

Dortmund die Rückführung als Ziel der Hilfeplanung. Gemäß dem Teilprozess „Diagnoseab-

schlussberatung (DAB)“ schätzen die Fachkräfte Rückkehroptionen sowie Möglichkeiten der El-

ternarbeit ein. Dennoch sind die Laufzeiten im Rahmen der Heimerziehung, wie im vorherigen 

Kapitel dargestellt, in vielen Fällen vergleichsweise lang.  

Die Vertreterinnen und Vertreter des Jugendamtes berichten in diesem Zusammenhang von der 

angestrebten HzE-Bedarfsplanung. Angebote im Bereich der Hilfen zur Erziehung sollen sich 

insbesondere an den Bedarfen Dortmunds orientieren. Dies soll auch die Rückkehr- und Ver-

selbständigungsarbeit weiter unterstützen. 

Kennzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 

Stationäre Aufwendungen § 33 

SGB VIII je EW von 0 bis unter 

21 Jahre in Euro 

447 450 435 438 484 

Stationäre Aufwendungen § 33 

SGB VIII je Hilfefall in Euro 
64.657 66.335 68.106 70.195 77.538 

Hilfefälle § 33 SGB VIII je 1.000 

EW von 0 bis unter 21 Jahre 

(Falldichte § 33 SGB VIII) 

6,91 6,78 6,39 6,24 6,24 
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 Empfehlung 

Vor dem Hintergrund vergleichsweise hoher Fallzahlen sollte die Stadt Dortmund die Hei-

merziehung im Rahmen des fachlichen Controllings regelmäßig betrachten. Sie sollte insbe-

sondere die Fälle mit langen Laufzeiten besonders analysieren. Anhand der sich so erge-

benden Erkenntnisse sollte sie die Rückführungs- und Verselbständigungsarbeit evaluieren. 

Bereits im Jahr 2015 stellte sich das Jugendamt Dortmund im Themenfeld der Auslandsunter-

bringungen konzeptionell neu auf. So erarbeitete die Stadt beispielsweise konkrete Rückkehr-

pläne für alle im Ausland untergebrachten jungen Menschen. Sie konnte so bis 2019 alle Aus-

landshilfen zwischenzeitlich beenden. Seither bewilligt die Stadt Dortmund nur zeitlich befristete 

Angebote in Form von Time-Out-Maßnahmen.  

Die Stadt Dortmund stellt das Verfahren in einem eigenen Kernprozess dar. Er sieht zunächst 

ein Fallmonitoring vor, in dem die fallführende Fachkraft die bisherigen Hilfen bewertet. Zudem 

überprüft sie Möglichkeiten der weiteren Hilfegewährung in Deutschland. An der anschließen-

den kollegialen Beratung nimmt auch die Bereichsleitung teil. Um eine seelische Störung, die 

gegen eine Auslandsmaßnahme spricht, auszuschließen, holt das Jugendamt eine psychologi-

sche Diagnostik nach § 35a SGB VIII ein. Nach der Diagnose-Abschluss-Beratung erörtert die 

fallführende Fachkraft mit den Betroffenen die Identifikation mit der Maßnahme sowie die Be-

reitschaft zur aktiven Mitarbeit. Im Rahmen des Auftragsgesprächs mit dem Träger der Aus-

landsmaßnahme werden Ziele, Time-out-Maßnahme und Folgemaßnahmen konkret abgespro-

chen und zeitlich festgeschrieben.  

Die jungen Menschen und die Personensorgeberechtigten lernen den Ort, die Einrichtung und 

das Personal kennen. Auch die fallführende Fachkraft verschafft sich einen persönlichen Ein-

druck. Erst nach der Zustimmung des Aufnahmestaates im Rahmen des Konsultationsverfah-

rens erfolgt die Unterbringung im Ausland.  

Als Time-out-Maßnahme ist die Auslandsmaßnahme auf ein Jahr befristet. Das erste Hilfeplan-

gespräch findet im Ausland statt. An den Gesprächen nimmt die Fachbereichsleitung obligato-

risch teil. Im Rahmen der Hilfeplanfortschreibung wird der Hilfeverlauf bewertet und der junge 

Mensch auf eine zeitnahe Rückkehr nach Deutschland vorbereitet.  

Das zweite Gespräch findet zwingend wieder in Deutschland statt, um die Anschlussmaßnah-

men konkret festzulegen. 

7.7.4 Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII 

Kinder und Jugendliche haben einen Anspruch auf Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII, 

wenn ihre seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von dem 

für ihr Lebensalter typischen Zustand abweicht und daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesell-

schaft beeinträchtigt oder eine solche Beeinträchtigung zu erwarten ist. 

Die Stadt Dortmund leistet Hilfen nach § 35a SGB VIII in folgendem Umfang: 



  Stadt Dortmund    Hilfe zur Erziehung    050.010.050_03371 

Seite 250 von 316 

Eingliederungshilfe für seel. behinderte Kinder und Jugendliche nach § 35a SGB VIII 2022 

Kennzahlen 
Dort-

mund 

Mini-

mum 

1. Vier-

telwert 

2. Vier-

telwert  

(Median) 

3. Vier-

telwert 

Maxi-

mum 

Anzahl 

Werte 

Aufwendungen nach § 35a 
SGB VIII je EW von 0 bis unter 
21 Jahre in Euro 

147 55,59 96,61 146 194 363 22 

Aufwendungen § 35a SGB VIII 

je Hilfefall in Euro 
17.372 13.910 18.569 24.478 30.087 48.806 22 

Ambulante Aufwendungen 

§ 35a SGB VIII je Hilfefall in 

Euro 

15.770 9.436 14.115 17.525 25.219 47.888 22 

Ambulante Aufwendungen 

§ 35a SGB VIII für Integrations-

helfer/Schulbegleitung je Hilfe-

fall in Euro 

24.551 16.510 20.742 24.818 28.459 55.927 20 

Stationäre Aufwendungen 

§ 35a SGB VIII je Hilfefall in 

Euro 

84.367 58.251 79.514 85.490 101.152 258.473 22 

Hilfefälle § 35a SGB VIII je 

1.000 EW von 0 bis unter 21 

Jahre (Falldichte § 35a SGB 

VIII) 

8,46 2,08 4,26 6,51 7,68 13,10 23 

Hilfefälle § 35a SGB VIII für In-

tegrationshelfer/ Schulbeglei-

tung je 1.000 EW von 0 bis un-

ter 21 Jahre (Falldichte § 35a 

SGB VIII Integrationshelfer/ 

Schulbegleitung) 

4,79 1,22 2,10 2,89 5,05 7,16 22 

In Dortmund entsprechen die einwohnerbezogenen Aufwendungen je Einwohner nahezu dem 

Medianwert. Die hilfefallbezogenen Aufwendungen ordnen sich unterhalb des ersten Viertelwer-

tes in den interkommunalen Vergleich ein. Belastend wirkt sich jedoch die vergleichsweise hohe 

Falldichte aus. 

Eingliederungshilfe für seel. behinderte Kinder und Jugendliche nach § 35a SGB VIII 2023 

Kennzahlen 
Dort-

mund 

Mini-

mum 

1. Vier-

telwert 

2. Vier-

telwert  

(Median) 

3. Vier-

telwert 

Maxi-

mum 

Anzahl 

Werte 

Aufwendungen nach § 35a 

SGB VIII je EW von 0 bis unter 
21 Jahre in Euro 

154 51,89 109 165 236 403 21 

Aufwendungen § 35a SGB VIII 

je Hilfefall in Euro 
19.246 13.708 20.276 26.923 30.769 50.806 21 

Ambulante Aufwendungen 

§ 35a SGB VIII je Hilfefall in 

Euro 

17.000 10.327 16.813 20.481 27.378 49.812 21 

Ambulante Aufwendungen 

§ 35a SGB VIII für Integrations-

helfer/Schulbegleitung je Hilfe-

fall in Euro 

27.026 16.174 23.822 28.595 32.145 57.060 19 
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Kennzahlen 
Dort-

mund 

Mini-

mum 

1. Vier-

telwert 

2. Vier-

telwert  

(Median) 

3. Vier-

telwert 

Maxi-

mum 

Anzahl 

Werte 

Stationäre Aufwendungen 

§ 35a SGB VIII je Hilfefall in 

Euro 

91.970 50.754 78.991 87.170 99.324 260.814 21 

Hilfefälle § 35a SGB VIII je 

1.000 EW von 0 bis unter 21 

Jahre (Falldichte § 35a SGB 

VIII) 

8,01 2,36 4,68 7,25 8,49 12,89 22 

Hilfefälle § 35a SGB VIII für In-

tegrationshelfer/ Schulbeglei-

tung je 1.000 EW von 0 bis un-

ter 21 Jahre (Falldichte § 35a 

SGB VIII Integrationshelfer/ 

Schulbegleitung) 

4,30 1,43 2,23 3,49 6,09 7,75 21 

Positiv bewerten wir, dass in Dortmund 2023 die Falldichte für die Schulbegleitung leicht sinkt. 

Sie ist im interkommunalen Vergleich aber immer noch überdurchschnittlich. Aufgrund der hö-

heren Aufwendungen je Hilfefall steigt die Haushaltsbelastung leicht. Die einwohnerbezogenen 

Aufwendungen positionieren sich im interkommunalen Vergleich ähnlich wie im Vorjahr. 

Wie bereits an mehreren Stellen dieses Prüfberichts beschrieben, stellte sich die Stadt Dort-

mund 2022 im Bereich der Schulbegleitung organisatorisch neu auf. Sie gewährt diese nicht 

mehr als pauschale, präventive Leistung. Stattdessen erfolgt eine Einzelfallentscheidung ge-

mäß § 35a SGB VIII. Vor diesem Hintergrund betrachten wir nachfolgend die Entwicklung der o. 

g. Kennzahlen zwischen 2019 und 2023: 

Eingliederungshilfe für seel. behinderte Kinder und Jugendliche nach § 35a SGB VIII  

Kennzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 

Aufwendungen nach § 35a SGB VIII je 

EW von 0 bis unter 21 Jahre in Euro 
23,64 28,70 76,83 147 154 

Aufwendungen § 35a SGB VIII je Hilfe-

fall in Euro 
6.154 8.461 13.100 17.372 19.246 

Ambulante Aufwendungen 

§ 35a SGB VIII je Hilfefall in Euro 
3.111 2.983 10.406 15.770 17.000 

Ambulante Aufwendungen 

§ 35a SGB VIII für Integrationshel-

fer/Schulbegleitung je Hilfefall in Euro 

15.871 17.695 21.851 24.551 27.026 

Stationäre Aufwendungen 

§ 35a SGB VIII je Hilfefall in Euro 
80.633 101.352 97.303 84.367 91.970 

Hilfefälle § 35a SGB VIII je 1.000 EW 

von 0 bis unter 21 Jahre (Falldichte  

§ 35a SGB VIII) 

3,84 3,39 5,86 8,46 8,01 

Hilfefälle § 35a SGB VIII für Integrati-

onshelfer/ Schulbegleitung je 1.000 EW 

von 0 bis unter 21 Jahre (Falldichte  

§ 35a SGB VIII Integrationshelfer/ 

Schulbegleitung) 

0,05 0,03 2,21 4,79 4,30 
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Die Reorganisation hatte zunächst Anstiege der Aufwendungen und Falldichten zur Folge. Der 

vollzogene Paradigmenwechsel hat allerdings den Vorteil einer verbesserten und individuellen 

Steuerung. Dies bewerten wir positiv. 

7.7.4.1 SGB VIII-Reform: Hilfen aus einer Hand für alle Kinder und Jugendli-

chen -inklusive Hilfe- 

Der Verfahrenslotse hat gemäß § 10b SGB VIII die Aufgabe, junge Menschen, die Leistungen 

der Eingliederungshilfe wegen einer Behinderung oder wegen einer drohenden Behinderung 

geltend machen oder bei denen solche Leistungsansprüche in Betracht kommen, sowie deren 

Personensorge- und Erziehungsberechtigten bei der Antragstellung, Verfolgung und Wahrneh-

mung dieser Leistungen zu unterstützen, zu begleiten und zu beraten. Außerdem soll der Ver-

fahrenslotse den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe bei der Zusammenführung der 

Leistungen der Eingliederungshilfe für junge Menschen in dessen Zuständigkeit unterstützen. 

Der Gesetzgeber hat keine Empfehlungen zur organisatorischen Anbindung, zur Eingruppie-

rung, zur beruflichen Ausbildung und zur Fallbelastung des Verfahrenslotsen gegeben. Hier 

müssen die Städte im Rahmen ihrer kommunalen Selbstverwaltung Regelungen und Entschei-

dungen treffen und Standards entwickeln. 

 Feststellung 

Die Stadt Dortmund verzeichnet durch den 2022 vollzogenen Paradigmenwechsel steigende 

Aufwendungen und Fallzahlen. Erste Verfahrenslotsen sind in Dortmund seit Herbst 2023 im 

Einsatz. Weitere Einstellungen sollen erfolgen. Für die Umsetzung der „Großen Lösung“ ab 

2028 stellte die Stadt einen Projektplan auf.   

Eine Stadt sollte die Änderungen der Stufe 2 des Kinder- und Jugendstärkungsgesetzes, die 

am 01. Januar 2024 in Kraft getreten sind, umgesetzt haben. Hierfür sollten die Aufgaben, Zu-

ständigkeiten und Arbeitsprozesse des Verfahrenslotsen verbindlich festgelegt und verschrift-

licht worden sowie eine Stellenbesetzung erfolgt sein. Da für die Erledigung der vorgesehenen 

Aufgaben rechtliche und pädagogische Fachkenntnisse erforderlich sind, sollte die Stadt dies 

bei der Stellenbesetzung und Qualifizierung des Verfahrenslotsen berücksichtigt haben. 

Die Stadt Dortmund richtete mit dem o. g. Paradigmenwechsel einen Spezialdienst für die Ein-

gliederungshilfen nach § 35a SGB VIII ein. Die sog. Fachstelle § 35a bearbeitet aktuell aus-

schließlich die Eingliederungshilfen nach dem SGB VIII für seelisch behinderte Kinder und Ju-

gendliche.  

Für die fristgerechte Zuständigkeitsprüfung hat die Fachstelle ein spezielles Falleingangsma-

nagement etabliert. Die Standards der Prüfung basieren dabei auf dem Fachkonzept der Fach-

stelle § 35a sowie der Arbeitshilfe der Landesjugendämter. Bei Unzuständigkeit leiten die Fach-

kräfte die Anträge gem. § 14 SGB IX weiter oder beteiligen andere Rehabilitationsträger. 

Zur Unterstützung potenzieller Leistungsberechtigter konnte die Stadt im Herbst 2023 zwei Voll-

zeit-Stellen für Verfahrenslotsen einrichten. Für die Aufgaben stehen perspektivisch sogar vier 

Vollzeit-Stellen zur Verfügung. Die weitere Besetzung erfolgt sukzessive und in Abhängigkeit 

der jährlich angepassten Rahmenbedingungen für Stellenneuschaffung. Um dem Beratungsan-

spruch nach § 10b SGB VIII vollständig gerecht zu werden, erfolgt die Stellenbesetzung multi-

professionell, also sowohl mit pädagogischem Personal als auch mit Verwaltungskräften. 
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Im Hinblick auf die große Lösung hat die Stadt Dortmund einen Projektplan aufgestellt.80 Er legt 

die Zuständigkeiten für die einzelnen Projektschritte konkret fest. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte vor dem Hintergrund der SGB VIII –Reform und aufgrund des voll-

zogenen Paradigmenwechsel die Eingliederungshilfen im Rahmen ihres Controllings regel-

mäßig analysieren. Nur so kann sie bei Fehlentwicklungen frühzeitig gegensteuern. 

7.7.5 Hilfen für junge Volljährige nach § 41 SGB VIII 

Junge Menschen erhalten geeignete und notwendige Hilfe zur Erziehung, wenn und solange 

ihre Persönlichkeitsentwicklung eine selbstbestimmte, eigenverantwortliche und selbständige 

Lebensführung nicht gewährleistet. Diese Hilfen werden in der Regel nur bis zur Vollendung 

des 21. Lebensjahres gewährt, sollen aber in begründeten Einzelfällen auch darüber hinaus ge-

währt werden. Eine Beendigung der Hilfe schließt die erneute Gewährung oder Fortsetzung ei-

ner Hilfe nicht aus. 

Die Stadt Dortmund betreut 2022 rund 403 Hilfefälle für junge Volljährige gemäß § 41 SGB 

VIII. Hierfür wendet sie rund 14,5 Mio. Euro auf.   

Hilfefälle für junge Volljährige nach § 41 SGB VIII Dortmund 2019 bis 2022 

Grundzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 

Ambulante Hilfefälle § 41 SGB VIII 201 181 152 143 136 

Stationäre Hilfefälle § 41 SGB VIII 254 254 254 260 265 

Hilfefälle § 41 SGB VIII gesamt 455 435 406 403 401 

Die ambulanten Hilfefälle sinken seit 2019 deutlich. Allerdings steigen die stationären Hilfefälle 

seit 2022. 

Hilfe für junge Volljährige nach § 41 SGB VIII 2022 

Kennzahlen 
Dort-

mund 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 

Maxi-

mum 

Anzahl 

Werte 

Aufwendungen § 41  je EW 

von 18 bis unter 21 Jahren  
850 354 706 825 1.094 1.280 23 

Aufwendungen § 41 SGB 

VIII je Hilfefall in Euro 
37.462 26.052 32.364 36.964 38.947 47.776 22 

Ambulante Aufwendungen  

§ 41 SGB VIII je Hilfefall in 

Euro 

12.006 3.728 8.558 11.332 13.264 17.768 23 

Stationäre Aufwendungen  

§ 41 SGB VIII je Hilfefall in 

Euro 

51.523 39.280 49.590 53.208 59.431 78.696 23 

 

80 vgl. 7.7.1 „Umsetzung des Kinder- und Jugendstärkungsgesetz“ 
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Kennzahlen 
Dort-

mund 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 

Maxi-

mum 

Anzahl 

Werte 

Stationäre Aufwendungen 

nach § 41 SGB VIII in Voll-

zeitpflege je Hilfefall in Euro 

17.375 11.818 13.985 16.833 18.065 23.912 17 

Stationäre Aufwendungen 

nach § 41 SGB VIII in Heim-

erziehung je Hilfefall in Euro 

57.198 40.067 56.743 60.045 62.414 91.575 19 

Hilfefälle § 41 SGB VIII je 

1.000 EW von 18 bis unter 

21 Jahre (Falldichte § 41 

SGB VIII) 

22,70 11,13 18,70 22,70 28,78 36,70 23 

Ambulante Hilfefälle § 41 

SGB VIII je 1.000 EW von 

18 bis unter 21 Jahre (Am-

bulante Falldichte § 41 SGB 

VIII) 

8,08 3,81 7,38 9,42 12,87 19,10 23 

Hilfefälle § 41 SGB VIII stati-

onär je 1.000 EW von 18 bis 

unter 21 Jahre (Falldichte  

§ 41 SGB VIII stationär) 

14,62 5,26 11,31 14,46 16,40 23,71 23 

Die Betreuung der jungen Volljährigen belastet den Haushalt der Stadt Dortmund leicht über-

durchschnittlich. Insbesondere die überdurchschnittliche stationäre Falldichte wirkt sich belas-

tend aus. 

2023 steigen insbesondere die Aufwendungen je Hilfefall um 15,9 Prozent. Mit rund 43.400 

Euro gehört Dortmund zu den 25 Prozent der Vergleichsstädte mit den höchsten Aufwendun-

gen je Hilfefall. Begründet ist diese Entwicklung durch die stationären Hilfen. Die stationären 

Aufwendungen je Hilfefall steigen um rund 13,5 Prozent. Mit 58.475 Euro ordnen sie sich ober-

halb des Median in den interkommunalen Vergleich ein. 

Die o. g. Kennzahlen haben sich seit 2019 wie folgt entwickelt:  

Grundzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 

Aufwendungen § 41  je EW 

von 18 bis unter 21 Jahren  
728 794 826 850 958 

Aufwendungen § 41 SGB VIII 

je Hilfefall in Euro 
30.189 33.863 36.703 37.462 43.419 

Ambulante Aufwendungen § 41 

SGB VIII je Hilfefall in Euro 
10.574 12.288 12.311 12.006 14.039 

Stationäre Aufwendungen § 41 

SGB VIII je Hilfefall in Euro 
45.705 49.218 51.229 51.523 58.475 

Stationäre Aufwendungen nach 

§ 41 SGB VIII in Vollzeitpflege 

je Hilfefall in Euro 

13.532 15.027 15.613 17.375 19.882 

Stationäre Aufwendungen nach 

§ 41 SGB VIII in Heimerzie-

hung je Hilfefall in Euro 

51.309 52.759 56.023 57.198 65.074 
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Grundzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 

Hilfefälle § 41 SGB VIII je 

1.000 EW von 18 bis unter 21 

Jahre (Falldichte § 41 SGB 

VIII) 

24,12 23,44 22,49 22,70 22,06 

Ambulante Hilfefälle § 41 SGB 

VIII je 1.000 EW von 18 bis un-

ter 21 Jahre (Ambulante Fall-

dichte § 41 SGB VIII) 

10,65 9,75 8,40 8,08 7,47 

Hilfefälle § 41 SGB VIII statio-

när je 1.000 EW von 18 bis un-

ter 21 Jahre (Falldichte § 41 

SGB VIII stationär) 

13,47 13,70 14,10 14,62 14,59 

Die Aufwendungen je Einwohner steigen seit 2019 kontinuierlich. Bei hilfefallbezogener Be-

trachtung steigen die Aufwendungen zwischen 2019 und 2023 um 13.230 Euro. Dies entspricht 

einem Anstieg um rund 44 Prozent. Auch hier ist der Anstieg zwischen 2022 und 2023 beson-

ders deutlich. 

7.7.5.1 SGB VIII-Reform: Stärkung von jungen Volljährigen 

 Feststellung 

Die Stadt Dortmund arbeitete die Änderungen aufgrund der SGB VIII-Reform in ihr qualifi-

ziertes Verselbständigungsmanagement ein. Trotz hoher Aufwendungen betrachtet die Stadt 

die Hilfen nach § 41 SGB VIII im Rahmen ihres Controllings nicht differenziert.     

Eine Stadt sollte Verfahrensstandards und ein Konzept für eine intensive Verselbständigungsar-

beit entwickelt haben, um den jungen Volljährigen eine eigenständige und selbständige Lebens-

führung zu ermöglichen. Darin sollten die Möglichkeiten, Prozesse und Stufen der Verselbstän-

digung sowie die Inhalte der Nachbetreuung enthalten sein. 

Die Stadt Dortmund besitzt mit dem „Qualifizierten Verselbständigungsmanagement“ ein Ver-

selbständigungskonzept. Der darin dargestellte Kernprozess „Verselbständigung aus stationä-

rer Jugendhilfe“ besteht aus den folgenden Teilprozessen: 

 Persönlichkeitsentwicklung, 

 eigene Wohnung, 

 Schule, Ausbildung und Beruf, 

 Nachbetreuung nach § 41a SGB VIII sowie 

 Coming-Back-Optionen. 

Die Prozesse berücksichtigen den Zuständigkeitsübergangs auf einen anderen Sozialleistungs-

träger frühzeitig. Die Verselbständigungsarbeit beginnt in Dortmund in der Regel mit dem 14. 

Lebensjahr. Die Ziele der Teilprozesse betrachtet das Jugendamt bei jeder Hilfeplanfortschrei-

bung. 
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 Empfehlung 

Vor dem Hintergrund der steigenden Aufwendungen und der im Rahmen der SGB VIII-Re-

form geänderten Standards sollte die Stadt Dortmund die Hilfen für junge Volljährige regel-

mäßig im Rahmen ihres Fachcontrollings betrachten. Nur so kann sie bei Fehlentwicklungen 

frühzeitig gegensteuern. 

7.8 Inobhutnahmen nach § 42 SGB VIII 

Bei einer Inobhutnahme nach § 42 SGB VIII handelt es sich um eine vorübergehende Maß-

nahme, um ein Kind oder einen Jugendlichen bei dringender Gefahr oder Selbstmeldung kurz-

fristig außerhalb der Familie unterzubringen. Die Aufwendungen für Inobhutnahmen wirken sich 

auf den Fehlbetrag HzE aus. 

Die Stadt Dortmund betreut 2022 insgesamt 852 Hilfefäll im Rahmen der Inobhutnahmen nach 

§ 42 SGB VIII. Hierfür wendet sie rund 7,7 Mio. Euro auf.   

Inobhutnahmen Kinder und Jugendliche § 42 SGB VIII 2022 

Kennzahlen 
Dort-

mund 
Minimum 

1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert  

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Aufwendungen Inobhut-

nahmen § 42 SGB VIII je 

EW von 0 bis unter 21 

Jahre in Euro 

65,73 11,40 31,78 48,41 64,81 106 23 

Aufwendungen Inobhut-

nahmen § 42 SGB VIII je 

Hilfefall in Euro 

8.986 2.952 6.668 9.654 12.345 18.244 23 

Inobhutnahmen § 42 SGB 

VIII je 1.000 EW von 0 bis 

unter 18 Jahre (Falldichte 

Inobhutnahmen) 

8,63 1,32 4,87 6,27 7,26 9,51 23 

In Dortmund begründen sich die hohen Aufwendungen je Einwohner von 0 bis unter 21 Jahren 

durch eine überdurchschnittliche Falldichte. Die Vertreterinnen und Vertreter der Stadt Dort-

mund führen dies insbesondere auf die Armutssituation in vielen Familien und die daraus resul-

tierenden Probleme zurück.  

Das Jugendamt der Stadt Dortmund kann 14 Prozent der Inobhutnahmen innerhalb der ersten 

24 Stunden beenden. 39,8 Prozent der Inobhutnahmen dauern bis zu einem Monat. Ein Drittel 

aller Inobhutnahmen verzeichnen eine Verweildauer von mehr als einem Monat. 

Kinder und Jugendliche werden auch am Hauptbahnhof aufgegriffen. Mit rund 130.000 Reisen-

den am Tag handelt es sich um einen der meistfrequentierten Fernbahnhöfe Deutschlands. 

Dort aufgegriffene Kinder- und Jugendliche können im „Sleep-In“ in Bahnhofsnähe bis zu drei 

Tage anonym unterkommen. Ein eigenes Team des Jugendamtes kümmert sich anschließend 

um die Rückführung in die Heimatkommunen. Nach eigene Angaben können so eine Vielzahl 

weiterer Inobhutnahmen abgewendet werden. 
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7.9 Anlage: Ergänzende Tabellen  

Tabelle 1: Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2024/2025 – Hilfen zur Erziehung 

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Wirtschaftliche Jugendhilfe 

F1 

Im Jugendamt der Stadt Dortmund ermöglichen die Module der Jugend-

amtssoftware grundsätzlich eine schnittstellenarme Fallbearbeitung und einen 

schnellen Informationsfluss. Eine vollständig medienbruchfreie Bearbeitung ist 

aber noch nicht möglich. 

231 E1 

Die Stadt Dortmund sollte die Einrichtung einer E-Akte im Jugendamt for-

cieren. Sie ist Voraussetzung für eine medienbruchfreie Fallbearbeitung, 

die auch vollständig im Rahmen von mobiler Arbeit erfolgen kann. 

231 

F2 

Die Stadt Dortmund wertet im Rahmen des Controllings regelmäßig Fall- und 

Finanzdaten aus. Sie berücksichtigt auch die Kostenerstattungen und Kosten-

beiträge. Die Nutzung weiterer Kennzahlen kann aus Sicht der gpaNRW tiefer-

gehende Analysen erleichtern. 

232 E2.1 

Die Stadt Dortmund sollte weitere steuerungsrelevante Kennzahlen die-

ses Prüfberichts fortschreiben und in ihren regelmäßigen Controllingbe-

richten transparent aufbereiten. 

232 

   E2.2 

Die Stadt Dortmund sollte im Rahmen ihrer Darstellung zur Vollzeitpflege 

auch das Verhältnis der Hilfefälle mit Kostenerstattungspflicht zu den Hil-

fefällen mit Kostenerstattungsanspruch analysieren, um die Maßnahmen 

zur Akquise von Pflegefamilien zu evaluieren. 

233 

F3 

Die Verfahrensabläufe und Prozessabläufe der Wirtschaftlichen Jugendhilfe 

ergeben sich vorwiegend aus einer Dienstanweisung. Insbesondere die aus-

führliche Textform kann allerdings schnell unübersichtlich wirken. 

233 E3 

Die Stadt Dortmund sollte sämtliche Verfahrens- und Prozessstandards 

für die Wirtschaftliche Jugendhilfe, analog zum Handbuch für die Jugend-

hilfedienste, in tabellarischer und grafischer Form aufarbeiten. Dies unter-

stützt auch die weitere Digitalisierung. 

234 

Hilfen nach §§ 27 ff. SGB VIII 

F4 

Die Stadt Dortmund erstellt derzeit noch ein Schutzkonzept für die Vollzeit-

pflege. Die vorgesehenen Beratungsleitungen bietet das Jugendamt aber be-

reits an. Für die Akquise weiterer Pflegefamilien erarbeitet die Stadt ein finan-

zielles Anreizsystem. 

246 E4 
Die Stadt Dortmund sollte das Schutzkonzept für die Vollzeitpflege zeit-

nah erarbeiten und umsetzen. 
246 
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Feststellung Seite Empfehlung Seite 

F5 

Obwohl die Stadt Dortmund Rückführungsoptionen im Rahmen des Hilfeplan-

verfahrens regelmäßig betrachtet, haben vergleichsweise viele Hilfefälle eine 

sehr lange Laufzeit. Auch die Falldichte ist vergleichsweise hoch. Auslands-

maßnahmen finden nur in Ausnahmefällen statt. Hierfür hat die Stadt Dort-

mund einen eigenen Kernprozess erarbeitet. Dies bewerten wir positiv. 

248 E5 

Vor dem Hintergrund vergleichsweise hoher Fallzahlen sollte die Stadt 

Dortmund die Heimerziehung im Rahmen des fachlichen Controllings re-

gelmäßig betrachten. Sie sollte insbesondere die Fälle mit langen Lauf-

zeiten besonders analysieren. Anhand der sich so ergebenden Erkennt-

nisse sollte sie die Rückführungs- und Verselbständigungsarbeit evaluie-

ren. 

249 

F6 

Die Stadt Dortmund verzeichnet durch den 2022 vollzogenen Paradigmen-

wechsel steigende Aufwendungen und Fallzahlen. Erste Verfahrenslotsen sind 

in Dortmund seit Herbst 2023 im Einsatz. Weitere Einstellungen sollen erfol-

gen. Für die Umsetzung der „Großen Lösung“ ab 2028 stellte die Stadt einen 

Projektplan auf. 

252 E6 

Die Stadt Dortmund sollte vor dem Hintergrund der SGB VIII –Reform 

und aufgrund des vollzogenen Paradigmenwechsel die Eingliederungshil-

fen im Rahmen ihres Controllings regelmäßig analysieren. Nur so kann 

sie bei Fehlentwicklungen frühzeitig gegensteuern. 

253 

F7 

Die Stadt Dortmund arbeitete die Änderungen aufgrund der SGB VIII-Reform 

in ihr qualifiziertes Verselbständigungsmanagement ein. Trotz hoher Aufwen-

dungen betrachtet die Stadt die Hilfen nach § 41 SGB VIII im Rahmen ihres 

Controllings nicht differenziert. 

255 E7 

Vor dem Hintergrund der steigenden Aufwendungen und der im Rahmen 

der SGB VIII-Reform geänderten Standards sollte die Stadt Dortmund die 

Hilfen für junge Volljährige regelmäßig im Rahmen ihres Fachcontrollings 

betrachten. Nur so kann sie bei Fehlentwicklungen frühzeitig gegensteu-

ern. 

256 

Tabelle 2: Bevölkerungsentwicklung zum 31.12. nach IT.NRW 

Kennzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 

Einwohnerinnen und Einwohner gesamt  587.010 588.250 587.696 586.852 593.317 

Einwohnerinnen und Einwohner von 0 bis unter 18 Jahre 95.527 96.586 97.453 98.732 101.954 

Einwohnerinnen und Einwohner von 0 bis unter 21 Jahre 114.387 115.156 115.489 116.487 120.149 

Tabelle 3: Entwicklung der Fallzahlen nach Hilfearten 

 2019 2020 2021 2022 2023 

Flex. amb. Hilfen nach § 27 Abs. 2 und 3 SGB VIII 30,50 20,42 29,83 50,67 90,17 

Erziehungsberatung  30,00 27,30 26,70 25,20 24,00 

Soziale Gruppenarbeit 14,08 17,58 13,58 12,83 15,08 
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 2019 2020 2021 2022 2023 

Erziehungsbeistand § 30 SGB VIII 313,83 145,33 198,83 216,08 211,00 

Sozialpädagogische Familienhilfe 3 31 SGB VIII 911,33 812,33 700,50 763,17 812,25 

Tagesgruppe nach § 32 SGB VIII 99,42 91,58 88,83 82,83 78,75 

Intensive Sozialpädagogische Einzelbetreuung § 35 SGB VIII ambulant 1,42 3,92 3,67 2,33 1,92 

Eingliederungshilfe § 35a SGB VIII ambulant 422,17 368,83 656,33 961,92 933,33 

   davon Eingliederungshilfe § 35a SGB VIII ambulant für Integrationshelfer  5,92 3,75 255,25 557,67 516,25 

Hilfen für Junge Volljährige § 41 SGB VIII ambulant 200,92 181,00 151,42 143,42 136,00 

ambulante Hilfefälle gesamt 2.023,67 1.768,30 1.869,70 2.258,45 2.302,50 

Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII 840,75 786,18 754,85 728,32 713,62 

Heimerziehung nach § 34 SGB VIII 789,97 781,07 738,00 726,58 749,58 

Intensive Sozialpädagogische Einzelbetreuung § 35 SGB VIII stationär 13,83 6,92 7,00 8,08 8,08 

Eingliederungshilfen nach § 35a SGB VIII stationär 17,25 21,75 21,00 23,00 28,83 

Hilfen für junge Volljährige nach § 41 SGB VIII stationär 254,00 254,33 254,25 259,63 265,40 

stationäre Hilfefälle gesamt 1.915,80 1.850,25 1.775,10 1.745,61 1.765,51 

Tabelle 4: Erträge und Fallzahlen Kostenerstattungen 

 2019 2020 2021 2022 2023 

Kostenerstattungen bei fehlendem gewöhnlichen Aufenthalt § 

89 SGB VIII in Euro 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Hilfefälle mit Kostenerstattungsanspruch bei fehlendem ge-

wöhnlichen Aufenthalt § 89 SGB VIII 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Kostenerstattungen für übernommene Fälle mit Kostenerstat-

tungspflicht Dritter § 89a SGB VIII in Euro 
2.262.190 2.080.113 2.624.665 3.234.807 3.529.355 

Hilfefälle in Einrichtungen (stationär) mit Kostenerstattungsan-

spruch (für übernommene Vollzeitpflege § 89a SGB VIII) 
129 124 127 133 138 
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 2019 2020 2021 2022 2023 

Kostenerstattungen bei vorläufigen Maßnahmen zum Schutz 

von Kindern und Jugendlichen § 89b SGB VIII (Inobhutnah-

men) in Euro 

175.629 73.854 187.283 500.050 297.753 

Hilfefälle mit Kostenerstattungsanspruch für Inobhutnahmen 

von Kindern und Jugendlichen § 89b SGB VIII  
99 87 103 137 99 

Kostenerstattungen bei fortdauernder oder vorläufiger Leis-

tungsverpflichtung § 89c SGB VIII in Euro 
2.605.700 2.440.766 2.802.120 1.912.850 1.133.896 

Hilfefälle mit Kostenerstattungsanspruch bei fortdauernder o-

der vorläufiger Leistungsverpflichtung § 89c SGB VIII 
68 70 85 56 34 

Kostenerstattungen für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 

§ 89d SGB VIII in Euro 
7.224.707 5.638.444 2.846.269 1.648.619 241.149 

Hilfefälle mit Kostenerstattungsanspruch für unbegleitete min-

derjährige Flüchtlinge § 89d SGB VIII 
389 292 232 186 75 

Kostenerstattungen zum Schutz der Einrichtungsorte § 89e 

SGB VIII in Euro 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Hilfefälle mit Kostenerstattungsanspruch  zum Schutz der Ein-

richtungsorte § 89e SGB VIII 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Tabelle 5: Erträge je Hilfefall aus Kostenerstattungen in Euro 

Kennzahlen 2019 2020 2021 2022 2023 

Kostenerstattungen nach § 89 SGB VIII je Hilfefall in Euro k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. 

Kostenerstattung gemäß § 89a SGB VIII je Hilfefall in Euro 17.536 16.775 20.667 24.322 25.575 

Kostenerstattungen nach § 89b SGB VIII je Hilfefall in Euro 1.774 849 1.818 3.650 3.008 

Kostenerstattungen nach § 89c SGB VIII je Hilfefall in Euro 38.319 34.868 32.966 34.158 33.350 

Kostenerstattungen nach § 89d SGB VIII je Hilfefall in Euro 18.573 19.310 12.268 8.864 3.215 

Kostenerstattungen nach § 89e SGB VIII je Hilfefall in Euro k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. 
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8. Öffentlicher Gesundheitsdienst 

8.1 Managementübersicht 

Die wesentlichen Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt Dortmund im Prüfgebiet „Öf-

fentlicher Gesundheitsdienst“ stellt die gpaNRW nachfolgend zusammenfassend dar.  

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage aufgeführt. Die Rei-

henfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Öffentlicher Gesundheitsdienst (ÖGD) 

Die Bedeutung des Öffentlichen Gesundheitsdienstes hat sich in der öffentlichen Wahrnehmung 

der letzten Jahre deutlich verändert. Auch der ÖGD der Stadt Dortmund hat Veränderungen 

durchlaufen. Um insbesondere den Aspekt der Prävention und Information zu stärken, baut die 

Stadt aktuell die Gesundheitsberichterstattung neu auf. Daraus gewonnene Erkenntnisse 

können auch für die zukünftige strategische Ausrichtung des Gesundheitsamtes genutzt wer-

den. Aktuell hat das Gesundheitsamt noch keine Fachstrategie beschlossen. Auch bei den 

operativen Zielen und Kennzahlen besteht sowohl bei der strategischen Steuerung als auch 

im Fach- und Finanzcontrolling noch Optimierungsbedarf.  

Mithilfe der Fördermittel aus dem Pakt ÖGD konnte die Stadt über 41 neue Vollzeit-Stellen im 

Gesundheitsamt schaffen. Die Stadt setzt hierbei auf verschiedene Fachlichkeiten, vor allem 

im medizinischen Bereich. Die Stadt passt die Stellenausschreibungen je nach Zielgruppe an, 

um ausreichend Bewerbungen zu erhalten. Die Beschäftigten werden an vielen Stellen mit defi-

nierten Prozessen und Verfahrensstandards unterstützt. Auch die Arbeitsplatzausstattung so-

wie die Fortbildungsmöglichkeiten sollen dem Personal gute Arbeitsbedingungen bieten. In 

Dortmund wirkt sich das überdurchschnittliche Gehaltsgefüge durch die Größe der Stadtverwal-

tung positiv aus. Die Arbeitsplätze sind modern und mit mobilen Endgeräten ausgestattet. Wei-

tere Handlungsoptionen zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen bieten sich bei der Mitarbei-

terpartizipation und einem ausgearbeiteten Fortbildungskonzept. 

Fortbildungsbedarf bestand in den letzten Jahren vor allem bei der Digitalisierung. Das Ge-

sundheitsamt Dortmund hat eine Zielvorstellung, was sie in diesem Bereich erreichen möchte. 

Aktuell fehlt es aber noch an einer ausformulierten Strategie speziell für den Bereich ÖGD. Die 

bisher beschlossenen Maßnahmen richten sich nach den bewilligten Förderbedingungen im 

Rahmen des Reifegradmodells „Gesundheitsamt 2025“. Ein wichtiger Faktor ist die Schnittstel-

lenreduzierung durch eine weitreichende Fachsoftware. Die Stadt arbeitet hier eng mit anderen 

kreisfreien Städten zusammen. Dadurch haben sich auch Kooperationen im Bereich der IT-Si-

cherheit für den ÖGD ergeben.  

Die Digitalisierung führt zu einem verbesserten Zugang zu Informationen für Bürgerinnen und 

Bürger. Immer mehr Dienstleistungen sind digital verfügbar. Weitere Verbesserungsmöglich-

keiten könnten durch eine Feedbackoption aufgezeigt werden.  
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An die Grenzen kommt die digitale Aufgabenerledigung teilweise beim Kontakt zum niederge-

lassenen Bereich. Zu vielen Ärztinnen und Ärzten sowie Krankenhäusern gibt es noch keine 

passende Datenschnittstelle, die von allen genutzt wird. Anders ist es im Bereich Infektions-

schutz: Die Meldungen durch die Labore erfolgen in Dortmund mittlerweile ausschließlich digi-

tal. Dies vereinfacht die Arbeitsabläufe. Durch die bestehenden Checklisten sowie die etablier-

ten Schnittstellen zum Robert-Koch-Institut ist die Stadt Dortmund dennoch deutlich besser als 

noch vor der Corona-Pandemie auf zukünftige Krisen im Gesundheitsdienst vorbereitet. Ein ört-

licher Infektionsschutzplan, der Arbeitsabläufe und Zuständigkeiten speziell für Dortmund regelt, 

würde das Vorgehen weiter verbessern.  

8.2 Aufbau des Teilberichtes 

Die Kapitel dieses Teilberichtes beginnen mit einer wertenden Aussage zu unserem Prüfungs-

ergebnis. Wertungen, die eine Stellungnahme der Stadt nach § 105 Abs. 6 und 7 der Gemein-

deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) notwendig machen, bezeichnen wir 

als Feststellung. 

Anschließend folgt kursiv gedruckt die Sollvorstellung. Die Sollvorstellung stellt die Inhalte und 

das Prüfungsziel im Kapitel dar. Sie ist allgemein formuliert und grundsätzlich für alle Städte 

gültig, z. B. auf Basis der aktuell geltenden Gesetzeslage. 

Ausgehend von diesem Soll analysieren wir die individuelle Situation in der geprüften Stadt und 

weisen dabei erkannte Verbesserungspotenziale als Empfehlung aus. 

Weitere allgemeine Ausführungen zur Struktur der Teilberichte stehen im Vorbericht. 

8.3 Inhalte, Ziele und Methodik 

Die Aufgaben des Gesundheitsamtes ergeben sich aus dem Gesetz über den öffentlichen Ge-

sundheitsdienst des Landes Nordrhein-Westfalen (ÖGDG NRW). Insbesondere durch § 9 

ÖGDG NRW (Gesundheitsschutz, Verhütung und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, Imp-

fungen) ist in den letzten Jahren die Wichtigkeit der Aufgaben der Gesundheitsämter in den Fo-

kus gerückt. Die Pandemie hat die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Gesundheitsämter bis 

an die Leistungsgrenzen und bisweilen darüber hinaus gefordert. Eine wesentliche Ressource 

zur Bewältigung der rechtlichen und fachlichen Anforderungen des Gesundheitsschutzes ist das 

Personal. Die jeweilige Personalstruktur muss langfristig gesehen leistungsfähig bleiben. Die 

Anforderungen an das Personal sind hinsichtlich Kommunikation, Fachwissen, Sensibilität und 

Anpassungsfähigkeit um ein Vielfaches gestiegen. 

Ziel der gpaNRW ist es, den Städten eine Standortbestimmung im Kontext des Paktes für den 

öffentlichen Gesundheitsdienst81 sowie den Vergleich mit den anderen Gesundheitsämtern zu 

 

81 www.bundesgesundheitsministerium.de/themen/gesundheitswesen/pakt-fuer-den-oegd 
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ermöglichen. Gleichzeitig werden Handlungsmöglichkeiten zu den Säulen Steuerung, Organisa-

tion und Personal sowie Digitalisierung ausgewiesen. Diese sollen den Weg der Gesundheits-

ämter bei der Neuausrichtung und Modernisierung auf zukunftsfähige Strukturen unterstützen.  

Dazu analysiert die gpaNRW die Personalausstattung mithilfe von interkommunalen Kennzah-

lenvergleichen. Die vergleichende Darstellung der Kennzahlen schafft Transparenz und ermög-

licht eine Einordnung unter den Städten in NRW. Die gpaNRW hat die Daten, die für eine Be-

wertung erforderlich sind, über Interviews, Fragebögen und strukturierte Datenabfragen erho-

ben. 

8.4 Steuerung und Organisation 

Der ÖGD ist ein „zentraler Akteur der öffentliche Sorge um die Gesundheit aller" (Public 

Health82). Ziele von Public Health sind die Verhinderung von Krankheiten, die Verlängerung des 

Lebens und die Förderung der Gesundheit83. Um diese Ziele zu erreichen, sind eine transpa-

rente Aufbereitung von Informationen und Daten sowie Kontrollmechanismen erforderlich. Auch 

der Pakt für den öffentlichen Gesundheitsdienst stellt heraus, dass eine gute Gesundheitsbe-

richterstattung die Grundlage für die Planung von Maßnahmen sowohl in Bezug auf die Ge-

sundheitsförderung, Prävention, Beratung als auch das Krisenmanagement84 bildet.  

8.4.1 Strategie 

 Feststellung 

Die Stadt Dortmund hat keine Fachstrategie für den ÖGD beschlossen. Sie hat daher auch 

keine konkreten, messbaren Ziele definiert, deren Zielerreichung sie mit Kennzahlen über-

prüfen könnte. Eine allgemeine Gesundheitsberichterstattung wird aktuell noch neu aufge-

stellt und konzipiert. Bei der Steuerung besteht somit Optimierungsbedarf. 

 

Eine Stadt sollte die Ziele von Public Health als Grundlage für die strategische Ausrichtung ih-

res ÖGD nutzen und operative Ziele definieren. Ergänzt durch konkrete Zielvorgaben und dar-

aus abgeleitete Maßnahmen sollten die Ziele die Grundlage für die Steuerung des ÖGD bilden. 

Hierzu zählt auch die regelmäßige Überprüfung der Zielerreichung mithilfe von aussagekräfti-

gen Kennzahlen. Kennzahlen dienen als Indikator für die Zielerreichung und ermöglichen früh-

zeitige Steuerungsentscheidungen. Die hieraus gewonnenen Erkenntnisse sollten in einer re-

gelmäßigen Gesundheitsberichterstattung einfließen, die die gesundheitliche Lage der Stadt be-

schreibt. 

  

 

82 Vgl. Leitbild für einen modernen Öffentlichen Gesundheitsdienst, Gesundheitsministerkonferenz (2018) 

83 Acheson D., Public health in England. The report of the committee of inquiry into the future development of the public health function. 
London, HMSO, 1988 / WHO, Strengthening Public Health Capacity and Services in Europe, 2011 

84 https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/O/OEGD/Pakt_fuer_den_OEGD.pdf 
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Überblick über die Erfüllung der Anforderungen an die Strategie des ÖGD  

Anforderung Dortmund 
kreisfreie Städte, die diese 

Anforderung erfüllen 

Die Stadt hat eine Gesamtstrategie, aus der 

sich auch strategische Ziele für den ÖGD erge-

ben und/oder eine Fachstrategie für den ÖGD. 

teilweise erfüllt 13 von 22 

Die strategischen Ziele münden in konkrete 

operative Ziele für den ÖGD. 
nicht erfüllt 9 von 22 

Die Zielerreichung wird mithilfe von Kennzah-

len regelmäßig überprüft. 
nicht erfüllt 3 von 22 

Es gibt eine aktuelle Gesundheitsberichtser-

stattung. 
teilweise erfüllt 5 von 22 

Die öffentliche Gesundheitsvorsorge nimmt eine stärker werdende Position auch im öffentlichen 

Bewusstsein der Stadt Dortmund ein. Umso wichtiger ist es, Themen des Gesundheitswesens 

auch in der städtischen Strategie zu integrieren. Die Stadt Dortmund hat eine Nachhaltigkeits-

strategie auf Grundlage der Ziele der UN beschlossen (Agenda 2030). Weitere Ausführungen 

zum Thema Nachhaltigkeit sind im Anhang zum Vorbericht enthalten. Ein Teil zielt dabei auch 

auf die Gesundheit ab, vor allem das Ziel drei – Gesundheit und Wohlergehen. Dieses Ziel der 

UN-Nachhaltigkeitsstrategie setzt unter anderem auf Prävention zum Gesundheitserhalt und 

Bekämpfung von Krankheiten. Die Stadt hat sich aber auch unabhängig von der Nachhaltig-

keitsstrategie Ziele gesetzt. Den Bereich Gesundheit tangiert folgendes Ziel: 

„Alle Kinder in Dortmund wachsen – auch unter schwierigen Lebensbedingungen – gesund 

auf.“ 

Das Gesundheitsamt Dortmund hat hierzu keine konkretisierenden, operativen Ziele definiert. 

Diese würden sich dadurch auszeichnen, dass eine Zielerreichung oder ein Fortschritt messbar 

ist. Ist ein Ziel messbar, also das Ziel und auch der Zeitraum definiert, kann der Weg zur Zieler-

reichung mit Kennzahlen nachvollzogen werden. Nur so kann zielgerichtet gesteuert werden.  

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte eine Fachstrategie für den ÖGD entwickeln. Die Strategie sollte 

konkrete und messbare Ziele enthalten. Der Fortschritt bei der Zielerreichung sollte mit 

Kennzahlen gemessen werden. 

Um die Zielerreichung zu messen und die Ziele gegebenenfalls anpassen zu können, sind ge-

naue Kenntnisse über den Ist-Zustand erforderlich. Hierfür müssen Informationen gesammelt, 

ausgewertet und aufbereitet werden. Das betrifft nicht nur Daten innerhalb des Gesundheitsam-

tes. Auch Daten zum Gesundheitszustand der Bevölkerung sowie soziokulturellen Faktoren 

sind für ein umfangreiches Bild notwendig. Damit können Gesundheitstrends, aber auch Risiko-

faktoren in der Bevölkerung identifiziert werden. Die Informationen können eingesetzt werden, 

um zum Beispiel Strategien zur Reduzierung von Krankheitsraten oder den verbesserten Zu-

gang zu Gesundheitseinrichtungen zu entwickeln. Auf dieser Grundlage können konkrete Maß-

nahmen entwickelt werden. Den Erfolg dieser Maßnahmen kann man wiederum überprüfen und 

die Maßnahmen gegebenenfalls anpassen.  

Die aufbereiteten Daten sind auch Teil der Gesundheitsberichterstattung (GBE). Der kommu-

nale Gesundheitsbericht ist eine in § 21 ÖGDG NRW gesetzlich verankerte Kernaufgabe des 
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öffentlichen Gesundheitsdienstes in Nordrhein-Westfalen. In diesem sind neben eigenen Er-

kenntnissen und denen aus der Gesundheitskonferenz auch soziale und geschlechtsspezifi-

sche Gegebenheiten einzubeziehen. Die kommunale Gesundheitskonferenz setzt sich aus den 

Gesundheitsämtern sowie weiteren Akteuren im Gesundheitsbereich zusammen. Die Gesund-

heitskonferenz berät Themen der Gesundheitsversorgung mit dem Ziel der Koordinierung. 

Das Landeszentrum Gesundheit Nordrhein-Westfalen unterstützt die Kommunen bei der Erstel-

lung der GBE durch Datenbanken, Beratungen und Tagungen. Die hierauf aufbauenden Ge-

sundheitsberichte helfen bei der Steuerung des ÖGD, um Ziele für die Verbesserung der öffent-

lichen Gesundheit zu definieren. Zudem bieten die Berichte transparent Informationen für Bür-

gerinnen und Bürger, an die sich die Gesundheitsmaßnahmen richten.  

Das Gesundheitsamt Dortmund hat in den vergangenen Jahren nur sehr eingeschränkt Ge-

sundheitsberichte erstellt. Zuletzt im Jahr 2019 erfolgte eine Auswertung der Daten der Schul-

eingangsuntersuchungen 2012 bis 2017. In dem umfangreichen Spezialbericht wurde der Sta-

tus Quo des Lernzustands ermittelt. Dieser wurde auch im Kontext mit den Quartieren der Stadt 

gesetzt, um den soziokulturellen Einfluss zu ermitteln. Die Stadt nutzte den Bericht, um kon-

krete Handlungsempfehlungen zu ermitteln. So soll insbesondere bei Familien mit einer ande-

ren Muttersprache ein früher Besuch der Kindertagesstätte gefördert werden.  

Ab 2020 erfolgten noch Berichte zum Impfverlauf in der Corona-Pandemie. Diese wurden aus 

Anlass der Pandemiebekämpfung erstellt und dienten keinen langfristigen, allgemeinen Ge-

sundheitszielen. Die unregelmäßige Berichterstellung sowie die fehlende grundlegende Be-

trachtung der Public Health ist vor allem auf die geringen personellen Ressourcen zurückzufüh-

ren. Daher wurde dieser Bereich mit zusätzlichen Stellen aus dem Pakt ÖGD gestärkt. Aktuell 

erstellt das Gesundheitsamt ein Konzept, wie der Gesundheitsbericht zukünftig aufgebaut sein 

soll. Ein erster allgemeiner Bericht nach dem neuen Konzept wird nicht vor 2025 fertiggestellt. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte regelmäßig Gesundheitsberichte erstellen. In diesen sollten 

grundlegende Themen zu Gesundheit und Prävention betrachtet werden. Soziale Gegeben-

heiten sollte sie dabei mit einbeziehen.  

8.4.2 Organisation 

 Feststellung 

Die Stadt Dortmund hat einen Großteil der Prozesse im Gesundheitsamt definiert und teil-

weise bereits visualisiert. Optimierungspotenzial besteht bei noch fehlenden einheitlichen 

Regelungen zu den dezentral erstellten Prozess- und Qualitätsstandards. Zudem werden ak-

tuell noch nicht alle Arbeitsabläufe optimal durch eine Fachsoftware unterstützt, um Schnitt-

stellen und Medienbrüche zu vermeiden.  

Der ÖGD einer Stadt sollte so organisiert sein, dass eine effektive, effiziente und rechtmäßige 

Aufgabenerledigung möglich ist. Hierzu gehört die Sicherstellung einer einheitlichen und nach-

vollziehbaren Sachbearbeitung durch verbindliche Prozess- und Qualitätsstandards. Der Ein-

satz von Fachsoftware sollte die Arbeitsabläufe sinnvoll unterstützen. Mögliche Synergien soll-

ten genutzt werden. Idealerweise folgt die organisatorische Struktur der Strategie, welche die 

fachlichen Schwerpunkte vorgibt. 
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Überblick über die Erfüllung der Anforderungen an die Organisation des ÖGD  

Anforderung Dortmund 
kreisfreie Städte, die diese 

Anforderung erfüllen 

Es gibt eine Übersicht über alle Aufgaben/Pro-

zesse im ÖGD. 
erfüllt 17 von 22 

Verbindliche (schriftliche) Verfahrensstandards 

sind vorhanden. 
teilweise erfüllt 9 von 22 

Die Aufgaben werden sinnvoll durch eine Fach-

software unterstützt. 
teilweise erfüllt 17 von 22 

Das Gesundheitsamt der Stadt Dortmund (Fachbereich 53) ist dem Dezernat 5 für Arbeit, Ge-

sundheit, Soziales, Sport und Freizeit zugeordnet.  

Das Gesundheitsamt untergliedert sich in folgende Abteilungen: 

 53/1 Verwaltungsabteilung 

 53/2 Sozialmedizin  

 53/3 Infektionsschutz und Umweltmedizin 

 53/4 Sozialpsychiatrischer Dienst 

 53/5 Zahnärztlicher Dienst 

 53/6 Gesundheitsdienst für Kinder und Jugendliche 

 53/7 Koordinationsstelle 

 53/8 Institut für Rechtsmedizin 

 53/9 Betreuungsbehörde 

Hinzu kommen die Stabstellen 53/Stab – Leitung der medizinischen Dienste gem. § 22 Abs. 2 

ÖGDG sowie 53/Apothekenaufsicht. 

In der Vergangenheit ist die Organisationsstruktur angepasst worden. So wurden zwischenzeit-

lich zwei Abteilungen zusammengelegt, da eine Abteilungsleitung in den Ruhestand eingetreten 

ist. Aufgrund der umfangreichen Aufgaben in der größeren Abteilung sowie der hohen Anzahl 

an Mitarbeitenden, wurde die Zusammenlegung jedoch wieder rückgängig gemacht und die 

Führungsposition neu besetzt.  

Das Gesundheitsamt hat ein Prozessregister mit nahezu allen Prozessen erstellt. Anhand des 

Registers wurde eine Priorisierung für die Prozessvisualisierung durchgeführt. Die Visualisie-

rung ist insbesondere für die fortschreitende Digitalisierung und die Anforderungen des OZG 

(Onlinezugangsgesetz) sinnvoll. Aber auch für Stellenbeschreibungen und die Einarbeitung 

neuer Mitarbeitender ist eine Übersicht über alle Prozesse und Aufgaben im Gesundheitsamt 

hilfreich. In den nächsten Jahren werden noch weitere Prozesse folgen. Eine Zeitplanung, wann 

dies abgeschlossen sein wird, gibt es bisher nicht.  



  Stadt Dortmund    Öffentlicher Gesundheitsdienst    050.010.050_03371 

Seite 267 von 316 

Hat man die Prozesse erarbeitet, kann dies auch als Grundlage für Qualitätsstandards dienen. 

So können auf Basis einer Prozessdarstellung Standards festgelegt und Checklisten erstellt 

werden. Handlungsanweisungen gibt es bei der Stadt Dortmund schon in einigen Bereichen. So 

gibt es teilweise Handbücher, die auch laufend aktualisiert werden. Eine zentrale Sammlung o-

der Vorgaben, welche Anweisungen zu erstellen sind, gibt es nicht. Bei der Erstellung von Qua-

litätsstandards können möglicherweise auch definierte Ziele mit eingebunden werden. Hat die 

Stadt sich beispielsweise Ziele im Bereich Gesundheitsprävention gesetzt, können diese in den 

die Prävention berührenden Prozessen berücksichtigt werden. 

 Empfehlung 

Das Gesundheitsamt Dortmund sollte die Prozessübersicht vervollständigen und die Pro-

zesse visualisieren. Für die Verfahrensstandards sollte das Gesundheitsamt einheitliche 

Vorgaben entwickeln, welche Mindeststandards zu erfüllen sind. Die definierten Prozesse 

können dabei als Grundlage genutzt werden. 

Die festgelegten und optimierten Prozesse sind eng mit der Nutzung einer Fachsoftware ver-

knüpft. Das ist sinnvoll, um Medienbrüche zu vermeiden und eine effiziente Bearbeitung zu un-

terstützen. Ist eine Umsetzung des anvisierten Prozesses in der Fachsoftware nur rudimentär 

möglich, kann es auch sinnvoll sein, die Software zu wechseln. Das Gesundheitsamt Dortmund 

weitet aktuell die Anwendung ihrer gewählten Software aus. Hierbei ist sie im engen Austausch 

mit dem Softwareanbieter, damit die Module zur Arbeitsweise der Stadt passen. Bisher ist es 

noch nicht für alle Bereiche umsetzbar, weshalb noch verschiedene Softwarelösungen zum Ein-

satz kommen. Nicht alle stellen eine E-Akte zur Verfügung, um Medienbrüche zu vermeiden. 

Weitere Ausführungen hierzu finden sich im Kapitel „Digitalisierung“. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte ihre Bemühungen fortsetzen, soweit möglich eine optimierte Fach-

software für das Gesundheitsamt flächendeckend einzuführen. 

8.4.3 Finanz- und Fachcontrolling 

 Feststellung 

Die Stadt Dortmund erhebt umfangreiche Grunddaten für ein Fachcontrolling. Auch die 

Haushaltsausführung wird regelmäßig über ein Finanzcontrolling überwacht. Das Gesund-

heitsamt könnte die Analyse und Kontrolle durch eine Verknüpfung dieser Daten noch weiter 

ausbauen.  

Eine Stadt sollte über ein produktorientiertes Finanzcontrolling Transparenz in der Entwicklung 

von Finanz-, Fall- und Stellendaten herstellen. Alle Beteiligten sollten regelmäßig über Control-

ling-Berichte informiert werden. Aus den Informationen sollten Handlungsansätze abgeleitet 

werden. 

Zudem sollte eine Stadt über ein Fachcontrolling verfügen und die Einhaltung von Fach- und 

Qualitätsstandards überprüfen. Die Ergebnisse bilden die Grundlage für eine kontinuierliche 

Qualitätssicherung und -entwicklung. 
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Überblick über die Erfüllung der Anforderungen an ein Fach- und Finanzcontrolling des ÖGD  

Anforderung Dortmund 
kreisfreie Städte, die diese An-

forderung erfüllen 

Die Stadt verfügt im ÖGD über ein Finanzcon-

trolling. 
teilweise erfüllt 7 von 22 

Die Stadt verfügt im ÖGD über ein Fachcon-

trolling. 
teilweise erfüllt 5 von 22 

Die Stadt Dortmund überwacht die Ausführung des Haushalts für den Bereich ÖGD direkt im 

Gesundheitsamt. In der Abteilung 53/1-2 Controlling, Haushalt und Ordnungsrecht werden mo-

natliche Auswertungen zum Stand der Finanzwirtschaft erstellt. Ein Überblick über die Ausfüh-

rung des Haushaltsplans ist wichtig, um eine geregelte Budgetverwaltung zu gewährleisten. Nur 

so können die Mittel strategisch und zielgerichtet eingesetzt werden. Durch systematische Pla-

nung, Überwachung, Analyse und Berichterstattung ermöglicht es das Finanzcontrolling, finan-

zielle Ressourcen effizient zu nutzen, Risiken zu minimieren und Transparenz zu schaffen. 

Die Auswertungen der Stadt enthalten Ist-Stände der bisher aufgewandten Finanzmittel sowie 

Prognosen zum Jahresende. In den monatlichen Auswertungen werden Abweichungen zum 

Haushaltsplan erläutert. Kennzahlen, um die Auswertung noch besser einordnen zu können, 

verwendet die Stadt nicht. 

Um die Finanzdaten analysieren zu können, müssen diese im Kontext mit den Fachdaten be-

trachtet werden. Über ein Fachcontrolling werden die Fachdaten gesammelt. Damit werden die 

fachlichen Leistungen und Prozesse überwacht und gesteuert. Hierbei fließen sowohl Aspekte 

des Qualitätsmanagements ein, aber auch eine Prüfung der Zielerreichung.  

Über die reinen Grunddaten wertet die Stadt Dortmund unter anderem aus, wie viele Belehrun-

gen oder Gutachten durchgeführt wurden. Das Gesundheitsamt erhebt im großen Umfang so-

wohl Dienstleistungszahlen als auch die dazugehörigen geleisteten Arbeitsstunden. Dadurch 

kann man nachvollziehen, ob beispielsweise die Gutachtenerstellung mehr Zeit in Anspruch ge-

nommen hat als üblicherweise. 

Durch eine Verknüpfung dieser Daten mit den Finanzdaten würde eine weitere Dimension hin-

zukommen. Dann lägen nicht nur Informationen vor, welche Leistungen durchgeführt wurden. 

Das Gesundheitsamt wäre gleichzeitig in der Lage zu beurteilen, ob sich die Leistung auf dem 

gleichen Kostenniveau wie in den Vorjahren bewegt. Dadurch könnte das Gesundheitsamt bei 

Bedarf Steuerungsmaßnahmen ergreifen, um das Kostenniveau zu senken oder die erzielten 

Gebühren zu erhöhen.  

Ziele, die auf diese Weise gemessen und überprüft werden, können sich auch aus der Gesund-

heitsberichterstattung ergeben. Zeigt diese Handlungsbedarfe auf, kann die Stadt daraus Ziele 

formulieren. Sobald diese ausreichend konkretisiert sind, vor allem die Zeitschiene sowie der 

konkret definierte Umfang, kann die Zielerreichung als Teil des Fachcontrollings kontrolliert wer-

den. Hierdurch stehen der Stadt auch unterjährig Informationen zur Verfügung, ob gegebenen-

falls Steuerungsmaßnahmen ergriffen werden müssen.  
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 Empfehlung 

Durch eine Verknüpfung von Fach- und Finanzdaten sollte das Gesundheitsamt Dortmund 

die Aussagekraft ihrer Controllingberichte verbessern. 

Zu einem Fach- und Finanzcontrolling gehört auch ein Trägercontrolling. Dieses steuert und 

kontrolliert die Zuschüsse an freie Träger, die Aufgaben für die öffentliche Gesundheitsvorsorge 

wahrnehmen. Die Stadt Dortmund überarbeitet aktuell ihr Trägercontrolling. Die Stadt möchte 

damit Regeln und Maßstäbe erarbeiten, nach denen die Zuschusshöhe bewertet werden kann. 

Aufgrund der gestiegenen Kosten sind die Zuschüsse nach Auskunft der Träger aktuell nicht 

auskömmlich. Zu den definierten Parametern können auch Ziele gehören, die mit der Zuschuss-

gewährung erreicht werden sollen. Anhand von Kennzahlen könnte die Stadt in Zukunft dann 

messen, inwieweit die Ziele erreicht werden oder ob zusätzliche Steuerungsmaßnahmen erfor-

derlich sind.  

 Empfehlung 

Das Gesundheitsamt der Stadt Dortmund sollte Ziele und Entscheidungsparameter für ein 

Trägercontrolling definieren.  

8.4.4 Kommunikation in Krisenfällen 

 Durch die Mitgliedschaft des Gesundheitsamtes im ständigen Krisenstab der Stadt Dort-

mund ist dessen Beteiligung im Krisenfall sichergestellt. 

Eine Stadt sollte die Beteiligung des ÖGD in Krisenfällen eindeutig und verbindlich regeln. Die 

Schnittstellen sollten auf das notwendige Maß beschränkt sein, um die Reaktionszeit zu verkür-

zen. Medienbrüche bei den Meldewegen sollten nach Möglichkeit vermieden werden. 

Die Koordination des Krisenmanagements der Stadt Dortmund erfolgt im Amt für Feuerwehr, 

Rettungsdienst und Bevölkerungsschutz im Dezernat 3. Das kommunale Krisenmanagement 

wird durch die gpaNRW als eigenes Prüfungsthema im Bericht „Kommunales Krisenmanage-

ment“ behandelt. Jedoch gibt es nahezu keine Krise, die nicht auch Belange des öffentlichen 

Gesundheitsdienstes betrifft. Die Stadt hat für das Gesundheitsamt keinen eigenen Krisenkom-

munikationsplan erstellt. Das Gesundheitsamt ist aber Teil des Krisenstabs der Stadt Dortmund. 

Dadurch ist es sofort in Entscheidungen mit eingebunden und die Informationsflüsse zum Ge-

sundheitsamt sind gewährleistet.  

Die Mitglieder des Krisenstabs aus dem Gesundheitsamt sind zum Thema Krisenmanagement 

geschult. Sollte eine Krise vorliegen, sind die Abläufe und Zuständigkeiten klar geregelt. Wäh-

rend der Corona-Pandemie hat das Gesundheitsamt eine Parallelstruktur mit eigenen Teams 

und Führungspersonal aufgebaut. Dadurch sollte die Anleitung und Einbindung des zusätzli-

chen Personals gegeben sein. Am Höhepunkt der Krise 2021 waren dem Gesundheitsamt fast 

81 zusätzliche Vollzeit-Stellen zugeordnet worden, vor allem im Bereich der Kontaktnachverfol-

gung. Seit 2024 sind die zusätzlichen Stellen, die sich allein um Corona-Sachverhalte küm-

mern, vollständig abgebaut worden. Somit gibt es auch keine Parallelstruktur mehr. Die Mitar-

beitenden, die Mitglied im Krisenstab sind, verfügen über aktuelle Ruflisten und Zuständigkeits-

regelungen aus dem Gesundheitsamt. Bei einem erneuten Krisenfall ist somit ein schnelles 

Handeln möglich.  
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8.5 Personal 

Die Corona-Pandemie hat die Aufmerksamkeit auf die angespannte Personalsituation im ÖGD 

gelenkt. Die Pandemie führte durch die hohen Infektionszahlen und häufigen Rechtsanpassun-

gen zu außerordentlichen Belastungen der Mitarbeitenden. Die normale Arbeit in den Gesund-

heitsämtern des Landes ist durch diese herausfordernde Situation an vielen Stellen nahezu 

zum Stillstand gekommen.  

Der Bund hat daher zusammen mit den Ländern beschlossen, den öffentlichen Gesundheits-

dienst durch den Pakt für den ÖGD zu stärken. Ein zentrales Ziel des Paktes ist, die Personalsi-

tuation zu verbessern. So soll nicht nur der Personalkörper aufgestockt werden. Auch die At-

traktivität des ÖGD soll steigen. Neues Personal soll gewonnen und das Bestehende gehalten 

und motiviert werden. 

8.5.1 Personalressourcen 

 Durch den Pakt ÖGD konnte die Stadt Dortmund die Personalsituation ihres Gesundheits-

amtes deutlich verbessern. Die Stadt setzt bei der Aufgabenerledigung im Gesundheitsamt 

zu einem erheblichen Umfang auf Personal mit medizinischem Fachwissen. 

Eine Stadt sollte die notwendigen Personalressourcen vorhalten, um die Aufgaben des ÖGD 

effektiv und mit der erforderlichen Qualität bearbeiten zu können. Hierfür ist eine Personalbe-

darfsplanung notwendig, die geplante Fluktuationen berücksichtigt. Neben Verwaltungskennt-

nissen ist für diverse Aufgabenbereiche auch medizinisches Fachwissen notwendig.  

Überblick über die Erfüllung der Anforderungen an den Personaleinsatz des ÖGD  

Anforderung Dortmund 
kreisfreie Städte, die diese An-

forderung erfüllen 

Die Stadt hat im ÖGD eine Personalbedarfs-

planung. 
erfüllt 15 von 22 

Aktuelle Stellenbeschreibungen liegen vor. erfüllt 11 von 22 

Maßnahmen zur Personalgewinnung werden 

genutzt. 
erfüllt 12 von 22 

Die Personalsituation im Gesundheitsamt der Stadt Dortmund hat sich seit Auslaufen der pan-

demischen Lage deutlich verbessert. Gegenüber 2020 hat die Stadt 41 zusätzliche Vollzeit-Stel-

len geschaffen. Diese gehen auf geförderte Stellen nach dem Pakt ÖGD zurück. Auch in den 

anderen kreisfreien Städten hat ein Stellenaufbau stattgefunden. 
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Vollzeit-Stellen Beamte und Beschäftigte – Jahreswert Dortmund 2020 - 2023 

2020 2021 2022 2023 

121 125 131 148 

Der tatsächlich besetzte Stellenzuwachs bis 2023 beträgt rund 27 Vollzeit-Äquivalente. Die zeit-

lich befristeten Stellen, die aufgrund der Corona-Pandemie zum Beispiel zur Kontaktnachverfol-

gung geschaffen wurden, sind hier herausgerechnet. Zudem werden hier lediglich die Stellen 

für Aufgaben nach dem ÖGDG NRW berücksichtigt. Unter anderem die Betreuungsbehörde so-

wie die Rechtsmedizin, die zum Gesundheitsamt Dortmund gehören, sind hierbei nicht enthal-

ten. 

Die Personalressourcen stellen wir anhand der Kennzahl Vollzeit-Stellen ÖGD im interkommu-

nalen Vergleich dar. Aufgrund der umfangreichen Neustrukturierungen, vergleichen wir die Voll-

zeit-Stellen erst für das Jahr 2023. 

Vollzeit-Stellen ÖGD je 100.000 EW* 2023 

 

* Einwohnerin bzw. Einwohner 

In den interkommunalen Vergleich sind 18 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 
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Die Stadt Dortmund setzt im ÖGD weniger Personal ein als viele andere kreisfreie Städte. Den 

Personalbedarf ermittelt das Gesundheitsamt regelmäßig nach Veränderungen im Aufgabenbe-

reich. Altersbedingte Fluktuationen werden in der Berechnung berücksichtigt. Je nach Stelle 

wird auch eine überlappende Wiederbesetzung angestrebt. Die Soll-Stellenausstattung stimmt 

überwiegend mit der Ist-Stellenausstattung überein. Vor allem die Besetzung von Verwaltungs-

stellen erfolgt in der Regel problemlos, da diese oft innerhalb der Stadtverwaltung rekrutiert 

werden. Anders ist es bei der Besetzung von Stellen im medizinischen Bereich. Diese kommen 

meist von außerhalb der Stadtverwaltung und sind oft Quereinsteiger in der Verwaltung.  

Die Stadt Dortmund aktualisiert Stellenbeschreibungen anlassbezogen. Das kann zum Beispiel 

die Übertragung zusätzlicher Aufgaben sein – vor allem, falls diese bewertungsrelevant sein 

könnten. Aufgabenübertragungen erfolgen nur durch das Personalamt. Unbemerkte Stellenan-

reicherungen sind damit ausgeschlossen. Das ist wichtig, da sonst die tatsächliche Tätigkeit 

von der bewerteten offiziellen Tätigkeit abweichen könnte. Auch bei einer Ausschreibung der 

Stelle wird die Stellenbeschreibung noch einmal überprüft. Sind Änderungen absehbar, können 

diese sofort bei den Stellenanzeigen berücksichtigt werden. Durch die grundsätzlich aktuell ge-

haltenen Stellenbeschreibungen wird auch die Tätigkeitsbeschreibung bei der Stellenausschrei-

bung erleichtert.   

Die Städte setzen im unterschiedlichen Maß medizinisches Fachpersonal und Ärztinnen und 

Ärzte ein. Die gpaNRW hat daher auch hier einen interkommunalen Vergleich erhoben.  

Vollzeit-Stellen medizinisches Fachpersonal und Ärztinnen und Ärzte je 100.000 Einwohner 2023 

Kennzahl 
Dort-

mund 

Mini-

mum 

1. Vier-

telwert 

2. Vier-

telwert 

(Me-

dian) 

3. Vier-

telwert 

Maxi-

mum 

Anzahl 

Werte 

Vollzeit-Stellen medizinisches Fach-

personal ÖGD je 100.000 EW 
7,90 3,70 6,84 8,64 12,28 24,08 18 

Vollzeit-Stellen Ärztinnen und Ärzte 

ÖGD je 100.000 EW 
5,85 2,93 4,17 4,90 5,15 7,04 18 

Die Stadt Dortmund beschäftigt mehr Ärztinnen und Ärzte im ÖGD als rund 75 Prozent der Ver-

gleichsstädte. Beim medizinischen Fachpersonal haben die meisten kreisfreien Städte mehr 

Vollzeit-Stellen je Einwohnerinnen und Einwohner besetzt. Wie bereits festgestellt, hat die Stadt 

im ÖGD weniger Personal eingesetzt als viele andere Städte. Es ist daher möglich, dass sich 

das auch auf das medizinische Fachpersonal je Einwohner auswirkt. Wir betrachten daher 

auch, mit welchen Anteilen die verschiedenen Fachrichtungen im Gesundheitsamt beschäftigt 

sind.  
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Anteil der Vollzeit-Stellen verschiedener Fachrichtungen an den Vollzeit-Stellen ÖGD 2023 

Kennzahlen 
Dort-

mund 

Mini-

mum 

1. Vier-

telwert 

2. Vier-

telwert 

(Me-

dian) 

3. Vier-

telwert 

Maxi-

mum 

Anzahl 

Werte 

Anteil Vollzeit-Stellen sonstiges Personal an 

den Vollzeit-Stellen ÖGD in Prozent 
44,99 20,12 42,80 46,84 53,22 68,55 18 

Anteil Vollzeit-Stellen medizinisches Fachper-

sonal an den Vollzeit-Stellen ÖGD in Prozent  
31,60 17,27 25,95 33,28 36,50 62,75 18 

Anteil Vollzeit-Stellen Ärztinnen und Ärzte an 

den Vollzeit-Stellen ÖGD in Prozent  
23,41 10,82 14,02 17,18 23,10 28,21 18 

Das „sonstige Personal“ sind zu einem großen Anteil Personen mit einer Verwaltungsausbil-

dung. Aber auch weitere Fachlichkeiten, wie Sozialpädagogik, sind in dem Anteil enthalten. 

Diese werden vor allem im sozialpsychiatrischen Dienst eingesetzt.  

Medizinisches Fachpersonal, u.a. medizinische Fachangestellte, Pflegefachkräfte oder Hebam-

men wird in nahezu allen Bereichen des Gesundheitsamtes eingesetzt. Lediglich im Quer-

schnittsbereich Verwaltung sind nur Verwaltungskräfte beschäftigt. Während der Wert auf den 

Einwohner bezogen eher unterdurchschnittlich ist, setzt die Stadt im Verhältnis mehr medizini-

sches Fachpersonal als bei rund die Hälfte der Vergleichsstädte ein.  

Nur wenige Städte haben anteilig noch mehr Ärztinnen und Ärzte beschäftigt. Die im Gesund-

heitsamt eingesetzten Ärztinnen und Ärzte haben unterschiedliche Fachrichtungen. Neben 

Fachärzten unter anderem für Kinder- und Jugendmedizin gibt es auch die Facharzt-Weiterbil-

dung Öffentliches Gesundheitswesen. Diese Fachrichtung wurde speziell für die Arbeit im Öf-

fentlichen Gesundheitsdienst entwickelt. Bei der Stadt Dortmund sind mehrere Ärztinnen und 

Ärzte mit dieser Fachrichtung beschäftigt. Die Weiterbildung ist sehr zeitintensiv und erfordert 

auch mehrere Praktika außerhalb des Gesundheitsamtes. Dadurch stehen die Mitarbeitenden 

während der Weiterbildung nicht immer mit ihrer Arbeitskraft zur Verfügung. Dennoch sieht das 

Gesundheitsamt einen Mehrwert durch die Weiterbildung. Die Stadt ist in der Lage, die Weiter-

bildung selbst anzubieten. Hierfür ist mindestens eine Ärztin oder Arzt mit einer Weiterbildungs-

befugnis notwendig.  

Neben den Kenntnissen, die zusätzlich erworben werden, ist die Facharzt-Weiterbildung auch 

für die persönlichen Weiterentwicklungen der Ärztinnen und Ärzte interessant. Die Möglichkeit 

der persönlichen Weiterentwicklung ist ein wichtiger Faktor bei der Rekrutierung neuer Arbeits-

kräfte. Hinzu kommen auch monetäre Aspekte: Durch die Absolvierung der Fortbildung gewährt 

die Stadt Dortmund eine Fachkräftezulage. Hinzu kommen auch verbesserte Chancen auf hö-

here Führungspositionen. 

Um Fachkräfte für den öffentlichen Dienst zu gewinnen, müssen Gesundheitsämter auch neue 

Wege gehen. Teilweise arbeiten Gesundheitsämter bereits mit Universitäten zusammen, um 

frühzeitig Kontakt zu Studierenden aufzubauen. Durch Praktikumsplätze können Studierende 

frühzeitig gebunden werden. Aber auch eine Kooperation bei Vorlesungen im Studium kann auf 

eine Karriere im Gesundheitsamt aufmerksam machen. Die Stadt Dortmund bietet die Möglich-

keit für Medizinstudierende, ein Praktikum zu absolvieren. Es gibt auch Überlegungen, dass das 

Pflichtpraktikum im Praktischen Jahr des Studiums im Gesundheitsamt absolviert werden kann. 

Hierfür sind aber umfangreiche Vorbereitungen notwendig, unter anderem durch die Erstellung 
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eines Curriculums. Ob und wann eine solche Möglichkeit in Dortmund geschaffen wird, ist also 

unklar.  

Aber um erfahrenes Personal zu gewinnen, reicht eine Kooperation mit Universitäten nicht aus. 

Zudem hat das Gesundheitsamt auch einen Bedarf an Fachkräften, die nicht zu einer Hoch-

schule gehen. Das Gesundheitsamt hat die Möglichkeit, je nach Zielgruppe unterschiedliche 

Wege der Personalgewinnung zu gehen. Über Social Media können gezielt Gruppen nach Alter 

oder Interessen angesprochen werden. Gleiches gilt für Ausschreibungen in Fachzeitschriften 

wie dem Ärzteblatt. Letzteres nutzt auch die Stadt Dortmund bereits, um Ärztinnen und Ärzte zu 

rekrutieren. Aber auch klassische Wege wie der Einsatz eines Personalrecruiters können erwo-

gen werden. Auch in Dortmund kamen diese in den vergangenen Jahren vermehrt zu Einsatz.  

Zudem ist es bei den Ausschreibungen wichtig, Vorteile darzustellen, um im interkommunalen 

Konkurrenzkampf attraktiv zu sein. Die Stadt Dortmund hat Flyer zu ihrer Rolle als Arbeitgeberin 

entwickelt, die den Stellenausschreibungen auf der Internetseite beigefügt sind. Zur gezielteren 

Ansprache jüngerer Bewerber könnte statt oder zusätzlich zum Flyer auch eine modernere 

Form der Information gewählt werden, etwa ein Imagefilm.  

Ein Hemmnis für Bewerberinnen und Bewerber sind die Befristungen bei Stellenausschreibun-

gen. Das kann zum Beispiel bei Elternzeitvertretungen oder bei den zusätzlichen Stellen sein, 

die durch den Pakt ÖGD geschaffen wurden. Viele Städte verzichten auf die Befristung bei den 

Pakt ÖGD-Stellen trotz der zeitlich begrenzten Finanzierung. Einige rechnen damit, das zusätz-

liches Personal auch ohne weitergehende Finanzierung durch die übliche Fluktuation weiterbe-

schäftigen zu können. Es ist nicht ausgeschlossen, dass die Finanzierung über 2026 hinaus 

verlängert wird. Letzteres bringt die Stadt Dortmund auch in ihren Stellenausschreibungen zum 

Ausdruck. In diesen weist sie darauf hin, dass eine Verlängerung der Befristung aufgrund der 

Weitergewährung der Mittel wahrscheinlich ist. Nach Aussage der Stadt hatte sie bisher trotz 

der Befristung in einem ausreichenden Umfang Bewerbungen auf die Stellen.  

Aktuell sieht sich die Stadt Dortmund personell gut aufgestellt. Sollten trotz der Bemühungen 

Stellen offenbleiben, kann das Gesundheitsamt auch über Umstrukturierungen nachdenken. So 

können einzelne Aufgaben möglicherweise ausgegliedert werden. Schon aktuell ist es so, dass 

die Untersuchungen von Quereinsteigern in den Schulbetrieb durch Dritte bei Bedarf unterstützt 

werden. Diese sitzen ebenfalls im Gebäude des Gesundheitsamtes, sind aber nicht bei der 

Stadt angestellt. Auch neue Prozesse sind möglich. Zur Entlastung der Ärztinnen und Ärzte hat 

Dortmund daher auch die Schuleingangsuntersuchungen umgestellt. Früher mussten alle Kin-

der durch Amtsärzte und –ärztinnen begutachtet werden. Mittlerweile fährt Dortmund ein zwei-

stufiges Verfahren: Im ersten Schritt erfolgt eine Begutachtung durch medizinisches Fachperso-

nal. Ist die Untersuchung unauffällig und liegen keine weiteren Hinweise aus der Kindertages-

stätte oder vom Kinderarzt vor, ist die Untersuchung damit bereits abgeschlossen. Nur bei Auf-

fälligkeiten oder Grenzfällen wird eine Ärztin oder ein Arzt hinzugezogen. Dadurch können ärzt-

liche Stellen eingespart werden und das Verfahren wird verkürzt.  
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8.5.2 Arbeitsbedingungen 

 Feststellung 

Die Stadt Dortmund hat bereits einige Maßnahmen ergriffen, um gute Arbeitsbedingungen 

zu schaffen und die Mitarbeitendenzufriedenheit zu steigern. Hier sind vor allem die flexiblen 

Arbeitsmodelle sowie die moderne Arbeitsplatzausstattung zu nennen. Sowohl beim Fortbil-

dungs- und Wissensmanagement als auch bei der Mitarbeiterpartizipation gibt es jedoch 

noch weitere Verbesserungsmöglichkeiten. 

Um Personal im ÖGD zu gewinnen und zu halten, sollte eine Stadt attraktive Arbeits- und Rah-

menbedingungen schaffen. Zu den attraktiven Arbeits- und Rahmenbedingungen gehören bei-

spielsweise Aspekte wie Mitarbeiterpartizipation und –qualifizierung, ein Wissensmanagement, 

flexible Arbeitszeitmodelle (inkl. Homeoffice) und die technische Ausstattung der Arbeitsplätze.  

Überblick über die Erfüllung der Anforderungen an die Arbeitsbedingungen des ÖGD  

Anforderung Dortmund 
kreisfreie Städte, die diese An-

forderung erfüllen 

Es gibt Maßnahmen zur Mitarbeiterpartizipa-

tion. 
teilweise erfüllt 18 von 22 

Es liegen Regelungen zu der Ausstattung der 

Mitarbeitenden mit digitalen Endgeräten vor. 
erfüllt 21 von 22 

Es gibt ein System nach dem Schulungsbe-

darfe ermittelt werden. 
teilweise erfüllt 13 von 22 

Die Stadt Dortmund legt großen Wert auf die Bindung des bestehenden Mitarbeiterstamms. 

Hierfür ergreift sie verschiedene Maßnahmen, um die Arbeitsbedingungen attraktiv zu gestal-

ten. Die Fragestellungen aus dem Anforderungskatalog Arbeitsbedingungen sowie weitere As-

pekte betrachten wir in den folgenden Kapiteln.  

8.5.2.1 Attraktives Arbeitsumfeld  

Die Beteiligung der Beschäftigten, eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf, die Aus-

stattung der Mitarbeitenden mit modernen IT-Endgeräten und Software in modernen Arbeitswel-

ten tragen u.a. dazu bei, die Qualität der Dienstleistungen im ÖGD zu verbessern, die Motiva-

tion und das Engagement der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu fördern und letztendlich bes-

sere Ergebnisse für die Gesundheit der Gemeinschaft zu erzielen.  

Eine Partizipation von Mitarbeitenden kann auf verschiedene Weisen gelingen. Die Stadt Dort-

mund führt zentral Befragungen der Mitarbeitenden durch. Zuletzt wurden sie 2022 befragt. Da 

es sich um eine zentrale Maßnahme handelt, erfolgen keine speziellen Fragen zum Gesund-

heitsamt. Die Ergebnisse werden an die einzelnen Ämter weitergegeben. Für das Gesundheits-

amt ließen sich keine konkreten Ergebnisse oder Handlungserfordernisse aus der Befragung 

ableiten.  

Die Mitarbeitenden im Gesundheitsamt haben im Rahmen von regelmäßigen Dienstbespre-

chungen die Möglichkeit, sich einzubringen. Hinzu kommen jährliche Personalgespräche, die 

hierfür genutzt werden können. In anderen Gesundheitsämtern werden teilweise Workshops zur 
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strategischen Ausrichtung durchgeführt. Auch Feedback-Boxen für anonymisierte Rückmeldun-

gen des Personals werden genutzt.  

 Empfehlung 

Das Gesundheitsamt Dortmund sollte prüfen, ob zusätzliche Feedback-Mechanismen einge-

führt werden. Hierdurch könnte eine noch bessere Einbindung der Mitarbeitenden erreicht 

werden. 

Um als Arbeitgeber attraktiv zu sein, bietet die Stadt flexible Arbeitszeitmodelle an. Den Mitar-

beitenden soll dadurch die größtmögliche Flexibilität geboten werden. Auch Ausbildungen wer-

den durch die Stadt in Teilzeit angeboten. Zudem können die Mitarbeitenden zum Teil von zu-

hause aus arbeiten. Hierfür gibt es für alle Arbeitsbereiche Kurzkonzepte, die festlegen, in wel-

chem Umfang mobiles Arbeiten möglich ist. Die Konzepte wurden unter Mitwirkung der einzel-

nen Abteilungen im Gesundheitsamt entwickelt. Rund 98 Prozent der Mitarbeitenden im Ge-

sundheitsamt sind bereits mit einem Laptop ausgestattet. Angestrebt ist, dass alle Mitarbeiten-

den mobile digitale Endgeräte nutzen können. Dadurch hat jeder möglichst ähnliche Chancen, 

von zuhause zu arbeiten, was wiederum Unzufriedenheit aufgrund von Ungleichbehandlung 

vermeidet. 

Durch die fortschreitende Digitalisierung ergeben sich auch weitere Arbeitserleichterungen. Au-

ßentermine, zum Beispiel durch die Hygienekontrolleure, können mithilfe von Tablets einfacher 

und schneller dokumentiert werden. Um das Potenzial voll auszuschöpfen, sind ein digitaler Zu-

griff auf die Akten sowie ein Dokumentenmanagementsystem notwendig. Durch die verwendete 

Fachsoftware können die Mitarbeitenden in Dortmund die Arbeitsergebnisse für manche Berei-

che sofort in der Akte vermerken85. Die Hygienekontrolleurinnen und -kontrolleure der Stadt ar-

beiten zeitnah vollständig mit Tablets. Für die Amtsapotheker steht aktuell noch keine mobile 

Schnittstelle zur Verfügung, die zu einer Arbeitserleichterung führen würde. Zukünftig soll aber 

auch der Bereich mit Tablets ausgestattet werden. Smartphones werden bei Bedarf und auf An-

frage für den rein dienstlichen Gebrauch genehmigt. Die Stadt entscheidet bei der Ausgabe von 

mobilen Endgeräten nach einheitlichen Kriterien. Die Prozesse sind darauf ausgelegt, dass 

durch die Endgeräte die Arbeitsabläufe beschleunigt und vereinfacht werden. Durch zentrale 

Dienstanweisungen sind auch die Fragen des Datenschutzes sowie der Nutzbarkeit klar gere-

gelt. Dieser klare Handlungs- und Entscheidungsrahmen ist geeignet, die Arbeitszufriedenheit 

der Mitarbeitenden positiv zu beeinflussen. 

Nicht nur weiche Faktoren wie Partizipation sind wichtig für die Zufriedenheit der Mitarbeiten-

den. Auch die Vergütung kann hierbei eine Rolle spielen. Die Entgelte sind zu einem großen 

Teil durch gesetzliche und tarifliche Regelungen bestimmt. Durch unterschiedliche Organisation 

der Arbeitsbereiche kann es aber zu Unterschieden zwischen den Gesundheitsämtern kom-

men. 

Nachstehend vergleicht die gpaNRW die Entgelt- und Besoldungsstruktur der Stadt Dortmund 

mit dem durchschnittlichen Niveau aller geprüften Städte. Zur vereinfachten Darstellung haben 

wir die in der Wertigkeit vergleichbaren Entgelt- und Besoldungsgruppen jeweils zusammenge-

fasst. Auf der horizontalen Achse stehen die aggregierten Entgelt- und Besoldungsgruppen, auf 

der vertikalen Achse die Prozentangaben. 

 

85 Zum Stand des Dokumentenmanagementsystems führt die gpaNRW im Kapitel „Digitalisierung“ noch mehr aus. 
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Aggregiertes Besoldungs- und Entgeltniveau in Prozent 2023 

 

Die Stadt Dortmund hat anteilig mehr Mitarbeitende in höheren Besoldungs- und Entgeltgrup-

pen beschäftigt als andere kreisfreie Städte. Die höhere Besoldung der Dezernenten, die große 

Zahl an Mitarbeitenden und damit organisatorische Faktoren wie die Leitungsspanne können zu 

einer höheren Eingruppierung der Führungspositionen führen. Unterschiede ergeben sich auch 

in den unteren Entgeltgruppen. Die Stadt Dortmund ordnet die zahnmedizinischen Fachange-

stellten (ZFA) mit E6 ein. Viele andere kreisfreie Städte bewerten die Stellen mit E5. Daher 

ergibt sich in der dargestellten Grafik eine Verschiebung von E5 zu E6. Dies kann bei Aus-

schreibungen der ZFA dazu führen, dass Dortmund einen Vorteil gegenüber anderen kreis-

freien Städten hat. Ähnlich ist es bei den höher bewerteten Führungspositionen. Dadurch kön-

nen unter Umständen Stellen schneller wiederbesetzt werden, was wiederum den Arbeitsdruck 

des schon bestehenden Personalkörpers mindern kann. 

Über alle Entgelt- und Besoldungsstufen hinweg sind laufende Fortbildungen und ein Wissens-

management unerlässlich für eine gute Aufgabenerledigung. Beide Themen betrachten wir im 

folgenden Abschnitt genauer.  

8.5.2.2 Wissensmanagement und Qualifizierung 

Fort- und Weiterbildungen sind wichtig, um Fachkräfte im ÖGD zu halten und zu motivieren. 

Schulungen, Fortbildungen und Workshops halten das Know-how der Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter auf einem aktuellen Stand. Angesichts des demografischen Wandels gewinnt auch der 

Wissenstransfer ausscheidender Fachkräfte eine immer größere Bedeutung. 

In den nächsten fünf Jahren werden rund zehn Prozent des Gesundheitsamtspersonals der 

Stadt Dortmund in den planmäßigen Ruhestand eintreten. Das stellt die Stadt Dortmund vor 

große Herausforderungen. Zum einen ist mit den langjährigen Mitarbeitenden ein hohes Maß 
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an Fachwissen verbunden. Das gewachsene Fachwissen ist oft sehr kleinteilig und erfahrungs-

gebunden. Gerade nur unregelmäßig vorkommende Fallkonstellationen lassen sich nur schwer 

übertragen. Gleichzeitig fällt ein erheblicher Teil des Personalkörpers weg und muss neu rekru-

tiert werden. Neben den Verschiebungen im sozialen Gefüge stellt vor allem diese Rekrutierung 

von Fachpersonal eine große Herausforderung dar.  

Zu Maßnahmen zur Fachkräftegewinnung wurde in den vergangenen Abschnitten schon eini-

ges ausgeführt. Ein weiterer Aspekt ist die Möglichkeit der persönlichen Weiterentwicklung. Ge-

rade die persönliche Qualifizierung ist für viele Mitarbeitende ein wichtiger Punkt, der für oder 

gegen einen Arbeitgeber spricht. Aber auch die Gewissheit, ausreichend und umfassend für die 

Tätigkeiten qualifiziert zu werden, ist von großer Bedeutung.   

Für die Qualifizierung von Mitarbeitenden greift die Stadt Dortmund meist auf das Studieninstitut 

Ruhr zurück, bei dem die Stadt Gesellschafterin ist. Speziell im Gesundheitsamt bietet aber 

auch die Akademie für Öffentliches Gesundheitswesen ihren Mitgliedern kostenfreie Seminare 

zu verschiedenen Bereichen des ÖGD an. Gerade auch für Quereinsteiger bietet die Akademie 

viele Qualifizierungsmaßnahmen.  

Neue Mitarbeitende werden von Kolleginnen und Kollegen eingearbeitet. Teilweise erfolgt auch 

eine Einarbeitung durch die scheidende Arbeitskraft. Eine überlappende Wiederbesetzung er-

folgt aber in der Regel nur bei speziellen Arbeitsplätzen, die eine hohe Expertise erfordern und 

bei denen keine weiteren Mitarbeitenden zur Einarbeitung zur Verfügung stehen. Auch wenn 

teilweise überlappende Wiederbesetzungen vorgesehen sind, gelingt das nicht immer. Die Ein-

arbeitung wird dann erheblich erschwert. Wie bereits festgestellt gibt es in einigen Bereichen 

definierte Prozesse und Arbeitsanweisungen, die die Einarbeitung erleichtern. 

Für das bestehende Personal gibt es kein Fortbildungskonzept. Schulungsbedarfe werden indi-

viduell ermittelt. Dies kann proaktiv durch den Mitarbeitenden geschehen oder im jährlichen 

Personalgespräch Thema sein. Es erfolgt durch das Gesundheitsamt aber keine systematische 

Erfassung des Vorwissens und bisheriger Kenntnisse. Auch gibt es keine Richtlinien, wie viele 

Fortbildungen in der Regel besucht werden sollten. Besuchen Mitarbeitende Fortbildungen, fun-

gieren diese als Multiplikatoren für die Kolleginnen und Kollegen. Dennoch kann nicht ausge-

schlossen werden, dass bei manchen Mitarbeitenden das Fachwissen überholt ist.  

Um die hohe Fachlichkeit von langjährigen Mitarbeitenden zielgerichtet und frühzeitig zu be-

wahren, benötigt das Gesundheitsamt Kenntnisse über die altersbedingte Fluktuation. So kann 

ein Wissensmanagement aufgebaut werden, in dem auch nur unregelmäßig auftretende Sach-

verhalte einfließen. Wichtig sind hierbei zentral vorgegebene Standards, um den unterschiedli-

chen Abteilungen des Gesundheitsamts Qualitätsrichtlinien vorzugeben. Das Gesundheitsamt 

Dortmund befindet sich aktuell noch in der Überlegungsphase, wie ein Wissensmanagement 

sinnvoll aufgebaut werden kann. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte für ihr Gesundheitsamt ein Fortbildungskonzept entwickeln, um 

eine hohe Fachlichkeit sicherzustellen. Eine Grundlage sollte auch die systematische Erhe-

bung von bereits bestehendem Vorwissen der Mitarbeitenden sein. Zudem sollte ein zentra-

les Wissensmanagement aufgebaut werden, um das Wissen ausscheidender Mitarbeitender 

zu bewahren. 
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Vor allem die Digitalisierung hat in den vergangenen Jahren eine deutliche Veränderung des 

Fortbildungsbedarfs und der Arbeitsbedingungen bewirkt. Das Thema Digitalisierung betrachten 

wir daher im folgenden Kapitel ausführlich. 

8.6 Digitalisierung 

In den vergangenen Jahren hat die Digitalisierung im ÖGD an Bedeutung gewonnen. Der Stand 

der Digitalisierung ist bei den Gesundheitsämtern unterschiedlich ausgeprägt. Viele Gesund-

heitsämter haben bereits Schritte unternommen, um ihre Prozesse zu digitalisieren und digitale 

Systeme zu implementieren. Einige der am häufigsten implementierten digitalen Systeme sind 

die elektronische Patientenakte, die digitale Dokumentenverwaltung und Online-Terminverein-

barungen. 

Darüber hinaus nutzen viele Gesundheitsämter auch Datenanalyse-Tools, um Trends und Mus-

ter in ihren Daten zu identifizieren und die Qualität der Dienstleistungen zu verbessern. Die Nut-

zung von Gesundheits-Apps zur Unterstützung und Information von Patienten ist ebenfalls auf 

dem Vormarsch. 

Die Digitalisierung im ÖGD ist allerdings noch nicht flächendeckend und in allen Bereichen um-

gesetzt. Es gibt immer noch Herausforderungen wie den Datenschutz und die Sicherheit von 

digitalen Systemen, die im Gesundheitswesen verwendet werden. Daher wird die Digitalisierung 

im ÖGD in den kommenden Jahren weiterhin ein wichtiges Thema bleiben und sich weiterent-

wickeln. 

Ein wichtiger erster Schritt bei der Digitalisierung von Prozessen im ÖGD ist die Einführung ei-

nes elektronischen Dokumentenmanagementsystems (DMS), das es den Mitarbeitenden er-

möglicht, Dokumente und Akten elektronisch zu verwalten und zu bearbeiten. Durch die Ver-

wendung eines DMS können die Mitarbeitenden Zeit sparen, indem sie Dokumente schnell fin-

den und bearbeiten können, anstatt sie manuell durchsuchen zu müssen. 

Durch die Verwendung von digitalen Kommunikationsmitteln wie E-Mails, Instant Messaging  

oder Video-Konferenzen können Mitarbeitende schnell und einfach miteinander kommunizieren 

und Informationen austauschen. Dies kann dazu beitragen, die Effizienz und Zusammenarbeit 

im Gesundheitsamt zu verbessern. 

Ein weiterer wichtiger Bereich, in dem die Digitalisierung eine große Rolle spielt, ist die Überwa-

chung von Gesundheitsdaten. Durch die Verwendung von digitalen Systemen können Gesund-

heitsdaten sicher gespeichert und einfach ausgewertet werden. Dies kann dazu beitragen, Aus-

brüche von Krankheiten frühzeitig zu erkennen und Maßnahmen zu ergreifen, um ihre Ausbrei-

tung zu verhindern. 

8.6.1 Digitalisierungsstrategie 

 Feststellung 

Die Arbeit im Gesundheitsamt der Stadt Dortmund hat sich durch die Möglichkeiten der Digi-

talisierung deutlich verändert. Das Gesundheitsamt orientiert sich bei den Entscheidungen 
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zur Digitalisierung an der Maßgabe des Pakt ÖGD. Bisher hat es aber keine digitale Fach-

strategie entwickelt, die die zukünftige Entwicklung ins Auge fasst.  

Eine Stadt sollte eine auf den ÖGD abgestimmte digitale Fachstrategie entwickeln, um die Effi-

zienz und Qualität der Leistungen des ÖGD durch technologische Weiterentwicklung zu verbes-

sern. Die digitale Fachstrategie sollte eingebettet sein in eine digitale städtische Gesamtstrate-

gie. Sie sollte auf die spezifischen Bedürfnisse und Anforderungen der Bevölkerung und Mitar-

beitenden zugeschnitten sein. Die Einführung digitaler Technologien sollte stufenweise erfolgen 

und sorgfältig bezüglich der Zielerreichung überwacht werden. 

Überblick über die Erfüllung der Anforderungen an die Digitalisierungsstrategie des ÖGD 

Anforderung Dortmund 
kreisfreie Städte, die diese An-

forderung erfüllen 

Eine Digitalisierungsstrategie für den ÖGD ist 

vorhanden. 
teilweise erfüllt 12 von 22 

Maßnahmen werden aus der Digitalisierungs-

strategie für den ÖGD abgeleitet. 
teilweise erfüllt 15 von 22 

Hervorgerufen durch die Corona-Pandemie sind den Gesundheitsämtern umfangreiche Mittel 

zur Digitalisierung der Arbeitsabläufe zur Verfügung gestellt worden. Auch das Gesundheitsamt 

der Stadt Dortmund ist auf dem Weg der Digitalisierung einen großen Schritt nach vorne ge-

kommen. Charakteristisch für einen so schnellen Sprung ist jedoch, dass teilweise sehr schnell 

Entscheidungen getroffen werden mussten. Gerade am Höhepunkt der Pandemie mussten bei 

einer engen Personalsituation Fristen eingehalten werden. Die politischen Entscheidungsträger 

wurden teils nachträglich zu den Digitalisierungsmaßnahmen informiert. Die Stadt hat im Zuge 

der Vergabe zur E-Akte umfangreich zu den bisherigen Digitalisierungsschritten berichtet. 

Das Gesundheitsamt Dortmund hat sich bisher auf die Ausweitung der Fachsoftware für den 

ÖGD konzentriert. In dem System inbegriffen ist eine E-Akte als Teil eines Dokumentenmana-

gementsystems (DMS). Wie bereits beim Abschnitt „Organisation“ ausgeführt, treibt Dortmund 

auch die Visualisierung der Prozesse voran. Das ist vor allem für das DMS sowie die Anbin-

dung des Online-Services notwendig. Strategisch sind diese Ziele auf das Projekt der Förder-

maßnahmen „Digitales Gesundheitsamt 2025“ ausgerichtet. Bisher hat das Gesundheitsamt je-

doch keine Strategie entwickelt, die über die Fördermaßnahme hinausgeht. Eine solche Strate-

gie soll im Anschluss der aktuellen Maßnahme und auf Basis der Grundsätze des Pakt ÖGD 

beschlossen werden. Ohne vorherige definierte Strategie muss diese im Nachgang an die Ge-

gebenheiten angepasst werden. Dennoch besteht eine Grundlage für die Digitalisierungs-

schritte: Die Stadt Dortmund hat eine gesamtstädtische Digitalisierungsstrategie86 beschlossen. 

Diese lässt sich zu großen Teilen auch auf das Gesundheitsamt anwenden. Lediglich die amts-

spezifischen Besonderheiten werden aktuell noch von keiner Strategie erfasst. 

 Empfehlung 

Das Gesundheitsamt der Stadt Dortmund sollte ihren Plan, die amtsspezifischen Besonder-

heiten bei der Digitalisierung in einer Digitalisierungsstrategie festzuhalten, weiterverfolgen. 

 

86 Weitergehende Ausführungen hierzu finden Sie im Prüfbericht der gpaNRW „Informationstechnik“ 
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Die Digitalisierungsstrategie sollte frühzeitig beschlossen werden, um Entscheidungen nach 

dieser ausrichten zu können. 

Das Gesundheitsamt nutzt zur Umsetzung der Digitalisierung die Fördermittel aus dem Pro-

gramm „Digitales Gesundheitsamt 2025“. Diese belaufen sich für das Modellprojekt DiGaDo (Di-

gitales Gesundheitsamt Dortmund) auf 1,8 Mio. Euro. Das Budget ist bereits auf verschiedene 

Bereiche und Anschaffungen aufgeteilt. Unter anderem werden hierüber die Schulungen für die 

Fachsoftware sowie die Verbesserung der IT-Sicherheit finanziert. Die laufenden und aus den 

Anschaffungen entstehenden Folgekosten laufen über den IT-Dienstleister der Stadt. Durch den 

Beschluss zur Umsetzung des Förderprogramms sind auch die Folgekosten abgesichert. Die 

Umsetzung des Budgets und Koordinierung des Digitalisierungsprojekts liegt beim Digitalisie-

rungsbeauftragten des Gesundheitsamts. Dieser ist in der Verwaltungsabteilung angesiedelt. 

8.6.2 Digitalisierung von Arbeitsabläufen 

 Feststellung 

Die Digitalisierung der Arbeitsabläufe hat sich durch die Grundzüge eines Dokumentenma-

nagementsystems deutlich verbessert. Die Stadt hat jedoch weitergehende Möglichkeiten, 

um die Digitalisierung noch nahtloser zu machen und Prozesse zu optimieren. 

Eine Stadt sollte die Vorteile der Digitalisierung von Prozessen im ÖGD für eine schnellere und 

effizientere Bearbeitung von Anträgen und Dokumenten nutzen. So kann eine bessere Überwa-

chung von Gesundheitsdaten und eine verbesserte Kommunikation zwischen den verschiede-

nen Organisationseinheiten und Mitarbeitenden des ÖGD sowie mit Dritten erfolgen. 

Überblick über die Erfüllung der Anforderungen an die Digitalisierung von Arbeitsabläufen des 
ÖGD  

Anforderung Dortmund 
kreisfreie Städte, die diese 

Anforderung erfüllen 

Es bestehen Projekte zur Zusammenarbeit der 

Gesundheitsämter. 
erfüllt 17 von 22 

Der Bürgerservice ist adressatengerecht aus-

gestaltet. 
teilweise erfüllt 8 von 22 

Der Prozess für die Meldungen nach dem In-

fektionsschutzgesetz ist definiert und dokumen-

tiert. 

teilweise erfüllt 21 von 21 

Ein zentraler Baustein der Digitalisierung des Gesundheitsamts der Stadt Dortmund ist die Vi-

sualisierung und Optimierung wichtiger Prozesse. Die Stadt stellt wichtige Anwendungen nach 

und nach auf eine einheitliche Fachsoftware um. Die Software beinhaltet auch eine Schnittstelle 

zum DMS. Dadurch wird auch das mobile Arbeiten der Mitarbeitenden verbessert, da ein einfa-

cherer Zugriff auf die Akten besteht.  

Ein weiterer Vorteil ist die Verknüpfung mit dem Serviceportal der Stadt. Das Gesundheitsamt 

hat durch die Digitalisierung der Prozesse den Bürgern mehr Serviceleistungen zugänglich ge-

macht. Dennoch kann eine vollständige Digitalisierung noch nicht umgesetzt werden. Zum ei-

nen bestehen die Grundzüge des DMS bisher nur im Kontext mit der Fachsoftware. Bereiche, 

die eine andere Software nutzen, können auch das DMS nicht nutzen. Der Zeitplan der Stadt 
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Dortmund sieht vor, ab 2025 nach und nach die zentrale Infrastruktur für ein DMS auszurollen. 

Dies wird aber voraussichtlich mehrere Jahre in Anspruch nehmen. 

Ein weiteres Hemmnis für die Digitalisierung ist der Austausch mit Dritten. Krankenhäuser, Ärz-

tinnen und Ärzte sowie Amtsgerichte sind weiterhin sehr papiergebunden aufgestellt. Durch die 

Medienbrüche steigt der Aufwand für die Stadt Dortmund, um eine durchgängig digitale Bear-

beitung zu gewährleisten. Weitere Ausführungen hierzu finden sich im Kapitel „8.6.2.3 - Digitale 

Meldungen nach dem Infektionsschutzgesetz“.  

 Empfehlung 

Das Gesundheitsamt Dortmund sollte die Möglichkeiten der Fachsoftware bezüglich eines 

Dokumentenmanagementsystems vollumfänglich nutzen. Gleichzeitig sollte sie auch die 

zentrale Einführung der E-Akte möglichst schnell umsetzen.  

8.6.2.1 Kommunikation zwischen Gesundheitsämtern 

 Die Stadt Dortmund pflegt eine gute Zusammenarbeit mit anderen Gesundheitsämtern. 

Durch die Anforderungen der Corona-Pandemie hat sich der Austausch in Arbeitsgruppen 

und Konferenzen weiter verstärkt. Vor allem im Bereich der Digitalisierung haben sich neue 

Kooperationen ergeben. 

Eine gute Kommunikation zwischen öffentlichen Gesundheitsdiensten ist entscheidend, um die 

Gesundheit der Bevölkerung zu gewährleisten. Eine Stadt sollte sich mit anderen Gesundheits-

ämtern vernetzen, um Synergien zu schaffen. Das kann beispielsweise über gemeinsame Da-

tenbanken erfolgen. 

Die Herausforderungen der Corona-Pandemie haben dazu geführt, dass das Gesundheitsamt 

der Stadt Dortmund deutlich enger mit anderen Gesundheitsämtern zusammenarbeitet. Unter 

anderem geschieht dies in Arbeitskreisen. So tauscht sich die Stadt Dortmund mit umliegenden 

Städten und mit anderen Gesundheitsämtern im Regierungsbezirk aus. Die Stadt ist aber auch 

Mitglied eines deutschlandweiten Netzwerks der zehn größten Gesundheitsämter.  

Daneben arbeitet die Stadt eng in einer Gruppe von Anwendern der Fachsoftware mit. Ziel der 

Gruppe ist es, zukünftige Entwicklungen der Software mitbestimmen zu können, so dass die ei-

genen Anforderungen erfüllt werden. Durch den Zusammenschluss und die Abstimmung der 

Gesundheitsämter steigt der Einfluss auf die Softwareentwickler deutlich an. Eine weitere Zu-

sammenarbeit im Kontext der Digitalisierung betrifft den Punkt IT-Sicherheit. Das Gesundheits-

amt kooperiert hierbei mit einer anderen kreisfreien Stadt, die die gleiche Fachsoftware einsetzt. 

Sollte ein Angriff auf den Server einer der Städte erfolgen, soll auf Dauer der Server der ande-

ren Stadt weiterverwendet werden können. Gelingt die Umsetzung, wäre die Arbeitsfähigkeit 

beider Gesundheitsämter weiterhin gewährleistet. Weitere Ausführungen zum Thema IT-Sicher-

heit macht die gpaNRW im Prüfungsbericht „Informationstechnik“. 

Die Stadt arbeitet aber auch bei der Aufgabenerfüllung des ÖGD mit anderen Gesundheitsäm-

tern zusammen. In der Vergangenheit gab es bereits eine Kooperation mit der Stadt Bochum: 

Die beiden Gesundheitsämter haben sich beim Ausfall des Amtsapothekers bzw. der Amtsapo-

thekerin gegenseitig vertreten. Zudem gibt es mit den Städten im Regierungsbezirk eine öffent-

lich-rechtliche Vereinbarung für die Übernahme der Prüfung zur Zulassung von Heilpraktikerin-

nen und Heilpraktikern. 
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Zur bilateralen Kommunikation nutzt die Stadt Dortmund unter anderem auch verschlüsselte E-

Mails und Videokonferenzen. Eine weitere Möglichkeit bietet die Plattform Agora87. Dieses Fo-

rum wurde im Zuge des Pakts ÖGD ins Leben gerufen und soll dem Austausch der Gesund-

heitsämter dienen. Die Stadt Dortmund nutzt die Plattform nach eigener Aussage jedoch eher 

sporadisch. Das Gesundheitsamt setzt hier eher auf den direkten Austausch in Arbeitsgruppen 

oder Gesprächen.  

Außer im Infektionsschutz gibt es keine Datenbanken mit einheitlichen Schnittstellen, die die 

Gesundheitsämter zum Austausch oder zur Übermittlung von Daten nutzen können. Während 

dieser Prüfung haben die Gesundheitsämter in den Gesprächen mehrfach geäußert, dass zent-

rale Vorgaben vom Land für Kommunikation zwischen den Gesundheitsämtern und übergeord-

nete Regelungen fehlen. Gewünscht sind verbindliche Vorgaben zu den Pflichtaufgaben und 

eine verbesserte Abstimmung der Gesundheitsämter untereinander, insbesondere im Krisenfall. 

Aktuell wird eine Abstimmung insbesondere durch die unterschiedliche Ausgestaltung der Auf-

gabenwahrnehmung erschwert. 

Das Land NRW plant zu diesem Zweck die Errichtung einer neuen Landesoberbehörde in NRW 

für Gesundheit und Arbeitsschutz, dem Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz Nord-

rhein-Westfalen (LfGA NRW). Mit dem Landesamt soll nach den Erfahrungen aus der Pande-

mie schneller und effizienter gehandelt werden können. Die Aufgaben beziehen sich unter an-

derem darauf, die vorhandenen Strukturen im ÖGD und Arbeitsschutz zu bündeln, Synergien 

zu heben, Abstimmungsaufwände zu reduzieren und Arbeitsabläufe zu beschleunigen und zu 

optimieren.  

Der Entwurf zum LfGA NRW sieht eine Aktualisierung des Gesetzes über den öffentlichen Ge-

sundheitsdienst (ÖGDG) vor. Einheitliche Handlungsweisen und Standards sollen die Arbeit der 

Gesundheitsämter erleichtern. Dafür sollen bisher pflichtige Aufgaben der unteren Gesundheits-

behörden zu Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung umgewandelt werden.    

8.6.2.2 Bürgerservice und Öffentlichkeitsarbeit 

 Feststellung 

Die Stadt Dortmund hat alle relevanten Informationen zu den Dienstleistungen des Gesund-

heitsamts online verfügbar. Eine Feedbackmöglichkeit für Bürgerinnen und Bürger könnte 

Optimierungspotenziale aufzeigen und den Bürgerservice so weiter verbessern.  

 Das Gesundheitsamt der Stadt Dortmund unterrichtet die Öffentlichkeit regelmäßig und auf 

verschiedene Weise zu gesundheitsrelevanten Themen. Neben Flyern nimmt das Gesund-

heitsamt auch an Messen teil und organisiert Informationsveranstaltungen.  

Gerade im Hinblick auf Prävention und Gesundheitsförderung spielt die Öffentlichkeitsarbeit 

eine entscheidende Rolle. Eine Stadt sollte deshalb über verschiedene Kommunikationswege 

regelmäßig über Tätigkeiten und Maßnahmen des ÖGD informieren. Zusätzlich sollte eine Stadt 

den Bürgerinnen und Bürgern verschiedene Dienstleistungen des ÖGD digital anbieten, um 

Kommunikationswege zu vereinfachen. 

 

87 Kollaborationsplattform für den Öffentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) des Bundesministeriums für Gesundheit 
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Die Bürgerinnen und Bürger der Stadt Dortmund haben die Möglichkeit, sich auf der Internet-

seite der Stadt zu wichtigen Themen des öffentlichen Gesundheitswesens zu informieren. Hier 

werden sowohl die verschiedenen Dienstleistungen als auch die Abteilungen des Gesundheits-

amtes vorgestellt. Die Internetseite ist in verschiedenen Sprachen verfügbar, um mehr Bürgerin-

nen und Bürgern die Informationen zu vermitteln.  

Vor allem zwei Zwecke erfüllt die Internetseite: Es werden allgemeine Gesundheitsinformatio-

nen und Besucherinnen und Besuchern der Seite Informationen zu den Serviceleistungen des 

Gesundheitsamtes vermittelt. Für letztere stehen die Öffnungszeiten der Abteilungen sowie Ruf-

nummern und E-Mailadressen zur Verfügung. Teilweise sind auch online-Terminvergaben mög-

lich. Dies betrifft vor allem die online durchgeführten Hygienebelehrungen sowie Termine zur 

Testung sexuell übertragbarer Krankheiten (STI). Um direkt Services wie zum Beispiel die Über-

mittlung von Informationsbögen mit sensiblen Daten in Anspruch zu nehmen, ist eine Registrie-

rung im Service-Portal der Stadt notwendig.  

Allgemeine Gesundheitsinformationen betreffen das Pandemiegeschehen, Impfempfehlungen 

und die Gesundheitsberichterstattung der Stadt. 

Teilweise ist es für Informationssuchende unübersichtlich, den passenden Vorgang zu finden. 

Dadurch wird ein niedrigschwelliger Zugang erschwert. Die Suchfunktion der Internetseite ist 

jedoch auf den Bereich „Gesundheit & Pflege“ filterbar, so dass die Informationsvermittlung 

grundsätzlich gewährleistet ist.  

Die Informationen auf der Internetseite werden durch die städtische Pressestelle verwaltet.  

Darüber hinaus informiert das Gesundheitsamt aber auch in Präsenz zu wichtigen gesundheits-

relevanten Themen. Neben der Teilnahme an Messen hat 2024 zum ersten Mal der „Tag des 

Gesundheitsamtes“ stattgefunden. Hierbei wurden vor allem für Kinder niedrigschwellig Infor-

mationen aufbereitet. Dazu gab es auch Attraktionen wie eine Hüpfburg, um einen Anziehungs-

punkt für Familien zu bieten. Das Gesundheitsamt hat zudem schon bei aktuellen Themen Bür-

gerversammlungen in betroffenen Quartieren veranstaltet. Das kann zum Beispiel bei gesund-

heitlichen Gefahren der Fall sein. Auch der Besuch von Kindertagesstätten und Schulen durch 

Kinderpfleger und –pflegerinnen erfolgt auf Anfrage der Einrichtung. 

Eine Möglichkeit, Verbesserungspotenzial der Stadt zum Bürgerservice zu ermitteln wäre, den 

Nutzerinnen und Nutzern eine Rückmeldefunktion zu bieten. Das bietet sich vor allem nach Nut-

zung von Online-Services an: Eine kurze Rückfrage per Mail oder am Ende der Anwendung 

gäbe den Bürgerinnen und Bürgern die Möglichkeit, ihre Eindrücke zu melden. Dies kann zum 

einen auf Probleme aufmerksam machen. Gleichzeitig zeigt ein positives Feedback an, was die 

Nutzerinnen und Nutzer sich wünschen. Aktuell hat die Stadt keine Feedback-Möglichkeit ein-

gerichtet. Beschwerden können bei der zentralen Beschwerdestelle der Stadt eingereicht wer-

den. Positive Rückmeldungen erfolgen auf diesem Weg in der Regel jedoch nicht. Von der 

Stadt ungeregelt ist eine Bewertung auf Suchportalen im Internet. Hier kann aber weder nach-

vollzogen werden, ob tatsächlich Serviceleistungen in Anspruch genommen wurden oder die 

bewertende Person lediglich einem allgemeinen Unmut Ausdruck verleihen möchte.  

 Empfehlung 

Das Gesundheitsamt Dortmund sollte die Einführung von niedrigschwelligen Bewertungs-

möglichkeiten für die Bürgerinnen und Bürger prüfen. Die so ermittelte Kundenzufriedenheit 

sollte in festen Intervallen vom Gesundheitsamt ausgewertet werden.  
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8.6.2.3 Digitale Meldungen nach dem Infektionsschutzgesetz 

Die unteren Gesundheitsbehörden Nordrhein-Westfalens benötigen als Grundlage für die Vor-

bereitung und Durchführung erforderlicher seuchenhygienischer Maßnahmen einen örtlichen 

Infektionsschutzplan. Das Landeszentrum Gesundheit Nordrhein-Westfalen hat zur Unterstüt-

zung einen Infektionsschutzplan veröffentlicht. Diesen können die Städte nutzen, um einen örtli-

chen Infektionsschutzplan zu erstellen. 

Bei meldepflichtigen Infektionskrankheiten sind sowohl der behandelnde Arzt (§ 6 Gesetz zur 

Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen (IfSG)) als auch das ei-

nen Erreger nachweisende Labor (§ 7 IfSG) unabhängig voneinander zu einer namentlichen 

Meldung verpflichtet. Die Aufgabe, beide Informationen zu einem Fall zusammenzuführen und - 

wenn nötig - weitere Ermittlungen anzustellen, obliegt der kommunalen Gesundheitsbehörde. 

 Feststellung 

Die Stadt Dortmund hat keinen örtlichen Infektionsschutzplan beschlossen. Die Bearbeitung 

von Meldungen nach dem Infektionsschutzgesetz erfolgen nach Vorgabe des Gesetzes so-

wie Checklisten. Ein definierter Prozess besteht nicht. 

Eine Stadt sollte über einen aktuellen Infektionsschutzplan verfügen. Aus diesem sollten sich 

die erforderlichen Aufgaben, Handlungsanweisungen und Meldewege ergeben, die zur Erfül-

lung der rechtlichen Vorgaben umgesetzt werden. 

Meldungen nach dem Infektionsschutzgesetz sollte eine Stadt digital annehmen, bearbeiten 

und anschließend archivieren. 

Dazu sollte sie insbesondere folgende Punkte berücksichtigen:  

 Das Gesundheitsamt kann die Meldungen digital annehmen. Meldungen in Papierform 

werden zu Beginn des Prozesses eingescannt. 

 Die Bearbeitung bzw. die sich anschließenden Tätigkeiten bzw. deren Dokumentation er-

folgt anschließend ausschließlich in digitaler Form. 

 Das Gesundheitsamt verfügt über ein einheitliches Dokumentenmanagementsystem zur 

Archivierung der elektronischen Meldungen/ Vorgänge. 

Die Stadt Dortmund bearbeitet Meldungen nach dem Infektionsschutzgesetz in Abteilung 53/3 

Infektionsschutz und Umweltmedizin. Die interne Zuständigkeit ist nach der Postleitzahl des In-

fektionsgeschehens organisiert. Die Bearbeitung erfolgt nach Maßgabe des Infektionsschutzge-

setzes. Die Stadt Dortmund hat keinen örtlichen Infektionsschutzplan beschlossen. In einem 

solchen könnten örtliche Besonderheiten und Zuständigkeiten festgelegt werden. Durch die ein-

deutigen Regelungen eines örtlichen Infektionsschutzplans wären im Falle eines Infektionsge-

schehens wesentliche Fragestellungen bereits klar geregelt. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte einen örtlichen Infektionsschutzplan aufstellen und diesen regel-

mäßig auf Aktualität prüfen. 
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Die Mitarbeitenden des Infektionsschutzes ermitteln nach Vorgabe von Ermittlungsbögen. An-

hand dieser wird auch das Vorgehen dokumentiert. Die Maßnahmen sind im Infektionsschutz-

gesetz festgeschrieben. Die internen Zuständigkeiten ergeben sich aus der gelebten Praxis der 

Abteilung.  

Die Meldungen erfolgen überwiegend durch eine Labormeldung in dem vorgeschriebenen Mel-

deportal. Damit stehen die Meldungen digital zur Verfügung. Ein separates Scannen ist damit 

nicht mehr erforderlich. Lediglich in Einzelfällen erfolgt eine Meldung per Fax durch die nieder-

gelassene Ärzteschaft. In dem Fall erfolgt ein händischer Abgleich mit den digitalen Meldungen, 

um Doppelerfassungen zu vermeiden. Im von der Stadt Dortmund erstellten Prozessregister ist 

bisher kein Prozess für Meldungen nach dem Infektionsschutzgesetz festgeschrieben. Eine Vi-

sualisierung erfolgte daher ebenfalls noch nicht. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte den Prozess für Meldungen nach dem Infektionsschutzgesetz de-

finieren. 
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8.7 Anlage: Ergänzende Tabelle  

Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2024/2025 – Öffentlicher Gesundheitsdienst 

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Steuerung und Organisation 

F1 

Die Stadt Dortmund hat keine Fachstrategie für den ÖGD beschlossen. Sie hat 

daher auch keine konkreten, messbaren Ziele definiert, deren Zielerreichung 

sie mit Kennzahlen überprüfen könnte. Eine allgemeine Gesundheitsberichter-

stattung wird aktuell noch neu aufgestellt und konzipiert. Bei der Steuerung be-

steht somit Optimierungsbedarf. 

263 E1.1 

Die Stadt Dortmund sollte eine Fachstrategie für den ÖGD entwickeln. 

Die Strategie sollte konkrete und messbare Ziele enthalten. Der Fort-

schritt bei der Zielerreichung sollte mit Kennzahlen gemessen werden. 

264 

   E1.2 

Die Stadt Dortmund sollte regelmäßig Gesundheitsberichte erstellen. In 

diesen sollten grundlegende Themen zu Gesundheit und Prävention be-

trachtet werden. Soziale Gegebenheiten sollte sie dabei mit einbeziehen. 

265 

F2 

Die Stadt Dortmund hat einen Großteil der Prozesse im Gesundheitsamt defi-

niert und teilweise bereits visualisiert. Optimierungspotenzial besteht bei noch 

fehlenden einheitlichen Regelungen zu den dezentral erstellten Prozess- und 

Qualitätsstandards. Zudem werden aktuell noch nicht alle Arbeitsabläufe opti-

mal durch eine Fachsoftware unterstützt, um Schnittstellen und Medienbrüche 

zu vermeiden. 

265 E2.1 

Das Gesundheitsamt Dortmund sollte die Prozessübersicht vervollständi-

gen und die Prozesse visualisieren. Für die Verfahrensstandards sollte 

das Gesundheitsamt einheitliche Vorgaben entwickeln, welche Mindest-

standards zu erfüllen sind. Die definierten Prozesse können dabei als 

Grundlage genutzt werden. 

267 

   E2.2 

Die Stadt Dortmund sollte ihre Bemühungen fortsetzen, soweit möglich 

eine optimierte Fachsoftware für das Gesundheitsamt flächendeckend 

einzuführen. 

267 

F3 

Die Stadt Dortmund erhebt umfangreiche Grunddaten für ein Fachcontrolling. 

Auch die Haushaltsausführung wird regelmäßig über ein Finanzcontrolling 

überwacht. Das Gesundheitsamt könnte die Analyse und Kontrolle durch eine 

Verknüpfung dieser Daten noch weiter ausbauen. 

267 E3.1 
Durch eine Verknüpfung von Fach- und Finanzdaten sollte das Gesund-

heitsamt Dortmund die Aussagekraft ihrer Controllingberichte verbessern. 
269 

   E3.2 
Das Gesundheitsamt der Stadt Dortmund sollte Ziele und Entscheidungs-

parameter für ein Trägercontrolling definieren. 
269 
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Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Personal 

F4 

Die Stadt Dortmund hat bereits einige Maßnahmen ergriffen, um gute Arbeits-

bedingungen zu schaffen und die Mitarbeitendenzufriedenheit zu steigern. Hier 

sind vor allem die flexiblen Arbeitsmodelle sowie die moderne Arbeitsplatzaus-

stattung zu nennen. Sowohl beim Fortbildungs- und Wissensmanagement als 

auch bei der Mitarbeiterpartizipation gibt es jedoch noch weitere Verbesse-

rungsmöglichkeiten. 

275 E4.1 

Das Gesundheitsamt Dortmund sollte prüfen, ob zusätzliche Feedback-

Mechanismen eingeführt werden. Hierdurch könnte eine noch bessere 

Einbindung der Mitarbeitenden erreicht werden. 

276 

   E4.2 

Die Stadt Dortmund sollte für ihr Gesundheitsamt ein Fortbildungskonzept 

entwickeln, um eine hohe Fachlichkeit sicherzustellen. Eine Grundlage 

sollte auch die systematische Erhebung von bereits bestehendem Vor-

wissen der Mitarbeitenden sein. Zudem sollte ein zentrales Wissensma-

nagement aufgebaut werden, um das Wissen ausscheidender Mitarbei-

tender zu bewahren. 

278 

Digitalisierung 

F5 

Die Arbeit im Gesundheitsamt der Stadt Dortmund hat sich durch die Möglich-

keiten der Digitalisierung deutlich verändert. Das Gesundheitsamt orientiert 

sich bei den Entscheidungen zur Digitalisierung an der Maßgabe des Pakt 

ÖGD. Bisher hat es aber keine digitale Fachstrategie entwickelt, die die zu-

künftige Entwicklung ins Auge fasst. 

279 E5 

Das Gesundheitsamt der Stadt Dortmund sollte ihren Plan, die amtsspe-

zifischen Besonderheiten bei der Digitalisierung in einer Digitalisierungs-

strategie festzuhalten, weiterverfolgen. Die Digitalisierungsstrategie sollte 

frühzeitig beschlossen werden, um Entscheidungen nach dieser ausrich-

ten zu können. 

280 

F6 

Die Digitalisierung der Arbeitsabläufe hat sich durch die Grundzüge eines Do-

kumentenmanagementsystems deutlich verbessert. Die Stadt hat jedoch wei-

tergehende Möglichkeiten, um die Digitalisierung noch nahtloser zu machen 

und Prozesse zu optimieren. 

281 E6 

Das Gesundheitsamt Dortmund sollte die Möglichkeiten der Fachsoftware 

bezüglich eines Dokumentenmanagementsystems vollumfänglich nutzen. 

Gleichzeitig sollte sie auch die zentrale Einführung der E-Akte möglichst 

schnell umsetzen. 

282 

F7 

Die Stadt Dortmund hat alle relevanten Informationen zu den Dienstleistungen 

des Gesundheitsamts online verfügbar. Eine Feedbackmöglichkeit für Bürge-

rinnen und Bürger könnte Optimierungspotenziale aufzeigen und den Bür-

gerservice so weiter verbessern. 

283 E7 

Das Gesundheitsamt Dortmund sollte die Einführung von niedrigschwelli-

gen Bewertungsmöglichkeiten für die Bürgerinnen und Bürger prüfen. Die 

so ermittelte Kundenzufriedenheit sollte in festen Intervallen vom Ge-

sundheitsamt ausgewertet werden. 

284 

F8 

Die Stadt Dortmund hat keinen örtlichen Infektionsschutzplan beschlossen. 

Die Bearbeitung von Meldungen nach dem Infektionsschutzgesetz erfolgen 

nach Vorgabe des Gesetzes sowie Checklisten. Ein definierter Prozess be-

steht nicht. 

285 E8.1 
Die Stadt Dortmund sollte einen örtlichen Infektionsschutzplan aufstellen 

und diesen regelmäßig auf Aktualität prüfen. 
285 
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Feststellung Seite Empfehlung Seite 

   E8.2 
Die Stadt Dortmund sollte den Prozess für Meldungen nach dem Infekti-

onsschutzgesetz definieren. 
286 
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9. Bauaufsicht 

9.1 Managementübersicht 

Die wesentlichen Ergebnisse der überörtlichen Prüfung der Stadt Dortmund im Prüfgebiet Bau-

aufsicht stellt die gpaNRW nachfolgend zusammenfassend dar.  

Die Feststellungen und Empfehlungen haben wir tabellarisch in der Anlage aufgeführt. Die Rei-

henfolge ist chronologisch und gibt keine Priorisierung vor. 

Bauaufsicht 

Die Stadt Dortmund führt aktuell die digitale Abwicklung der Baugenehmigungsverfahren ein. 

Sie nimmt dafür auch das Bauportal des Landes NRW in Anspruch. Die beabsichtigte vollstän-

dige Einführung soll helfen, zukünftig die aktuell langen Gesamtlaufzeiten zu verkürzen. Die 

hohe Personalfluktuation erschwert dieses Ziel. Mit den ausschließlichen digitalen Beteiligungs-

verfahren ist eine weitere Möglichkeit gegeben, die Genehmigungsverfahren zu beschleunigen.  

Die konsequente Anwendung der gesetzlichen Rücknahmefiktion und eine generelle fristge-

rechte Vorprüfung der Verfahren können die Rechtssicherheit noch weiter verbessern. Dazu 

kann auch die Anwendung des Vieraugenprinzips bei allen Entscheidungen beitragen. 

Trotz der Bauberatung und Informationen im Internet sind die Anträge überwiegend unvollstän-

dig. Dieser Umstand benötigt zusätzliche Personalressourcen, beispielsweise für die Nachfor-

derung von Unterlagen. Mehr als die Hälfte der zurückgenommenen Anträge entsteht, weil An-

tragstellende die Vollständigkeit des Antrages nicht fristgerecht herstellen. 

Der Prozess des vereinfachten Baugenehmigungsverfahren zeigt mehrfache Beteiligungen und 

zahlreiche Schnittstellen. Aus Sicht der gpaNRW sind hier Optimierungspotenziale gegeben, 

die das Genehmigungsverfahren beschleunigen können.  

Die Betrachtung der Fallzahlen seit 2017 zeigt abnehmende Antragszahlen. Trotzdem ist das 

Fallaufkommen je Vollzeit-Stelle in Dortmund höher als bei den meisten kreisfreien Städten. So 

nahm die Zahl noch unerledigter Fälle im Vergleichsjahr deutlich zu.  

9.2 Aufbau des Teilberichtes 

Die Kapitel dieses Teilberichtes beginnen mit einer wertenden Aussage zu unserem Prüfungs-

ergebnis. Wertungen, die eine Stellungnahme der Stadt nach § 105 Abs. 6 und 7 der Gemein-

deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) notwendig machen, bezeichnen wir 

als Feststellung. 
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Anschließend folgt kursiv gedruckt die Sollvorstellung. Die Sollvorstellung stellt die Inhalte und 

das Prüfungsziel im Kapitel dar. Sie ist allgemein formuliert und grundsätzlich für alle Städte 

gültig, z. B. auf Basis der aktuell geltenden Gesetzeslage. 

Ausgehend von diesem Soll analysieren wir die individuelle Situation in der geprüften Stadt und 

weisen dabei erkannte Verbesserungspotenziale als Empfehlung aus. 

Weitere allgemeine Ausführungen zur Struktur der Teilberichte stehen im Vorbericht. 

9.3 Inhalte, Ziele und Methodik 

In dem Handlungsfeld Bauaufsicht befasst sich die gpaNRW hauptsächlich mit den Baugeneh-

migungen. Daneben beziehen wir die förmlichen Bauvoranfragen und Vorbescheide sowie die 

Freistellungsverfahren mit ein. Ziel der gpaNRW ist es, auf Steuerungs- und Optimierungspo-

tenziale hinzuweisen und Handlungsmöglichkeiten aufzuzeigen.  

Im Rahmen unserer Analyse stellen wir in Teilbereichen die Entwicklung im Vergleich zu unse-

rer letzten Prüfung dar. 

Für die Analyse arbeitet die gpaNRW unterstützend mit Kennzahlen. Der Kennzahlenvergleich 

schafft den notwendigen Überblick und ermöglicht eine Standortbestimmung innerhalb der 

kreisfreien Städte in NRW. Die Daten erheben wir für die Jahre 2022 und 2023, dabei ist 2023 

unser interkommunales Vergleichsjahr. 

Den Prozess des vereinfachten Baugenehmigungsverfahrens stellt die gpaNRW grafisch dar. 

Unsere Prozessaufnahme zielt darauf ab, Optimierungsmöglichkeiten aufzuzeigen. Wir überge-

ben der Stadt das Prozessmodell in digitaler Form, damit sie den Prozess selbst weiterentwi-

ckeln und fortschreiben kann. 

Darüber hinaus erörtert die gpaNRW mit den Ansprechpersonen der Städte im Handlungsfeld 

Bauaufsicht die Themen Rechtmäßigkeit, Geschäftsprozesse, Schnittstellen, Digitalisierung, 

Personaleinsatz sowie Bauberatung. Um Anhaltspunkte zu erhalten, inwieweit die Städte in die-

sen Bereichen die Vorgaben erfüllen, stellt die gpaNRW allen Beteiligten im Rahmen eines In-

terviews einheitliche Fragen.  

Für die Ermittlung der Kennzahlen zum Personaleinsatz hat die gpaNRW die tatsächliche unter-

jährige Ist-Situation der Stellenbesetzung in der Sachbearbeitung erfasst. Dabei erheben wir 

alle vollzeitverrechneten Stellenanteile, die für die definierten Aufgaben eingesetzt sind. 

9.4 Baugenehmigungen 

Mittelpunkt unserer Prüfung sind die gestellten Anträge und das Genehmigungsverfahren. Die 

Genehmigungsverfahren werden in Nordrhein-Westfalen von den jeweils zuständigen unteren 

Bauaufsichten durchgeführt.  

Aufgrund von Inflation, mangelndem Eigenkapital, steigenden Zinsen und Baukosten können 

viele Bauprojekte derzeit nicht realisiert werden. Geplante Bauvorhaben werden verschoben, 
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bereits angefangene gestoppt. Diese Situation führt zu einem spürbaren Rückgang der Antrags-

zahlen. Davon sind auch die Städte in Nordrhein-Westfalen betroffen.  

Im Folgenden zeigen wir auf, wie sich die Anzahl der Bauanträge und Genehmigungsverfahren 

in der Stadt Dortmund verändert hat. Im Anschluss analysieren wir die Auswirkungen der Ver-

änderungen auf die Dauer der Genehmigungsverfahren, die Höhe der unerledigten Bauanträge 

sowie die Personalausstattung. 

9.4.1 Strukturen 

Die Anzahl der zu bearbeitenden Fälle sowie die Anteile der Anträge in den unterschiedlichen 

Verfahren stellt die gpaNRW in diesem Kapitel dar. Berücksichtigt werden hier die Anträge im 

normalen und vereinfachten Genehmigungsverfahren sowie die Vorlagen im Freistellungsver-

fahren. 

Strukturkennzahlen Bauaufsicht 2023 

Kennzahlen Dortmund Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert 

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Fälle je 100.000 EW 317 212 260 300 340 416 23 

Fälle je qkm 6,71 3,00 4,52 5,39 6,78 10,99 23 

Anteil der Anträge im 

vereinfachten Geneh-

migungsverfahren an 

den Fällen in Prozent 

86,51 70,82 75,86 82,75 86,39 95,82 22 

Anteil der Anträge im 

normalen Genehmi-

gungsverfahren an 

den Fällen in Prozent 

13,12 3,74 13,33 16,66 21,62 27,53 22 

Anteil der Freistel-

lungsverfahren an 

den Fällen in Prozent 

0,37 0,00 0,29 0,54 1,40 3,68 23 

Die Bauaufsicht der Stadt Dortmund hat bezogen auf ihre Einwohnzahl wie auch auf ihre 

Stadtgebietsfläche mehr Bauanträge zu bearbeiten als die meisten anderen kreisfreien Städte. 

Die Werte lassen auf eine rege Bautätigkeit in Dortmund schließen.  

Dabei spielen besonders die vereinfachten Verfahren eine große Rolle. Dieses Verfahren kann 

bei Wohngebäuden und Anlagen, die keine großen Sonderbauten sind, angewandt werden. Bei 

drei Viertel der anderen kreisfreien Städte kommt diese Antragsart anteilig seltener vor.  

Dementsprechend fällt der Anteil normaler Verfahren in Dortmund gering aus. Hier gehört Dort-

mund zum Viertel der kreisfreien Städte mit dem geringeren Fallaufkommen. Der ermittelte Wert 

liegt knapp unterhalb des 1. Viertelwertes.  
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Die Bauaufsicht Dortmund hat wenige Freistellungsverfahren zu bearbeiten. Nur rund jeder 270. 

Fall ist ein solcher Antrag. Dortmund gehört damit zu der Hälfte der kreisfreien Städte, bei de-

nen diese Antragsart seltener zu bearbeiten ist. Insgesamt handelte es sich um sieben derartige 

Verfahren.  

Entwicklung der Antragszahlen Dortmund 2017 bis 2023 

 

Das Diagramm zeigt eine deutliche Abnahme des Fallaufkommens. Die meisten Fälle waren 

2018 zu bearbeiten (2.954). Die wenigsten Anträge erreichten die Bauaufsicht 2023 (1.876). 

Dies entspricht einem Rückgang von etwas mehr als 36 Prozent.  

Am deutlichsten fiel der Rückgang bei den normalen Verfahren aus. Seit 2018 bis 2023 beträgt 

dieser gut 46 Prozent.  

9.4.2  Rechtmäßigkeit 

 Feststellung 

Die Stadt Dortmund hält häufig die gesetzlich geforderten Fristen ein. Teils weicht sie von 

Prüfvorgaben ab. Die gesetzliche Rücknahmefiktion wendet sie im Einzelfall nicht an. Es be-

steht noch ein Optimierungspotenzial bei den Beteiligungsverfahren. 

Eine rechtmäßige Aufgabenerfüllung zeichnet sich u. a. durch die Einhaltung der gesetzlichen 

Frist- und Prüfvorgaben zur Behandlung eines Bauantrages aus. Dazu gehört auch die Umset-

zung der gesetzlich verankerten Regelungen zur Rücknahmefiktion.  

Schnittstellen zu anderen Behörden und Dienststellen sollte eine Stadt auf das notwendige Maß 

beschränken. Beteiligungen sollten in möglichst kurzer Zeit abgeschlossen sein, da dies die Be-

arbeitungsdauer optimiert. 
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Laut Auskunft der Stadt Dortmund gelingt es ihr häufig, die nach der BauO NRW88 gesetzte 

Frist von maximal zehn Arbeitstagen nach Eingang des Bauantrages zur Überprüfung der Man-

gelfreiheit und Vollständigkeit einzuhalten. Allerdings ist es insbesondere in Urlaubs- und 

Krankheitsfälle möglich, dass Arbeitsspitzen entstehen. Es kommt dann vereinzelt zu Fristüber-

schreitungen. 

Die Bauaufsicht verzichtet bei Bauanträgen, die kurzfristig genehmigt werden können, auf die 

formelle Vollständigkeitsprüfung. Ihre Absicht ist es, das Genehmigungsverfahren zu beschleu-

nigen. Diese kann von der Sachbearbeitung durchgeführt werden, so dass es zu keinen Verzö-

gerungen kommen muss. Bei Anträgen, die schon im Vorfeld besprochen wurden, werden noch 

fehlende Unterlagen teils telefonisch nachgefordert. Nach Ansicht der gpaNRW ist trotz dieser 

beabsichtigten Beschleunigung der Verfahren die Vollständigkeitsprüfung erforderlich. Die Voll-

ständigkeitsprüfung ist nach § 71 Abs. 1 Satz 1 BauO NRW vorgeschrieben. Im Übrigen trägt 

eine solche Vorgehensweise zur Rechtssicherheit bei. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund hat aus Rechtssicherheitsgründen die Vollständigkeitsprüfung innerhalb 

der gesetzlich vorgeschriebenen Frist in jedem Fall durchzuführen.  

Die Bauaufsicht setzt bei der Nachforderung von Unterlagen gewöhnlich eine Frist von einem 

Monat. Anders verfährt sie, wenn für das Bauvorhaben beispielsweise besondere Fachgutach-

ten oder Konzepte erforderlich sind. Hierfür räumt sie angemessene, längere Zeiträume ein. Vor 

Fristablauf haben Antragstellende die Möglichkeit, eine Verlängerung zu beantragen. Die Stadt 

Dortmund erhebt für die Nachforderung der Unterlagen die nach der Allgemeinen Verwaltungs-

gebührenordnung vorgesehene Verwaltungsgebühr.   

Beheben die Antragstellenden die Mängel nicht innerhalb der gesetzten Frist, gilt der Antrag 

gem. § 71 Abs. 1 Satz 3 BauO NRW als zurückgenommen. Eine Erinnerung durch die Bauauf-

sicht ist für den Eintritt der Rücknahmefiktion nicht erforderlich. Die Stadt Dortmund wendet 

diese Vorschrift im Regelfall an. Ausnahmsweise lässt sie bei geringen Fristüberschreitungen 

das Nachreichen von Unterlagen zu.  

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund hat die gesetzliche Rücknahmefiktion konsequent anzuwenden. Sie tritt 

mit Fristablauf auf Grund der gesetzlichen Fiktion ein. Eine weitere Antragsprüfung läuft 

konträr zu den gesetzlichen Vorgaben.  

 

 

 

88 Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 2018 – BauO NRW 2018 zuletzt geändert durch Gesetz vom 31. 
Oktober 2023 (GV. NRW. S. 1172) 
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Überblick Anwendung Rücknahmefiktion 

Merkmal Dortmund 

Wie viele kreisfreie 

Städte antworten mit 

ja? 

Anforderung von fehlenden Unterlagen mit Fristsetzung unter 

Verweis auf die Rücknahmefiktion 
ja 23 von 23 

Gewährung von Fristverlängerung nach Beantragung durch den 

Antragstellenden/Bauvorlagenberechtigten vor Fristablauf 
ja 22 von 23 

Erinnerung durch die Bauaufsicht vor Fristablauf nein 1 von 23 

Erinnerung durch Bauaufsicht mit erneuter Fristsetzung nach 

Fristablauf 
ja 2 von 23 

Konsequente Anwendung der Rücknahmefiktion (Umsetzung der 

gesetzlichen Regelung) 
nein 17 von 23 

Für die eindeutige Zuordnung der Baugenehmigungsverfahren ist die Hausnummernvergabe 

von besonderer Bedeutung. Daher beteiligt die Bauaufsicht direkt nach Eingang des Antrages 

die interne Stelle für die Hausnummernvergabe. 

Die Bauaufsicht Dortmund setzt Mitarbeitende speziell für die Prüfung des Planungsrechts ein. 

Bei Vorliegen besonderer Gegebenheiten starten diese direkt Beteiligungen, beispielsweise, 

wenn Denkmalschutzbelange betroffen sind. Ansonsten beginnt die Stadt Dortmund mit den 

Beteiligungsverfahren, sobald der Umfang der Antragsunterlagen eine Beurteilung durch die be-

teiligte Stelle erlaubt. Sie erfolgen digital. Die eingehenden Stellungnahmen speichert die Bear-

beitungssoftware automatisiert und medienbruchfrei ab. Diese Verfahrensweise hilft das Ge-

nehmigungsverfahren zu beschleunigen.  

Nach Aussage der Bauaufsicht kommt es in den Beteiligungsverfahren häufig zu Verzögerun-

gen. Die beteiligten Stellen sind zum Teil personell unterbesetzt oder können auf Grund von Ur-

laubs- und Krankheitsfällen nicht zeitnah antworten. 

Die Bauaufsicht erfasst die Zeiten, die die Beteiligten für ihre Stellungnahme zum Bauvorhaben 

benötigen. Im Falle einer verzögerten Bearbeitung findet mit der betreffenden Stelle ein soge-

nanntes „Schnittstellengespräch“ statt. Dieses soll helfen, den Fehlentwicklungen entgegenzu-

wirken. Unterstützend wirkt das Amt für Organisation der Stadt Dortmund mit.  

 Die Erfassung der Bearbeitungszeiten von Stellungnahmen der Beteiligten hilft, Fehlentwick-

lungen frühzeitig zu erkennen und mit gegensteuernden Maßnahmen zu begegnen.  

Nach Aussage der Bauaufsicht hat die Zahl der Beteiligungen mit der Einführung der digitali-

sierten Verfahren zugenommen. Es sei ein Einfaches, weitere Beteiligte in das Genehmigungs-

verfahren einzubeziehen. Auf die Anzahl der Antragsausfertigungen komme es auf Grund der 

digitalen Unterlagen nicht mehr an. Zudem seien die Stellungnahmen teils sehr umfangreich. 

Einzelne vorgebrachte Belange müsse die Bauaufsicht im Hinblick der Rechtmäßigkeit prüfen, 

ob daraus zusätzliche Anforderungen an das Bauvorhaben gestellt werden können.  
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Für die Beteiligungsverfahren hat die Bauaufsicht einen umfangreichen Kriterienkatalog89 für die 

Bauantragskonferenz erarbeitet. Auf insgesamt 18 Seiten gibt die Stadt vor, welche Stellen bei 

bestimmten Bauvorhaben zu beteiligen sind. Teils sind auch Informationsbeteiligungen vorge-

sehen. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte sich auf notwendige Beteiligungen beschränken, um die Genehmi-

gungsverfahren nicht unnötig zu verlängern. 

Einige Stellen nehmen nicht am digitalen Beteiligungsverfahren teil. Sie geben noch konventio-

nelle Stellungnahmen ab, die von der Bauaufsicht händisch in die Bearbeitungssoftware einzu-

pflegen sind. Dieser Verwaltungsaufwand ist vermeidbar. Zudem könnten Zeiten für den Post-

weg erspart werden. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte den Stellen, die digitale Beteiligungsverfahren ablehnen, die Vor-

teile eines solchen Verfahrens aufzeigen.  

Den fristgerechten Rücklauf der angeforderten Stellungnahmen verfolgt die Stadt Dortmund mit 

dem in der Bearbeitungssoftware hinterlegten Wiedervorlagesystem.  

Stellungnahmen Bauaufsicht 2023 

Kennzahlen Dortmund Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert 

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Eingeholte bauauf-

sichtliche Stellung-

nahmen je Bauantrag  

3,11 1,29 3,13 3,67 5,52 10,31 19 

Intern eingeholte 

bauaufsichtliche Stel-

lungnahmen je Bau-

antrag  

2,92 1,25 2,88 3,41 4,87 10,15 17 

Extern eingeholte 

bauaufsichtliche Stel-

lungnahmen je Bau-

antrag  

0,18 0,04 0,08 0,10 0,20 0,93 17 

Die Bauaufsicht der Stadt Dortmund holt weniger Stellungnahmen ein als drei Viertel der ande-

ren kreisfreien Städte. Diese gute Positionierung erreicht sie, obwohl die Bauaufsicht noch Mög-

lichkeiten der Reduzierung sieht. Zur Beschleunigung der Verfahren sollte sie diese nutzen, wie 

bereits zuvor bereits empfohlen. 

Anders stellt sich die Situation bei den extern eingeholten Stellungnahmen dar. Hier gehört 

Dortmund zu der Hälfte der kreisfreien Städte, die häufiger externe Beteiligungen vornehmen.  

Neben den durchzuführenden internen und externen Beteiligungen kann auch eine mögliche 

Beteiligung der Bezirksvertretungen zu einer Verzögerung des Baugenehmigungsprozesses 

 

89 Stand 23. Januar 2024 
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führen. Aus diesem Grund hat die gpaNRW die Vorgehensweise der kreisfreien Städte erho-

ben: 

Einbindung der Bezirksvertretungen in den Prozess des Baugenehmigungsverfahrens 

Merkmal Dortmund 

Wie viele kreisfreie 

Städte antworten 

mit ja? 

Die Bezirksvertretungen werden beteiligt ja 2 von 23 

Die Bezirksvertretungen werden vor erfolgter Genehmigung/Ableh-

nung informiert 
ja 8 von 23 

Die Bezirksvertretungen werden nach Erteilung der Baugenehmi-

gung informiert 
nein 2 von 23 

Die Bezirksvertretungen stimmen vor Erteilung der Baugenehmi-

gung in jedem Fall zu 
nein 0 von 23 

Die Bezirksvertretungen stimmen nur bei bestimmten Bauvorhaben 

vor Genehmigung zu 
ja 4 von 23 

Die Bezirksvertretungen stimmen nur bei Abweichungen oder Aus-

nahmen oder Befreiungen vor Genehmigung zu 
nein 1 von 23 

Durch die Vorgehensweise verzögert sich das Verfahren ja 3 von 23 

Wie die Beteiligung der internen und externen Stellen verzögert auch die regelmäßige Beteili-

gung der Bezirksvertretungen das Baugenehmigungsverfahren. Daher sollte die Stadt Dort-

mund prüfen, wie sie Verzögerungen durch die zusätzliche Beteiligung der Bezirksvertretungen 

ausschließen kann. Anstelle einer Beteiligung sollte eine laufende Unterrichtung der Bezirksver-

tretungen erfolgen.  

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte genehmigungspflichtige Bauantragsverfahren nicht durch die Be-

teiligung der Bezirksvertretungen verzögern.  

9.4.3 Prozess des vereinfachten Baugenehmigungsverfahrens 

Die gpaNRW stellt den Prozess des vereinfachen Baugenehmigungsverfahrens für alle Städte 

nach einem einheitlichen Layout dar. Dadurch zeigen wir die verwaltungsinternen Abläufe trans-

parent auf und ermöglichen den Vergleich mit anderen unteren Bauaufsichten. Unterschiede 

sind bei der Betrachtung so leichter erkennbar. 

 Feststellung 

Der Prozess des vereinfachten Baugenehmigungsverfahren ist gut strukturiert. Er bietet Op-

timierungspotenzial für eine verbesserte Korruptionsprävention. Parallel abgewickelte Bear-

beitungsschritte helfen die Dauer der Verfahren zu verkürzen.  

Im Baugenehmigungsverfahren sollte eine Stadt ein einheitliches und rechtssicheres Vorgehen 

sicherstellen. Sie sollte ihre Beschäftigten präventiv vor Korruptionsvorwürfen schützen. Zudem 

sollten mehrfache Vollständigkeitsprüfungen und lange Liegezeiten vermieden werden, um das 

Verfahren nicht unnötig zu verlängern.  
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Die mit der Post versandten oder persönlich durch die Antragstellenden abgegebenen Bauan-

träge gehen bei der Bauaufsicht der Stadt Dortmund zentral bei der Eingangsstelle der Bau-

aufsicht ein. Diese erfasst die Anträge in der Bearbeitungssoftware und scannt die Unterlagen 

ein. Die Eingangsstelle beteiligt zeitnah die für die Hausnummernvergabe zuständige Stelle. 

Die Prüfstelle für das Bauplanungsrecht der Bauaufsicht nimmt die planungsrechtliche Beurtei-

lung des Bauvorhabens vor. Dabei prüft sie, welche Stellen im Genehmigungsverfahren zu be-

teiligen sind. Dazu nutzt sie die Planwerke des Graphischen Informationssystem (GIS) der 

Stadt Dortmund.  

Die Stadt Dortmund hat die Zuständigkeiten der Bauaufsicht regional auf Stadtbezirke aufge-

teilt. Innerhalb der Stadtbezirke ist die Zuständigkeit nach Straßen und Hausnummern zugeord-

net. Noch bevor die Papierakte bei den zuständigen Sachbearbeitenden eingeht, erhalten diese 

die digitalisierten Unterlagen. So ist es möglich, frühzeitig mit der Vollständigkeitsprüfung zu be-

ginnen.  

 Empfehlung 

Die Bauaufsicht sollte die planungsrechtliche Prüfung parallel zur Vollständigkeitsprüfung 

durch die Sachbearbeitung vornehmen.  

Die Bauaufsicht hat für die Bediensteten Sollvorgaben je Sachbearbeitenden festgelegt. Sie er-

fasst die bearbeiteten Fälle summarisch für jedes Team. Die Führungskräfte achten auf eine 

weitgehend gleiche Arbeitsbelastung. Sollten sich die Fallzahlen der regionalen Bezirke ver-

schieben, nimmt die Bauaufsicht entsprechende personelle Anpassungen vor.  

Im Urlaubs- oder Krankheitsfall ist es gelebte Verwaltungspraxis, dass die zweite Person aus 

dem Büro den Fall übernimmt. So stellt die Bauaufsicht auch in dieser Zeit die fristgerechte Be-

arbeitung der Genehmigungsanträge sicher. Formelle Regelungen zu Vertretungen in der Bau-

aufsicht gibt es nicht.   

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte verbindliche Vertretungsregelungen treffen. 

Im Rahmen des standardisiert durchgeführten Interviews mit der Bauaufsicht der Stadt Dort-

mund gab diese an, auf ein generelles Vieraugenprinzip im Rahmen der Genehmigungsprüfung 

zu verzichten. Nur bei Ablehnungen finde es statt. Ein Grund dafür seien die knappen Personal-

ressourcen. Lediglich die Festsetzungen der Gebühren von mehr als 250 Euro werde durch 

eine zweite Person geprüft.  

Bereits zu Beginn der Genehmigungsprüfung sichteten die jeweils zuständigen Vorgesetzten 

die Antragsunterlagen, bevor die Sachbearbeitung die Unterlagen erhalte. Häufig fände wäh-

rend des Prüfprozesses ein reger Austausch mit der Vorgesetztenebene statt, insbesondere bei 

rechtlichen Schwierigkeiten. Die Bauaufsicht wende das Vieraugenprinzip generell bei Ableh-

nungen an. Im Zuge von Genehmigungen fände dieses nur stichprobenartig statt. 

Die Erteilung von Genehmigungen zählt zu den korruptionsgefährdeten Arbeitsgebieten. Daher 

ist generell das Vieraugenprinzip anzuwenden. Diese Verpflichtung ergibt sich aus § 11 Satz 2 
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des Korruptionsbekämpfungsgesetz (KorruptionsbG)90. Dazu bietet es sich an, die in der 

Checkliste erstellte Dokumentation zu nutzen. So kann mit geringem Personaleinsatz das ge-

setzlich vorgeschriebene Vieraugenprinzip stattfinden. Die in Dortmund verwandte Fachsoft-

ware bietet die Möglichkeit, das Vieraugenprinzip digital abzuwickeln. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte die Vorgaben des Korruptionsbekämpfungsgesetzes beachten 

und generell das Vieraugenprinzip anwenden. 

 

 

90 Gesetz zur Verbesserung der Korruptionsbekämpfung (Korruptionsbekämpfungsgesetz – KorruptionsbG) vom 16. Dezember 2004, 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. September 2021 (GV. NRW. S. 1072), in Kraft getreten am 0^. Juni. 2022 durch 
Bekanntmachung vom 7. März 2022 (GV. NRW. S. 286) 
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9.4.4 Digitalisierung 

 Feststellung 

Die Stadt Dortmund wickelt zwischenzeitlich die ersten Baugenehmigungsverfahren vollstän-

dig digital ab. Die Möglichkeit der digitalen Bearbeitung von Genehmigungsverfahren sollen 

bald alle Bediensteten nutzen.  

Die Bauanträge sollte eine Stadt elektronisch annehmen, abschließend elektronisch bearbeiten 

und ebenso archivieren. Hierbei sollte sie die folgenden wesentlichen Aspekte für das Bauge-

nehmigungsverfahren bereits umgesetzt oder zumindest mit der Umsetzung begonnen haben:  

 Eine Stadt kann Bauanträge digital über eine Plattform annehmen. Die Angaben im An-

tragsvordruck werden dabei automatisch in die Fachsoftware übernommen. 

 Eine Stadt scannt Bauanträge in Papierform zu Beginn des Prozesses ein und bearbeitet 

sie in Folge ausschließlich in digitaler Form. 

 Eine Stadt kann sämtliche schriftlichen Kontakte mit dem Bauvorlagenberechtigten sowie 

dem Antragsteller beziehungsweise der Antragstellerin über die Plattform abwickeln. 

 Eine Stadt führt die Beteiligung interner und externer Dienststellen ausschließlich in elekt-

ronischer Form durch. 

 Eingehende Stellungnahmen übernimmt die Bearbeitungssoftware medienbruchfrei. 

 Eine Stadt verfügt über ein einheitliches Dokumentenmanagementsystem zur Ablage von 

elektronischen Bauakten. Sie scannt die Altakten ein und archiviert diese elektronisch. 

Die Stadt Dortmund arbeitete mit den Kreisen Gütersloh, Warendorf sowie den Städten Enne-

petal, Köln und Xanten als Projektbeteiligte an der Entwicklung des Bauportals des Landes 

NRW mit.  

Zur Vorbereitung der Digitalisierung hat Dortmund den Masterplan „Digitale Verwaltung – Arbei-

ten 4.091“ erarbeitet. Darin stellt sie dar, wo sie in Bezug auf Digitalisierung steht und wie sie be-

absichtigt, sich in Zukunft aufzustellen. Dabei verfolgt Dortmund das Ziel, die Digitalisierung im 

Sinne der Nutzer und Nutzerinnen einzusetzen und Prozesse zu verbessern.  

Für den Bereich Bauen und Wohnen sollen alle Bauanträge online über das Bauportal des Lan-

des NRW abgewickelt werden. Der Masterplan sah vor, die Annahme von digitalen Anträgen 

der vereinfachten Verfahren bis 2020 zu ermöglichen. Die vollständige Digitalisierung des Bau-

genehmigungsverfahren sollte anschließend stattfinden.   

Dieses frühere Ziel setzt die Stadt Dortmund aktuell um. So ist Dortmund seit dem 01. Januar 

2024 an das Bauportal des Landes NRW angeschlossen. Bisher erreichten die Bauaufsicht be-

reits 150 digital gestellte Anträge92. Zahlreiche dieser digitalen Genehmigungsverfahren konnte 

die Stadt Dortmund erfolgreich abschließen. Die Stadt Dortmund begrenzt den Einsatz während 

 

91 Verwaltungsdigitalisierung bei der Stadtverwaltung Dortmund, Masterplan Digitale Verwaltung – Arbeiten 4.0, Stand Oktober 2020 

92 Stand: 27. September 2024 
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der Einführungsphase auf einzelne Mitarbeitende der Bauaufsicht. Mit dieser Vorgehensweise 

beabsichtigt sie zunächst Erfahrungen zu sammeln. Nach dem erfolgreichen Probebetrieb be-

absichtigt Dortmund, das digitale Baugenehmigungsverfahren im Rahmen eines „Rollouts“ für 

das gesamte Team einzuführen.  

Die Stadt Dortmund hat für die Annahme der digitalen Genehmigungsanträge eine Verknüpfung 

ihrer Bearbeitungssoftware mit dem Bauportal des Landes NRW geschaffen. Hierüber findet die 

Kommunikation mit den Antragstellenden statt. Darüber hinaus können Antragstellende mit ih-

ren Zugangsdaten jederzeit den Stand ihres Genehmigungsverfahrens einsehen. Die Antrag-

stellenden haben die Möglichkeit, über das Bauportal der Stadt weitere Unterlagen digital einzu-

reichen.  

Aktuell erfolgt keine automatisierte Übernahme der Antragsangaben in die Fachsoftware der 

Stadt Dortmund. Während der noch laufenden Testphase erfolgt erst eine Prüfung der Daten, 

um eine automatisierte Übernahme von gegebenenfalls falschen Daten auszuschließen. So 

stellt Dortmund sicher, mögliche Fehlerquellen von vorneherein auszuschließen. Folglich findet 

während der Testphase noch eine hybride Bearbeitung mit Hilfe der Papierakte und der digita-

len Akte statt.  

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte zeitnah eine ausschließliche digitale Bearbeitung des Baugeneh-

migungsverfahrens einführen.  

Den allgemeinen Schriftverkehr, wie beispielsweise die Anforderung fehlender Unterlagen, ge-

neriert die Bauaufsicht der Stadt Dortmund mit der eingesetzten Fachsoftware. Lediglich bei 

analogen Anträgen erfolgt der Versand noch mittels Postweg. Die so entwickelten Schriftstücke 

werden zugleich in der Fachsoftware gespeichert und gegebenenfalls als Wiedervorlage einge-

pflegt. Für die gängigen Verfahren sind entsprechende Musterschreiben hinterlegt. Sie steigern 

die Effektivität und tragen zu einheitlichen und rechtssicheren Verfahren bei. Zudem helfen sie 

die Verfahren zu beschleunigen.  

Daneben bildet die Bauaufsicht Dortmund in der Bearbeitungssoftware verbindliche Prozess-

schritte ab. So leitet sie ihre Mitarbeitenden Schritt für Schritt durch die Genehmigungsprüfung. 

Diese Checklisten enthalten Pflichtfelder, die von den Mitarbeitenden zwingend auszufüllen 

sind. Diese Vorgehensweise sichert die Einhaltung der erforderlichen Prüfschritte. Gleichzeitig 

dokumentieren die Mitarbeitenden die erzielten Teilergebnisse.  

Die Bauaufsicht bespricht schwierige Fälle in regelmäßig stattfindenden Teamsitzungen. Ent-

scheidungen basieren auf durch die Bauaufsicht erstellten Berichten. Sie hält Entscheidungen 

in Protokollen fest, die allen übermittelt werden. Zudem werden diese „Dortmunder Fälle“ unter 

der „Hilfefunktion“ der eingesetzten Fachsoftware eingepflegt. Diese Vorgehensweise steigern 

die einheitliche und rechtssichere Verwaltungspraxis enorm.  

Die Bauaufsicht nutzt für die Gebührenfestsetzung die Möglichkeiten der Fachsoftware. Die 

Grundlagen pflegt die Bauaufsicht mit ihrer Gebührenadministration. Diese Vorgehensweise si-

chert aktuelle Gebührensätze und erleichtert deren Festsetzung.   

Die Bauaufsicht Dortmund archiviert alle aktuellen Bauakten elektronisch. Ausgeschlossen von 

dieser Regelung sind Verfahren, die nicht genehmigt beziehungsweise innerhalb von sechs 

Jahren nicht umgesetzt wurden.  



  Stadt Dortmund    Bauaufsicht    050.010050_03371 

Seite 304 von 316 

In Dortmund gibt es ein einheitliches Dokumentenmanagementsystem. Es ist geplant, die digital 

archivierten Bauakten an dieses System anzuschließen. So bestehen noch weitere umfassende 

Filterfunktionen, um Unterlagen zu finden. Im Übrigen speichert die Bauaufsicht die Unterlagen 

auch in der Fachsoftware der Bauaufsicht, wo die Unterlagen aufbewahrt werden.  

Nach Aussage der Bauaufsicht sind rund die Hälfte des insgesamt rund fünf km langen Akten-

gutes bereits digitalisiert. Aktuell übernimmt Dortmund rd. 276.000 Microverfilmungen in ihr digi-

tales System.  

Mit der Einführung von Building Information Modeling (BIM) in Deutschland nimmt die Zahl der 

dreidimensionalen digitalen Bauwerksmodelle zu. Neben den geometrischen Informationen 

werden mit diesem System weitere Details gespeichert wie beispielsweise zu Bauprodukten, 

die für Leistungsbeschreibungen genutzt werden. Mit diesen Daten ist es grundsätzlich auch 

möglich, digitale Prüfungen des bauplanungs- und bauordnungsrechtlichen Verwaltungsverfah-

ren abzuwickeln. Die Bauaufsicht der Stadt Dortmund ist ein Partner in einem landesweiten For-

schungsprojekts zum BIM-basierten Bauantrag93.  

Überblick über die Erfüllung der Anforderungen Digitalisierung zum Stichtag 01.06.2024 

Merkmal Dortmund 
Wie viele kreisfreie Städte 

antworten mit ja? 

Bauanträge können digital über eine Plattform angenom-

men werden. 
ja 7 von 23  

Bauvorlagenberechtigte können über die Plattform Vor-

drucke ausfüllen und Unterlagen hochladen. 
ja 7 von 23 

Es erfolgt eine automatische Übernahme aus dem An-

tragsvordruck in die Fachsoftware. 
nein 6 von 23 

Anträge in Papierform werden zu Beginn des Prozesses 

eingescannt. 
ja 10 von 23 

Im Anschluss erfolgt eine elektronische Bearbeitung in 

der Fachsoftware (Verzicht auf Papierakte). 
nein 4von 23 

Schriftverkehr sowie die Anforderung fehlender Unterla-

gen erfolgt in elektronischer Form. 
ja 8 von 23 

Musterschreiben sind in der Fachsoftware hinterlegt. ja 23 von 23 

Die Beteiligung von internen und externen Stellen erfolgt 

elektronisch über die Plattform. 
ja 9 von 23 

Die Beteiligung von internen und externen Stellen erfolgt 

elektronisch (Schnittstelle, Email etc.). 
ja 14 von 23 

Bauantragstellende können den Verfahrensstand selb-

ständig digital nachvollziehen. Die Beteiligung von inter-

nen und externen Stellen erfolgt elektronisch (Schnitt-

stelle, Email etc.). 

ja 14 von 23 

Die Überwachung von Fristen erfolgt mithilfe der Fach-

software. 
ja 20 von 23 

 

93 BIM-basierter Bauantrag (ruhr-uni-bochum.de) 

https://www.inf.bi.ruhr-uni-bochum.de/iib/forschung/projekte/bauantrag.html.de
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Merkmal Dortmund 
Wie viele kreisfreie Städte 

antworten mit ja? 

Es sind verbindliche Prozessschritte in der Fachsoftware 

hinterlegt. 
ja 18 von 23 

Die Festlegung der Gebührenhöhe wird durch die Fach-

software unterstützt. 
ja 22 von 23 

Aktuelle Bauakten werden elektronisch archiviert. ja 14 von 23 

Es gibt ein einheitliches Dokumentenmanagementsystem 

(alternativ: Aktenplan) anhand dessen Vorgänge abge-

legt und z. B. auch von Vertretungskräften einfach aufge-

funden werden können. 

ja 18 von 23 

Altakten werden eingescannt und elektronisch archiviert. ja 12 von 23 

9.4.5 Personaleinsatz 

Ein Bauantrag ist kein Standardgeschäft und stark von Individualitäten sowie den jeweiligen ört-

lichen Rahmenbedingungen in Form von Bebauungsplänen etc. abhängig.  

Die gpaNRW vergleicht den Personaleinsatz interkommunal unter Berücksichtigung des jeweili-

gen Fallaufkommens. 

Hierbei berücksichtigt die gpaNRW das gesamte Personal, das für die Bearbeitung von Bauge-

nehmigungen im weiteren Sinne eingesetzt ist – auch wenn die Stadt es organisatorisch selbst 

nicht direkt der Baugenehmigungsbearbeitung zugeordnet hat. Dies beinhaltet auch das Perso-

nal, das die förmlichen Bauvoranfragen bearbeitet oder Bauberatungen durchführt. 

Alle Tätigkeiten, die im Rahmen der Bauanträge zu erledigen sind (inkl. Gebührenbescheid er-

stellen, Antrag archivieren, etc.), berücksichtigt die gpaNRW bei den Stellenanteilen. Dabei wur-

den alle Stellen erfasst, die in Bezug zu den erhobenen Grundzahlen „Mengen Baugenehmi-

gung“ stehen, somit also auch für Anzeigen und Vorlagen im Rahmen des Freistellungsverfah-

rens. Stellenanteile für darüber hinaus anfallende zusätzliche Aufgaben fließen nicht mit ein. 

Durch diese aufgabenorientierte Personalerfassung sind die erhobenen Daten vergleichbar. 

Die Anzahl der „Fälle“ setzt sich in diesem Kapitel aus den Anträgen und Vorlagen zusammen, 

die die Sachbearbeitung zu bearbeiten hat. Berücksichtigt werden hier somit die Anträge im 

normalen und im vereinfachen Genehmigungsverfahren, die Freistellungsverfahren sowie die 

förmlichen Bauvoranfragen. Da es sowohl komplizierte und langwierige Fälle im vereinfachten 

Verfahren, als auch schnell abzuwickelnde Fälle im normalen Verfahren gibt, wird auf Gewich-

tungen verzichtet. 

 Feststellung 

Der Stadt Dortmund stand im Vergleichsjahr 2023 weniger Personal zur Bearbeitung je Fall 

zur Verfügung als in den meisten anderen kreisfreien Städten. Der Bestand unerledigter 

Fälle hat deutlich zugenommen, was auch auf eine hohe Personalfluktuation zurückzuführen 

ist. 

Grundsätzlich sollte eine Stadt auf veränderte Rahmenbedingungen reagieren, beispielsweise 

bei der Zu- oder Abnahme der Fallzahlen. Dazu sollte sie die Personalbelastung nachhalten. 

Bei sinkenden Antragszahlen sollte sie dem Personal ggf. andere Aufgaben zuweisen. Wenn 
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die Antragszahlen ansteigen, sollte sie weiteres Personal unterstützend einsetzen oder ablauf-

organisatorisch reagieren. 

Dabei ist mit dem Zuweisen anderer Aufgaben nicht gemeint, dass das Personal in anderen 

Verwaltungsbereichen eingesetzt werden soll. Vielmehr ist es Ziel, dass bei sinkender Belas-

tung in der Sachbearbeitung der Baugenehmigungsverfahren die Beschäftigten beispielsweise 

Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Umsetzung der Digitalisierung übernehmen können. 

Fälle je Vollzeit-Stelle Sachbearbeitung Bauaufsicht inkl. Bauberatung 2023 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 23 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Die Bauaufsicht der Stadt Dortmund hat je Vollzeit-Stelle mehr Fälle zu bearbeiten als die 

Hälfte der anderen kreisfreien Städte. Nur in sechs anderen kreisfreien Städten ist das Fallauf-

kommen je Vollzeit-Stelle größer.  

Die gpaNRW betrachtet bei dieser Kennzahl nur die eingegangenen Fälle. Sie berücksichtigt 

nicht, ob die neuen Bauanträge auch abschließend bearbeitet wurden. Hierfür nutzt sie die im 

nachfolgenden Teil des Prüfungsberichtes ermittelten Kennzahlen über die je Vollzeit-Stelle er-

arbeiteten Bescheide sowie den Anteil unerledigter Fälle.  

Die steigende Fluktuation des Personals in vielen Bauaufsichtsbehörden des Landes NRW 

macht auch vor Dortmund keinen Halt. So verließen 26 Mitarbeitende in den letzten vier Jahren 

die Bauaufsicht der Stadt. Absehbar verlassen von 2024 bis 2027 zwölf weitere Mitarbeitende 

die Bauaufsicht.  



  Stadt Dortmund    Bauaufsicht    050.010050_03371 

Seite 307 von 316 

Um frühzeitige auf Personalveränderung reagieren zu können, hat die Stadt Dortmund einen 

Personal- und Organisationskonzept erstellt, welches sie jährlich aktualisiert. Es umfasst einen 

Zeitraum von fünf Jahren.  

Regelmäßig stellt die Stadt Bachelor-Absolventen Architektur oder Ingenieurwesen für die Be-

amtenlaufbahn des gehobenen technischen Dienstes ein, mit denen sie häufig freiwerdende 

Stellen besetzen kann. Nach Aussage der Stadt können die planbar freiwerdenden Stellen 

durch die vorbereitenden Maßnahmen der Stadt überwiegend besetzt werden. Anders sieht es 

bei unvorhersehbaren Abgängen aus. Hier bleiben häufig Stellen unbesetzt.  

Mit einer hohen Personalfluktuation steigt häufig auch die Gefahr des Verlustes von Wissen, 

welches über Jahre durch die Bediensteten gesammelt wurde. Dortmund begegnet dieser Fehl-

entwicklung, indem die eingesetzte Fachsoftware Möglichkeiten bietet, beispielsweise Hilfs-

texte, Protokolle und Dokumentationen zu bestimmten Sachverhalten elektronisch zu sammeln. 

So stellt die Bauaufsicht weitgehend den Erhalt des vorhandenen Wissens auch nach Aus-

scheiden der Beschäftigten sicher. Dieser digitale Wissensschatz hilft neuen Mitarbeitenden in 

der Einarbeitungsphase und fördert insgesamt einheitliche Verfahren. Auf die Ausführungen im 

vorangegangenen Kapitel zum Thema Digitalisierung wird verwiesen. Die vorhandenen Check-

listen und Bearbeitungsbögen helfen ebenfalls, Wissen und Verfahrensweisen an neue Mitar-

beitende weiterzugeben. Häufig finden mehrwöchige Übergaben statt, um die Einarbeitung zu 

erleichtern. 

Einen weiteren Beitrag zum Wissenserhalt leistet Dortmund damit, eigene Kräfte auszubilden. 

So wird auch direkt vorhandenes Wissen weitergeben. Nach Aussage der Stadt konnten so 

häufig freiwerdende Stellen durch diese Kräfte neubesetzt werden. 

Die Anzahl der Stellen legt die Bauaufsicht auf Basis der aktuellen Fallzahlen fest, die Dort-

mund intern auswertet. Offene Stellen, die nicht durch eigene Kräfte besetzt werden können, 

schreibt die Stadt aus. Dabei ist nach Aussage der Bauaufsicht besonders in der jüngeren Ver-

gangenheit ein Rückgang der Bewerbenden feststellbar.  

Weitere Kennzahlen 2023 

Kennzahlen Dortmund Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert 

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Fälle je Vollzeit-Stelle 

Sachbearbeitung Bau-

genehmigung (ohne 

Bauberatung) 

65 32 51 61 74 170 19 

Bescheide je Vollzeit-

Stelle Sachbearbeitung 

Bauaufsicht (inkl. Bau-

beratung) 

43 22 39 43 55 125 23 

Verhältnis unerledigter 

Bauanträge zum 01.01. 

zu den neuen Bauan-

trägen in Prozent 

8,64 5,72 36,36 56,88 68,96 148 18 

Das Fallaufkommen je Vollzeit-Stelle Sachbearbeitung Baugenehmigung liegt in Dortmund 

oberhalb des Medians.  
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Betrachtet man die tatsächlich erarbeiteten Bescheide je Vollzeit-Stelle, so bildet die Bauauf-

sicht in Dortmund unter den Vergleichsstädten den Median ab. Deutlich wird aber auch eine 

nennenswerte Differenz zwischen „Fälle je Vollzeit-Stelle Sachbearbeitung Baugenehmigung“ 

und „Bescheide je Vollzeit-Stelle Sachbearbeitung Bauaufsicht“. Dieser Umstand erklärt die Zu-

nahme der unerledigten Fälle im Jahr 2023. Waren zu Beginn des Vergleichsjahres noch 162 

unerledigt, nahm die Zahl im Laufe des Jahres um weitere 259 Fälle zu. Legt man das Antrags-

volumen aus 2023 zu Grunde, steigt damit der Anteil unerledigter Fälle auf 22,45 Prozent. Eine 

deutliche Steigerung gegenüber dem für 2023 ermittelten Wert.  

Nach Aussage der Stadt war die Bauaufsicht in 2023 durch eine hohe Personalfluktuation be-

lastet. Nicht alle Stellen konnten direkt besetzt werden. Langjährige Mitarbeitende haben die 

Bauaufsicht der Stadt Dortmund verlassen beziehungsweise haben Führungsaufgaben ange-

nommen. Zudem kamen Ausfälle durch Beschäftigungsverbote, Mutterschutz und Elternzeit 

hinzu. Dieser Personalmangel sei der Hauptgrund für die Zunahme der unerledigten Fälle.  

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte die Entwicklung der unerledigten Fälle jeweils zum 01. Januar fort-

schreiben. Bei weiterhin zunehmender Anzahl unerledigter Fälle sollte sie gegensteuernde 

Maßnahmen ergreifen. 

9.4.6 Bauberatung 

 Feststellung 

In der Stadt Dortmund wird rund jeder siebte Baugenehmigungsantrag zurückgenommen. 

Hauptgrund ist die nicht fristgerechte Nachbesserung der Anträge, wodurch die gesetzliche 

Rücknahmefiktion eintritt. Mit Vorabinformationen versucht die Stadt Dortmund, den Anteil 

unvollständiger Anträge gering zu halten. 

Eine Stadt sollte durch gute Vorabinformationen - beispielsweise im Internet oder im Wege der 

Bauberatung - versuchen, die Anteile der zurückgenommenen sowie der unvollständig einge-

henden Bauanträge gering zu halten. So kann sie die Verfahrensdauer optimieren und bürger-

freundlich agieren. 
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Zurückgenommene, abgelehnte und unvollständige Bauanträge 2023 in Prozent 

Kennzahlen Dortmund Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert 

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

Anteil zurückgenomme-

ner Bauanträge an den 

Bauanträgen  

13,81 5,00 9,13 11,48 14,99 29,43 23 

davon durch den Antrag-

stellenden 
45,95 9,91 33,49 46,31 51,78 89,23 20 

davon durch Gesetz 

(Rücknahmefiktion) 
54,05 10,77 48,22 54,97 66,52 90,09 20 

Anteil Ablehnungen an 

den Bescheiden  
3,61 0,16 1,04 2,02 3,64 9,46 23 

Anteil unvollständig ein-

gegangene Bauanträge 

an den Bauanträgen  

63,59 39,01 62,91 75,00 89,97 95,78 21 

Zurückgenommene Anträge wie auch Ablehnungen erfordern einen teils hohen Verwaltungsauf-

wand, insbesondere, wenn lange Begründungen für die Ablehnungsbescheide erarbeitet wer-

den müssen. Sie verschlingen unnötige Personalressourcen. Gute Vorabinformationen halten 

den Anteil zurückgenommener Anträge gering. Mit guten Informationen steigt die Qualität der 

eingereichten Unterlagen. Der Anteil unvollständiger oder mangelhafter Anträge reduziert sich. 

So kann schon im frühen Stadium, bestenfalls bereits vor der Antragstellung, die Anzahl der zu-

rückgenommenen oder abzulehnenden Anträge verringert werden. 

In der Stadt Dortmund werden im Verhältnis mehr Genehmigungsanträge zurückgenommen als 

in den meisten anderen kreisfreien Städten. Dabei tritt bei mangelhaften Anträgen häufiger die 

gesetzliche Rücknahmefiktion ein, als dass Anträge durch den Antragstellenden zurückgezogen 

werden.  

Knapp jeder siebte eingegangene Bauantrag bei der Bauaufsicht der Stadt Dortmund ist unvoll-

ständig. Mit diesem Wert positioniert sich Dortmund im Vergleich zwar noch in der Hälfte mit ei-

nem geringeren Wert, allerdings insgesamt auf einem hohen Niveau.  

Die Stadt Dortmund hat ihre frühere sogenannte „Häuslebauerberatung“ aufgegeben. Die Nach-

frage habe erheblich nachgelassen, so die Bauaufsicht. Im Übrigen halte die Bauaufsicht für die 

Bauberatung kein eigenes Personal mehr vor. Heute handele es sich vermehrt um den Ge-

schosswohnungsbau. Die Antragsteller favorisierten den direkten Kontakt mit der Sachbearbei-

tung der Bauaufsicht.   

Auf ihrer Homepage informiert die Stadt Dortmund die Bauwilligen über das Stadtplanungs- und 

Bauordnungsamt, welches den Bauwilligen als Ansprechpartner zur Verfügung steht. Über das 

Geoportal der Stadt sind Bebauungsplanauskünfte wie auch der Flächennutzungsplan einseh-

bar. Als Kontaktdaten veröffentlicht die Stadt eine zentrale Nummer. Persönliche Vorsprachen 

bedürfen einer vorherigen Terminvereinbarung. Für die Kontaktaufnahme bietet die Stadt ein 

Online-Formular, in dem das Anliegen der/des Auskunftssuchenden näher beschrieben werden 

muss. So ist es möglich, dass die/der jeweils zuständige Sachbearbeitende sich auf die Bera-
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tung vorbereiten kann. Es entfällt eine Störung während der laufenden Bearbeitung, beispiels-

weise umfassenden Genehmigungsprüfungen. Die Beratung der Bauaufsicht leistet einen Bei-

trag, den Anteil zurückgenommener und unvollständiger Anträge zu verringern. 

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte die Ursache für die hohe Anzahl der abgelehnten und zurückge-

nommenen Anträge ermitteln. Gegebenenfalls kann die Stadt durch eine verstärkte Beratung 

und zielgerichtete Informationen diesen Anteil reduzieren.  

9.4.7 Dauer der Genehmigungsverfahren 

Häufig sind die Bauanträge beim Antragseingang nicht vollständig, und es müssen Unterlagen 

nachgefordert werden. Das verzögert den Gesamtprozess. Die Genehmigungsbehörden stehen 

oft wegen langer Laufzeiten von Baugenehmigungen in der Kritik.  

Daher bildet die gpaNRW die durchschnittliche Gesamtlaufzeit der einzelnen Verfahren ab. Da-

bei orientiert sie sich an der maximalen Dauer der vereinfachten Genehmigungsverfahren, die  

§ 71 Abs. 6 BauO NRW 2018 vorsieht. Als Durchschnittswert sollte diese Zielgröße aus Sicht 

der gpaNRW erreichbar sein. Nach den bisherigen Erfahrungen der gpaNRW wird der Durch-

schnittswert weniger von der Art der Verfahren beeinflusst, sondern hängt vielmehr von den 

vorgegebenen Regeln, z. B. zur Beteiligung politischer Gremien oder zum Umgang mit zu betei-

ligenden Behörden ab.  

Die Gesamtlaufzeit wird zusätzlich maßgeblich von der Fristsetzung bei der Nachforderung von 

Unterlagen beeinflusst. Wir zählen bei der Erfassung einheitlich für alle Städte die Kalendertage 

(nicht Arbeitstage) und bereinigen weder Stopp- noch Ruhezeiten oder ähnliche Bearbeitungs-

unterbrechungen.  

 Feststellung 

Die Stadt Dortmund benötigt bis zum Abschluss der Baugenehmigungsverfahren mehr Zeit 

als die Mehrzahl der anderen kreisfreien Städte. Sie überschreitet den Orientierungswert der 

gpaNRW wesentlich.  

Die Orientierungsgröße für eine durchschnittliche Gesamtlaufzeit von zwölf Wochen (= 84 Ka-

lendertage) sollte eine Stadt ab dem 01. Januar 2019 bei den Bauanträgen nach Antragsein-

gang nicht überschreiten. 

Die gpaNRW hat die durchschnittliche Dauer für das vereinfachte und das normale Genehmi-

gungsverfahren in jeweils zwei Varianten erhoben: 

 Als „Gesamtlaufzeit“ ab dem Antragseingang bis zur Erteilung des Genehmigungs- oder 

Ablehnungsbescheides und 

 als „Laufzeit“ ab dem Zeitpunkt, zu dem der Bauantrag seitens des Antragstellers bzw. 

der Antragstellerin mängelfrei und vollständig der Bauaufsicht vorliegt bis zur Erteilung 

des Genehmigungs- oder Ablehnungsbescheides. 

Da wir die Dauer der Genehmigungsverfahren bis zur Genehmigung oder Ablehnung betrach-

ten, fließen zurückgenommene Anträge bei der Ermittlung der Durchschnittszeiten nicht mit ein. 



  Stadt Dortmund    Bauaufsicht    050.010050_03371 

Seite 311 von 316 

Die differenzierte Erfassung von Laufzeiten ist eine wesentliche Information für die Stadt, um 

sie bei der Steuerung der Prozesse zu unterstützen. Beispielsweise helfen die ausgewerteten 

Zeiten, Ursachen für Veränderungen bei den Verfahrensdauern zu ermitteln. Bei einer positiven 

Entwicklung kann sie die Bediensteten entweder bestärken oder wenn sich die Verfahrensdauer 

verlängert Maßnahmen ergreifen, die die Verfahren beschleunigen.  

Die gpaNRW betrachtet zunächst die Gesamtlaufzeit im vereinfachten Genehmigungsverfah-

ren, da diese bei allen Städten mit rund 83 Prozent den Hauptanteil der Bauanträge ausma-

chen. Bei der Stadt Dortmund beträgt der Anteil der vereinfachten Genehmigungsverfahren 

rund 87 Prozent. 

Gesamtlaufzeit in Kalendertagen von Bauanträgen (vereinfachtes Genehmigungsverfahren) 2023 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 21 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 
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Gesamtlaufzeit in Kalendertagen von Bauanträgen (normales Genehmigungsverfahren) 2023 

 

In den interkommunalen Vergleich sind 21 Werte eingeflossen, die sich wie folgt verteilen: 

 

Die Stadt Dortmund benötigt für die vereinfachten wie auch für die normalen Baugenehmi-

gungsverfahren mehr Zeit als die Hälfe der anderen kreisfreien Städte. Sie überschreitet den 

Orientierungswert der gpaNRW deutlich. Es sind in Dortmund bei beiden Verfahren durch-

schnittlich mehr als 200 Kalendertage bis zur Bescheiderteilung notwendig. Der Stadt gelingt es 

damit häufig nicht, die gesetzlichen Fristen von sechs Wochen für das vereinfachte Baugeneh-

migungsverfahren beziehungsweise drei Monate für das normale Verfahren einzuhalten. Dies 

gilt selbst, wenn die Anträge vollständig vorliegen. Das belegen die in der nachfolgenden Ta-

belle dargestellten Laufzeiten, getrennt nach vereinfachten und normalen Verfahren.  

Laufzeit in Kalendertagen von Bauanträgen 2023 

Kennzahlen Dortmund Minimum 
1. Viertel-

wert 

2. Viertel-

wert 

(Median) 

3. Viertel-

wert 
Maximum 

Anzahl 

Werte 

vereinfachtes Geneh-

migungsverfahren 
136 17 45 85 103 147 15 

normales Genehmi-

gungsverfahren 
141 27 45 88 121 430 14 

Die hier festgestellten langen Lauf- und Gesamtlaufzeiten der Genehmigungsverfahren resultie-

ren auch aus den bereits im Bericht genannten Sachverhalten. Aus Sicht der gpaNRW bietet 
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besonders die vollständige digitale Bearbeitung der Baugenehmigungsverfahren Potenzial, die 

Verfahren zu beschleunigen. Die aktuell eingeführten Digitalisierungsschritte können sicher ei-

nen Beitrag leisten, die Bearbeitungszeiten zu verringern.  

Unnötiger hoher Personalaufwand entsteht in Dortmund auch durch Anträge, die entweder we-

gen fehlender Mitwirkung der Antragstellenden oder vom Antragstellenden selbst zurückgenom-

men werden. In Dortmund sind das knapp 14 Prozent. Mit dieser Kennzahl gehört Dortmund zu 

dem Viertel der kreisfreien Städte mit dem höchsten Anteil zurückgenommener Anträge. Häufig 

sind unvollständige Anträge bzw. Anträge, die nicht genehmigungsfähig sind, Grund für Zurück-

nahmen. Nach Ansicht der gpaNRW ist es teilweise möglich, durch zusätzliche Informations- 

und Beratungsangebote die Anzahl dieser Anträge zu reduzieren, beispielsweise durch ein kla-

res frühzeitiges Votum, dass keine Genehmigungsfähigkeit vorliegt.  

Weiterhin führt die hohe Personalfluktuation ebenfalls zu verlängerten Bearbeitungszeiten, da 

Einarbeitungen notwendig sind.  

 Empfehlung 

Die Stadt Dortmund sollte die Potenziale für eine beschleunigte Genehmigungsprüfung nut-

zen, wie beispielsweise die vollständige Digitalisierung. Sie sollte Fristen für Nachbesserun-

gen und Stellungnahmen soweit möglich kürzen. Sie sollte die Entwicklung der Gesamtlauf-

zeiten und Laufzeiten weiter analysieren. 
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9.5 Anlage: Ergänzende Tabelle  

Tabelle: Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2024/2025 – Bauaufsicht  

Feststellung Seite Empfehlung Seite 

Baugenehmigungen 

F1 

Die Stadt Dortmund hält häufig die gesetzlich geforderten Fristen ein. Teils 

weicht sie von Prüfvorgaben ab. Die gesetzliche Rücknahmefiktion wendet sie 

im Einzelfall nicht an. Es besteht noch ein Optimierungspotenzial bei den Be-

teiligungsverfahren. 

293 E1.1 

Die Stadt Dortmund hat aus Rechtssicherheitsgründen die Vollständig-

keitsprüfung innerhalb der gesetzlich vorgeschriebenen Frist in jedem Fall 

durchzuführen. 

294 

   E1.2 

Die Stadt Dortmund hat die gesetzliche Rücknahmefiktion konsequent 

anzuwenden. Sie tritt mit Fristablauf auf Grund der gesetzlichen Fiktion 

ein. Eine weitere Antragsprüfung läuft konträr zu den gesetzlichen Vorga-

ben. 

294 

   E1.3 
Die Stadt Dortmund sollte sich auf notwendige Beteiligungen beschrän-

ken, um die Genehmigungsverfahren nicht unnötig zu verlängern. 
296 

   E1.4 
Die Stadt Dortmund sollte den Stellen, die digitale Beteiligungsverfahren 

ablehnen, die Vorteile eines solchen Verfahrens aufzeigen. 
296 

   E1.5 
Die Stadt Dortmund sollte genehmigungspflichtige Bauantragsverfahren 

nicht durch die Beteiligung der Bezirksvertretungen verzögern. 
297 

F2 

Der Prozess des vereinfachten Baugenehmigungsverfahren ist gut strukturiert. 

Er bietet Optimierungspotenzial für eine verbesserte Korruptionsprävention. 

Parallel abgewickelte Bearbeitungsschritte helfen die Dauer der Verfahren zu 

verkürzen. 

297 E2.1 
Die Bauaufsicht sollte die planungsrechtliche Prüfung parallel zur Voll-

ständigkeitsprüfung durch die Sachbearbeitung vornehmen. 
298 

   E2.2 Die Stadt Dortmund sollte verbindliche Vertretungsregelungen treffen. 298 

   E2.3 
Die Stadt Dortmund sollte die Vorgaben des Korruptionsbekämpfungsge-

setzes beachten und generell das Vieraugenprinzip anwenden. 
299 

F3 

Die Stadt Dortmund wickelt zwischenzeitlich die ersten Baugenehmigungsver-

fahren vollständig digital ab. Die Möglichkeit der digitalen Bearbeitung von Ge-

nehmigungsverfahren sollen bald alle Bediensteten nutzen. 

302 E3 
Die Stadt Dortmund sollte zeitnah eine ausschließliche digitale Bearbei-

tung des Baugenehmigungsverfahrens einführen. 
303 
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F4 

Der Stadt Dortmund stand im Vergleichsjahr 2023 weniger Personal zur Bear-

beitung je Fall zur Verfügung als in den meisten anderen kreisfreien Städten. 

Der Bestand unerledigter Fälle hat deutlich zugenommen, was auch auf eine 

hohe Personalfluktuation zurückzuführen ist. 

305 E4 

Die Stadt Dortmund sollte die Entwicklung der unerledigten Fälle jeweils 

zum 01. Januar fortschreiben. Bei weiterhin zunehmender Anzahl unerle-

digter Fälle sollte sie gegensteuernde Maßnahmen ergreifen. 

308 

F5 

In der Stadt Dortmund wird rund jeder siebte Baugenehmigungsantrag zurück-

genommen. Hauptgrund ist die nicht fristgerechte Nachbesserung der Anträge, 

wodurch die gesetzliche Rücknahmefiktion eintritt. Mit Vorabinformationen ver-

sucht die Stadt Dortmund, den Anteil unvollständiger Anträge gering zu halten. 

308 E5 

Die Stadt Dortmund sollte die Ursache für die hohe Anzahl der abgelehn-

ten und zurückgenommenen Anträge ermitteln. Gegebenenfalls kann die 

Stadt durch eine verstärkte Beratung und zielgerichtete Informationen 

diesen Anteil reduzieren. 

310 

F6 

Die Stadt Dortmund benötigt bis zum Abschluss der Baugenehmigungsverfah-

ren mehr Zeit als die Mehrzahl der anderen kreisfreien Städte. Sie überschrei-

tet den Orientierungswert der gpaNRW wesentlich. 

310 E6 

Die Stadt Dortmund sollte die Potenziale für eine beschleunigte Genehmi-

gungsprüfung nutzen, wie beispielsweise die vollständige Digitalisierung. 

Sie sollte Fristen für Nachbesserungen und Stellungnahmen soweit mög-

lich kürzen. Sie sollte die Entwicklung der Gesamtlaufzeiten und Laufzei-

ten weiter analysieren. 

313 
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 Kontakt 

Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen 

Shamrockring 1, Haus 4, 44623 Herne 

Postfach 10 18 79, 44608 Herne 

t  0 23 23/14 80-0 

f  0 23 23/14 80-333 

e  info@gpa.nrw.de 

DE-e Poststelle@gpanrw.de-mail.de 

i  www.gpa.nrw.de 
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